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Leser werben Leser +++ Leser 


Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene. 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 
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mit modischer Blindheit 
geschlagen. 
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Wall Street, Washington 
und die amerikanische Fi- 
nanzpresse verbreiten wei- 
terhin die absurde Behaup- 
tung, die Wirtschaftsflaute 
in den USA sei durch den 
Krieg verursacht worden. 
Das stimmt nicht. Sie 
wurde durch die gewaltig- 
ste Schuldenpyramide in 
der Weltgeschichte hervor- 
gerufen. 


US-Außenminister James Baker 
befürwortet eine Middle East 
Bank, die mithelfen soll, dievom 
Krieg verwüstete Region wieder 
aufzubauen. Es geht um gewal- 
tige Profite. 
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George Bush teilt mit 
Michail Gorbatschow die 
Vision einer »Neuen Welt- 
ordnung«, einer Weltregie- 
rung unter dem Zepter der 
Vereinten Nationen, in der 
die »gemeinsamen Interes- 
sen« aller Länder in der 
Welt in einer Regierung 
und einem politischen Sy- 
stem verschmolzen wer- 
den. 
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Internationales 
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40 Die Sowjet-Irak- 
Connection 
Amerika kämpfte am Golf | 
nicht nur gegen den Irak, 
man kämpfte auch gegen 
die Sowjetunion, die mit 
22 Milliarden Dollar an 
Kriegsgerät Saddam Hus- 
seins gesamte Kriegsma- 
schine bewaffnete, ausbil- 
dete und auch während des 
Bombenkriegs dirigierte. 


Iraks Präsident Saddam Hussein 
verließ sich in seinem Kampf ge- 
gen den satanischen Westen voll 
auf die 28jährige Allianz seines 
Landes mit der Sowjetunion. 
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Der historische Revisionis- 
mus bezüglich der Revolu- 
tion hat in der Sowjetunion 
größere Fortschritte erzielt 
als im Westen, und zwar 
aus einem ganz einfachen 
Grund: Die Völker des 
Riesenreiches wissen mehr 
darüber und denken mehr 
darüber nach, weil sie am 
meisten gelitten haben. 


Lenin wurde von Mächten unter- 
stützt, die wie heute das gleiche 
Ziel hatten: Die Vernichtung der 
Nationen, die Errichtung einer 
»Neuen Weltordnung« mit einer - 
Weltregierung. _ 
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Deutschland- 


Journal 

Koalition Bundesregie- 
rung — Stasi?; Sowjetische 
Nuklear-Waffen in Mittel- 
deutschland; Kaum deut- 
sche Hilfe für Bangla- 
desch; FDP setzt sich von 
Union ab; Sowjets wollen 
weitere Milliarden für 
Truppenabzug; Selbst- 
mord ist bei Kindern zweit- 
häufigste Todesur- 

sache. 


Europa-Journal 
KGB verhaftet Verfasser 
der Litauen-Studie; Iraki- 
sche Oppositionsführer 
verweigern Reparationen; 
Havel warnt vor einer so- 
wjetischen Unstabilität; 
Sowjets ziehen militärische 
Lehren aus dem Krieg; 
Eingeborenen-Gruppen 
verbreiten schwarze Le- 
genden; Amerikas neuer 
bester Verbündeter; Euro- 
pas Schnellbahn-Verbin- 
dungen. 


Banker-Journal 


Ölreserven des Nahen 
Ostens auf der Tagesord- 
nung der Bilderberger; 
Bronfman soll osteuropäi- 
sche Unternehmer ausbil- 
den; Westliche Banken ver- 
ringern Darlehen an Ost- 
europa; Japan will aus dem 
Protokoll von Montreal 


sich zurückziehen; US-Re- - 


gierung verkündet Plan für 


Ausfuhrbeschränkungen; 


Hong Shang zieht nach 
London; Barclays Bank 


. warnt vor Wiederholung 


der dreißiger Jahre; Bank 
von England will Midland 
Bank retten. : 


27 Impressum 


34 Nahost-J ournal 


Mossad sagt neue Krise in 
Syrien voraus; Kuwaiti- 
sches Regime macht Dissi- 
denten mundtot; USA und 
Israel spielen auf Zeit; 
Arafat identifiziert das 
»neue.Rom« als Feind; 
»Heavy Metal« als Kriegs- 
waffe; Israelischer Parla- 
mentarier will Palästinen- 
ser-Staat; Sowjetische Be- 
rater immer noch aktiv im 
Irak. 


Vertrauliches 


Brasilianischer Admiral 
warnt vor US-Präsident 
Bush; Club of Rome plant 
in Lateinamerika Völker- 
mord; Chinesen wollen 
Afrika bevölkern; Aids- 
Übertragung durch Sprays 
untersucht; Bushs freimau- 
rerisches Ritual; US- 
freundliche Regierung in 
Thailand gestürzt; UN lie- 
fert den Rebellen halb El 
Salvador aus; Politische 
Unruhen in Ägypten brei- 
ten sich. aus. 


| 66 Leserbriefe 
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Deutschland- 
Journal 


| Koalition 


Bundesregie- 
rung - Stasi? 


Wie aus Bonner Kreisen verlau- 
tet, soll sich angeblich in Fragen 


“ des Rechtsextremismus eine inof- 
“. . fizielle Koalition zwischen der 
“ Bundesregierung und der in den 


Untergrund gegangenen Ex- 
Stasi-Agenten gebildet haben. 


Diesen Informationen zufolge 
sollen deutsche Sicherheitskreise 
»eindeutige Beweise« dafür ha- 
ben, daß ein Großteil der soge- 
nannten rechtsextremistischen 
Exzesse in Mitteldeutschland in 
Wahrheit auf das Konto der Ex- 
Staatssicherheit geht. 


Kein Geheimnis ist, daß die Stasi 


“ die (Teil-)Wiedervereinigung auf 


das entschiedenste ablehnt, aber 
kein Mittel sah, diese zu verhin- 
dern. Der zweite Schock war der 
in dieser Größenordnung ur- 


‚ sprünglich nicht erwartete Sieg 


der CDU und der FDP bei den di- 
versen Wahlen. Allgemein war 
mit einem stärkeren linken Flü- 


‚gel gerechnet worden. 


. Um dem »DDR-Bürger« jetzt 


vor Augen zu führen, wohin eine 


... derartige Entwicklung treibt, 
habe man sich entschlossen, cha- 


mäleonhaft die Farbe von tiefrot 
nach braun zu wechseln und mas- 
sive »rechte« Ausschreitungen zu 
begehen, angefangen von »Polen 
kloppen« über 
schmierereien, dem Feiern des 


a 101. Geburtstags Hitlers bis hin 


zu Überfällen auf Ausländer und 
besonders zunehmender Gewalt 


“ auf Fußballplätzen. 


" Die Geheimdienste und der Ver- 
. fassungsschutz der Bundesrepu- 


blik seien jedoch wegen einiger 
»seltener Punkte« stutzig gewor- 
den, ob es sich hierbei wirklich 


. ‚um rechte Gewalttaten handle: 


* $o hätten sie sich über die »excel- 


lente Logistik« besonders der so- 
genannten Hooligans gewun- 
dert. Haben sich diese bislang 
darauf beschrängt, viele Stunden 


„eher als erwartet in einer Stadt 
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Hakenkreuz- ° 


anzukommen, statt mit dem Zug 
zu kommen, Busse zu chartern 
oder von »Voraustrupps« Waffen- 
depots in Stadionnähe anzule- 
gen, haben diese nunmehr eine 
ganz andere Dimension ange- 
nommen. 


»Echte« Hooligans sollen bei Ver- 
hören angegeben haben, sie hät- 
ten die meisten vor kurzem gar 
nicht gekannt. Vielmehr seien 
diese erst nach der (Teil-)Wieder- 
vereinigung plötzlich aufge- 
taucht und hätten sich durch be- 
sonders gewalttätiges Verhalten 
»ausgezeichnet«. Und während 
»echte« Hooligans sich nur mit 


ihresgleichen prügeln und nor- 


male Zuschauer in der Regel in 
Ruhe lassen, sei es bei diesen 
Leuten genau umgekehrt gewe- 
sen. Sie hätten sogar in erster Li- 
nie versucht, den normalen Zu- 
schauern Angst zu machen. Auch 
sollen sich manche dieser »neuen 
Hooligans« mal bei diesem, mal 
bei jenem Verein aufgehalten ha- 
ben. 


Auch sollen diese näheren Fra- 
gen, wo sie denn herkämen, wo 
sie zu finden seien, meist ausge- 
wichen sein und geantwortet ha- 
ben, sie würden lieber von sich 
aus zu den anderen kommen, da 
Besuche bei ihnen sehr schlecht 
wären. Auch wäre man viel unter- 
wegs. Auffällig sei auch, daß 
diese Personen immer als 
Gruppe kämen und sich nach den 
Spielen auch immer in der glei- 
chen Gruppe verzögen. Einzeln 
bekäme man sie kaum zu Ge- 
sicht. 


Diese ganzen und noch mehr In- 
formationen seien auch der Bun- 
desregierung übermittelt wor- 
den, heißt es weiter. Da aber die 
»rechten "Gewaltexzesse« auch 
der Bundesregierung gerade 
recht kämen, um die Rechte zu 
diskreditieren, habe man sich 
entschlossen, diese Informatio- 
nen als »vertraulich« einzustufen 
und nicht zu veröffentlichen. 


Man sehe in diesen. Aktionen 
eine gute Möglichkeit, das gegen- 
über den alten Bundesländern 
deutlich höhere Potential von 
Leuten, die bereit seien, auch 
Parteien rechts von der Union zu 
wählen, zu verunsichern und da- 
durch zur Stimmabgabe. für die 
CDU oder FDP zu veranlassen. 


Dieses Potential sei höher als die 


potentiellen Verluste durch Per-- 


sonen, die die »rechtsextremen 


Krawalle« zu einer Abwanderung E 


zur SPD oder gar PDS nutzten. 
Dazu passen auch sich mehrende 
Nachrichten, wonach die frühere 
Staatssicherheit der DDR und 
der sowjetische Geheimdienst 
KGB die Verursacher nicht weni- 
ger »rechtsextremer Straftaten« 
in der alten Bundesrepublik ge- 
wesen sind. Derartige Erkennt- 
nisse seien »massenhaft« in jetzt 
gefundenen Stasi-Akten gefun- 
den worden. .O 


Sowjets wollen 
weitere 

Milliarden für 
Truppenabzug 


Die Sowjetunion hat jetzt erst- 


mals mehr oder weniger öffent- 
lich den Abzug ihrer Truppen aus 
Mitteldeutschland von weiteren 
Milliarden-Zahlungen abhängig 
gemacht. So fordern die Sowjets 
von der Bundesregierung 10,5 
Milliarden Mark für »Eigen-Bau- 
leistungen seit 1945«, sprich Ka- 
sernen und Lagerhallen. Eine 
Verrechnung mit den Kosten für 


die Schadensbeseitigung der Alt- 


lasten, die auf deutlich mehr als 
zehn Milliarden Mark geschätzt 
werden, wird dabei kategorisch 
abgelehnt. Es ist kein Geheim- 
nis, daß die Sowjets allerlei 
Stoffe einfach im Boden versik- 
kern ließen oder einfach vergru- 
ben. Das Grundwasser im Be- 
reich mehrerer Kasernen ist be- 
reits hochgradig verseucht. Zu- 
dem weigern sich die Sowjets, 
diese Areale auf Gifte untersu- 
chen zu lassen. 


Dies sei aber das alleinige Pro- 
blem der Deutschen, argumen- 
tieren die Sowjets... Der Truppen- 
Abzugs-Vertrag sehe . lediglich 
den Abzug der sowjetischen Ar- 
mee vor. Der mit der Bundesre- 
gierung vereinbarte Milliarden- 
Betrag sei von daher auch nur als 
reiner Zuschuß für den Abzug zu 
werten. Kein Wort stehe in dem 


“ Vertrag aber von einer kostenlo- 


sen Überlassung der von den So- 
wjets erbauten Häuser und Lager 
an die Bundesrepublik. Man sei 
»selbstverständlich« davon. aus- 
gegangen, daß dies Gegenstand 
einer besonderen Vereinbarung 
sein werde. Da die Bundesregie- 
rung auch nicht ehemalige Che- 
miefirmen, etwa in Bitterfeld, 


mit den Kosten der Sanierung 
der dortigen Böden belaste, son- 
dern dies von den neuen Eigentü- 
mern geschehen müsse, sei nicht 


. einzusehen, ‚warum dies für die 
. dann früheren sowjetischen mili- 


tärischen Gelände anders sein 
sollte. . 


Sollte es in dieser Frage zu keiner 
Einigung kommen, werde die, 
UdSSR so lange ihr Eigentum . 
vor änderweitiger Benutzung be- 
wahren, wenn es nicht anders ge- 
hen sollte, durch: militärische - 
Einheiten, soll inoffiziell bereits 
aus Moskau mitgeteilt worden 
sein. Im übrigen soll die Bundes- . 
regierung gewarnt worden sein, 
daß die sowjetischen Streitkräfte 
es nicht hinnehmen würden, 
wenn der immer größer wer-: 
dende Volkszorn über eine »an- 


.gebliche« von den Militärstütz- 


punkten ausgehende ökologische . 
Verseuchung zu einer »Bedro- : 
hung für die sowjetischen Solda- 
ten« würde. Dabei wurde- ge- 
droht, daß bei Demonstrationen 
auch. scharf geschossen werde, . 
sollte dabei militärisches Sperr- 
gebiet betreten werden. D 


Kaum deutsche 
Hilfe für 
Bangladesch 


Während die Bundesregierung 
den kurdischen Flüchtlingen mit 
rund einer Milliarde Mark hilft, 
belaufen sich die offiziellen Hil- 
fen für das von einer der größten 
Naturkatastrophen der Mensch- 
heit getroffene Bangladesch, das 
zu den ärmsten Ländern der Welt 
gehört, nur auf knapp zehn Mil- 
lionen Mark. Deutschland allein 
zahlt den Kurden fast so viel wie 
die restliche EG zusammen. 


Während Anfang Mai nähezu je- 


. den Tag große Hilfslieferungen 


aus Deutschland für die Kurden. 
auf den Weg gingen, war mehr als 
eine Woche nach der Sturm- und 
Flutkatastrophe in Bangladesch 
noch keine offizielle bundesdeut- 
sche Lieferung eingetroffen. Und 
das obwohl es den kurdischen 
Flüchtlingen trotz aller Schwie- 
rigkeiten meist weniger schlecht 
geht als den Leuten in Bangla- 
desch. Dies zeigt sich auch an den 
Todeszahlen: Einige wenige tau- . 
send Kurden gegenüber etwa ei- : 
ner Million gestorbener Bürger 


Bangladesch. Während zwi- 
.. schen 100000 und 200000 Kurden 

von Hunger bedroht sind, sind es 
in Bangladesch Millionen von 
Menschen. 


Kritiker des Verhaltens der Bun- 
desregierung verweisen auch dar- 
auf, daß das Leid der Kurden erst 
durch den von kurdischen Rebel- 
len entfachten Bürgerkrieg ge- 
gen Saddam Hussein und durch 
‚Ihre Flucht in kurdische Dörfer 
entstanden ist. Die Angriffe der 
irakischen Armee wären dagegen 
völkerrechtlich gedeckt gewesen. 


Dagegen wären die Leute in Ban- 


 gladesch an ihrem Schicksal voll- 


kommen unschuldig. DO 


© FDP setzt sich 
. von Union ab 


- Die CDU fällt nach Meinung 


‘. einiger Bonner Insider auf ein 


-übles Spiel der FDP rein und hat 
damit den Grundstein für eine 
mögliche Niederlage bei den 
Bundestagswahlen 1994 gelegt. 


Wie es heißt, bezweifeln in der 
FDP immer mehr, daß die CDU 


bei der nächsten Bundestagswahl _ 


. Ihr Ergebnis halten kann. Selbst 
‘ wenn bald ein massiver Auf- 


+ schwung in Mitteldeutschland 


einsetzen sollte, dürften die vor 
allem der CDU und CSU, seltsa- 
 merweise aber so gut wie nicht 
der FDP angelastete »Steuer- 
"lüge«, das Chaos bei der Post, 
das immer teuerer werdende 
Benzin auch 1994 noch nicht ver- 
-gessen, sein. Dies umso mehr, als 


:: die Erhöhung der. Mehrwert- 


steuer 1993, mögliche bereits an- 
gedrohte weitere Steuererhöhun- 
., gen andere finanzielle Entlastun- 
gen überdecken würden. 


Um nicht in den Sog der Union 
. gerissen zu werden, habe die 
FDP-Führung dann ihre Macht- 
position in der Koalition bewußt 
übersteigert und damit erst den 
Krach der beiden Unionspar- 
. teien ausgelöst. Dies auch da- 
durch, weil Kohl sich bewußt ist, 


daß seine Kanzlerschaft in erster 
- . Linie von der FDP abhängig ist 


und es als sicher erachtet, daß die 
CSU auch diesmal wieder nicht 


den Mut aufbringen wird, die für 


das.sogenannte konservative La- 
‘ger wünschenswerte und nur Vor- 
teile bringende bundesweite Aus- 


a 


dehnung zu beschließen. Alleine 
aus dem Grund, weil die auf den 
hinteren Listenplätzen platzier- 
ten Abgeordneten aus rein oppoTr- 
tunistischen Gründen sich dem 
widersetzen würden. 


Die dem Volk sich dann bietende 
Zerissenheit der beiden »christli- 
chen Schwesterparteien würde 
dann die Bürger von der FDP ab- 
lenken und die CDU und CSU 
als »machtbessesene« Parteien 
erscheinen lassen, die, anstatt 
sich den ernsten Problemen der 
(Teil-)Wiedervereinigung zu stel- 
len, um machtpolitischen Einfluß 


“ kämpfen. 


Die FDP könne dann aus »staats- 
politischer Verantwortung« die 
erneute Wende zur SPD vollzie- 
hen. Damit soll sie sich aber noch 
Zeit gelassen und erst einmal zur 
Beruhigung vor allem der CDU 
die »unverbrüchliche Koalitions- 
treue« bezeugt werden. Denn, 
unberechenbar wie der Wähler 
nun einmal sei, könnte es unter 
Umständen auch 1994 wieder zu 
einem etwa gleichen Wahlergeb- 
nis wie im Dezember 1990 kom- 
men, bei dem nur Union und 
FDP eine eigenständige Mehr- 
heit stellen, eine SPD-FDP-Koa- 
lition aber auf das Wohlwollen 
der Grünen angewiesen wäre. 


Auf jeden Fall wolle man aber 
schon bereits im Vorfeld knall- 
harte Bedingungen stellen. Eine 
soll sein, daß der jetzige Außen- 
minister Genscher, dessen Ge- 
sundheit stärker angeschlagen 
sein soll, als der Öffentlichkeit 
mitgeteilt, als Nachfolger von 
Weizsäcker zum neuen Bundes- 
präsidenten gewählt wird. Eine 
diesbezügliche Weigerung seitens 
der Union würde den Koalitions- 
wechsel zu SPD »so gut wie si- 
cher« machen, heißt es weiter. 


Auch sei eine Wende nach 14 Jah- 


ren wieder notwendig - sofern es 
die Stimmenverhältnisse zulas- 
sen, damit die FDP nicht als An- 
hängsel der CDU erscheine. Von 
daher mehren sich die Stimmen 
in der FDP, die sich intern bereits 
jetzt dafür aussprechen, bei einer 
sehr wahrscheinlichen Pattsitua- 
tion in die nächste Bundestags- 
wahl ohne konkrete Koalitions- 
aussage zu gehen und auf die 
»staatspolitische Verantwortung« 
der freien Demokraten zu ver- 
weisen, nach dem Motto:. »Wir 
Liberale wollen grundsätzlich die 
Koalition mit der Union, können 
aber aus grundsätzlichen Überle- 


gungen und zu Verhinderung, 
daß die Grünen Regierungsver- 
antwortung übernehmen, auch 
eine Koalition mit den Sozialde- 
mokraten nicht ausschließen.« 


Sowjetische 
Nuklear-Waffen 
in Mittel- 
deutschland 


Es mehren sich die Informatio- 
nen, wonach entgegen anderslau- 
tender Erklärungen noch immer 
große Mengen nuklearer Waffen 
in den sowjetischen Kasernen in 
Mitteldeutschland lagern. Dies 
sei auch der Grund, warum Bun- 
desverteidigungsminister Stol- 
tenberg die Beobachtung dieser 
Kasernen durch die Bundeswehr 
befohlen hat, und warım das so- 
wjetische Militär in Altengrabow 
hierauf mit gezielten Schüssen 
reagierte, die einen Schwerver- 
letzten forderten. 


Obwohl die Sowjets erklärten, 
die nuklearen Sprengköpfe- für 
die Scud-Raketen seien vor dem 
3. Oktober 1990 abgezogen wor- 
den, wird mit Besorgnis regi- 
striert, daß die Raketenwerfer 
aber noch immer nicht abgezo- 
gen wurden. Auch ist die Bewa- 
chung der Kasernen, in denen 
früher offiziell nukleare Spreng- 
köpfe aufbewahrt wurden, auch 
nach dem »Abzug« noch immer 
genauso strikt und nahezu un- 
durchlässig. Auffällig ist auch, 
daß dort nach wie vor besonders 
für einen militärischen Erst- 


schlag geeignetes Kriegsmaterial 


lagert und es keine Anzeichen für 
einen baldigen Rücktransport 
gibt. [I 


Selbstmord 
ist bei Kindern 
zweithäufigste 
Todesursache 


Eine traurige und beschämende 
Statistik wurde kürzlich bekannt. 
Bei Kindern und Jugendlichen in 
der Bundesrepublik ist Selbst- 
mord derzeit nach dem Unfalltod 
die zweithäufigste Todesursache. 
Täglich versuchen sich 60 Schüler 
das Leben zu nehmen; von denen 
wiederum sechs den Versuch 
nicht überleben. 


Der überwiegende Grund ist eine 
schwierige Situation, wie Sitzen- 
bleiben in der Schule, aus der die 
Kinder keine Möglichkeit zum 
Entkommen sehen. Da auch die 
Bereitschaft der Eltern, sich 
ernsthaft. um die Probleme ihrer 
Kinder zu kümmern, aus vielerlei 
Gründen immer mehr abnimmt, 
auch das Vertrauensverhältnis 


zum Lehrer heutzutage nicht - ' 


mehr so gegeben ist, wie in der 
Vergangenheit, die Schlimme der 
Situation durch Drogen oftmals 
vielfach unterschätzt wird, ist.die 


im Selbstmord oder zumindest ' 


im Selbstmordversuch eskalie- 
rende Situation oftmals vorpro- 


grammiert, wenngleich bei vielen 


der Versuch auch nur als letzter 
Hilferuf gedacht ist. 


Verschlimmert wird dies oftmals 
noch durch die Schule selber, wo 
Lehrer immer mehr gegen eine ° 
starke Bindung zum Elternhaus 
hinarbeiten und statt dessen 
schon Zwölf- und Dreizehnjäh- 
rige zur Selbstständigkeit erzie- 


hen wollen, die besonders in die- 


sem Alter wichtige vertrauens- 
volle Bindung an das Elternhaus 
wird damit untergraben. OD 
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Richard von Weizsäcker 


Intelligenz und 
Frömmigkeit 


on 


Präsidenten 


‚Frank Falkenberg 


In einem Sprichwort heißt es: »Wem Gott ein Amt gibt, dem gibt er 
auch Verstand.« Zumindest in Bezug auf den polnischen Präsiden- 
ten Lech Walesa scheint das ein Fehlschluß zu sein. 


Zwar hat Walesa seine Drohung, 
Deutschland bei Widerspenstig- 
keit einfach von der Landkarte 
auszuradieren, nicht wiederholt; 
aber sein Interview mit der fran- 
zösischen Zeitung »Le Figaro« 
vom 11. Februar 1991 zeugt nicht 
von inzwischen, gewachsenem 
Verstand. Auf die Frage des Blat- 


“. tes »Haben Sie Angst vor 


Deutschland, dieser beherr- 
schenden Macht im Herzen Eu- 
ropas?«, antwortete der polni- 
sche Präsident: »Nein, und ich 
gebe Ihnen den Beweis. Nicht 
wir sind es, die unsere Grenze ge- 
‘ genüber den: Deutschen schlie- 
Ben. Es sind die Deutschen, die 
das machen, indem sie ein Visa- 
System einrichten. Es ist 
Deutschland, das Angst vor den 
Polen zu haben scheint, vor de- 
ren Verstand, vor deren Intelli- 
genz. Polen schließt nicht seine 
Grenzen.« 


- »Während der Messe höre 
ich meinen Gott sagen...« 


Walesa verwechselt offenbar Raf- 
finesse mit Verstand. An Raffi- 
nesse, den Bonner Verzicht auf 
ein Viertel Deutschlands zu er- 
halten und obendrein noch jede 
‚Menge von Krediten und Schul- 

.denerlassen, ist er allerdings den 
“ Bonner »Politikern« turmhoch 
a 


Noch eine Kostprobe aus dem In- 
terview mit dem Pariser »Fi- 
"garo«, um den »Verstand« oder 
die Naivität oder die heuchleri- 
sche Raffinesse Walesas zu be- 
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Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker versucht in seinen 
Reden immer wieder die Deut- 
schen zu schulmeistern und in 
einer Weise zu beeinflussen, 
die eigentlich mit seinem 
christlichen Gewissen unver- 
einbar ist. 


leuchten. Auf die Frage »Manbe- 
schuldigt Sie des Antisemitismus 
während der letzten Wahlkam- 
pagne; was ist Ihre Antwort an 
die Beschuldiger?«, entgegnete 
der polnische Präsident: »Ich 
gehe jeden Morgen in die Kirche. 
Während der Messe höre ich mei- 
nen Gott sagen, daß das jüdische 
Volk ein auserwähltes Volk ist. 
Deshalb kann ich nicht antisemi- 
tisch sein.« 


Ein anderer eifriger Kirchgänger 
- wenn auch im Unterschied zu 


‚ Walesa nicht als katholischer, 


sondern als evangelischer Christ 
- ist bekanntlich der Bonner Prä- 
sident Richard von Weizsäcker. 
Ironie der Zeitgeschichte: Ausge- 


rechnet am 13. Februar 1991, wo 
vor 46 Jahren der verheerende 
Luftangriff der angelsächsischen 
Bomber - von Churchill beson- 
ders befürwortet - auf die Laza- 
retstadt Dresden - obendrein 
vollgefüllt mit Flüchtlingen aus 
Ostdeutschland - stattfand, bom- 
bardierten die US-Amerikaner 
einen Luftschutzbunker in Bag- 
dad und töteten Hunderte von 
Zivilisten. Und ausgerechnet an 


. diesem 13. Februar 1991 ent- 


deckte der Bundespräsident in 
Dresden nicht etwa Churchill, 
sondern einen anderen Bomben- 
leger. 


Folgende Weisheit gab von Weiz- 
säcker an diesem Tag bei einem 
Gottesdienst in der Dresdner 
Hofkirche zum besten: »Hitler 
und Saddam als Feinde der 
Menschheit zu erkennen und ih- 
nen Widerstand entgegenzuset- 
zen, ist eine harte, aber unent- 
rinnbare und notwendige Konse- 
quenz.« 


»Hitler Widerstand 
entgegensetzen...« 


Kleine Erinnerung an den offen- 
bar vergeßlichen Bundespräsi- 
denten. Erstens: Hitler ist längst 
tot. Zweitens: Wo blieb Ihr Wi- 
derstand vor 50 und mehr Jah- 
ren, als Ihr Vater in Berlin stell- 
vertretender 
ster war? 
US-Präsident George Bush, der 
gerade Krieg gegen den Irak 
führte — und:täglich nach seinen 
eigenen Worten für den Frieden 
betete und oft in den US-ameri- 
kanischen Zeitungen beim Gang 
in Kirchen zu sehen war -, gleich- 
zeitig Tausende von irakischen 
Zivilisten durch seine Bomben- 
flieger mit modernsten Massen- 
vernichtungswaffen, Phosphor- 
und Splitterbomben töten ließ, 
erklärte am 30. Januar 1991 vor 
dem US-Kongreß: »Unter den 
Nationen dieser Welt haben nur 
die USA zugleich den morali- 
schen Rang und die Mittel, die 
neue Weltordnung zu stützen.« 
Dazu nur ein kleiner Rückblick 
seit 33 Jahren: 1958 Landung von 


10000 US-Marinesoldaten im 


Libanon. 1961 mißglückte US-In- 
vasion in der Schweinebucht von 
Kuba. 1964 - nach der berüchtig- 
ten Tongking-Affaire - jahrelang 
Massenbombardement in Viet- 
nam auf Wälder und alles, was 
der Bevölkerung Schutz bot, ein- 
schließlich Großeinsatz von Che- 
miegiften, an denen US-Soldaten 


Reichsaußenmini- 


und Vietnamesen heute noch ster- . 
- ben. Traditionell schon die »Ein- 
griffe« — häufig mit Fünften Ko-. 


lonnen - in vielen mittel- und süd- 
amerikanischen Staten — zum 
Beispiel Guatemala, Costa Rica, 
Kolumbien, Dominikanische Re- 


publik, Peru, Bolivien -. 1983 an _ 
den Haaren herbeigezogene - 


Gründe, um auf der kleinen An- 
tillen-Insel Grenada »Ordnung« 


zu schaffen. 1989 der gleiche ' 


Trick in Panama. Dazwischen 
1986 völkerrechtswidrige Bom- 
bardierung von Libyen. 

Wie es kürzlich in einer Arbeit 
»Verluste bei Konflikten« der 
schwedischen Universität Upp- 
sala heißt, gab es nach dem zwei- 
ten Weltkrieg in den letzten 45 
Jahren über 105 - wobei.etliche 
auch von außen gelenkte Ausein- 
andersetzungen nicht mitgezählt 
wurden — neue Kriege mit etwa 
20 Millionen Toten. 


Frage: Kann ein Staat, der gro- 


ßen Anteil an diesen Kriegen hat, 


heute mit dem moralischen An- 
spruch auftreten, eine neue Welt- 
ordnung zu schaffen? 


Britischer »Cant« 
hat Metastasen 


Es gibt zwei Arten von Heuche- 


. lei. Einmal eine bewußte, woder 
- Heuchler weiß, daß er heuchelt. 


Dann eine unbewußte, wo die 
Aussagen mit gutem Gewissen 
gemacht werden. Zur letzteren 
zählt im politischen Bereich vor 
allem‘ der berühmte britische 
»Cant«. Natürlich gehört dazu 
eine gewisse Naivität und Kurz- 
sichtigkeit, besonders aber eine 
entsprechende Erziehung im EI- 
ternhaus, in der Schule, in der 
Kirche, im Staat und in der ge- 
lenkten Öffentlichen Meinung. 
Man ist »Christ« und »Demo- 
krat« und »Weltbeglücker«, also 
hat man immer Recht, selbst 
wenn man, wie ehedem gesche- 
hen, ein Viertel der Welt erobert 
und ausgebeutet hat. Mir 
scheint, vom britischen Cant ha- 
ben sich in letzter Zeit etliche 
Metastasen besonders in Polen, 
in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und in den USA gebildet. 
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Bonn 


Der Stasi und 
‚die Parteien 


Alfred König 


Fast zwei Jahrzehnte später darf eine der undurchsichtigsten Nach- 
"kriegs-Affären in der Bundesrepublik nun wohl als aufgeklärt gel- 
- ten: Nämlich der Skandal.um den damaligen CDU-Bundestagsabge- 

-. ordneten Julius Steiner, der 1972 für 50 000 Mark beim konstruktiven 
Mißtrauensvotum für Willy Brandt und gegen Rainer Barzel stimmte 


‚und der Bundesrepublik damit fast zehn Jahre weitere Sozi-Regie- _ 


‘rung ünd die unseligen Ostverträge brachte. Wie die Tageszeitung 
»Die Welt« jetzt bestätigt bekam, hatte nicht SPD-Geschäftsführer 
Karl Wienand, sondern der Staastssicherheitsdients der DDR den 


Christdemokraten bezahlt. 


Kurzer Rückblick: Wegen der 
., Ostverträge und vieler anderer 
‘ Punkte war die Mehrheit von 
Willy Brandt im Parlament durch 
Parteiübertritte peu a peu verlo- 
ren gegangen. Im April 1972 
hatte dann der damalige CDU- 
Vorsitzende Rainer Barzel zu- 
mindest rechnerisch die Mehr- 
heit, um den sozialdemokrati- 
schen Kanzler zu stürzen. Am 27. 
.. April kam es dann auch wirklich 
zu einem konstruktiven Mißtrau- 
ensvotum, mit dem Brandt ge- 
stürzt und Barzel zum Kanzler 
. gewählt werden sollte. Bei Probe- 
. abstimmungen hatte er immer 
die hierfür notwendigen 249 


- Stimmen erzielt. 


So blieb Brandt 
Bundeskanzler 


Umso härter traf dann ihn und 
- „alle konservativ und national ein- 

. gestellten Deutschen der Schock, 
als bei der Bekanntgabe des Vo- 
tum -nur. 247 für ihn stimmten, 
zwei weniger als die absolute 
Mehrheit also. Willy Brandt blieb 
damit Kanzler und bereitete mit 
der von ihm eingeleiteten Ostpo- 
litik . den nunmehr vollendeten 
Verzicht auf ein viertel deutschen 
Lands vor. 


Die fieberhafte Suche nach 
- den beiden »Fahnenflüchtigen« 
“ führte im Mai 1973 zum ersten 
Erfolg. Der dem Vernehmen 
nach alkoholkranke Steiner gab 
am 29. Mai 1973 im »Spiegel« 
kund, er sei mit Wissen des Bun- 
desnachrichtendienstes Doppel- 


„agent des Stasi und habe ein Jahr 


” 


zuvor gegen Barzel gestimmt. 
Drei Tage später erklärte er dann 
der Illustrierten »Quick«, Wie- 
nand habe ihn mit 50000 Mark 
bestochen, um gegen Barzel zu 
stimmen. Und wirklich hatte 
Steiner zu dieser Zeit 50000 
Mark auf sein Konto bei der 
Deutschen Bank bar eingezahlt. 
Da es einen sogenannten Verfü- 
gungsfonds im Kanzleramt gab, 
damaliger Minister war übrigens 
Horst Ehmke, wurde dies zuerst 
auch für glaubhaft gehalten. 


Nunmehr gab aber Ingolf Freyer, 


der seinerzeitige Chef des Refe- - 


rates in der Hauptverwaltung 
Aufklärung im Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS) der DDR, 
zu, damals die 50000 Mark an 
Steiner übergeben zu haben. 
»Für uns war das eine horrende 
Summe«, erklärte Freyer. 


»Mit Barzel 
konnte er nicht« 


Angefangen hatte alles 1971. Da- 
mals war Steiner einfach mit der 
S-Bahn von West-Berlin zum 
Bahnhof Friedrichstraße gefah- 
ren, hatte dort seinen Bundes- 
tagsabgeordneten-Ausweis ge- 


“ zeigt und einen kompetenten Ge- 


sprächspartner verlangt. Wegen 
der Brisanz, einen Bundestagsab- 
geordneten »zu haben«, wurde 
der Fall von Freyer »persönlich 
bearbeitet«. Obwohl der Stasi 
die Befürchtung hatte, Steiner 
könnte ein Doppelagent sein, 
wurden ihm regelmäßig die Flug- 
kosten nach West-Berlin, die 
Übernachtungskosten und bei 


Bo; 


fast jedem Treffen 1000 oder 2000 
Mark bar bezahlt. Bei den Ge- 
sprächen habe Steiner immer 
wieder seine Distanz zu Barzel 


betont. »Mit Barzel konnte er ' 


nicht«, erinnert sich Freyer. 

Da die CDU die Kraft war, die 
sich dem: »Prozeß der Ostver- 
träge widersetzt hat«, habe man 
jeden genommen, »der sich an- 
bot«. Als sich dann das Mißtrau- 
ensvotum näherte, schritt der 
Stasi zur Tat. Mit Wissen und Zu- 
stimmung von Stasi-Chef Wolf 
und MfS-Minister Mielke wurde 
mit Steiner ein Vertrag abge- 
schlossen, für den dieser 50000 
Mark bekam und sich sinngemäß 
zu folgendem verpflichten 
mußte: 


a) zur Bereitschaft, politisch zu 
beraten, b) der DDR Informatio- 
nen aus der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion zu liefern; im Ge- 
genzug versicherte das MfS, Stei- 
ner über die »politische Linien- 
führung« in der DDR auf dem 
laufenden zu halten, c) mitzuhel- 
fen, die Ostverträge durchzuset- 


.zen und d) Stillschweigen über 


die Kontakte und diesen Vertrag 
zu bewahren. Übrigens hatte 
Steiner diesen Vertrag mitseinem 
richtigen Namen unterschrieben. 


Der Opa aus 
dem Westen 


Die »Welt«: wörtlich: »An den 
späten Abend, an dem die 50000 
Mark zu Julius Steiner über den 
Tisch geschoben wurden, erin- 


nert sich Freyer noch genau. Es : 


wurde gegessen und viel getrun- 
ken. Steiner hat dabei so tief ins 
Glas geschaut, daß man sich Sor- 
gen machte, ob er mit dem Geld 
in der Tasche auch gut im Westen 
ankommt. Dr. Kilian begleitete 
den leicht schwankenden Steiner 
bis zum »Glaskasten«. So wurde 
die Kontrollstelle bei der Aus- 
reise im Bahnhof Friedrichstraße 
genannt. Dort sprach Kilian ei- 
nen ausreisenden Mann aus dem 
Westen an, mit der Bitte, sich um 
den »auf Besuch gewesenen Opa 
zu kümmern«.« 


Steiner ist Freyer, berichtet die 
»Welt«, als ein gravierender, 
eben »hochpolitischer« Fall über 
die Jahre durch in Erinnerung ge- 
blieben. Es sei ein- »konzentri- 
scher Angriff« des MfS mit politi- 
scher Rückendeckung der DDR- 
Führung gegen die CDU/CSU 
gewesen. Dies paßt zum Exemp- 
lar 00029 der »Dokumentation 


zur politisch-historischen Aufar- 


“ beitung der Tätigkeit des MfS«, 


die »nur zur persönlichen Kennt- 
nisnahme bestimmt« war. In ihr 
wurden »Ursachenkomplexe« _ 
für die »Ausweitung der Aufga- 
benstellung des MfS« genannt: 


»1. Die Anfang der siebziger 
Jahre eingeleitete Westöffnung 
nach außen (Entspannungspoli- 
tik) verbunden mit einer rigiden 
Abgrenzung nach innen schuf 
neue Sicherheitsbedürfnisse. 


a) — Absicherung von »Staatsbe- 
suchern< (beginnend mit dem 
Treffen Stoph-Brandt 1970, das » 


bezeichnenderweise unter dem :-: 


Kennwort »Konfrontation<lief), 


- die Kontrolle und Sicherung 
von diplomatischen Vertretungen 
in der DDR und von DDR-Ver- 
tretungen im Ausland, 


-die Überwachung von ausländi- 
schen Korrespondenten. 


b) Sicherstellung außenpoliti- 
scher Aktionen der DDR -Füh- 
rung, zum Beispiel 1972 die soge- 
nannte Geste des guten Willens 
(Aktion Akzent«) zur Unterstüt- 
zung der SPD/FDP-Regierung 


bei der Durchbringung der Ost- .. 


verträge.durch den Bundestag.« 


Interessen: 
statt Wahrheit 


"Das Interessante.an dieser gan-- : 


zen Sache ist, daß Insider schon 
von Anfang an nicht so sehr an 
die Steiner/Wienand-Geschichte 
glaubten, sondern vielmehr eher 
der Version zuneigten, daß. Stei- 
ner- von der DDR bestochen 
wurde. Aber dennoch tat die . 
SPD nicht viel, ihren Frakfions-..' 
geschäftsführer von der ‚Beste-' 
chungsklage zu entlasten. Denn, 
wie der »Spiegel« schrieb, »als 
Kanzler von: der Stasi Gnaden 
mochten die Sozialdemokraten 
ihren Brandt nicht in die bevor- ° 
stehenden Landtagswahlkämpfe. 
ziehen lassen«. 


Diese Geschichte beweist, auch 
wenn sie nicht mehr tagesaktuell 
ist, wie sehr die Bonner Politik 
von reinen Interessen und weni- 
ger von der Wahrheit geprägt ist. 
Und da hat auch - oder vielleicht 


‚ gerade - die SPD, die sich jetzt - 


wieder als großer Saubermann 
darstellt, genügend viele 
schwarze Fincken auf ihrer We- 
ste. 
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Deutschland 


Die 


Deutschen 
sind immer 


schuld 


Carlos Anthony 


Tragen die Deutschen wegen ihrer Waffenlieferungen an den Irak die 
Schuld an diesem schauderhaften Mordgeschehen am Golf? Wer 


diese Frage bejaht, ist mit modischer Blindheit geschlagen. Tatsäch- 


lich liegen die deutschen Exporte, die man in den Zusammenhang 


mit Waffenfertigungen bringen könnte, bei etwa zwei Prozent der ge- 
samten irakischen Waffeneinkäufe. Spitzenreiter ist der Waffenliefe- 


rant Sowjetunion mit etwa sechzig Prozent Anteil an den gelieferten 


Kriegsmaterialien. An zweiter Stelle rangieren die USA. Gleich da- 


hinter reihen sich die Franzosen und die Briten an. Am unteren Ende 
der den Irak beliefernden Staaten findet sich die Bundesrepulbik als 


.. Exportland weit abgeschlagen. 


Wenn sich südamerikanische und 
afrikanische Despoten Völkerge- 
metzel mit den allerschlimmsten 
Folgen liefern, verharrt die Welt 
in andächtiger Stille, obwohl - 
oder weil - Israel als der Welt 
drittgrößter Kriegswaffenliefe- 
rant als Brandstifter in vielen Fäl- 
len auszumachen ist. So lange es 
Kriegsindustrien gibt, so lange 
werden Kriegsgüter verkauft wer- 
den. 


Der Kampf um 
die Rohstoffe 


Heute noch mag die Unter- 
stützung eines Landes mit Waffen 
regierungsamtlich gefördert wer- 
den, aber schon morgen können 
selbige Aktivitäten vor dem Hin- 
tergrund veränderter politischer 
Interessenlagen auf dem Schei- 
terhaufen der Verdammnis en- 
den. Wie soll eine waffenprodu- 
zierende Firma heute wissen, ob 
ein im Sinne der USA und seiner 
Verbündeten mit Waffen zu un- 
terstützender Staat morgen in 
Ungnade fallen wird? Wie die 
Mode, so wechseln auch die In- 
teressenlagen der Politik. Täter 
und Opfer sind also identisch. 


Der Golfkrieg ist nur der Anfang 
einer neuen Weltkrisensituation, 
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die von US-Präsident George 
Bush irreführend mit einer neuen 
Weltordnung bezeichnet wird. Es 
ist der Anfang eines mörderi- 


schen weltumspannenden Kirie- , 


ges um die letzten Rohstoff- und 
Landwirtschaftsgebiete auf die- 
ser Welt. Die Freiheit stand we- 
gen des Anschlusses Kuwaits 
durch den Irak für niemanden in 


den USA oder Europa auf dem 
Spiel. 

Abgesehen davon, daß Kuwait 
schon immer die 19. Provinz des 
Irak war und erst seit 1961 von 
der Kolonialmacht Großbritan- 
nien endgültig vom Irak abge- 
trennt wurde, regt sich beispiels- 
weise niemand über die Anne- 
xion von Tibet durch China, Ha- 
waii durch die USA, das Balti- 
kum durch die Sowjetunion und 
Ostdeutschland hauptsächlich 
durch Polen auf. Kuwait war of- 
fenkundig nicht weniger diktato- 
risch strukturiert als dies dem 
Irak nachgesagt wird. 

Auf der anderen Seite existieren 
seit Jahrzehnten weit über hun- 
dert UN-Resolutionen gegen Is- 
rael mit der Aufforderung, aus 
den besetzten palästinensischen 
Gebieten abzuziehen. Niemals 
drohte die »Weltgemeinschaft«, 
ihre gefaßten Beschlüsse gegen- 
über Israel militärisch durchzu- 
setzen. Israel leitet seine histori- 
schen Ansprüche auf Israel und 
die von ihm besetzten palästinen- 
sischen Gebiete aus der Bibel ab. 
Weil vor dreitausend Jahren ein- 
mal Juden in dieser Region leb- 
ten. 


Iraks legitime Ansprüche auf Ku- 
wait liegen nur etwa 30 Jahre zu- 
rück. Dennoch wurden gegen 
dieses kleine Drittweltland Irak 
im Eilverfahren ganze zwölf Re- 


'solutionen der Vereinten Natio- 


nen verabschiedet und nach we- 
niger als sechs Monaten entfes- 
selten die stets um einen »gerech- 
ten« Krieg bemühten USA er- 


neut einen Weltkrieg. Auf wieviel 


Augen ist die UN blind? Wo 
bleibt die Kritik an den Waffen- 
arsenalen des selbsternannten 
Weltpolizisten USA? 


Als während des Vietnamkrieges 
der deutsche 
Boehringer unter der Geschäfts- 
führung des heutigen deutschen 
Bundespräsidenten Richard von 
Weizsäcker hunderte von Tonnen 
des verheerenden Dioxins »Agent 
Orange« an die USA lieferte, war 
nirgends Widerspruch zu verneh- 
men. Die USA zögerten keinen 
Augenblick, mit diesem Giftgas 
in Vietnam völkermordend »die 
Freiheit zu verteidigen«. Von 
keinerlei Gewissensbissen 
geplagt, warfen die Apostel einer 
merkwürdigen Sondermoral 
Atombomben auf das kapitula- 
tionsbereite Japan. Zu ‚reinen 
Testzwecken, wie sich später her- 
ausstellte. 

Die Bundesregierung scheint 
nunmehr fest entschlossen, das 
Grundgesetz zu ändern, um in 
Zukunft Schulter an Schulter mit 
den USA verheerende Kreuz- 
züge gegenüber kleinen Entwick- 
lungsländern zu unternehmen. 


Bundeskanzler Kohl ist ent- 
schlossen, das Grundgesetz 
zu ändern, damit Deutsche als 
Söldner für die »Neue Weltord- 
nung« kämpfen. 


Während im Irak das letzte neu- 
geborene Menschenwürmchen 
vom Höllenschlund des unersätt- 


Chemiegigant 


US-Bomben-Holocaust 
demon- 


lichen 
verschlungen wurde, 


“ striert die deutsche Regierung, 
uneingeschränkte Solidarität mit 


den Mordbuben. Im Bewußtsein 
ständiger Terrorbombardements 
auf den Irak von türkischen Luft- 
waffenstützpunkten aus, mußte 


Jetzt, da die Amerikaner und 
Zionisten die Deutschen für ihre 
unseligen Interessen kämpfen 


sehen möchten, heißt das neue 
. deutsche 


Kriegsengagement 
»Neue, größere Verantwortung 
übernehmen«. Hatte Hitler nicht 
auch eine Verantwortung gehabt, 


ziert man bei den »Demokraten« 
im Westen mit dem Begriff »Ver- 
antwortung gegenüber der Welt- 
gemeinschaft«. Die Israelis töten 
und quälen gemäß der jüdischen 
Rechtsanwältin Felicias Langer 
die Palästinenser in den geraub- 
ten Gebieten tagein und tagaus, 


Europa soll, das machen die 
sogenannten-GATT-Verhandlun- 
gen erschreckend deutlich, zu '- 
reinen Industrienationen dege- . 
nerieren. Landwirtschaftliche 
Produkte sollen in Zukunft mög- 
lichst alleine von den USA 
erzeugt und geliefert werden. 


By 
es dem denkfähig gebliebenen als ihm von Großbritannien und ohne daß sich ein Aufschrei aus Weitestgehende Kontrolle über 
Menschen geradezu als zynisc Frankreich der Krieg erklärt Washington vernehmen ließe. die Rohstoffvorräte und über die 
Kriegslüsternheit aufstoßen, wurde? landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
wenn deutsche Politiker den so- ; Sind Diktatoren der Welt auszuüben, scheint der 
* genannten NATO-Bündnisfall - Deutschland müsse sich schon al- a ö Wunsch unter der neuen Weltord- 
Kriegseintritt Deutschlands -als lein deshalb am Töten irakischer erwünscht? nung von US-Präsident George 
gegeben sahen, sobald sich der Menschen beteiligen, weil es von i Bush zu sein. : 
-Irak gegen die Türkei verteidigt. den Amerikanern von Hitler be- Wenn morgen in Afrika die letz- Gestern Ho Chi Min, heute Sad- 
freit wurde. Ein deutscher Soldat ten Rohstoffe zur Neige gehen, dam Hussein! Und morgen? Wer 
Seit 1945 gelten die Deutschen der Wehrmacht Adolf Hitlers dürfte sich unschwer ein soge- es auch sein mag, einen Grund 
als besonders verwerfliche Mili-_ wußte immerhin noch, wofür er  nannter »Diktator« finden las- für einen »gerechten Krieg« läßt _ 
taristen, deshalb gelobten alle kämpfte. Ein Soldat der Bundes- sen, welcher der westlichen Wer- sich allemal finden und Deutsch- 
Bonner Statthalter Washington, wehr dürfte schwerlich einen tegemeinschaft ausreichend land wird aufgrund seiner »be- 
daß sich Deutsche nie mehr an Sinn im Ausrotteneinesunterent- Gründe liefern wird, dessen Be- sonderen Vergangenheit« mit 
Kriegen beteiligen würden.  wickelten 15-Millionen-Volkes völkerung in die himmlische Frei- von der Partie sein. Ob mit oder 
Selbst für die eigene Landesver- entdecken. heit zu bomben und um die ohne Waffenlieferungen. Wieso 
teidigung unterstellten sich die Was bei Saddam Hussein als Ver-- Reichtümer der im Zuge der»Be- gehören die Deutschen als fried- 
Deutschen US-amerikanischem brechen gegen die Menschlich- freiung« verblichenen Völker zu liebende Nation dem Kriegs- 
Oberbefehl. keit gebranntmarkt wird, glorifi-r kontrollieren. bündnis NATO an? oO 
Verzicht ist Verrat 
an den Vertriebenen und am ganzen deutschen Volk! 
Der Bundespräsident, der Bundeskanzler und der Bundesaußenminister der BRD haben die Oder-Neiße-Linie als 
polnische Westgrenze anerkannt. Mit diesem geschichtlich wie völkerrechtlich unhaltbaren Verzicht haben sie ein- 
mal mehr den zwar nicht strafbewehrten, aber doch sittlich verpflichtend geschworenen Grundgesetz-Eid gebrochen, 
(ihre) Kraft dem Wohle des deutschen Volkes (zu) widmen, seinen Nutzen (zu) mehren, Schaden von ihm 
(zu) wenden und (ihre) Pflichten gewissenhaft (zu) erfüllen So wahr (ihnen) Gott helfe! 
Alle diesem schändlichen Tun zustimmenden deutschen Parteien sind des erwiesenen Reichsverrates überführt! 
Niemand hat das Recht, unsere Heimat aufzugeben und damit ein Viertel deutschen Reichsgebietes zu verschenken ! 
Um diesem Verrat zu begegnen, sind die 
2 ® Ud f} 
Vereinigten Länder des Deutichen Oftens im Deutfchen eich 
(amtliches Kürzel: VLDO; amtlicher Kurzname: Vereinigte Ostdeutsche Länder) 
als Bundesstaat im Vertriebenenstand (Exilstaat) 
gegründet worden. Das ist der einzige deutsche Staat, der die völkerrechtliche Vertretung der GStORLIEENAN Reichs- 
gebiete einschließlich des Sudetenlandes auf Grund des . 
u Seibstbestimmungsrechtes 
übernommen hat. 
. Werdet Mitglied der Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), einer öffentlichrechtlichen Körperschaft ostdeutschen Verfas- 
& sungsrechtes. Sie sammelt alle ostbewußten, volks- und reichstreuen Deutschen, die diesen Staat tragen. Ausführliche Aus- 


kunft über die rechtlichen und politischen Grundlagen des unabhängigen ostdeutschen Exilstaates, die VLDO, erhält jeder 

Deutsche gegen Fundstellen-Angabe dieser Anzeige und Übersendung eines Unkostenbeitrages von mindestens DM 5,00 in 

BRD-Briefmarken bzw. DM 6,00 (europäisches Postausland) und DM 10,00 (überseeisches Postausland) - auch in Geld- 
. scheinen beliebiger, jedoch in der BRD frei austauschbarer Auslands-Währung - an die 


Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), Maximilianstraße 14 in D-8900 Augsburg. 


Bargeldlose ‚Pilton für den ostdeutschen Exilstaat nur an die Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO) auf deren alleiniges Konto 2336650 bei der Bayerischen 
Vereinsbank Augsburg (Blz 72020070)! Danke! 
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Bonn 


Desinfor- 
mation über 
das Kurden- 
problem 


Klaus Martsch 


Bei einer Lüge ist die Bonner Regierungskoalition bereits ertappt 
worden, nämlich bei der Steuerlüge. Keine Gefahr besteht dagegen, 
daß die derzeit zweite große Lüge aufgedeckt wird. Hier besteht 
quer durch alle etablierten Parteien und der etablierten Presse die 
Einigkeit, die Kampagne zur Desinformation des deutschen Volkes 
weiterzutreiben: Die Rede ist von der Kurdenlüge oder, etwas umfas- 

sender, von der Darstellung der Nachkriegszeit im Irak, die mit al- 
lem übereinstimmt, nur nicht mit der Wahrheit. 


Selten hat - mit Ausnahme man- 
cher Geschehnisse während des 
Dritten Reichs und des Zweiten 
Weltkriegs — die Berichterstat- 
tung über ein bestimmtes Ereig- 
nis so wenig mit der Wirklichkeit 
übereingestimmt, wie nunmehr 
bei den Kurden. In den etablier- 
ten Medien ist immer zu lesen 
oder zu hören — ebenso wie bei 
den. Politikern —, daß der iraki- 
‘sche Präsident Saddam Hussein 
»Völkermord« an den Kurden - 
und teilweise auch an den Schii- 
ten — verübt. Mehr als einmal 
sind auch Vergleiche zum soge- 
nannten Holocaust an den Juden 
durch die Nationalsozialisten ge- 
äußert worden. 


Die Gunst 
der Stunde 


Die Wahrheit sieht aber ganz an- 
ders aus. Tatsache ist, daß sowohl 
die Kurden als auch die Schiiten 
die Gunst der Stunde, sprich die 
Niederlage des Iraks im Golf- 
krieg, nutzen wollten, um be- 
stimmte Ansprüche durchzuset- 
zen — wobei an dieser Stelle jetzt 
einmal ganz unberücksichtigt 
bleiben soll, ob diese zutreffend 
sind oder nicht, weil dies nichts 
an dem Geschehen ändert. Folg- 
lich griffen durchaus recht stark 
bewaffnete kurdische Rebellen 
im Norden des Landes und vom 
Iran allen dementis zum Trotz un- 
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relativ kurzer Zeit nahezu alle 
von den Rebellen in der ersten 
Offensive besetzten Stellungen 
und Orte zurückerobern. 


Dabei zogen sich die Kurden 
dann auch wieder in ihre Dörfer 
zurück. Günstiger hatten es die 
schiitischen Aufständischen, die 
über die Grenze in den Iran flo- 
hen. Hussein tat dann nur, was je- 
der verantwortungsvolle Militär- 
führer machen würde, nämlich 
seine Truppen auch in diese Ort- 
schaften zu schicken, um nach 
Möglichkeit die Rebellen hab- 
haft zu werden. Da diese sich 
natürlich nicht widerstandslos er- 
gaben, wurden leider auch Zivili- 
sten in Mitleidenschaft gezogen. 


Da viele dieser Dörfer schon 
durch den Golfkrieg stark in Mit- 
leidenschaft gezogen worden wa- 
ren, dort sowieso alles eine Spur 
primitiver als im Westen gewohnt 
ist, waren diese Ortschaften da- 
nach ganz zerstört, gab es kein 
Wasser und keine Elektrizität 
mehr. 


Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher will Saddam 
Hussein vor einen internationalen Gerichtshof stellen. 


terstützte schiitische Rebellen 
die irakische Truppen an und tö- 
teten dabei auch viele irakische 
Soldaten. 


Hussein tat dann nur das, was je- 
der Regierungschef gleich wel- 
chen Landes und gleich welcher 
Couleur machen würde, er ver- 
stärkte seine Truppen und ging in 
die Gegenoffensive. Und da er 
viele seiner Waffen während des 
Golfkriegs geschont hatte, wohl 
sehr zur Überraschung aller - 
auch der Amerikaner -, konnten 
seine Truppen dann auch binnen 


Die Zivilisten, in jedem Krieg die 
unschuldigsten Opfer, versuch- 
ten natürlich, von der Front zu 
flüchten, wobei sich ihnen nur 
der Weg in die Berge in Richtung 
Türkei oder Iran anbot. Dabei 
kam es dann zu den schlimmen 
Leiden besonders der Frauen, 
Kinder und Alten, was noch 
durch das kalte Winterwetter und 
den Schnee verschlimmert 
wurde. Gleichzeitig wurde je- 
doch von interessierten Kreisen 
das Gerücht genährt, die. iraki- 
schen Truppen rotteten systema- 
tisch das kurdische Volk aus und 


griffen sogar die flüchtenden 
Menschen mit Kampfhubschrau- 
bern an. Sogar der Einsatz von 
Napalm wurde Hussein vorge- 
worfen; als allerdings die Ameri- 
kaner dies während des Golf- 
kriegs einsetzten, war dies meist 
noch nicht einmal eine Schlag- 
zeile wert, sondern stand nur mit- 
ten in einem Artikel geschrieben, 
sofern überhaupt. US-Präsident 
Bush erklärte sogar, er sei über 
die Härte der irakischen Angriffe 
überrascht. 

Seltsam ist dabei nur eines: Es 
sind jede Menge Medienvertre- 
ter in diesem Gebiet, darunter 
auch jede Menge Filmteams und 
Fotografen. Es gibt nach Wissen 
von CODE nicht einen einzigen 
Film oder ein einziges Bild, das 
einen Angriff etwa militärischer 
Kampfhubschrauber gegen die 
Flüchtlinge oder andere Über- 
griffe der irakischen Armee ge- 
gen die flüchtenden Menschen 
zeigt. Dabei soll dies so oft vorge- 
kommen sein. 


Auch stellt sich die Frage, was 
hätte Hussein davon? Er war 
froh, noch mit einem halbwegs 
blauen Auge aus dem Golfkrieg 
herausgekommen zu sein, war 
noch froher darüber, daß er ent- 
gegen nahezu aller Erwartungen 
diesen Golfkrieg politisch über- 
lebte und weiterhin die Regie- 
rungsmacht hatte. Warum sollte 
er dann nur wenige Tage später 
damit beginnen, Völkermord an 
den Kurden zu verüben? Zu ei- 
nem Zeitpunkt, da ohnehin noch 
die ganze Welt mit Haß auf ihn 
blickte. 


Blinder Haß 
statt Politik 


Unterstützt wurde dies alles noch 
durch die Emotion vieler Politi- 
ker oder vieler einflußreicher 
Personen. So erdreistete sich 
etwa die Gattin des amerikani- 
schen Präsidenten, Barbara 
Bush, öffentlich folgendes zu for- 
dern: »Saddam ist sicherlich in 
einer Reihe mit den Leuten zu 
sehen, die sie nach dem Zweiten 
Weltkrieg abgeurteilt haben. Ich 
würde ihn gern hängen sehen, 
wenn ihn ein Kriegsgericht schul- 
dig spricht. Ich verabscheue ihn. 
Was er den Kuwaitern angetan 
hat, ist empörend. Es greift mir 
ans Herz, wenn ich die Hilferufe 
der kurdischen Flüchtlinge 
höre.« 

Genscher und Blüm, die bei sol- 
chen Dingen nicht fehlen dürfen, 


BREINEUN 


“sprachen sich unisono dafür aus-: 


ebenso die EG -, Hussein vor ein 
internationales Gericht zu stel- 
len, so wie es mit den »national- 
sozialistischen Verbrechern« 
nach Ende des Zweiten Welt- 
“ kriegs geschah. Damit -wird also 
von diesen »Deutschen« ein Ge- 
richt noch nachträglich aner- 
kannt, das gegen alle juristischen 
und moralischen Grundsätze ver- 
stoßen hat. Und daß die UNO 
. keine objektive Institution ist, 

- sondern ein Spektrum der derzei- 
tigen Machtverhältnisse dieser 


° Welt, ist durch den in der März- 


- Ausgabe von CODE veröffent- 
lichten Brief der Wiener UNO- 
Stelle eindringlichst verdeutlicht 
worden. 


SPD-Chef Vogel erklärte dage- 
gen zu einem internationalen Ge- 
richtshof: »Es wäre mir lieber, 
wenn ein Zustand eintreten 
würde, in dem der Herr für Ge- 
richtsverhandlungen nicht mehr 
.. verfügbar ist.« Als aber die 
- UdSSR in Afghanistan einmar- 
schierte und dort vor allem auch 
‘Kinder in bestialischster Art und 
-. Weise in wahrsten Sinne des Wor- 


tes abschlachtete, war nichts der- 


artiges zu hören. 


Dies alles dient nur einem, näm- 
lich die mehr und mehr durchsik- 
kernde Wahrheit über die Lügen 
: der Amerikaner zur Ermögli- 
chung des Kriegs sowie der dort 
© geschehenen furchtbaren Kriegs- 
verbrechen nicht ans Licht der 
Öffentlichkeit zu lassen oder zu 
verdrängen. 


Irreführung statt 
Informationen 


Wie sich jetzt nämlich zeigt, 
stimmte so gut wie nichts, was die 
: Amerikaner vor und während 

“ ‚des Kriegs der Öffentlichkeit mit- 
teilten. 


So wurden seitens der Amerika- 
ner immer wieder behauptet, un- 
mittelbar nach dem 2. August 
1990 aufgenommene Satelliten- 
bilder zeigten ganz eindeutig 
einen bedrohlichen irakischen 
Aufmarsch an der saudi-arabi- 
schen Grenze -damit wurde auch 
die Entsendung amerikanischer 
Soldaten an den Golf begrün- 
det-. 


Als jetzt kürzlich von privaten Sa- 
telliten aufgenommene Bilder, 
die während dieser Zeit »ge- 
„ schossen« wurden, verfügbar wa- 


ren, war nichts, aber auch rein 
gar nichts von den angeblich 
250000 irakischen Soldaten und 
1500 Panzern zu sehen. 


So lag zum Beispiel der größte 
kuwaitische Luftstützpunkt in 
der Wüste völlig verwaist, wäh- 
rend auf den Bildern gleichzeitig 


der amerikanische Truppenauf- 


marsch auf dem Luftstützpunkt 
Bahrein in allen Einzelheiten er- 
kennbar ist. Einer der Experten 
wunderte sich: »Nichts davon ist 
in Kuwait zu sehen - keine Zelt- 
städte, keine Panzeraufmärsche, 
keine Marschkolonnen.« 


Auch ist auf Anfang Februar die- 
ses Jahres aufgenommenen Satel- 
litenbildern absolut nichts von 
dem angeblich tiefgestaffelten 
Stellungssystem zu finden, daß 
die Iraker nach amerikanischen 
Angaben entlang der kuwaiti- 
schen Küste und der saudi-arabi- 
schen Grenze aufgebaut hätten. 


Zu sehen sind lediglich ein paar 
neu angelegte Wüstentrassen und 
ein paar Erdwälle, aber keine 
Spur von angeblich lückenlosen 
Stachelverdrahtverhauen, Mi- 
nenfeldern, Flammengräben, 
Panzerbarrieren und Bunkern. 


Der »Spiegel« schrieb hierzu: 
»Schon Wochen vor Beginn der 
Bodenoffensive ermittelten 
Kommandounternehmen, daß 
die Iraker keineswegs in voller 
Stärke da waren«, erinnerte sich 
Generalleutnant Walter Boomer. 
»Aber das wollten wir für uns be- 
halten.« 


»Irreführung«, gestand General 
Schwartzkopf gleich nach Feuer- 
einstellung ein, sei ein wichtiges 
Mittel der amerikanischen Infor- 
mationspolitik gewesen. »Vieles 
von dem, was hier bekanntgege- 
ben wurde, war sorgfältig zusam- 
mengestellte Desinformation«, 
räumte auch das Pentagon ein. 
Gemeint war die Irreführung der 
Iraker. Falsch informiert wurde 
jedoch auch das heimische Publi- 
kum. 


So behauptete das Pentagon, daß 


‘die 535000 Gls, unterstützt von 


über 200000 Soldaten der inter- 
nationalen Eingreiftruppe, 
540000 Iraker gegenüberstehen 


würden. Nach dem Blitzkrieg. 


stellte sich heraus, daß sich noch 
200000 Saddam-Soldaten bei Be- 


ginn der Bodenoffensive im Süd-" 


irak und in Kuwait aufgehalten 


"hatten. 


Als »eines der. schlimmsten 
Kriegsverbrechen nach dem 
Zweiten Weltkrieg« bezeichnen 
viele Beobachter das sogenannte 
»Massaker am Mutla Ridge«. 
Am 25. Februar, drei Tage vor der 
Waffenruhe, hatten mehrere 
amerikanische F16-Maschinen 
und Jagdbomber des Flugzeug- 
träger Ranger einen Konvoi an- 
gegriffen, mit dem der Rest der 
irakischen in Kuwait stationier- 
ten Soldaten zurück i in den Iran 
fliehen wollte. 


Stundenlang wurde dieser Kon- 


voi, der zum Teil auch aus zivilen 
Fahrzeugen bestand und der kei- 
nerlei Luftabwehrwaffen und 
kaum Munition bei sich hatte, 
von den Flugzeugen angegriffen. 
Von den vielen tausend Men- 
schen - die genaue Zahl ist nicht 
bekannt -, überlebten nur 450 
Iraker! 


»Dies war ein 
Truthahnjagen!« 


Das schlimme daran ist, daß nur 
wenige Kilometer weiter hinter 
einem Höhenzug, durch den die- 
ser Konvoi gemußt hätte, die mo- 
dernsten amerikanischen Panzer 
vom Typ M-1-Abrams aufmar- 
schiert waren, gegen die der Kon- 
voi hätte kapitulieren müssen. 
Von daher war dieses Abschlach- 
ten durch die Amerikaner voll- 
kommen überflüssig. Alleine bei 
dieser Attacke, die ein amerika- 
nischer Soldat so bezeichnete: 
»Dies war wie Truthahnjagen«, 
starben mehr Menschen als 
durch den irakischen Einmarsch 
in Kuwait oder auch jetzt bei der 
Flucht der Kurden. 


Und dies war kein Einzelfall. An- 
fang Februar hatten B-52-Lang- 
streckenbomber einen irakischen 
Militärkonvoi angegriffen, der 16 
Kilometer lang war und von etwa 
60000 Soldaten begleitet wurde. 
Laut dem saudi-arabischen Ge- 
neral Chalid Ibn Sultan sei diese 
Marschsäule »zu 90 Prozent zer- 
stört« worden, was also etwa 
54000 Tote bedeuten würde. 

Hinzu kommen noch die Toten, 
die durch einen Angriff ebenfalls 


. ohne jede Gegenwehr von Apa- 


che-Helikoptern abgeschlachtet 
wurden. Ein Amerikaner meinte 
dazu, daß wäre wie ein Angriff 
auf eine Farm gewesen, als ob je- 
mand den Schafstall geöffnet 
habe. Nach diesem Gemetzel 
warnte sogar General Schwartz- 
kopf aus Kostengründen vor 


einem »übermäßigen Gebrauch .- 
von Feuerkraft«. 

Auch die offiziell genannte Zahl 
von etwa 100000 getöteten Ira- ° 
kern, davon zwei Drittel vor der 
Landoffensive durch den Luft- 
krieg, wird von vielen als viel zu 
niedrig geschätzt. Denn dem 
»Spiegel« vertraute ein amerika- 
nischer GI jetzt an: »Die Jungs 
im Feld zählten ja gar nicht, und’ 
sie tun’s immer noch nicht. Sie 
haben die Leichen einfach in 
Massengräber geworfen und mit 
Sand bedeckt.« 


Viele der Angriffe auf abzie- 
hende wehrlose irakische Trup- 
pen wurden damit gerechtfertigt, 
daß diese von den Kuwaitis ge- 
stohlene Dinge mit sich führten, 
etwa Videorekorder, Fernseher, 


Stereoanlagen, Geld, Pelze oder : 


sogar die Autos. Damit bewerte- 
ten die Amerikaner also irgend- 
welche Sachen wichtiger als ein. 
Menschenleben - eine kaum 
noch zu überbietende Menschen- 
verachtung. Dies zumal, wie 
oben dargestellt, große Teile der 
Iraker nur wenige Kilometer spä- 
ter ohnehin gestoppt worden wä- 
ren, und man ihnen dann all diese 
Dinge hätte abnehmen können. 

Der irakische Einmarsch in Ku- 
wait ist sicherlich nicht zu recht- 
fertigen - wenngleich die Ansprü- 
che auf dieses stets irakische Ge- 
biet rechtens sind -, ebensowenig 
wie etwa das Einleiten von Olins 
Meer - sofern dies nicht, wie zu- 
gegeben werden mußte, auch 
durch alliierte Angriffe verur- 
sacht war - oder das Anzünden 
der kuwaitischen Olfelder. Hier- 
für gebührt der irakischen Füh- 
rung sicherlich eine drastische 
Strafe oder zumindest die Rück- 
erstattung der angefallenen 
Kosten. 


Will man aber-Saddam Hussein 
wirklich vor ein Gericht stellen, . 
dann gehört auch der amerikani- 

sche Präsident George Bush da- 
vor, wobei die Anklage gegen ihn 
sogar noch härter ausfallen 
müßte als gegen Hussein. Denn 
immer mehr Indizien sprechen 
dafür, daß Bush die Amerikaner 


“ mit falschen Fakten in einen un- - 


nötigen Krieg geführt hat - so wie 
bereits auch beim Ersten und 
Zweiten Weltkrieg geschehen, . 


Stichworte: Lusitana und Pearl  * 


Harbour -, und daß er als Ober- 
befehlshaber der Streitkräfte für 
den ungerechtfertigten Tod von 
zehntausenden, wenn nicht sogar 
hunderttausenden Irakern schul- 
dig ist. 
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= Deutschland. 


| Verpaßte 

Chancen der 
Wieder- 

vereinigung 


Alfred König 


Die (Teil-)Wiedervereinigung der Bundesrepublik mit der DDR 
wird sicherlich als ein besonders wichtiger Punkt in die Analen der 
Geschichte eingehen. Gleichzeitig wird diese Zeit aber auch als 
»Zeit der verpaßten Chancen« verewigt werden. Denn so wie noch 
‚nie zuvor, hätten sich gerade die der (Teil-)Wiedervereinigung fol- 
. genden Monate angeboten, mannigfaltige Strukturfehler der Bun- 
desrepublik zu korrigieren und die Weichen für ein deutlich effizien- 


teres Staatsgebilde zu schaffen. 


Der größte Fehler war die Steuer- 
lüge der Bundesregierung. Denn 
jedem war klar, daß es nur zwei 
Alternativen gab: den entweder 
massiven Abbau von Subventio- 
nen. oder eben höhere Steuern. 
Doch wie auch jede Regierung 
“ zuvor, traute sich auch diese Bun- 
desregierung nicht, den anschei- 
nend geheiligten Topf der Sub- 
ventionen auszuschütten und nur 


noch zu den wirklich wichtigen . 


Subventionen wieder zurückzu- 
kehren. Dabei war gerade dies 
noch wenige Monate zuvor ange- 
kündigt worden. 

So zynisch es auch klingen mag, 
kam der Golfkrieg der Bundesre- 
gierung dann gerade recht. Denn 
unter dem Vorwand der auch sei- 


 - tens Deutschlands notwendigen 


Beiträge zu den Kriegskosten der 


‘Allierten wurden dann entgegen 


anderslautender früherer Ver- 
sprechen doch die Steuern er- 
höht, und zwar so massiv, wie 
noch nie zuvor in der Geschichte 
‚der Bundesrepublik. Wie das 
Deutsche Institut für Wirtschafts- 
forschung (DIW) kürzlich sogar 
‘ bekanntgab, wurde damit auf ei- 
nen Schlag der Effekt der 1986 


begonnenen schrittweisen Steu- 


erreform mit einem Schlag wie- 
der aufgehoben. 

Politiker der Regierungskoali- 
tion, darunter auch der Bundes- 
"kanzler und mehrere Minister, er- 
dreisteten sich sogar zu behaup- 
«ten, ohne den Golfkrieg hätte es 
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auch keine Steuererhöhung gege- 
ben. Nur komisch: Die gesamten 


- Kosten der Bundesrepublik für 


den Golfkrieg betragen etwa 15 
bis 16 Milliarden Mark. Die 
Steuererhöhungen belaufen sich 
summiert:jedoch auf etwa 30 Mil- 
liarden Mark. Wie kann man es 
dann noch wagen, zu verneinen, 
daß die Steuern eben auch zur 
Finanzierung der Kosten der 
(Teil-)Wiedervereinigung erhöht 
worden sind. Und damit ist der 
Tatbestand der Steuerlüge er- 
füllt. 

Doch nicht nur damit genug. Nun 
werden noch über den Umweg 
der Senkung der kostenfreien 
Einheiten beim Telefonieren wei- 
tere Millionen für die Sanierung 
der Ex-DDR den Deutschen aus 
der Tasche gezogen. Und das ob- 
wohl die Telefongebühren, be- 
sonders im Bereich der Fernge- 
spräche, schon heute zu den 
höchsten der Welt zählen. Tele- 
fonanrufe in die USA oder Ka- 
nada kosten aus Deutschland 
etwa dreimal so viel wie umge- 
kehrt. Das besonders schlimme 
daran ist, daß die Hauptleidtra- 
genden hiervon die alten, behin- 
derten und einsamen Menschen 
sind, für die das Telefon oftmals 
das einzige Verbindungsmitglied 
in die Außenwelt ist. 


Dabei hätte sich gerade jetzt so 
viel angeboten: So etwa die 
schrittweise Privatisierung des 


Telefonnetzes, 
dem in den fünf neuen Bundes- - 


"Großbritannien 


angefangen mit, 


ländern und dann weitergehend 
mit der Telekom. Denn gerade 
auch die Telekom schleppt einen 
riesig aufgeblähten Wasserkopf 
des Beamtentums mit sich, der 
für einen reibungslosen Ablauf 
absolut unnötig ist und nur der 
Bürokratie dient. 

Man siehe nur, wie die privaten 
Fernsehstationen mit einem deut- 
lich niedrigeren Budget ein min- 
destens eben so gutes und oft- 
mals sogar deutlich besseres 
Fernsehprogramm machen als 
die öffentlich-rechtlichen TV An- 
stalten. Selbst, wenn man die Ko- 
sten für die kulturellen Pro- 
gramme, die bei den öffentli- 
chen-rechtlichen mehr gesendet 
werden als beiden privaten, noch 
dazu rechnet, wird das Budget 
von ARD und ZDF noch immer 
deutlich unterschritten. 


Wie es gehen kann, hat jetzt 
vorgemacht. 
Dort bekam die staatliche Tele- 
fongesellschaft auf einmal Kon- 
kurrenz durch private Unterneh- 
men - und siehe da, auf einmal 
konnten die Gebühren gesenkt 
werden. Erst vor wenigen Wo- 
chen wurde angekündigt, die Ge- 
bühren nochmals um durch- 
schnittlich sechs Prozent zu sen- 
ken. Dabei darf nicht vergessen 
werden, daß in den meisten ande- 
ren Ländern das Telefonwesen 
weitaus fortschrittlicher ist als 
hierzulande, wo das Niveau ge- 
genüber den USA noch vor fünf 
Jahren soweit zurücklag, wie das 
der neuen zu den alten Bundes- 
ländern heute. Aber auch was 


heute noch nur in Komforttelefo- 


nen erhaltbar ist und dazu noch 
teuer bezahlt werden muß, zählt 
in vielen Ländern schon zum 
Standard, wie etwa Anrufumlei- 
tung. 

Wieso wurde das Beamtentum in 
den neuen Bundesländern nicht 
zugunsten einer privatwirtschaft- 
lich organisierten Verwaltung zu- 
rückgedrängt? Diese arbeitet viel 
schneller, effizienter und kosten- 
günstiger als der vollkommen 
aufgeblähte Beamtenapparat? . 
Warum kam es seitens der Bun- 
desregierung: nicht von Anfang 
an zu einer klaren Regelung der 
Eigentumsverhältnisse, die viele 
Probleme des wirtschaftlichen 
Aufbaus dort hätte verhindern 
können? Vielmehr wurde nach 
der Vogel-Strauß-Manier der 
Kopf in den Sand gesteckt und 
die. Verantwortung feige nach 
Karlsruhe geschoben. 


‚Warum wurden für in Mittel- 
‘deutschland investierende Unter- 


nehmen nicht: ganz klare An- 


Treize, etwa steuerlicher Art, an- 


geboten, bei gleichzeitigem Ein- 


griff in die Tarifautonomie und... 


Begrenzung der Löhne und Ge- 
hälter. Es wäre noch immer bes- ° 


-ser gewesen, mit zugegebener- 


maßen auch Subventionen in Le- 
bensmitteln oder Mieten ein - 
künstlich niedrigeres Preisniveau 
gegenüber dem Westen aufrecht- 
zuerhalten - gegebenenfalls mit 
einer Art Bezugsberechtigungs- 
scheinen -, als die total überhöh- 
ten Lohnerhöhungen hinzuneh- 
men, die durch zu niedrige Unter- 
nehmensgewinne, geringere In- 
vestitionen und damit verbunden 
höherer Arbeitslosigkeit zu viel: 
geringeren Steuereinnahmen 
und viel höheren Sozialkosten 
führen, als diese Subventionen: 
gekostet hätten. 


: Vielmehr wurde das Feld alten 


SED-Garden und linksindoktri- 
nierten Gewerkschaften überlas- . 
sen, die durch Demonstrationen 
und Demagogie ein sich immer 

weiter verschärfendes Klima 
schüren. Dabei sagt es doch al- 
leine die Logik: Warum soll ein. 

Unternehmen in Mitteldeutsch- 

land Riesensummen investieren, 

dort zum ’Teil sogar selber eine In- 

frastruktur aufbauen, wenn es 

fast die gleichen Kosten hat wie 

in Westdeutschland, gleichzeitig 
aber Jahre lang eine deutlich 

niedrigere Produktivität und 

deutlich niedrigere Gewinne als 

diesseits der Elbe hinnehmen 

muß? 

Eine Polittheorie besagt, daß 

sich die Demokratie letztendlich 

deswegen selber zugrunde rich- 

ten werde, weil in die Spitzenpo- 

sitionen des Staates immer mehr 

solche Personen rücken werden, 

die zwar sich selber dem Wähler 

gut verkaufen können, dafür 

aber fachlich nicht viel drauf ha- 
ben. Der wahre Fachmann werde 

aber eben dadurch abgeschreckt, 

daß gutes Aussehen oder - etwas 

überspitzt ausgedrückt - die Tat- 

sache, daß es wahlentscheidend 

sein kann, ob Kinder auf dem 

Arm dieses Politikers lachen 

oder weinen, wichtiger als das 

Fachwissen ist. Und wenn man 

sich die heute an der Macht be- 
findlichen Politiker anschaut, 

muß man fast befürchten, daß 

dieser Zeitpunkt heute gekom- 
men ist und politisch wieder tur- 
bulente Zeiten bevorstehen 

könnten, wie wir sie bereits mehr- 


. fach in diesem Jahrhundert hat- 


ten. D 


Geheime Gesellschaft 


in 


Freimaurer — 
Internationale 


ersetzt 


kommunis- 
tische 
Internationale 


Peter Blackwood 


Mit offensichtlicher Befriedigung registriert die internationale Frei- 
. .maurerei die Wiederkehr der Logen in Osteuropa. War es gestern die 
-"Gründung einer B’nai B’rith-Loge in Moskau, so ist es heute das Wi- 
: dererscheinen der Großloge in Ungarn. Sollten die Völker des euro- 
päischen Ostens sich nur aus den Klauen des kommunistischen KGB 
befreit haben, um unter die Fuchtel dieser geheimen freimaureri- 
:“ schen Macht zu geraten? 


' "Das Wiederaufblühen der Frei- 


‚ maurerei in Ungarn - zumindest 
..„„pffiziell, denn in Wirklichkeit war 


"sie niemals völlig verschwunden 
"ist das Werk der Obedienzen an- 


gelsächsischer Richtung. Aber 


- die Brüder der Richtung des 


Großorients von Frankreich blei- 


ben nicht untätig, namentlich in 
.. Polen und in der Tschechoslowa- 
- kei. 


Wieder Macht: 


und Kraft 


Das erweckte Ängste in der Lei- 


“tung der Schweizer Großloge Al- 


pina. Diese Obedienz, die noch 
gestern an die Association Ma- 
connique Internationale (AMI) 
von Genf angeschlossen war und 
heute wieder mit der Großloge 
von England vereinigt ist, hat in 


‘ihrer offiziellen Zeitschrift »Al- 


pina«, Nr. 4/1990, eine Anzeige 
veröffentlicht, die beweist, daß 
sie durchaus die Oberhand behal- 
ten will über die Beziehungen der 
schweizerischen Freimaurer vor- 
wiegend zu ihren tschechischen 


Brüdern, um dort die Logen in 
Prag, die noch vor kurzem so 
mächtig in Mitteleuropa gewesen 
sind, »wiederzuentdecken«. 


Es heißt dort: »Osteuropa ist auf 
dem besten Weg, das Joch des 
Staatssozialismus abzuschütteln, 
unter welchem es viele Jahre lang 
zu Boden gedrückt worden war. 
Logische Folge dieser Entwick- 
lung: Die Freimaurerei gewinnt 
dort wieder Macht und Kraft:« 


Nach der Großloge Alpina 
kommt also den mit ihr verbun- 
denen Obedienzen die Ehre zu, 
die ungarischen, tschechischen, 
rumänischen und anderen Logen 
wiederherzustellen. Doch der 
Großorient von Frankreich »ar- 
beitet« auf seiner Seite. Man 
wird es recht bald merken. 


Das Wiedererwachen der Symbo- 


lischen Großloge von Ungarn hat 
offiziell am 27. Dezember letzten 
Jahres unter den schützenden Fit- 
tichen der Großloge von Öster- 
reich stattgefunden. Die Wahl 
der Wiener Obedienz läßt sich 
aus der Geschichte erklären. 


= 


Während der Regierungszeit der 
Kaiserin Maria Theresia hatten 
die ungarischen Freimaurer die 
österreichischen Logen aufge- 
nommen, die von der Regierung 
der Kaiserin, die sie der Ver- 
schwörung gegen die Monarchie 
beschuldigte, verboten worden 
waren. Dann waren die ungari- 
schen Logen an der Reihe, bei 
den Habsburgern unter Verdacht 
zu stehen. Zur Zeit Metternichs 
und der Heiligen Allianz hielt 
sich die ungarische Freimaurerei 
versteckt. 


Nach den Ereignissen von 1948 
gelanges dem Freimaurer August 
M. Thoma, Herausgeber von in 
Preußisch-Schlesien gesungener 
Volksmusik, die Loge »Ludwig 
Kossuth zur Morgenröte des hö- 
heren Lichts« zu gründen. Man 
wählte ihn zum Meister vom 
Stuhl. Nur zwölf Jahre später 
schaffen es aber dann die Frei- 
maurer Karoly, Csaky, Teleki, 
Esterhazy und Ludwig Lewis 
eine echte ungarische Loge - die 
vorherige »arbeitete« in deut- 
scher Sprache - zu konstruieren. 


Österreichs Freimaurer 
streiten sich 


Nach »Swoboda«, das die Schwä- 
chen des Hauses Habsburg unter- 
strich, setzte Ungarn einige Re- 
formen in Wien durch. Ein echter 
Freimaurer, Graf Julius An- 
drassy, wurde Regierungschef in 
Budapest. Die politischen Emi- 
granten kehrten nun in ihr Hei- 
matland zurück, insbesondere 
der berühmte Kossuth, der 1948 
der kurzlebigen ungarischen Re- 
publik präsidierte. Auch er war 
Freimaurer. In derselben Zeit 
wie seine zahlreichen Gefährten 
hatte er sich im Ausland initiieren 
lassen. 

Bei den etwa 2000 Freimaurern 
Österreichs herrscht Krisenstim- 
mung. Am 24. November 1990 
beschloß der Großbeamtenrat, 
das zweithöchste Gremium der 
Freimaurer nach der Bundesver- 
sammlung, die Hauptversamm- 
lung möge den Großbeamtenrat 


schon im Mai 1991 abberufen und. 
einen neuen wählen. 


Der Großbeamtenrat, der nor- 
malerweise noch bis 31. Mai 1993 
im Amt gewesen wäre, ist infolge 
interner Streitigkeiten unter den 
Freimaurern und damit verbun- 
dener Spaltung in zwei gegensätz- 
lichen Fraktionen BIDSRANANIE 


. geworden. 


Anlaß für den Streit unter Öster- 
reichs Freimaurern sind zwei Ge- 


denktage der Freimaurerei. 1991 ° . 


jährt sich zum 200. Male der To- 
destag des Freimaurers Mozart 
und 1992 sind es 200 Jahre,:daß 
die erste Loge in Österreich ge- 
gründet wurde. 


Es begann damit, daß im Januar 
der ehemalige Kärtner Landes- 
hauptmann Leopold Wagner, frü- 


“her HJ-Führer und jetzt Freimau- 


rer, gefordert hatte, »mit der Ge- 
heimniskrämerei der Freimaurer 
Schluß zu machen, damit den 


. Freimaurern nicht weiterhin so 


viele Dinge unterstellt werden«. 


Ein Teil des Großbeamtenrates 
schloß sich dieser Forderung an, 
während die anderen Freimaurer, 


zu denen vermutlich .auch der : 


Großmeister der Großloge von 
Österreich, der pensionierte Sek- 
tionchef im Sozialministerium 


Franz Hausner gehört, weiterhin “: 


im Dunkeln bleiben möchten. . 
Daß viele führende Freimaurer 
gerne weiterhin im Dunkel arbei- . 
ten wollen, hat seine besonderen 
Gründe. Scheint der Verein mit 
2000 Mitgliedern kleia und unbe- 
deutend, so ist sei un auf 
das öffentliche Lebemiin Oster- 
reich unverhältnisthäßf@®broß. 
Nicht nur der frühere Landes- 
hauptmann von Kärnten, Wag- . 
ner, gehört diesem Bund an, auch 
andere führende Sozialisten, wie 
etwa der frühere Bundeskanzler 
Fred Sinowatz, erst kürzlich von 


einem ordentlichen Gericht we- 


gen falscher Zeugenaussage ver- 
urteilt, der Wiener Bürgermei- 
ster Zilk, der Gesundheitsstadt- 
rat von Wien, Dr. Stacher, in des- 
sen Ressort ein Skandal den an- 
deren ablöst. 


Alle Verantwortlichen im Skan- - 
dal um den Bau des Allgemeinen 
Krankenhauses in Wien, bei dem 
Millionen Steuergelder gestoh- 
len wurden, waren Freimaurer. 
Viele führende Leute des Rund- 
funks gehören dazu wie auch ein 
Großteil der Redakteure der 
»Presse« und auch der Vorsit- 
zende des Österreichischen 
Schriftstellerverbandes. 


Noch größer erscheint die Macht 
dieser Organisation,. wenn man 
bedenkt, daß mit dem Club 45, 
der roten Mafia, zahlreiche Dop: ° 
pelmitgliedschaften bestehen. : 
Und all das sollte der Öffentlich- . 
keit bekannt gemacht werden? 
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Europa- 
Journal 


Havel warnt 
vor einer 
sowjetischen 
Unstabilität 


Der tschwchoslowakische Staats- 
präsident Vaclav Havel warnte in 
einem Interview mit dem Prager 
Magazin »Respekt« vor den welt- 
weiten Gefahren, die sich aus ei- 
nem Zusammenbruch der So- 
wjetunion und der sowjetischen 
“ Wirtschaft ergeben könnten. Er 
sagte: »Die Gefahr liegt mehr in 
der permaneneten . Instabilität 
und dem Chaos, die nicht nur die 
benachbarten Länder, sondern 
auch Europa und die ganze Welt 
beeinträchtigen könnten.« 


Ein Zusammenbruch der sowjeti- 
schen Wirtschaft könne zu einer 
Situation führen, in der sich nicht 
nur gewaltige Flüchtlingsströme 
., nach Mittel- und Westeuropa hin- 
ein ergießen, sondern auch »be- 
waffnete Befreiungsarmeen 
könnten sowjetische Grenzen 
überschreiten«, sagte er. Dar- 
über hinaus sei es möglich, daß 
der wirtschaftliche Zerfall der 
UdSSR zu einer Lage führt, in 
der kein sowjetisches Öl expor- 
tiert wird. Havel warnte auch da- 
vor, daß die »Hardliner« in der 
UdSSR absichtlich gewisse Wirt- 
schaftsfunktionen sabotieren 
und sich dabei willkürlich Mittel- 
europa zum Ziel nehmen könn- 
ten, besonders jetzt, wo die so- 
wjetische Propaganda damit be- 
- gönnen hat, davon zu reden, daß 
Prag, Budapest und Warschau 
Spionagezentren für den Westen 
seien. 


KGB verhaftet 
Verfasser der 
Litauen-Studie 


Vilnius Radio, die Stimme des 
freien und souveränen Litauens, 
berichtete, daß drei Mitglieder 
der Shchit (Schild), der Organisa- 
tion einer Gruppe unabhängiger 
. Militärfachleute, unmittelbar 
nach der Herausgabe eines Un- 
tersuchungsberichts, der zu der 
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Staatssicherheit, 


a 


Schlußfolgerung kam, daß die 
Sowjetunion .bei ihrem Einsatz 
von Militärstreitkräften am 12. 
und 13. Januar 1991 tatsächlich 
versucht habe, den litauischen 
Staat zu überwältigen, festge- 
nommen wurden. Wie berichtet 
wird, lautet die Anklage des 
KGB gegen die drei festgenom- 
menen Beamten auf Transport il- 
legaler Waffen und Drogen. In 
dem Bericht des Shchit werden 
die Namen der Personen in der 
Litauischen Kommunistischen 
Partei und deren Ableger, des Na- 
tionalen Rettungsausschusses, 
genannt, die für die Planung der 
Aktionen verantwortlich waren. 


»Nach Einschätzung der Kom- 
mission der Organisation 
Shchit«, berichtete Radio Vil- 
nius, »liegt die Verantwortung für 
den Versuch, den lHitauischen 
Staat zu stürzen und für die vie- 
len Opfer und Sachschäden beim 
Staatspräsidenten der UdSSR, 
Gorbatschow, der seine verfas- 
sungsmäßige Pflicht nicht erfüllt 
hat, und auch beim sowjetischen 
Verteidigungsminister 
dem Innenminister Pugo und 
dem Chef des Ausschusses für 
-Kryuschkow, 
der unter seinem Kommando die 
Anwendung von Gewalt zu ver- 
fassungsfeindlichen und krimini- 
nellen Zwecken zugelassen 


. hatte. Die Verantwortung dafür 


liegt auch bei Generaloberst 
Ochalow, stellvertretender Ver- 
teidigungsminister; Generalma- 
jor Ukhoptschikow, Komman- 
deur der Garnison von Wilna; 
und anderen, die unmittelbare 
Vorgesetzte der unter ihrem 
Kommando stehenden Soldaten 
waren, um die kriminellen Versu- 
che des Nationalen Rettungsaus- 
schusses und der Litauischen 
Kommunistischen Partei in die 
Tat umzusetzen.« Oo 


Irakische 
Oppositions- 
führer | 
verweigern 
Reparationen 

In einer Erklärung verurteilte 
der Oberste Rat der Islamischen 
Opposition des Irak alle Pläne 
fremder Mächte, die politische 
Struktur und Wirtschaft des Irak 


in der Nachkriegszeit zu gestal- 
ten. In der Erklärung, die in 


Jasow, ° 


ws Er; 
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München veröffentlicht wurde, 
wird jedes Diktat seitens der Sie- 
germächte nach dem Modell des 


Versailler Vertrages, der 
Deutschland nach dem Ersten 
Weltkrieg niederschmetternde 


Reparationen auferlegte, verwor- 
fen. Die Koalitionsmächte soll- 
ten eigentlich Reparationen zah- 
len für die Bombardierung der 
irakischen Zivilbevölkerung un- 
ter Verletzung des Auftrages der 
Vereinten Nationen, erklärte der 
Rat. 


Die Zukunft Saddam Husseins 
sollte vom irakischen Volk, nicht 
von außen her bestimmt werden, 
hoben die Oppositionsgruppen 
hervor. Wenn Saddam Hussein 


vor Gericht gestellt werden soll, - 


dann müsse das ein nationales 
Gericht im Irak sein, und es ob- 
liege der irakischen Opposition, 
die Regierungsform und Führung 
zu bilden, die der Irak braucht. 

DO 


‚Europas 


Schnell-Bahn- 
Verbindungen 


Mehrere europäische Länder un- 
ternehmen Schritte zu Moderni- 
sierung der Eisenbahn-Infra- 
struktur für Hochgeschwindig- 
keits- und Magnetschwebe-Bah- 
nen nach dem neuesten Stand der 
Technik. 


In Deutschland erfuhren die 
Magnet-Schwebebahn-Projekte 
starke Unterstützung durch den 
Bundestagsabgeordneten Rudi 
Walther, SPD, und Heinz Riesen- 
huber. Bundesminister für For- 


"schung und Technologie. Walther 


sagt, der Option für den Bau ei- 
ner Magnetschwebebahn von 
Berlin nach Frankfurt am Main 
sollte absoluter Vorrang einge- 
räumt werden, weil dies die Rei- 
sezeit zwischen den beiden Städ- 
ten um mehr als Zweidrittel, von 


- acht auf zweieinhalb Stunden, 


verkürzen würde. 


Riesenhuber rief bei der Vorlage 
seines Haushaltsplanes zur Fi- 
nanzierung der Ausdehnung ei- 
nes »Versuchsgleises der Transra- 
pid-Magnet-Schwebebahn in die 
fünf neuen Bundesländer hinein« 
auf. Er kritisierte die unzurei- 
chende Finanzierung des Transra- 
pid-Versuchsobjekts in den ver- 
gangenen Jahren, die zu einer 
Verzögerung der Erprobung und 


des übrigen technischen Fort- Er? 


schritts geführt habe. 


In Italien gab die Staatliche Ei- ... 


senbahn bekannt, sie werde in 
den kommenden beiden Jahren 
26 Milliarden Dollar - also fast 50 
Milliarden DM - in die Moderni- 
sierung der Bahn, einschließlich 
des Baus von größeren neuen 
Hochgeschwindigkeits-Strecken, 
investieren. Über die kommen- 
den vier Jahre hinweg werden 
Hochgeschwindigkeits-Bahnen 

Mailand mit Neapel sowie Vene- 
dig mit Turin verbinden. ‚Eine 
Hochgeschwindigkeits-Strecke 

von Rom nach Florenz steht be- 
reits vor der Vollendung. Der 
Plan umfaßt einen späteren An- 
schluß an die französische TGV- 
Strecke nach Lyon. DO 


Sowjets ziehen 
militärische 
Lehren aus 
dem Krieg 


Sowjetische militärische Füh-. 


rungspersönlichkeiten ziehen im 
Kielwasser des Krieges am Persi- 
schen Golf ihre Schlußfolgerun- 
gen in bezug auf ihre eigene mili- 
tärische Bereitschaft. 


Verteidigungsminister Dmitri Ja- 
sow gab nach seiner Rückkehr 
von einer Besprechung über die 
formelle Auflösung des War- 
schauer Paktes den Ton an. Er 
sagte, daß »alles auf die Sicher- 
heit unseres Staates konzentriert 
wird. Wir haben immer über die 
Sicherheit der Organisation des 
Warschauer Pakts, einer Staaten- 
gruppe, gesprochen. Und jetzt 
werden wir über die Sicherheit 
unserer Union reden.« 


Jasow beantwortete Fragen des 
Obersten Sowjet der UdSSR 
über das augenscheinliche Unver- 
mögen der irakischen Luftab- 


wehrverteidigung, der Luftoffen- 


sive wirksamen Widerstand ent- 
gegenzusetzten. »Was sich in Ku- 
wait und im Irak ereignet hat, er- 
forderte eine Überprüfung der 
Einstellung der Armee zur Luft- 
verteidigung und zum gesamten 
Luftverteidigungssystem des 
Landes«, antwortete er. 


In ähnlicher Weise meinte Gene- 


raloberst Rakhim S. A. Kschu- 


rin, Kommandeur der sowjeti- 
schen Luftabwehrstreitkräfte, 
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zur: Nachrichtenagentur Tass: 
»Heute ist unsere Luftabwehr in 
der Lage jeden Angriff aus der 
Luft abzuwehren, aber wie wird 
es in zwei oder drei Jahren sein? 
Das Echo auf den Raketendon- 
ner in der Wüste muß uns aufrüt- 
teln.« 


Sowjetische Militärsprecher be- 
haupten, daß die USA Kriegsge- 
rät nach dem neuesten Stand der 


* Technik wie Stealth-Bombern 


für lasergesteuerte Bomben ge- 

‚ gen das ältere irakische Kriegsge- 
“ rät sowjetischer Bauart einge- 
setzt hätten, und sie schließen 
daraus, daß es selbstmörderisch 
wäre, den sowjetischen Militär- 
haushalt jetzt zu kürzen. 


In einem Gespräch mit der Zei- 
tung »Izvestia« sagte Generalma- 
jor Nikolaij I. Kutsenko, daß die 
sowjetische Armee einige Waf- 
fen, ähnlich wie die von den USA 
im Irak eingesetzten, verwendet 
“ hat, »aber nicht alle. Dies ist et- 
was worüber unsere militärische 
Forschung und Entwicklung ein- 
mal nachdenken sollte.« m 


Eingeborene- 
Gruppen 
verbreiten 
schwarze 
Legenden 


Als Teil der Gegenorganisations- 
Kampagne gegen die Feierlich- 
keiten des 500. Jahrestages der 
Entdeckung Amerikas im Jahr 
1992 haben Organisationen von 
Eingeborenen, Kleinbauern und 
Arbeitern in Mittel- und Südame- 
rika mit einer Offensive unter der 
Bezeichnung »500 Jahre Wider- 
stand der Eingeborenen und des 
Volkes« begonnen. Derartige 
Kampagnen zielen darauf ab, die 
»Schwarze Legende« zu fördern, 
nach der die Eroberung und 
Evangelisierung des Kontinents 
. durch die Spanier die einheimi- 
schen Völker »unterdrückt« 
habe. 


Die derzeitige Kampagne, die 
von Guatemalia und Kolumbien 
aus koordiniert wird, läuft unter 
dem Namen »Feldzug zur Selbst- 
entdeckung Amerikas«. Pläne 
-für diese Mobilisierung hatten ih- 
ren Ursprung 1987 in Genf. Eine 


„Konferenz von Eingeborenen- ' 


Organisationen wird im Oktober 


Er Ka, 


in. Guatemalia stattfinden, um 
weitere Aktionen zu planen. Die 
Gruppen klagen an, die letzten 
500 Jahre seien von Invasion, 
Völkermord und Evangelisie- 
rung gekennzeichnet. Wie viele 
Guerilla-Gruppen Kolumbiens, 
behaupten die Organisationen, 
daß Kolumbiens »Verletzung der 
Menschenrechte« und »Uhnter- 
drückung der politischen Frei- 
heit« überall verurteilt werden 
müsse, und daß die kulturellen 
Werte der eingeborenen Bevöl- 
kerung respektiert und wieder 
belebt werden müßten, und nicht 
vernichtet werden dürfen. 


Die Organisatoren rufen die Kir- 
chen dazu auf, das Verständnis 
für die »kulturellen und religiö- 
sen Unterschiede« unter den ver- 
schiedenen Volksgruppen zu ver- 
bessern und lieber auf deren Er- 
haltung statt Auslöschung hinzu- 
wirken. m 


Mexikanischer 
Journalist 
beschuldigt 


London für die 
Kriegshetze 


Der mexikanische Journalist Ma- 
nuel Mejido, Verfasser des Bu- 
ches »The Oil Lords« schrieb in 
der Tageszeitung »El Sol de Me- 
xico«: »Die Briten sind für das 
verantwortlich, was heute am 
Persischen Golf geschieht.« Ihr 
Verrat an den Arabern, Hasche- 
miten und Wahabiten während 
und nach dem Ersten Weltkrieg 
schuf die Umwelt der unversöhn- 
lichen Verwirrung, Verbitterung 
und Haß, die heute im Nahen 
Osten besteht: 


Nach einem Überblick über die 
Weigerung der Briten, den Sy- 
kes-Picot-Vertrag, in dem festge- 
legt wurde, daß nach dem Ersten 
Weltkrieg keine ausländischen 
Truppen in der arabischen Welt 
verbleiben würden, einzuhalten, 
schreibt Mejido: »Wie üblich, 
hielten sich die Briten nicht an 
Verträge, und die Soldaten seiner 
Glorreichen Majestät blieben 
von 1918 bis 1953 in der Region, 
während die Politiker und Ölge- 
schäftsleute neue Grenzen er- 
richteten, Kurdistan. beseitigten 
und auf die Türkei, Iran und Irak 
aufteilten, den Libanon wie auch 
Syrien ins Leben riefen. Jorda- 


nien mußte geschaffen werden, 
um den Haschemiten ein König- 
reich von Kameltreibern zu ge- 
ben, und Kuwait trennte sich 


vom Irak und blieb Eigentum der 
oO 


Familie Al Sabah.« 
Amerikas 
neuer bester 
Verbundeter: 


Die pro-israelische Lobby ver- 
sucht immer, Israel dem amerika- 
nischen Volk als »unseren besten 
Verbündeten im Nahen Osten« 
zu verkaufen. Viele Leute glaub- 
ten niemals wirklich an den zioni- 
stischen Schwindel, aber viele 
Politiker waren davon beein- 
druckt. Aber der Mythos wurde 
durch den Staub des Wüsten- 
sturms hinweggefegt. 

An Israels einstmaliger Vorzugs- 
stelle steht jetzt Saudi-Arabien. 
Anders als die von Auslandhilfe 
abhängigen Israelis, die sich stets 
nach Almosen umschauen, wer- 
den die Saudis ein wertvoller 
Wirtschaftspartner der USA 
sein. Sie werden auchin der Lage 
sein, für alle Waffen, die sie brau- 
chen, zu zahlen. Das arabische 
Ol-Scheichtum gewinnt. schnell 


die Anerkennung Amerikas »un- . 


erläßlicher Verbündeter« in der 
Region und vielleicht darüber 
hinaus zu sein. 


Der lange Arm des saudischen 
Öls wird bereits sowohl direkt als 
auch indirekt bestens für die an- 
geschlagene US-Wirtschaft ein- 
gesetzt. Als größter Olproduzent 
unter den OPEC-Ländern ist 
Saudi-Arabien auch die dominie- 
rende Kraft in dieser internatio- 
nalen Industrie, wie auf der kürz- 
lichen OPEC-Sitzung deutlich 
zutage trat. Die Saudis bestimm- 
ten, wie üblich, fast ganz allein, 


daß die Produktionsquoten der - 


OPEC nur soweit verringert wer- 
den, um die Preise um ein paar 
Dollar anzuheben - auf etwa 24 
Dollar pro Barrel -, um somit 
den Weltbedarf zu decken, ohne 
eine Spirale der Inflation in Gang 
zu setzen. Außerdem sorgten die 
Saudis dafür, daß der Dollar die 
Währung des internationalen Ol- 


handels bleibt - eine weitere wirt- 


schaftlich bedeutsame Geste an 
die USA. 


Im Nahen Osten tritt Saudi-Ara- 
bien politisch, militärisch und 
wirtschaftlich als hauptsächliche 
arabische Macht hervor. Obwohl 


die .Saudis und ihre Geschäfts- ..:: 


freunde nicht gerade erpicht dar- 
auf sind, eine regionale Umver- 


teilung des Wohlstandes zu finan-. 


zieren, besonders im Licht der: 
gewaltigen Ausgaben, die ihnen 
während des Krieges mit dem 
Irak entstanden, werden sie 
wahrscheinlich bestrebt sein, 


denjenigen ärmeren Staaten, die " 


versuchen sich selbst zu helfen 
und die mit den neuen gemeinsa- 
men amerikanisch-saudischen 
Vereinbarungen, die derzeit aus- 
gearbeitet werden, kooperieren, 


unter die Arme zu greifen. Agyp- ' 


ten und Syrien werden wohl die 
größten Nutznießer sein. 


Als Gegenleistung für ihren Bei- .., 


trag zur neuen Allianz mit den 
USA werden die Saudis ein star- 
kes Wort mitzureden haben bei 
der Bestimmung des Schicksals 
von vier prominenten Männern 
in der Region: Iraks Saddam 
Hussein, König Hussein von Jor- 
danien, Jassir Arafat von. der 


PLO und Emir Sabah von Ku-. 


wait. Ob einer dieser führenden 
Persönlichkeiten im Kielwasser 
des Golfkrieges überlebt, hängt 
zum Großteil davon ab, was nach 
Ansicht der Saudis gut für den 
Nahen Osten ist. 

Gleichermaßen bedeutsam wer- 
den die Ansichten der saudischen 
Regierung in bezug auf eine Re- 
gelung der israelisch-palästinen- 
sischen Situation und auf den 
endgültigen arabisch-israelischen 
Friedensprozeß sein, der aus der 
Beseitigung dieser seit langem 
schwärenden Wunde erwachsen 
könnte. Daß die Saudis sich end- 


lich, wenn auch zögernd, ihrer re- 
gionalen und internationalen Ver- 
antwortung stellen und langsam | ' 


aus ihrem behaglichen Kokon 
des. arabischen Traditionalismus 
der alten Welt herauskrabbeln, 
wird immer offensichtlicher. Die 
Frage lautet: Können sie die Not- 
wendigkeit, dies zu tun, erken- 
nen, und wenn ja, werden sie das 
mit Überzeugung tun? 


Niemand ist sich mehr als George 


Bush darüber im klaren, daß die 
Antwort. auf diese Frage ein 
schallendes und entschlossenes 


Ja sein muß. Ohne die Koopera- . 


tion der Saudis wird es im Nahen 


Osten - oder anderswo — keine‘ 


»Neue Weltordnung« geben. Es 
ist daher sehr unwahrscheinlich, 
daß der amerikanische Präsident 
den Israelis oder ihren Freunden 
im US-Kongreß gestatten wird, 
seinem großen außenpolitischen 


Traum im Wege zustehen. Di... 
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5 Kapitalmärkte: 
Krieg und 
Hochfinanz 


C. Gordon Tether 


- Die ersten Reaktionen der. Börsenmärkte auf das Auslaufen der 
Feindseligkeiten am Persischen Golf war Verwirrung. Wie hätten die 
Börsenmärkte der Welt erwartungsgemäß auf die Entdeckung rea- 
gieren sollen, daß die alliierten Armeen, die an der Operation. Wü- 
stensturm beteiligt waren, sich der irakischen Streitkräfte schneller 
und wirkungsvoller entledigt hatten, als irgend jemand hätte einiger- 
-  maßen zuverlässig voraussagen können? 


Die Antwort würde sicherlich 
über eine allgemeine Höherno- 
tierung der Preise auf der Grund- 
lage der Aussage erfolgen, daß 
ein möglicher internationaler 
Alptraum gerade noch rechtzei- 
tig daran gehindert wurde, seinen 
unheilvollen Schatten auf die 
Weltwirtschaftsszene zu werfen. 


Scheinbar ein 
perverses Verhalten 


Dies ist genau das, was nicht ge- 
schehen ist. In den Wochen un- 
mittelbar nach- Beginn des Krie- 
ges gegen Saddam Hussein Mitte 
Januar dieses Jahres schlugen die 
. ‚Börsen der Welt entschieden op- 
timistische Töne an. 


Zu dem Zeitpunkt, als in der drit- 
ten Februarwoche der Boden- 
krieg hinzu kam, lag der welt- 
weite Index rund 15 Prozent über 
dem Stand, mit dem er in das 
Jahr eingetreten war. Dies bedeu- 
tete,.daß er alles, bis auf etwa ein 
Viertel, des ganzen beträchtli- 
chen Rückschlages wieder aufge- 
holt hatte, den er erlitten hatte, 
als der Irak Anfang August 1990 
mit seinem Einmarsch in Kuwait 
einen Schraubenschlüssel ins Ge- 
triebe warf. 


“Als sich jedoch langsam heraus- 
stellte, daß man wohl damit rech- 
nen konnte, daß der Golfkrieg 
innerhalb von Tagen statt Wo- 
chen oder Monate zuendegehen 
würde, machte sich eine weitaus 
zögerlichere Haltung bemerkbar. 
Wall Street, die sich über die Wo- 
chen hinweg mit einem Sprung 
von etwa 13 Prozent im Dow-Jo- 
nes-Aktienindex beteiligt hatte, 
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reagierte tatsächlich auf die 
Nachrichten zunächst mit einer 
bescheidenen Senkung der Ak- 
tienpreise. 


Fast das Gleiche ereignete sich in 
einigen der führenden Zentren, 
darunter London. 


Wie ist ein derartiges, scheinbar 
perverses Verhalten zu erklären? 
Die Antwort, die am meisten ei- 


nen Sinn zu ergeben scheint, ist, ° 


daß die Erkenntnis, daß der 
Golf-Faktor kurz davor stand, 
von der Bildfläche zu verschwin- 
den, die Gemeinde der Geldanle- 
ger dazu veranlaßt hat, ernsthaf- 
ter als je zuvor darüber nachzu- 
denken, wie sich die Weltwirt- 
schäftslage kurz nach dem Krieg 
entwickeln würde. Es wäre kaum 
überraschend, wenn es ihre un- 
mittelbare Schlußfolgerung ge- 
wesen wäre, daß das Bild verwir- 
rend war - so verwirrend, daß es 
äußerst schwierig geworden war 
zu sagen, in welche Richtung die 
Börsengeschäftskatze in den vor 
uns liegenden Monaten springen 
wird. 


Verschlechterung des 
Wirtschaftsklimas 


Schließlich muß daran erinnert 
werden, daß die Verschlechte- 
rung des Weltwirtschaftsklimas, 
die sich zum ersten Mal bemerk- 
bar machte, als die Golfkrise ge- 
rade ausgebrochen war, inzwi- 
schen sehr viel deutlicher zutage 
getreten ist. Die Tatsache, daß 
rückläufige Zinssätze jetzt all- 
mählich zur Tagesordnung wer- 
den, und das sogar in Ländern, 


wie die Vereinigten Staaten und 


Großbritannien, die immer noch 
Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Inflation als absolut vordring- 
lich erachten, legt Zeugnis davon 
ab. 


Diese Haltungsänderung müßte 
eigentlich den Trends zur Wirt- 
schaftsflaute entgegenwirken, 
vorausgesetzt, daß sie mit ausrei- 
chender Schnelligkeit in die Tat 
umgesetzt wird. Damit einherge- 
hen, so könnte man argumentie- 
ren, wird die verstärkte Wirt- 
schaftstätigkeit, die durch die 
Notwendigkeit erzeugt wird, die 
in den betroffenen Regionen 
durch den Golfkrieg angerichte- 
ten Verwüstungen ebenso wieder- 
gutzumachen wie die Auswa- 
schung der Rüstungsaktien in 
den an der Anti-Irak- Koalition 
beteiligten Ländern. 


Aber dieser Faktor wird offen- 
sichtlich nur in verhältnismäßig 
kleinen Teilen des Wirtschaftsfel- 
des ins Spiel kommen. In dem 
Ausmaß, wie dessen Finanzie- 
rung eine Erhöhung der Besteue- 
rung erfordert, könnte dies eine 
bedrückende Auswirkung auf un- 
sere Formen der Wirtschaftstätig- 
keit haben. 


Kurz gesagt, es muß erkannt wer- 
den, daß, so wie die Dinge lie- 
gen, der Ausblick für die West- 
wirtschaft bis zum Jahresende 
ziemlich düster ist, selbst unter 
der Annahme, daß die internatio- 
nalen Probleme, die die Unruhen 
in der Golfregion hinterlassen ha- 
ben, in absehbarer Zukunft in zu- 
friedenstellender Weise abgehakt 
werden können. 


Hilfe durch 
fallenden Dollar 


Die besonderen. Umstände ein- 
zelner Länder werden natürlich 
bestimmend dafür sein, wie weit 
sie unter dieser Bedrängnis lei- 
den. Es lohnt sich, darauf hinzu- 
weisen, daß im Falle Amerika 
durch den verhältnismäßig stei- 
len Fall, den der Wert des Dollar 
über das vergangene Jahr hinweg 
unter dem Aspekt der anderen 
Hauptwährungen vollzogen hat, 
eigentlich eine helfende Hand 
ausgestreckt wird. Seine Abwer- 
tung um runde 20 Prozent sollte 
für den amerikanischen Export- 
handel ein mächtiger Ansporn 
sein, während sie gleichzeitig die 
Konkurrenz ausländischer Er: 
zeuger für den Binnenmarkt ein- 
dämmt. Die Endauswirkung da- 


von sollte darin bestehen, das. _: 


amerikanische Zahlungsbilanz- 


defizit nach unten zu drücken 
und gleichzeitig einheimische In- 


dustrieprodüktion in die Höhe zu 
treiben. 


Es ist natürlich denkbar, daß 
diese Entwicklung dafür sorgen 
wird, daß amerikanische Indu- 
strie: und Handelsaktien in den 
kommenden Monaten besser mit 
den Auswirkungen der Ver 
schlechterung im internationalen 


Wirtschaftsumfeld fertig werden _ 


als ausländische Emissionen. 
Nachdem dies gesagt ist, sieht es 
aber immer noch so aus, als ob im 
Sinne einer Werterhöhung des 
Anlagevermögens selbst an der 
Wall Street noch für eine ganze 
Weile .keine sehr hohen Erwar- 
tungen gerechtfertigt sind. 


Schuldverschreibungen 
als Alternative 


Es ist interessant festzustellen, 
daß einige Investment-Gelehrte 
in letzter Zeit den Anreiz, den 
Schuldverschreibungen als Alter- 
native zu Aktien haben können, 
besonders hervorheben. Von 
Schuldverschreibungen mit Fest- 
zinsen ist gesagt worden, sie 
seien in diesen inflationären Zei- 
ten »Zertifikate von legitimierter 
Beschlagnahme«. Und langfri- 
stig gesehen stimmt das auch - 
wie diejenigen, die sich an Papie- 
ren festklammern, die sie in frü- 
heren Jahrzehnten erworben ha- 
ben, bestätigen können. 


Aber man kann auch dahinge- 
hend argumentieren, daß zu ei- 
ner Zeit, wo sie Zinssätze erzie- 
len, die wesentlich über der Infla- 
tionsrate liegen und wo die 
Grundtendenz der Zinssätze 
rückläufig ist, diese Papiere den- 
jenigen viel Geld einbringen kön- 
nen, die sie streng als verhältnis- 
mäßig kurzfristige Vermögens- 
werte erwerben. Der Grund hier- 
für ist darin zu sehen, daß zu sol- 
chen Zeiten der Käufer auf den 
realen Zinssatz zählen kann, der 
sich aus dem Unterschied: zwi- 
schen dem Kuponsatz auf der 
Schuldverschreibung und der In- 
flationsrate ergibt, die durch Ver- 
mögenszuwachs zu ergänzen ist. 
Denn wenn das allgemeine Ni- 
veau der Zinssätze fällt, steigen 
die Marktwerte der bereits erwor- 
benen Emissionen. Das Wichtig- 
ste daran ist, dann zum Verkauf 


bereit sein, wenn die Zinssatz-- 


kurve flach zu werden beginnt. U 
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Finanzielle 


Auswirkungen 
des Golf- 


Krieges 


Peter Blackwood 


Amerika ließ sich im vergangenen August in den Konflikt am Persi- 
schen Golf zu einem Zeitpunkt ein, als das Land bereits in die Rezes- 
sion oder Depression verfiel. Trotz aller öffentlicher Schaumschläge- 
rei und Euphorie an der Wall Street und in den Medien des Establish- 
ments wegen Amerikas eindrucksvollem Sieg über den Irak - ein 
Land mit einer Wirtschaft von der Größenordnung des US-Bundes- 
staates Kentucky - sinkt Amerika immer tiefer in die Wirtschafts- 
krise hinein. Amerikas Schuldenlast ist viel größer geworden, die 
Schulden des Bundes dürften dieses Jahr 350 bis 400 Milliarden Dol- 
lar erreichen. Hinzu kommt, daß die übrige Welt ebenfalls in die Re- 


zession oder Depression fällt. 


Die Ausgaben der amerikani- 
schen Verbraucher sind immer 
noch rückläufig, Firmengewinne 
implodieren weiter, das persönli- 
che Einkommen sinkt, Privat- 
und Firmenkonkurse sowie Ar- 
beitslosigkeit steigen immer 
schneller an, ebenso wie die Zahl 
der Bankenzusammenbrüche. 
Spar- und Darlehenskassen und 
Versicherungsgesellschaften und 
Immobilienfirmen sind in den 
meisten Gebieten der Vereinig- 
ten Staaten immer noch rückläu- 
fig. 


Die Kosten der - 
Operation Wüstensturm 


Wall Street, Washington und die 
Finanzpresse verbreiten weiter- 
hin die absurde Behauptung, die 
Wirtschaftsflaute in den USA sei 
durch den Krieg verursacht wor- 
den. Das stimmt nicht. Sie wurde 
durch die Implosion der größten 
und gewaltigsten Schuldenpyra- 
mide in der Weltgeschichte verur- 
sacht- und wird sich in der Nach- 
kriegszeit fortsetzen. Der Verfas- 
ser glaubt, daß sie durch die wirt- 
schaftlichen Kosten des Golf- 
Krieges noch verschlimmert 
wird. 

Die Kostenschätzungen für die 
Operation Wüstensturm belau- 


Dollar pro Tag für all die abge- 
worfenen High-Tech »smart« 
(klugen) Bomben, die abgefeuer- 
ten Raketen und die verlorenen 
Kampfflugzeuge, dazu Dutzende 
von weiteren Milliarden für den 
Wiederaufbau von Kuwait und 
Irak. 


Die »Los Angeles Times« schätzt 
die Kosten auf 600 Millionen bis 
eine Milliarde Dollar pro Tag. 


Der Söldnerlohn 
der Alliierten 


Von 56 Milliarden im Steuerjahr 
1991 bereits ausgegebenen Dol- 
lar hat Bush den Steuerzahler be- 
reits mit 15 Milliarden Dollar in 
Anspruch genommen und rech- 
net mit 41 Milliarden Dollar an 
Kriegskostenbeiträgen — einige 
nennen das »Söldnerlohn« - von 
Amerikas Verbündeten. Von 51 
Milliarden der zugesagten Gel- 
der sind noch nicht alle Milliar- 
den Dollar an Bargeld und 
Dienstleistungen eingegangen. 
Die Saudis und Kuwaitis haben 
versprochen, 40 Prozent zu zah- 
len, die übrigen Alliierten wollen 


Im Gegensatz zu den, von den Medien vermittelten Ein- 
druck, fand Saddam Husseins Gegenerschaft zu Amerika 
weitgehend Zustimmung in der moslemischen Welt. 


fen sich auf 58 bis 77 Milliarden 
Dollar für das Steuerjahr 1991, 
und die Schätzungen für die ge- 
samte Mobilisierung, den Krieg 
und die Demobilisierung belau- 
fen sich auf 100 bis 150 Milliarden 
Dollar. 


Der »Boston Globe« schätzt 100 
Milliarden Dollar: 750 Millionen 


ebenfalls 40 Prozent zahlen, und 
Amerika soll die restlichen 20 
Prozent tragen. 


Als sich der Krieg dem Ende nä- 
herte, fragten jedoch immer 
mehr US-Senatoren aus beiden 
Parteien an, ob Amerikas Ver- 
bündeten ihre Versprechen hin- 
sichtlich der Kriegszahlungen 


nicht einhalten. Wie zum Beispiel 
US-Senator Dale Bumpers in der 
»New York Times« äußerte: »Die 
beste Lektion, die ich jemals 
während meines Rechtsstudiums 
gelernt habe, ist die eines Profes- 
sors, dessen Botschaft am Ende 
eines Semesters lautete: Denkt 
daran, Jungs, schickt ihnen Rech- 
nungen, wenn ihnen die Tränen 
noch an den Wangen herunterlau- 
fen!« Bumpers fügte hinzu: 
»Wenn der Kampf erst einmal zu- 
ende ist, glaube ich nicht, daß ihr 
euer Geld bekommen werdet.« 
Weitere Kriegskosten, von denen 
fast niemand sprechen will, wer- 
den den USA entstehen, wenn 
die Bush-Regierung die Mitglie- 
derstaaten der Vereinten Nation 
auszahlen muß, weil sie für den 
Krieg gestimmt haben. Der Kon- 
greßabgeordnete B. Gonzales, 
der 30 Jahre lang im House Ban- 
king and Finance Committee 
(Banken- und Finanzausschuß 
des Abgeordnetenhauses) saß, 
schrieb: »Es ist klar, daß der Prä- 
sident Mitglieder des Sicherheits- 
rats der Vereinten Nationen als 
Gegenleistung für ihre ‚Stimme 
für den Krieg gegen den Irak aus- 
gezahlt hat. Die Schulden Agyp- 
tens (sieben Milliarden Dollar) 
wurden erlassen; einem Darle- 
hen in Höhe von 140 Millionen 
Dollar an China wurde zuge- 
stimmt; der Sowjetunion wurden 
sieben Milliarden Dollar an Hilfs- 
leistungen zugesagt; Zaire wurde 
Militärhilfe und teilweisen Schul- 
denerlaß versprochen; Saudi- 
Arabien wurde 12 Milliarden 
Dollar an Waffen zugesagt; dem 
Jemen wurde mit der Beendi- 
gung der Hilfsleistungen ge- 
droht; und die USA zahlten 
schließlich 187 Millionen Dollar 
ihrer Schulden bei den Vereinten 
Nationen ab, nachdem die Ab- 
stimmung, die Präsident Bush 
wünschte, erfolgt war.« 


Die Banking 
Connection 


Aus Washingtoner Kreisen ver- 
lautet, daß Bush Syrien für des- 
sen Teilnahme am Krieg mit 400 
Millionen Dollar bestochen 
habe. 


Die gesamten Barauslagen an 
Kriegskosten für Amerika, wenn 
die Endrechnung aufgestellt 
wird, dürften sich auf 50 bis 100 
Milliarden Dollar belaufen. 


Jedesmal, wenn Krieg ist, stellt 
man im allgemeinen fest, daß 
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des Golf- 
Krieges 


Großbanker den militärischen 
Aufmarsch auf beiden Seiten, 
den Krieg selbst, und nach dem 
Krieg den Wiederaufbau, der 
durch den Krieg verwüsteten 
Länder, finanzieren. Der derzei- 
tige Golfkrieg ist da keine Aus- 
nahme. Man erinnere sich daran, 
daß die kuwaitische Königsfami- 
lie 200 Milliarden Dollar in den 
Geldzentren in London und Was- 
hington deponiert hat. Diese 
Banken tragen den Löwenanteil 
an den 100 Milliarden Dollar und 
mehr für den Wiederaufbau von 
Kuwait. 


Eine dieser Großbanken, die 
stark in Schwierigkeiten geratene 
Citicorp, die Milliarden an faulen 
Darlehen hat, erhielt eine Spritze 
von 590 Millionen Dollar an Bar- 
geld von einem Prinzen der saudi- 
schen Königsfamilie, auf Grund 
eines zwischen dem Vorstands- 
vorsitzenden der Citicorp, John 
Reed, und der Bush-Regierung 
getroffenen Abkommens. Dem 
Prinzen, Alwaleed Bin Talal, wer- 
" den jetzt fast 15 Prozent der Citi- 
corp-Aktion gehören, was ihn 
zum größten Einzelaktionär 
macht. 

Anfang März verkündete der 
Emir von Kuwait, man werde, 
anstatt einen Teil des beträcht- 
lichen Besitzes an US-Stammak- 
tien zu verkaufen und den Ak- 
tienmarkt in den USA herunter- 
zudrücken, stattdessen das Geld 
für den gewaltigen Wiederaufbau 
. des Landes leihen. Aber von 
wem? Natürlich von den großen 
Geldzentren in New York, ange- 
führt von Chase Manhattan und 
Citicorp. Saudi Arabien leiht sich 
ebenfalls Geld um die Kriegsko- 
sten zu decken. 


Krieg aus finanzieller 
Notlage heraus 


Es hat den Anschein, daß Kuwait 
und Saudi-Arabien mit ihren 
Hunderten von Milliarden an 
Oleinnahmen zu Amerikas Ban- 
kern werden. Diese beiden Län- 
der, für deren Erhalt 500000 
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Amerikaner soeben gekämpft — 
und eine unbekannte Zahl von 
Soldaten gestorben sind--, liegen 
nicht nur mit der Bush-Regie- 
rung im Bett, sie zahlen nicht nur 
bis zu 40 Prozent der amerikani- 
schen und britischen Kriegsaus- 
lagen, sie tragen auch mit, den 
großen New Yorker Geldzentren 
durch Bürgschaften aus der 
Klemme zu helfen. 


ET SEE ET 


nalen Firmen und dem politi- 
schen Establishment in Amerika. 
Vor, während und nach ‘dem 
Zweiten Weltkrieg, im Vietnam 
Krieg und anscheinend auch im 
derzeitigen Krieg am Persischen 
Golf manipulierten diese Grup- 
pen und schlossen Deals ab, bei 
denen es um gigantische Profite 
ging. Man erinnere sich, Kriege 
sind lukrativ und tragen dazu bei, 


US-Präsident Bush kam der Golfkrieg im rechten Augen- 
blick, um die finanzielle Notlage der USA zu verschleiern. 


Es ist Ironie, daß Iraks Ein- 
marsch in Kuwait, laut »Insight 
Magazine«, aus einer finanziel- 
len Notlage heraus erfolgte, die 
eintrat, als die internationalen 
Banken - in erster Linie London 
und New York - Bagdad die Kre- 
dite sperrte. Könnte die Neue- 
Weltordnungs-Bande Saddam 
Hussein für seinen Einmarsch in 
Kuwait vorbereitet haben? 


Es ist interessant, daß das House 
Subcommittee on Commerce, 
Consumer and Monetary Affairs 
(Unterausschuß des Repräsen- 
tantenhauses für Handels-, Ver- 
braucher- und Geldangelegenhei- 
ten) die Bush-Regierung unter 
Druck setzt, eine Aufstellung der 
Firmen zu veröffentlichen, die 
dem Irak in der Zeit von 1985 bis 
1990 High-Tech-Ausrüstung für 
militärische Zwecke verkauft ha- 
ben. Die US-Regierung — die 
über die - Handelsministerien 
Reagans und Bush - diese Ver- 
käufe selbst stark forciert hatte, 
widersetzt sich der Bekanntgabe 
dieser Namen. So etwas nennt 
sich »Schützt Eure Freunde«. 

Es besteht ein inzestuöses Ver- 
hältnis zwischen den großen Ban- 
ken, gewissen großen multinatio- 


das Spiel auf dem Schachbrett 
der Welt nachhaltig zu beeinflus- 
sen. Krieg ist für die Neue-Welt- 
ordnungs-Bande ein wichtiges 
Werkzeug. 


Die vom Krieg 
profitieren 


Unter den großen amerikani- 
schen multinationalen Firmen ist 
ein »Gerangel um die Fütterung« 
ausgebrochen. Es geht darum, 
sich Aufträge für den Wiederauf- 
bau Kuwaits zu sichern, der 
schätzungsweise 100 Milliarden 
Dollar kosten wird. An der Spitze 
der Warteschlange steht Bechtel, 
in dessen Vorstand der ehemalige 
US-Außenminister George 
Shultz, einer der Führer des libe- 
ralen Establishments an der Ost- 
küste Amerikas und enger 
Freund von George Bush, sitzt. 
Bechtel, das große in San Fran- 
cisco ansässige Ingenieurbüro 
und Baufirma, hat einen auf 50 
Milliarden Dollar geschätzten 
Vertrag unterzeichnet, um der 
kuwaitischen Regierung zu hel- 
fen, ihre Olfelder und petroche- 
mischen Betriebe wiederaufzu- 
bauen. 


Die großen drei Autoherstellerin 
den USA sind aufgefordert wor- 


den, sich an der Ausschreibung 
zu beteiligen, Kuwait wieder mit 
Pkw und Lkw zu versorgen. Der 
Wiederaufbau von Kuwait City 
entspricht schätzungsweise dem 
völligen Neuaufbau der heutigen 
Stadt Phoenix, Arizona. Bis zum 
27. Februar 1991 hatte die kuwai- 
tische Regierung im Exil bereits 
über 200 Aufträge im Zusammen- 
hang mit dem Wiederaufbau ver- 
geben, von denen 70 Prozent an 
Amerikas größte Firmen wie 
Bechtel, Chrysler, Ford, General 
Motors, Raytheon, Motorola, 
Flour Corp, FMC und Catarpil- 
lar gingen. 


Interessanterweise hat die kuwai- 
tische Regierung wegen Japans 
zögernder und geringfügiger Un- 
terstützung bei den Kriegsan- 
strengungen die Japaner aus den 
meisten Verträgen herausge- 
ekelt. Die Japaner werden am 
Ende wahrscheinlich die Haupt- 
unternehmer für den Wiederauf- 
bau des Irak sein. England, das 
die Kriegsanstrengungen der Al- 
liierten unterstützt hat, erhält 
auch nur sehr wenige Aufträge. 


Die großen amerikanischen Ölfir- 
men profitieren im Kielwasser 
des Krieges ebenfalls sehr stark. 
Die. Zeitung »USA Today« be- 
richtete: »Saudi-Arabia könnte 
sich nach Ende des Golfkriegs so- 
gar noch in eine bessere Position 
zur Beherrschung der Welt-Ol- 
märkte bringen.« So wie die Ein- 
künfte von Aramco laufen, so 
laufen auch die Gewinne der 
»Sieben Schwestern«, der großen 
amerikanischen Olgesellschaften. 
Wenn man sich dieses »Gerangel 
um die Fütterung« seitens der 
Multis betrachtet, das schon Wo- 
chen vor Ende des Krieges - und 
in einigen Fällen schon vor 
Kriegsbeginn — einsetzte, erin- 
nere man sich daran, daß Kriege 
nicht nur gewinnträchtig sind 
sondern sogar eine taumelnde 
Wirtschaft — oder zumindest 
einige Firmen innerhalb dieser 
taumelnden Wirtschaft — wieder 
ankurbeln können. 


Stand der amerikanische Aktien- 
markt deswegen kürzlich bei fast 
3000? Ist dies der kaum zu fas- 
sende Grund, warum Amerika 
überhaupt in den Krieg gezogen 
ist? Werden Amerikas multinatio- 
nale Firmen und Banken mit ih- 
ren engen Bindungen an das 
Establishment an der Ostküste 
im Kielwasser dieses Krieges fet- 


Pa 


y- 


ter sein als je zuvor? Das scheint 
so zu sein. 


Zwei ausgezeichnete Bücher von 
Anthony Sutton über das Thema 
des westlichen Kapitalismus, der 
vom Krieg profitiert — vor, wäh- 
rend und danach -, sind sehr zu 
empfehlen: »Wall Street and the 
Bolshevik Revolution« und 
»Wall Street and the Rise of Hit- 
ler«. 


Der Verfasser dieses Artikels hat 
den Eindruck, daß George Bush 
den Golfkrieg dazu benutzt hat, 
um der US-Wirtschaft, dem Ak- 
tienmarkt, den Banken, den US- 
Geldzentren aus ihrer Bredouille 
herauszuhelfen, und vielleicht 
auch, um seine eigene Wieder- 
‚ wahl im Jahre 1992 - ganz zu 
schweigen von seiner Vision über 
die »Neue Weltordnung« - zu för- 
dern. Bush und Baker haben Ku- 
wait und Saudi-Arabien zu Ame- 
rikas Finanziers und die US- 
Army in Saudi-Arabien zum 
Söldnerheer verwandelt. 


Bush und Baker haben jetzt die 
Gründung einer neuen Middle 
East Bank vorgeschlagen, die 
mithelfen soll, die vom Krieg ver- 
wüstete Region wiederaufzu- 
bauen. Wenn Saddam Hussein 
verschwindet, dann wird diese 
Bank - und Amerikas Großban- 
ken und Multinationale — auch tä- 
tig werden, um den vom Krieg 
heimgesuchten Irak wiederaufzu- 
bauen, was ein viel größeres und 
möglicherweise noch lukrative- 
res Projekt als der Wiederaufbau 
Kuwaits sein wird. Obwohl dies 
derzeit bestritten wird, wie es der 
Internationale Währungsfonds 
(IWF), die Weltbank und andere 
Entwicklungsbanken tun, wer- 
den die Gelder der amerikani- 
schen Steuerzahler schließlich in 
die Middle East Bank einfließen, 
um später an große auf das Esta- 
blishment orientierte US-Ban- 
ken und multinationale Firmen 
ausgezahlt zu werden. 


Die Jagd nach Profiten 
als US-Außenpolitik 


Die Formel ist eigentlich ganz 
einfach: Erstens, finanziere den 
militärischen Aufmarsch auf bei- 
den Seiten vor dem Krieg; zwei- 
tens, finde als Nächstes einen 
Vorwand, nicht in den Krieg zu 
ziehen; drittens, finanziere den 
Krieg; und schließlich viertens, 
baue die durch den Krieg verur- 
sachte Zerstörung wieder auf 


US-Präsident Ronald Reagan forcierte in seiner Amtszeit 
die militärische Ausstattung des Iraks im Kampf gegen Te- 
heran. 


und finanzieren sie, während 
gleichzeitig die im Krieg ver- 
brauchten Bomben und Waffen 
neu hergestellt oder ersetzt wer- 
den. Kriege sind lukrativ und der 
politische-finanzielle Inzest lebt 
1991 und ist wohlauf! 


Wenn man den finanziellen-in- 
dustriellen-hochtechnischen Wie- 
deraufbau von üblen Regimen 
wie die Sowjetunion, Rotchina 
und Irak über das vergangene 
Jahrzehnt oder länger hinweg be- 
obachtet, und dabei über das 
obenerwähnte Krieg-Finanz-Sze- 
nario nachdenkt, dann dürfte 
klar sein, daß Amerikas Außen- 
politik weitgehend auf den Fi- 
nanzinteressen der Großbanken 
und multinationalen Firmen be- 
ruht, aus deren an der Spitze ste- 
henden leidenden Herren das 
Establishment an der Ostküste 
besteht. Somit wird Amerikas 
Außenpolitik weitgehend durch 
Profite, nicht durch Prinzipien 
angetrieben. 


Die Sowjets haben eine wertvolle 
Lehre aus dem Golfkrieg gezo- 
gen. Falls sie jemals nach Europa 
oder in den Nahen Osten einmar- 
schieren sollten, dann würden sie 
das auf überraschende, blitzar- 
tige Weise tun und Amerika keine 
sechs Monate einräumen, um 
seine Militärmaschine aufzu- 
bauen und an Ort und Stelle zu 


bringen. Sollten sie jemals Ame- 
rika angreifen, würden sie mit 
einem Teil ihrer 50000 Raketen 
mit Atomsprengköpfen einen 
Überraschungs-Erstschlag füh- 
ren, und Amerika keine Zeit ein- 
räumen, zu. mobilisieren oder 
sich vorzubereiten. Die USA ha- 
ben keine Verteidigung gegen 
einen derartigen Angriff und wür- 
den bestimmt nicht den Luxus 
von sechs Monaten genießen, um 
sich vorbereiten zu können. 

Es gibt mehrere Unheil verkün- 
dende Gesichtspunkte, der vor 
uns liegenden Nachkriegszeit: Er- 
stens, die meisten US-Truppen, 
Panzerstreitkräfte, _ Flugzeuge 
und andere Waffen sind aus Eu- 
ropa abgezogen worden und 
kommen nicht zurück. Somit ist 
die NATO tüchtig ausgedünnt 
worden und Europa ist jetzt weit- 
gehend unverteidigt; zweitens, 
massive amerikanische Abrü- 
stung -— ungeachtet eines be- 
schleunigten militärischen Auf- 
baus in der Sowjetunion - wird 
jetzt über die Bühne gehen. Bush 
plant eine 25prozentige Kürzung 
in den amerikanischen Streitkräf- 
ten, eine Verringerung der 
Kampftruppen um 350000 
Mann, Hunderte von Schließun- 
gen von US-Militärstützpunkten 
überall in der Welt, eine sofortige 
Einstellung der gesamten Panzer- 
produktion und sehr geringen, 
wenn überhaupt irgendeinen Er- 


satz, für die Millionen Tonnen 
von Raketen, Bomben und 
schweren Granaten, die auf den 
Irak niederregneten. 


Drittens, übermäßiges - an Über- 
heblichkeit grenzendes — Ver- 
trauen bezüglich unserer militäri- 
schen Fähigkeiten. Ein kleines 
Land mit einer Armee von 
schlecht motivierten Arabern - 
die, im Nachhinein gesehen, gar- 
nicht kämpfen wollten - zu besie- 
gen, ist nicht das Gleiche wie ge- 
gen eine Sowjetunion mit kon- 
ventionellen und strategischen 
Atomstreitkräften, die fünfmal 
stärker sind als unsere eigenen, 
anzutreten. Die Sowjets haben 
eine Menge über unsere techno- 
logische Stärke und über einige 
der Mängel ihrer eigenen Waffen 
gelernt. Sie werden diese Schwä- 
chen innerhalb von einem oder 
zwei Jahren korrigieren - speziell 
durch massive technische Hilfe 
von den USA. Die Bush-Regie- 
rung plant tatsächlich, den 
Sowjets die Technologie für die 
Patriot-Rakete zu geben. Ironi- 
scherweise könnte Amerika in 
der Nachkriegszeit schwächer als 
je zuvor sein. 


Als der Schießkrieg 
zuendeging, begann der 
Heilige Krieg 


»Alle Ihr gläubigen Kämpfer, ... 
wo immer Ihr seid, erhebt Euch 
zum Jihad und kämpft, indem Ihr 
die Kräfte des Bösen zum Ziel 
nehmt«, Saddam Hussein. Auf- 
ruf zum Jihad. 


General Douglas MacArthur riet 
Amerika, im Fernen Osten nie- 
mals in einen Landkrieg einzutre- 
ten — mit unendlichen Horden 
von ÖOrientalen, die auf Leben 
und Tod einen ganz anderen Wert 
legen, und die eine ganze andere, 
sehr langfristige und trügerische 
Gedankenwelt haben, als wir im 
Westen. Das Gleiche ließe sich in 
bezug auf einen Landkrieg im 
Nahen Osten, umgeben von 500 
Millionen Moslems, von denen 
viele sich als Kämpfer für ihr Va- 
terland, das Land des Islam, für 
Allah gegen den zweiten bösen 
Kreuzzug der Ungläubigen - an- 
geführt durch den verhaßten 
Satan, Amerika — betrachten, 
sagen. 


Diese Moslems vergessen nie- 
mals eine Kränkung - nicht in 
einem Jahr, in zehn oder hundert 
oder tausend Jahren. Die Tötung 
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von Zehn- oder Hunderttausen- 
den von Irakis wird niemals ver- 
gessen oder vergeben werden. 
Sie wird einen hundert- oder tau- 
sendjährigen heiligen Krieg (Ji- 
dah) entfachen. Auch wenn der 
Krieg von Amerika zu einem er- 
folgreichen Abschluß gebracht 
wurde - das war nicht das Ende —, 
es war nur der Anfang. So wie 
Araber Juden seit Jahrhunderten 
hassen, so werden sie jetzt Ame- 
rikaner hassen. 


Amerika unterstützt 
Monarchen, 
Moskau die Massen 


Amerika, oder zumindest die 
führenden Persönlichkeiten des 
Estabishments, Amerikas Ölge- 
sellschaften, das amerikanische 
Außenministerium, standen im- 
mer auf der Seite der wohlhaben- 
den, oft korrupten Monarchen 
(Diktatoren), Emirs oder Kö- 
nigsfamilien des Mittleren 
Ostens — von denen sie die mei- 
sten an die Macht gebracht und 
gehalten haben -, gegen die ar- 
men aber streng religiösen Mas- 
sen, die einen Großteil der 500 
Millionen Moslems in der Region 
ausmachen. Diese islamischen 
Massen hassen ihre eigenen Mo- 
narchen, Israel und Amerika seit 
langem. Jetzt nach dem Golf- 
krieg werden sie Amerika erst 
recht hassen. 


Die Sowjetunion hat 70 bis 80 
Millionen Moslems in ihren südli- 
chen Republiken, die, wenn sie 
gegen den Kreml aufgebracht 
werden, einen langen Weg gehen 
könnten, um das Sowjetreich um- 
zustürzen. Die sowjetische Füh- 
rung weiß, daß ihre Zukunft im 
Nahen Osten darin liegt, daß sie 
dem Islam gegenüber als Wohltä- 
ter auftritt - nicht den ungelieb- 
ten Monarchen, Emirs und Kö- 
nigsfamilien, sondern den mosle- 
mischen Massen und dem Prole- 
tariat gegenüber. Und somit stell- 
ten sie sich im Golfkrieg auf die 
Seite des Irak und der moslemi- 
schen Welt; sie werden die Flam- 
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Israels Premierminister Yitzhak Shamir wird immer stärker 
unter internationalen Druck gesetzt, die eroberten Gebiete 
den Palästinensern zurückzugeben. 


men des Hasses gegen Amerika 
in der Region entfachen; sie wer- 
den versuchen den Sturz aller 
Monarchen und Emirs in der Re- 
gion zu orchestrieren — im Kiel- 
wasser des Golfkriegs - und eine 
Vereinigte Arabische Sozialisti- 
sche Föderation von Nordafrika 
bis Bangla Desh zu etablieren; 
und dann werden sie danach 
trachten, dem Islam den Sieges- 
preis zu überreichen: Jerusalem. 
Um letzteres zu erreichen, wer- 
den sie ein Doppelspiel treiben, 
Intrigen und schließlich militäri- 
sche Macht gegen den Staat Is- 
rael einsetzen. George Bush hat 
gesagt, er werde Moskau Beteili- 
gung an der Gestaltung des Frie- 
den im Nahen Osten nach dem 
Kriege begrüßen, wie es die So- 
wjets nach dem Zweiten Welt- 
krieg in Osteuropa taten. 


Freiwillige für den 
heiligen Krieg 


Im Gegensatz zu den von den 
Medien vermittelten Eindruck, 
der Bush-Krieg werde allgemein 
unterstützt, herrschte während 
des Golf-Krieges ein immer stär- 
ker werdender Druck der Unter- 
stützung für Saddam Hussein 
und der Gegnerschaft zu Ame- 
rika im Nahen Osten und in der 
ganzen moslemischen Welt in 
Europa, Asien, Afrika -— von 
Marokko bis Indonesien —. Nach 
einem Monat des Krieges hatte 


Saddam Hussein 150000 Freiwil- 
lige aus 46 verschiedenen Län- 
dern in seinen Reihen, die bereit 
waren, ihr Leben für den Irak 
und für Allah zu opfern. Die mei- 
sten von ihnen kamen jedoch nie- 
mals zum Einsatz. 


Das größte Kontingent (30000) 
dieser Freiwilligen setzte sich aus 
Palästinensern zusammen. Das 
zweitgrößte (18000) kam aus 
dem Iran - Iraks Feinde in dem 
achtjährigen Iran-Irak-Krieg - 
aber Brüder unter Allah. Als 
nächste in der Reihe (16000) 
standen Freiwillige aus den be- 
nachbarten Sowjetrepubliken 
moslemischen Glaubens: Aser- 
beidschan, Turkmenistan, Kasak- 
stan und Usbekistan. Es gab auch 
5000 Armenier. Weitere 9000 So- 
wjets kamen aus Georgien, Ruß- 
land, der Ukraine und Kirgisien. 
Es gab 2000 Afghanen, 3000 Pa- 
kistanis, 5000 Indonesier, 1000 
Malaysier, 2500 Filipionos und 
etwa 3000 chinesische und kore- 
anische Freiwillige. Aus der ara- 
bischen Welt kamen mehr als 
50.000 Freiwillige aus Jemen, Jor- 
danien, Syrien, Agypten, Alge- 
rien, Tunesien, Sudan, Libanon 
und Mauretanien. 


Aus Europa kamen Repräsentan- 
ten aus jedem Lande, darunter 
England und Irland. In Südafrika 
meldeten sich 10000 Moslems 
freiwillig, um für Saddam Hus- 
sein zu kämpfen, kamen jedoch 


niemals aus Südafrika hinaus. 
Mehrere Tausend Freiwillige ka- 
men auch aus Brasilien. Argenti- 
nien, Kolumbien, Chile, Vene- 
zuela und Mexiko. 


Aber last but not least sind die 
Kräfte aus verschiedenen palästi- 
nenischen bewaffneten Wider- 
standsgruppen zu nennen, die 
sich geschworen haben, Sabo- 
tage auf weltweiter Ebene gegen 
alle Regierungen zu verüben, die 
in den Angriff gegen den Irak ver- 
wickelt sind oder waren. 

Am 18. Februar 1991 gingen zwei 
terroristiiche Bomben in briti- 
schen Bahnhöfen in London 
hoch - eine in Victoria Station 
und die andere in Paddington Sta- 
tion. Der terroristische Krieg, 
durch den Golfkrieg hervorge- 
bracht, fängt gerade erst an. Es 
gibt fünf Millionen Moslems in 
Frankreich, eine Million in Groß- 
britannien, über drei Millionen 
in Amerika und zehn Millionen 
in den Ländern der Europäi- 
schen Gemeinschaft: Deutsch- 
land, Belgien und Italien. Viele 
von ihnensind potentielle gan 
fer«-Terroristen. 


Ein ständig steigender 
Zorn im Islam 


In Pakistan fanden im Januar und 
Februar massive amerikafeindli- 
che Demonstrationen statt. Auf 


einem gut verkäuflichen Poster: . 


war Saddam Hussein zu sehen, 
wie er Präsident Bush am Spieß 
brät; und Anstecknadeln wurden 
getragen mit den Aufschriften: 
»Love Islam, Love Saddam. 
Hate Amerika«. Pakistans Ar- 
mee-Chef lobte Saddam Hussein, 
während 77 Prozent der Pakista- 
nis gegen die US-Präsenz im Na- 
hen Osten sind. 


In Jordanien, wo Saddam Hus- 
sein als Retter der Nation gese- 
hen wird, hatte eine populäre An- 
stecknadel die Form einer Scud- 
Rakete; im Libanon und Alge- 
rien erhielten Hunderte von Neu- 
geborenen den Namen Saddam 
or Scud. 


In Jordanien, Syrien, Ägypten 
und in der ganzen Region gerie- 
ten Moslems in Ekstase darüber, 
daß Saddam Hussein Israel mit 
Scuds angegriffen hatte. Vor sei- 
nem militärischen Zusammen- 
bruch wurde er schnell zum Su- 
perheld in der moslemischen 
Welt. Die Unterstützung der 
Palästinenser für Saddam Hus- 


» 


re; 


sein in Israel und in der ganzen 
Region war beinahe universal. In 
Algerien stand der Song »Go for 
It Saddam« im Januar und Fe- 
bruar an der Spitze der Hit-Liste. 
In Singapur sagte Lee Kuan Yew, 
ein mächtiger Führer und schar- 
fer Analytiker für asiatische An- 
gelegenheiten, daß in Südost- 
Asien der Widerstand gegen 
Bush wie eine Zeitbombe ticke. 
Die Regierungen von Libanon, 
Jemen, Sudan, Mauritanien, Tu- 
nesien, Algerien und Jordanien 
traten alle zur Unterstützung von 
Saddam Hussein hervor. 


- Eine Meinungsumfrage in Me- 
. xiko ergab, daß 77 Prozent der 
Bürger gegen Amerikas Angriff 
auf den Irak waren. Da sich im 
Februar die Volksstimmung in 
‚Ägypten stark gegen den Krieg 
verschob, sagte Agyptens Füh- 
rung, sie wünsche nicht die Zer- 
störung des Irak oder die Vertrei- 
bung Saddam Husseins von der 
Macht. Die gleiche Volksstim- 
mung, kam in Syrien und Iran 
zum Ausdruck. Wenn Saddam 
Hussein überlebt, könnte er im- 
mer noch. für ein Dutzend von 
enttäuschten Moslems, die sich 
nach einem starken Führer seh- 
nen, ein überlebensgroßer Held 
sein - einer, der »den Mut bewie- 
sen hat sich Amerika und Israel 
zu stellen«. 


Saddam Hussein ver- 
sammelt die moslemischen 
-Massen um sich 


In Afrika wurde vor über einem 
Jahrzehnt Idi Amin, der blutige 
Schlächter von Uganda, von Hun- 
derten von Millionen Schwarzafri- 
kanern quer durch den dunklen 
Kontinent als Macho-Held, als 
Mann angesehen, der sich der 
ganzen Welt entgegenstemmte. 
Trotz Hundderttausenden von 
Greueltaten wären Millionen von 
Afrikanern Amin gefolgt. Ameri- 
kaner sehen Saddam Hussein als 
den Schlächter von Bagdad, aber 
Millionen von fundamentalisti- 
schen Moslems sehen ihn als Ma- 
cho-Helden des Islam, der sich 
dem »Großen Satan» -— Amerika 
und Israel - entgegengestellt hat, 
als den aufrichtigen Underdog 
David, der sich allen Widrigkeiten 
zum Trotz gegen den bösen Go- 
liath erhob. 


Wenn Saddam Hussein überlebt, 
wird er in den Augen der moslemi- 
schen Welt als Sieger angesehen 
werden. Wenn Saddam Hussein 
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Der ehemalige US-Außenminister George Shultz sitzt im Vor- 
stand der Baufirma Bechtel, die von Kuwait einen 50 Milliar- 
den Dolllar schweren Auftrag erhalten hat. 


Das amerikanische Verteidigungsministerium hat gegen 
Irak einen Krieg angezettelt, der ausschließlich eine Jagd 


nach Profiten ist. 


an der Macht bleibt, wird erin der 
ganzen moslemischen Welt als 
Führer gefeiert werden, der 
sich gegen alle Aussichten gegen 
den »Großen Satan« gestellt hat 
- und die Sowjets werden ihr Be- 
stes tun, diese Auffassung zu för- 
dern. 


Wenn Saddam Hussein stirbt, 
wird er für Millionen von mosle- 
mischen Fanatikern zu einem 
moslemischen Märtyrer werden. 
Er könnte auch nach Libyen ins 
Exil gehen. Der heilige Krieg hat 
gerade begonnen, er wird mög- 
licherweise weit über den Schieß- 
krieg hinaus andauern — jahr- 
zehntelang. Für den Rest des 
Jahrhundert und darüber hinaus 
werden arabische Terroristen 
Amerikaner und Europäer im 


Namen Allahs und Saddam Hus- 
seins angreifen und die amerika- 
nische »Vergewaltigung des Irak« 
und Auslöschung von Zehn- oder 
Hunderttausenden von Män- 
nern, Frauen und Kindern zu ih- 
rer Rechtfertigung anführen. Die 
stillschweigenden Auswirkungen 
auf den Luftreiseverkehr - vor al- 
lem den Langstreckenverkehr -, 
den Tourismus mit vielen un- 
schuldigen Menschen als Opfer 
sind Unheil verkündend. Der 
Schießkrieg ist vorüber — aber 
der heilige Krieg hat vielleicht ge- 
rade erst angefangen. 

Im Kielwasser des Krieges wird 
ein moslemischer heiliger Krieg 
und langandauernde_ terroristi- 
sche Vergeltung gegen Amerika 
und seine Verbündeten folgen. 
Der sowjetische Einfluß in der 


ne ee 


Region wird einen Riesenschritt 
nach vorne tun, gerade jetzt, wo 
die dominierenden Hardliner des 
Militärs - KGB offen und ver- 
deckt ihre Feindschaft gegenüber 
Amerika zum Ausdruck bringen; 
der Druck auf Israel, seine er- 
oberten Gebiete aufzugeben und 
den Palästinensern zurückzuge- 
ben, wird stärker werden, und 
wenn Israel sich weigert, wird 
sich die Welt - einschließlich 
Amerika - gegen Israel wenden; 
der Nahe Osten wird noch unsta- 
biler sein und den amerikani- 
schen Interessen noch feindlicher 
gegenüberstehen als vor dem 
Kriege, und Amerikas Wirt- 
schaftsflaute — Wirtschaftskrise 
wird ungeachtet der Ablenkungs- 
manöver mit dem Golfkrieg wei- 
ter gären. 


Das Palästinenser-Problem und 
Israel werden die Nachkriegs-Ta- 
gesordnung im Nahen Osten be- 
herrschen. Der US-Außenmini- 
ster James Baker sagte nämlich 
Ende Januar zum sowjetischen 
Außenminister Bessmertnyk, die 
USA und die Sowjetunion wür- 
den nach Kriegsende gemeinsam 
die Israel-Palästina-Frage ange- 
hen. Mr. Bush und Mr. Baker ha- 
ben beide zu den Sowjets gesagt, 
daß sie von ihnen erwarten, bei 


‘der Umstrukturierung des Nahen 


Ostens nach dem Kriege eine we- 
sentliche Rolle zu spielen. 


Hier haben wir es wieder — die 
Schatten von Jalta und Potsdam 
nach dem Zweiten Weltkrieg sind 
deutlich zu erkennen. Die So- 
wjetunion wird in der Nach- 
kriegszeit ihre Beziehungen zum _ 
Islam festigen, indem sie ver- 
spricht, als Endziel Jerusalem — 
die heiligste Stadt des Islam - an 
die Araber zu übergeben. 

Die amerikanische Presse, die 
während des ganzen Konfliktes 
stark zensiert wurde, vermittelte 
den Eindruck, im Nahen Osten 
sei praktisch jeder gegen Saddam 
Hussein und für Amerika. Dies 
trifft zwar auf die wohlhabenden 
königlichen Familien, aber nicht 
für die arabischen Massenzu.Da 
die militärische Präsenz der Ame- - 
rikaner andauert, werden die So- 
wjets in der ganzen Region diese 
amerikafeindliche Mentalität des 
heiligen Krieges anheizen - die 
Gläubigen an die Bombardie- 
rung von moslemischen Män- 
nern, Frauen und Kindern durch 
Amerika erinnern. Wie es im 
Lied heißt: »We’ve only just be- 
gun«-»Wir haben gerade erst an- 
gefangen.« 
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en: Ru 


Banker- 

Journal 
Olreserven des 

‚Nahen Ostens 

auf der Tages- 

_ ordnung der 
Bilderberger 


Die Teilnehmer an der superge- 


heimen Bilderberg-Sitzung am 7. 


. bis 9. Juni 1991 im Hotel Badi- 


scher Hof in Baden-Baden, orga- 
nisiert wird sie vom Vorstands- 
mitglied der Deutschen Bank, G. 
W. Dicke, werden über die Olvor- 
räte im Nahen Osten und vor al- 
lem über die im Irak entdeckten 
riesigen Olreserven diskutieren. 
Auf der Tagesordnung dieses 
»Oberhauses« der Weltschatten- 
regierung stehen auch langfri- 
stige Pläne für den Irak, die dar- 
auf abzielen, diesen Staat unter- 
jocht zu halten und vielleicht so- 
gar politisch und wirtschaftlich 
aufzuteilen. Die Sicherheitsvor- 
kehrungen für diese Sitzung sind 
‚strenger als je zuvor. 

Die Trilaterale Kommission - das 
mehr an die Öffentlichkeit tre- 
tende »Unterhaus« unserer unge- 
wählten und unerwünschten Welt- 
regierung - traf sich im April im 
Hotel Okura in Tokio hinter ver- 
schlossenen und bewachten Tü- 
. ren. An der Bilderberg-Sitzung 
in Baden-Baden werden David 
Rockefeller, Henry Kissinger 
und ein paar Auserwählte 'teil- 
nehmen. Während zu den 325 
Teilnehmern an der Sitzung der 
Trilateralen viele Staatschefs und 
internationale Banker zählen, ist 
nur eine kleinere Gruppe unter 
ihnen bedeutend genug, um an 
der Bilderberg-Sitzung teilzuneh- 
men, die 120 Leute auf die Beine 
bringen wird. 

Die Bilderberg-Gruppe ist be- 
kanntlich so geheim, daß ihre 


Mitglieder bestreiten, daß es sie 


überhaupt gibt. 


Die Rockefellers und die Roth- 
schilds von Großbritannien und 
Europa teilen sich die Macht in 
der Bilderberg-Gruppe. David 
Rockefeller ist die dominierende 
Kraft in der Trilateralen Kommis- 
sion, zu der auch angesehene Eli- 
ten aus Japan, Europa und Nord- 
. amerika gehören. 


24 [SODE srıos1 


Zusammen üben die .beiden 
Gruppen eine erschreckende 
Macht darüber aus, ob die Welt 
im Krieg oder Frieden, in der 
Wirtschaftsflaute oder im Wohl- 
stand lebt, oder ob es eine Ol- 
knappheit oder Schwemme ge- 
ben soll, unter vielen anderen 
Fragen, bei denen es um Leben 
und Tod geht. m 


Westliche 
Banken 
verringern 
Darlehen an 
Osteuropa 


Westliche Banken haben in den 
ersten neun Monaten des Jahres 
1990, trotz der demokratischen 
Wandlung, ihre offenstehenden 


* Darlehen an osteuropäische Län- 


der verringert, heißt es in der 
Vierteljahrstudie der Bank for In- 
ternational Settlements »Interna- 
tional Banking and Financial 
Market Developments«, in der 
die Daten bis einschließlich Sep- 
tember 1990 erfaßtssind. _ 
»1990 traten in den Beziehungen 
zwischen den Ländern Mittel- 
und Osteuropas und westlichen 
Handelsbanken urplötzlich Ver- 
“änderungen ein. In den ersten 
neun Monaten des Jahres verrin- 
gerten die der BIS angeschlosse- 
nen Banken ihre offenstehenden 
Darlehen an die Region um 6,8 
Milliarden Dollar oder sieben 
Prozent, etwa um die Summe, 
um die sie 1989 sie erhöht hat- 
ten«. 


Mit der Ausnahme Polens erfuhr 
jedes osteuropäische Land eine 
Verringerung seiner - Bankkre-- 
dite. Die Bank for International 
Settlemants (BIS) sagt, die Ver- 
schlechterung der Kreditwürdig- 
keit der Sowjetunion sei der 
Hauptfaktor für den Rückgang. - 

DO 


HongShang 
zieht nach 
London 


Die britischen Taipans der Hong- 
kong and Shanghai Bank. die den 
Deal in die Wege geleitet hatten, 
Hongkong an Peking auszulie- 
fern, haben ihre eigenen Spuren 
verwischt, indem sie das »gesetz- 


x 


liche Domizil« der Bank nach 
London verlegt und zu diesem 
Zweck eine Holdingsgesellschaft 


‚gegründet haben. Peking machte 


offiziell gewisse Andeutungen 
des Mißfallens, aber der Premier- 
minister der Volkrepublik China, 
Li Peng, sagte bei einer Zusam- 
menkunft mit dem Vorstandsvor- 
sitzenden der HongShang, Wil- 
liam Purves, der Schritt sei »er- 
wartet« worden, und Peking ver- 
stehe, daß es sich hier um eine 
kommerzielle Entscheidung han- 
delt. 

Die HongShang-Bank beabsich- 
tigt, ihre Rolle als inoffizielle 
Zentralbank von Hongkong, ein- 
schließlich ihrer Rolle als zentra- 
ler Ausgeber von Abrechnungs- 
stellen-Banknoten und ihrer Mit- 
gliedschaft im Exchange Reserve 
Advisory Committee beizubehal- 
ten, 


Ein Punkt, der noch geklärt wer- 
den muß, ist wie HongShang mit 
den »Geheimreserven«-Rechten 
fertig werden wird, die sie als in 
Hongkong ansässige Bank ge- 
noß, und die Hongkongs berüch- 
tigte Rolle beim Drogenhandel 
und bei der Wäsche von schmutzi- 
gem Geld im Goldenen Dreieck 
erleichterte. 

Der Secretary for Monetary Af- 
fairs (Minister für Geldangele- 
genheiten) David Nendick bestä- 
tigte, daß die Banken am Ort das 
Recht auf geheime Reserven un- 
ter Pekings Herrschaft beibehal- 
ten werden. Aber einige Hong- 
kong-Interessengruppen versu- 
chen, HongShang ihrer Sonder- 
rechte zu entkleiden und dafür zu 
sorgen, daß Pekings Bank of 
China deren offizielle Pflichten 
übernimmt. Ein Sprecher die- 
ser Interessengruppen nannte 
HongShang ein »von der kolonia- 
len Regierung geschaffenes Un- 
geheuer.« Nach Jahren der Ge- 
winne will man jetzt die politi- 
schen Risiken beseitigen. Oo 


Bronfman soll 


‚osteuropäische 


Unternehmer 
ausbilden 


Edgar Bronfman, der Schnaps- 
Magnat, der den Jüdischen Welt- 
kongreß leitet, ist die Speerspitze 
einer neuen Organisation, das 
North American Consortium for 
Free Market Study, das osteuro- 
päische Unternehmen in westli- 


chen Geschäftspraktiken einwei- - 


sen soll, berichtete das »Journal 


of Commerce«. Ausgwählte Stu- 


denten werden an amerikani- 
schen und kanadischen Universi- 


täten ein neunmonatiges Stu- : 


dium absolvieren, dann drei Mo- 


nate als Lehramtskandidaten bei = 


teilnehmenden amerikanischen 
und kanadischen Firmen dienen. 


. Bronfman hofft, das Programm 


dieses Jahr mit mindestens 20 
Studenten beginnen und über die 
kommenden fünf Jahre hinweg 
mindestens 2000 Studenten auf- 
nehmen zu können. 


Bronfman startete das Pro- 
gramm, nachdem der tschechos- 
lowakische Staatspräsident Va- 
claw Havel gebeten hatte, ihm zu 
helfen, seine Leute auf westliche 


Schulen zu schicken, sagte derim . : 


Ruhestand lebende Diplomat Ja- 
mes Montgomery, Direktor für 
internationale Angelegenheiten 
bei Seagram’s, dem Flaggschiff 


des Schnapskonzerns der Familie - : ; 


Bronfman. Montgomery arbeitet 
fast ganztägig an dem Programm. 
oO 


US-Regierung 
verkündet Plan 
für Ausfuhr- 
beschränkung | 


Die amerikanische Bush-Regie- 
rung gab Einzelheiten über ihre * 
neue Ausfuhrbeschränkung be- 
kannt. Amtlich die »Enhanced 
Proliferation Control Initiative« 
genannt, beinhaltet die neuen 
Bestimmungen für Einschrän- 
kungen für den Export von 50 
Chemikalien, von denen viele all- 
gemein zur Herstellung von Dün- 
gemitteln, darunter Insektenver- 
tilgungsmittel, und zu anderen 
grundlegenden zivilen Zwecken 
verwendet werden, mit der Be- 
gründung, sie könnten auch zur 
Herstellung von Chemie-Waffen 
gebraucht werden. 


Mit diesen Bestimmungen wird 
auch der Export von Einrichtun- 
gen, die zur Herstellung von che- 
mischen oder: biologischen Waf- 
fen benutzt werden könnten so- 
wie ganze Anlagen, in denen ir- 
gendwelche der 50 empfindli- 
chen Chemikalien hergestellt 
werden könnten, eingeschränkt. 

Beamte des amerikanischen Au- 
Benministeriums sagten, die Ex- 
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portbeschränkungen auf solche 


»Doppelzweck«-Einrichtungen 


werden sich zunächst auf alle 14 . 


westasiatischen Länder, darunter 
Israel und Saudi-Arabien, und 
auf Pakistan, Indien, Iran und 
Afghanistan und zehn weitere 
Länder beziehen, darunter $o- 
wjetunion, China, Taiwan, Nord- 
korea und Südafrika. 

Die Bestimmungen werden die 
Regierung auch in die Lage ver- 
setzen, die Beteiligung von US- 
Bürgern an überseeische Baupro- 
jekten, die mit der Herstellung 
von Waffen in Beziehung ge- 


bracht werden können, zu verbie- ' 


ten. 

Einige amerikanische Handels- 
und Industriekonzerne haben 
sich über die neuen Bestimmun- 
gen beschwert. Randolph Stayin, 
ein Anwalt für drei US-Gesell- 
schaften, wies warnend darauf 
hin, daß die Palette der Produkte 
»so breit gefaßt ist, daß sie sämtli- 
che Maschinen und Einrichtun- 
gen beeinträchtigen könnten, die. 
in der Erdöl-, Chemie-, Abwas- 
ser- und Nahrungsmittel-Verar- 


. beitungsindustrie verwendet wer- 


den«. 
Klar und deutlich, der Plan ist 
gleichbedeutend mit »technologi- 


- scher Apartheid« und verweigert 


der Dritten Welt die nötige Tech- 
nologie unter dem Vorwand, 
diese stehe mit der Herstellung 


: von Waffen in Verbindung. Fast 


alles, was auf der Liste steht, wird 
zur Verwendung in zivilen, wis- 
senschaftlichen und wirtschaftli- 
chen Unternehmen gebraucht. 


‘Japan will sich 


aus dem 


"Protokoll von 


Montreal 
zurückziehen 


Ein Spitzenbeamter der Refrige- 
ration Engineers Society teilte 
mit, daß in der Kühlhaltungsin- 
dustrie Gerüchte umherlaufen, 


‚dahingehend, daß Japan bis 


spätestens zum Jahr 2000 aus 
dem Protokoll von Montreal, das 
die Herstellung und Verwendung 
von Chlorfluorkohlenwasserstof- 
fen (FCKW) verbietet, ausschei- 
den könnte. Laut Mitteilungen 
dieses. Fachmannes der Kühlhal- 


© tüngsindustrie haben die Japaner, 


klar gemacht, daß sie sich das 


- „Protokoll noch einmal überlegt 


‚haben, und daß China und In- 


dien, die bis zum Ende des Jahr- 
zehnts 300 bis 400 Millionen 
Kühlschränke einführen wollen, 
gegenüber dem Verbot ‚von 
FCKW hart bleiben. 

Der Beamte spekuliert, daß die 
Nachricht, daß alle hochgepriese- 
nen Ersatzmittel für FCKW Fehl- 
schläge sind, die Japaner dazu 
zwingen könnte, ihre Position zu 
überdenken. 


Viele Länder werden sich lang- 
sam der ungeheuren Kosten be- 
wußt, die mit einem Verbot von 
FCKW verbunden sind. Es wird 


geschätzt, daß es bis zum Jahr. 


2000 drei bis fünf Billionen Dol- 
lar gekostet haben wird, FCKW 
und die Anlagen, in denen es ver- 
wendet wird, zu ersetzen. 

Das Ausmaß von Einrichtungen, 
die unter dem Protokoll ver- 
schrottet werden müssen, ist 
enorm: 610 Millionen Kühl- 
schränke und Eiserzeuger, 120 
Millionen Tiefkühlschränke und 
100 Millionen Kühlwagen. Bisher 
war der Plan, FCKW zu ersetzen, 
ein erbärmlicher Fehlschlag,. U 


Bank von 


England will 
Midland Bank 
retten 


Großbritanniens drittgrößte 
Bank, Midland Bank, kürzte die 
Dividende ihrer Aktionäre um 50 


Prozent, ein Schritt, den man seit _ 


der Depression der dreißiger 
Jahre in keiner großen englischen 
Bank erlebt hat. 


Inzwischen soll der Gouverneur 
der Bank of England, Robin 
Leigh Pemberton, den außerge- 
wöhnlichen Schritt unternom- 
men haben, höchstpersönlich 
einzugreifen, um eine Konkur- 
renzbank, Barclays, dazu zu 
überreden, sich von ihrem Fi- 
nanzdirektor, Brian. Pearse, zu 
trennen. Pearse übernimmt die 
unmittelbare Verantwortung als 
Group Chief Executive (General- 
direktor) bei Midland. Der Vor- 
starulsvorsitzende von Midland, 
Sir Kit McMahon, wurde zum 
Rücktritt gezwungen und wird 
von dem ehemaligen Vorstands- 


vorsitzenden von British Petro- 


leum, Sir Peter Walters, abgelöst. 
Schlechte Ergebnisse bei Mid- 
land waren zwar erwartet: wor- 
den, aber die Dinge sehen schlim- 
mer‘aus, als die meisten Beob- 


achter vorausgesehen hatten. Er- 
fahrene Experten der City of. 
London sagen, daß die von der 
Bank of England unternomme- 
nen Schritte die Politik der Zen- 
tralbank der aktiven Interven- 
tion zur Rettung von Kernban- 
ken und Firmen unterstreicht, 
jetzt wo die »thatcherisierte« bri- 
tische Wirtschaft weiter verküm- 
mert, zu Lasten der Mehrheit der 
kleinen und mittelgroßen Firmen 
und Steuerzahler. 0 


Barclays Bank 
warnt vor 
Wiederholung 
der dreißiger 
Jahre 


Sir John Quinton, Vorstandvor- 
sitzender von Barclays, Großbri- 
tanniens größte Clearingbank, 
sagte auf einer Londoner Ban- 
kenkonferenz: »Es besteht eine 
reale Bedrohung, daß die Wirt- 
schaftsflaute in den Vereinigten 
Staaten, im Vereinigten König- 
reich und anderswo sich vertiefen 
und Vergleiche mit der großen 
Depression der dreißiger Jahren 
erwecken wird.« 


- Quinton fügte hinzu, daß, ob- 


wohl im Vereinigten Königreich 
ein völliger Zusammenbruch des 
Kreditwesens ‚unwahrscheinlich 
sei, dies in den Vereinigten Staa- 
ten »eine sehr reale Möglichkeit 
ist«, und er setzte hinzu, daß der- 
zeitige Sachzwänge, mit denen es 
internationale Banken, beson- 
ders in den Vereinigten Staaten 
und im Vereinigten Königreich zu 
tun haben, in den kommenden 
fünf Jahren eine »Umorganisa- 


‚einanderfolgenden 


tion in der Branche von nie dage- 


wesenem Ausmaß« verursachen 
wird.’ 
In einem ‚anderen Blake 


meinte Peter Brighton, General- * 


direktor der Engineering Em- 


ployers’ Federation, Großbritan- 


nien laufe »wild entschlossen auf 
eine Bauernwirtschaft zu«. Sein 
Verband repräsentiert 5000 Pro- 
duktionsbetriebe im Vereinigten 
Königreich, darunter Giganten 


wie Rolls-Royce und British Ae- .- 


rospace. 


Ein Leitartikel im Londoner 
»Guardian« berichtet über Brigh- 
tons Warnung: »Es sollte schnell- 
stens eine Verbesserung eintre- 
ten, oder dieses Land wird gegen 
die Prellböcke krachen.« 
sagte, der Ausstoß im Vereinig- 
ten Königreich werde in diesem 
Jahr um sieben Prozent zurückge- 
hen, und bis spätestens 1992 
werde es ein Nullwachstum ge- 
ben. 

Brighton beklagte, daß die auf- 
britischen 
Regierungen sich geweigert ha- 
ben, die Bedeutung der Industrie 
für die Gesamtwirtschaft zu er- 
kennen und sich stattdessen auf 
eine »kurzfristige Reparatur« 
durch Öleinnahmen und Manipu- 
lation auf dem ‚Finanzsektor ver- 
lassen hätten. 

Der »Guardian« stellt fest; daß 
am Tag zuvor im Unterhaus die 
Wirtschaftskrise das beherr- 
schende Thema gewesen sei und 
keine Fragen.über die Probleme 
am Persischen Golf aufgeworfen 
wurden. Dies sei seit Kriegsbe- 
ginn zum ersten mal geschehen. 
Sprecher der Labour Party hat- 
ten auf den steilen Anstieg der 
Arbeitslosigkeit, der Konkurse 
und Hypothekenschulden N 
wiesen. 
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'Rockefellers 
Profit beim 
Golfkrieg 


Warren Hough und Lawrence Wilmot 


Ein Konsortium internationaler Megabanken, das von David Rocke- 
feller geleitet wird, ebnete den Weg zum Golfkrieg und wird mög- 
licherweise als der eigentliche Sieger daraus hervorgehen, heißt esin 
einer von einem angesehenen amerikanisch-europäischen Think- 
Tank (Beraterstab) erstellten politischen Studie. 


Auf die Vorgeschichte des Kon- 
flikts eingehend, fand das Centre 
des Etudes Transatlantiques her- 
aus, daß die Kraftprobe am Golf 
nicht erst mit den militärischen 
Schritten begann, sondern durch 
Intervention der Chase Man- 
hattan Bank schon ein Jahr vor 
dem Beginn des Schießkriegs ih- 
ren Anfang nahm. 


Der Handel 
mit Schulden 


Im Juli 1989 trafen sich Beamte 
des amerikanischen Finanzminis- 
teriums und Bankbeamte aus 
Irak, Kuwait und Saudi-Arabien 
zu Finanzgesprächen im Sit- 
zungssaal der Gulf International 
Bank (GIB) in London, die sich 
im gemeinsamen Besitz der drei 
Golfstaaten befindet. Während 
des Kriegs mit dem Iran hatte der 
Irak eine riesige Summe — nach 
einigen Berichten über 26 Milliar- 
den Dollar - von seinen ölreichen 
Nachbarn geliehen. 


Die iranischen Streitkräfte daran 
zu hindern, durch das ganze Golf- 
gebiet zu stürmen, war jedoch für 
die meisten regionalen Regierun- 
gen ein lebenswichtiges Inter- 
esse. Der Irak glaubte daher, daß 
das für diesen Kampf aufge- 
brachte Geld gut angelegt sei, 
und daß von daher gesehen ir- 


gendwelche Gespräche über 
Rückzahlungen ruhig warten 
könnten. 


Auf der Londoner Konferenz wa- 


ren die leitenden Herren des, 


Iraks jedoch fassungslos, als sie 
erfuhren, daß rund neun Milliar- 
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den Dollar ihrer Golf-Schulden 
»weg organisiert«, das heißt von 
den Saudis und Kuwaitis an inter- 
nationale Bankensyndikate ver- 
kauft worden waren, und diese 
jetzt eine Rückzahlung nach har- 
ten kommerziellen Richtlinien 
verlangten. 


Die Hoffnung 
auf den Irak 


Die Initiative für diese Maß- 
nahme kam von den Investitions- 
beratern der Chase Manhattan 
Bank, erklärte der saudische 
Finanzminister Prinz Naif Bin 
Abdul Azis. Eine Gruppe leiten- 
der Herren der Chase Manhattan 
Bank, angeführt von Rockefeller 


und seinem Hauptstellvertreter 
Robert Douglass, habe kürzlich 
die Golfregion besucht und die 
Herren hätten mit Nachdruck die 
Ansicht vertreten: »Unsere Ver- 
mögenswerte von den Banken- 
syndikaten verwalten zu lassen, 
ist das einzige Geschäftsmäßige 
was wir tun können«, erklärte 
der Prinz. 


Die Irakis waren »wütend«, be- 
richtete Dr. Habib Saeed, ein lei- 
tender GIB-Angestellter aus 
Bahrain, der an der Londoner 


Sitzung teilgenommen hatte und . 


der unserem diplomatischen Kor- 
respondenten kürzlich auf einem 
GIB-Empfang schilderte, was 
auf jener Sitzung vorgefallen war. 


»Zwei Jahre vorher, im Frühjahr 
1987, hatten sich die iranischen 


Streitkräfte durch das nördliche 
Ufer des Schatt el Arab hindurch 
gekämpft und bewegten sich 
schon auf Basra zu. 


Die Golf-Staaten waren von Pa- 
nik ergriffen. Kuwait und Saudi- 
Arabien boten dem Irak an »was 
immer er benötige<, um sie vor 
der fundamentalistischen Flut zu 
retten. Und jetzt legten sie ihren 
professionellen Schuldeneintrei- 
bern die Schuldscheine der Irakis 
vor. 


Dem Irak, zu diesem Zeitpunkt 
bereits das drittgrößte Schuldner- 
land der Welt mit mehr als 80 Mil- 
liarden Dollar an ausländische 
Geldverleiher fällige Schulden, 
verschlug es angesichts der Erhö- 


hung seiner Schulden um weitere 
neun Milliarden Dollar förmlich 
die Sprache.« 


Drohung mit 
Sanktionen 


»Die Irakis glaubten, die Hilfe, 
die sie während des Krieges ge- 
gen den Iran von den ölreichen 
Scheichtümern bekamen, sei so 
etwas wie eine Familienangele- 
genheit, nicht aber ein kalter 
Handelsvertrag gewesen«, er- 
zählte Fawez Farsi, ein leitender 
Angestellter .der Weltbank, der 
sich auf regionale Wirtschaft in 
der Golfregion spezialisiert hat. 


» Aber Anfang 1990 begannen die 
westlichen Bankensyndikate da- 
mit, dem Irak mit harten Sanktio- 


Die genaue Zahl der Toten im 
Golfkrieg ist immer noch in 
den USA ein Staatsgeheimnis. 


nen — Kreditbeschneidung auf 


breiter Basis - zu drohen, falls 


dieser seinem Schuldendienst 
nicht rückwirkend nachkomme.« 


Im Irak, wo etwa 90 Prozent aller 
Verbrauchsgüter und Waren ein- 
geführt werden müssen, sind 


Auslandskredite einfach unerläß- 


lich, erklärte Saeed. »Die Ban- 
ken gaben dem (den irakischen 
Staatspräsidenten) Saddam Hus- 
sein einen Rippenstoß und for- 
derten ihn auf, seine Muskeln 
spielen zu lassen, um die fallen- 
den Ölpreise wieder in die Höhe 
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zu treiben«, erinnerte sich der lei- 
tende Bankbeamte. »Sie riefen 
ihm ins Gedächtnis zurück, daß 
der verstorbene Schah von Iran 
sich stets um seine erheblichen 
Liquiditätsprobleme in der Weise 
bekümmert habe, daß er die Öl- 
notierungen in die Höhe trieb.«. 


Laut dieser sachverständigen Be- 
obachter bestand die Schwierig- 
keit darin, daß die Banken einer- 
seits Saddam drängten, seine 
Erdölgewinne zu erhöhen, ande- 
rerseits aber hinter den Kulissen 
Kuwait dringend nahelegten, 
noch mehr Ol hinauszupumpen, 
um die Rohölpreise zu drücken. 


Der Kriegsbrand 
wird geschürt 


»Irak und Kuwait standen sich 
wegen ihrer miteinander in Wi- 
derspruch stehenden Erdölstrate- 
gien mit gezogenem Degen ge- 
genüber«, erzählte Farsi. Die 
Preise fielen und fielen, bis der 
» Irak Mitte 1990 schließlich damit 
begann, seine Truppen entlang 
seiner gemeinsamen Grenze mit 
‘Kuwait zu massieren. »Zu die- 
sem Zeitpunkt waren beide Sei- 
ten noch kompromißbereit, aber 


andere Kräfte wurden tätig und 


schürten die Flammen des Krie- 
ges.« 


Nachdem der Irak am 2. August 
1990 Truppen nach Kuwait hin- 
eingeschickt hatte, fielen Chase 
Manhattan, Citicorps und ande- 
ren Banken an der Wall Street die 
Gewinne wie ein warmer Regen 
nur so in den Schoß. Saudi-Ara- 
bien, Bahrain und andere aufge- 
schreckte Golf-Emirate sollen 
‚wie aus diesen Kreisen verlautet 
38 Milliarden Dollar auf amerika- 
nische Konten umgebucht ha- 
ben, da ihnen diese Anlagemög- 
lichkeit - zumindest vom Golf 
aus gesehen — sicherer zu sein 
‚schien. 


Kapitalspritze von 
600 Milliarden Dollar 


Angesichts der gewaltigen kriegs- 
bedingten Kosten begannen die 
Saudis und Kuwaitis - im Exil - 
darüber hinaus selbst damit, 
Geld zu borgen wie nie zuvor. 


»Kuwait verfügte bereits über ein 
ureigenes verschlungenes Fi- 
nanznetzwerk, das von der Ku- 
wait Investment Authority, dem 
Kuwait Investment Office und 


von Dutzenden anderer dee 
bedeutsamen Argumenten gelei- 
tet wird.« 


»Ihre Vermögenswerte bewegten 
sich von einem Mehrheitsanteil 
an dem Giganten British Petro- 
leum (BP) bis zum Eigentum von 
Hilton-Hotels, Mercedes-Benz- 
Vertragshandlungen, Dosenver- 
packungsanlagen in Thailand 
und skandinavischen Werften. Es 
handelt sich um weltweite Inve- 
stitionen, die sich auf irgendwo 
zwischen 100 und 150 Milliarden 
Dollar belaufen«, versicherte ein 
anderer Analytiker der Welt- 
bank, der nicht namentlich ge- 
nannt werden möchte. 


Citicorp, das größte amerika- 
nische Handelsfinanzzentrum, 
durch Spekulationen stark ver- 
schuldet und sich händeringend 
um neues Bargeld bemühend, be- 
kam.das, was es am dringendsten 
benötigte, nämlich eine Kapital- 
spritze von einem saudischen 
Prinzen in Höhe von immerhin 
600 Milliarden Dollar. 


Technisch bedeutet dies, daß der 
Inhaber der Aktienmehrheit der 
größten Finanzinstitution Ameri- 
kas jetzt ein arabischer Oligarch 
ist. Aber die Leitung der Bank 
scheint darüber aber nicht son- 
derlich besorgt zu sein. 


»Jedesmal, wenn ich leitende 
Herren von Citibank frage und 
sie daran erinnere, daß sie eigent- 


lich für einen Scheich arbeiten, 


dann lachen sie nur«, berichtete 
der New Yorker Geschäftsjourna- 
list Shawn Meskill.»Sie zwinkern 
verschmitzt mit den Augen und 
sagen: »Wir wissen schon, wie wir 
mit den Arabern umgehen müs- 
sen. Wenn $ie das nicht glauben, 
schauen Sie jetzt nur auf den 
Golf«.« m 


Das andere deutsche Nachrichfenmagazin 
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Neue Weltordnung 


George Bushs 
Visionen einer 
Weltregierung 


Donald S. McAlvany 


»Dies ist ein historischer Augenblick. Wir haben im vergangenen 
Jahr große Fortschritte gemacht, das lange Zeitalter des Kalten Krie- 
ges zu beenden. Wir haben jetzt die günstige Gelegenheit, für uns 
selbst und für zukünftige Generationen eine neue Weltordnung zu 
schmieden, wo die Herrschaft des Gesetzes, nicht das Gesetz des 
Dschungels, das Verhalten der Völker regiert. Wenn wir Erfolg ha- 
ben, und wir werden Erfolg haben, dann haben wir gegenüber der 
»Neuen Weltordnung«, einer Ordnung, in der eine glaubwürdige Or- 
ganisation der Vereinten Nationen ihre friedenserhaltende Rolle 
spielen kann, um das Versprechen und die Vision der Gründer der 
Vereinten Nationen zu erfüllen, eine reale Chance.« Dies sind Worte 
des amerikanischen Präsidenten George Bush in seiner Ansprache 
an die Nation, als er damit begann, den Irak zu bombardieren. 


»Die Golfkrise hat etwas mit ei- 
ner »Neuen Weltordnung« zu tun. 
Und diese Weltordnung wird nur 
verbessert werden, wenn diese 
neu aktivierte  friedenserhal- 
tende Funktion der Vereinten Na- 
tionen sich als wirksam erweist. 
Das ist die einzige Möglichkeit, 
um den Wert der »Neuen Weltord- 
nung« zu erhöhen.« George Bush 
auf einer Pressekonferenz. 


Der neue Turmbau 
zu Babel 


Der amerikanische Journalist Dr. 
Gary North kommentiert in 
»Remnant View«: »Mr. Bush 
strebte im Namen der »Neuen 
Weltordnung«, wie sie rechtlich 
von den Vereinten Nationen re- 
präsentiert wird, einen schnel- 


len, entscheidenden militäri- 
schen Sieg an. Er wählte sich ei- 
nen technologisch schwachen 


Gegner aus, um die militärische 
Macht seiner politischen Kraft zu 
demonstrieren. Er wollte, daß 
dieser Sieg in den Abendnach- 
richten des Fernsehens gut aus- 
sah. Unsere Truppen waren da- 
her nicht im Baltikum; sie sind im 
Nahen Osten. Sie sollten in den 
Vereinigten Staaten sein.« 


George Bush bezieht sich in jeder 
Rede, die er hält, immer wieder 
auf die »Neue Weltordnung« und 
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Kongreß am 11. September 1990; 
zweimal in der Nacht, als er sich 
an die Nation wandte in dem Au- 
genblick, als Amerika den Irak 
angriff (16. Januar 1991); einmal 
auf der National Religious Broad- 
caster’s Convention in Washing- 
ton, D.C. (28. Januar 1991) -der 
Verfasser dieses Artikels war an- 
wesend, als 3500 religiöse Rund- 
funk- und Fernsehleute dem ame- 
rikanischen Präsident eine »stan- 
ding ovation« (stehenden App- 
laus) bereiteten -; zweimal bei 
seiner Ansprache zur Lage der 
Union (29. Januar 1991) und bei 
Dutzenden von anderen Gele- 
genheiten. Michail Gorbatschow 
bezieht sich in den meisten seiner 
öffentlichen Reden ebenfalls auf 
die »Neue Weltordnung«. Was ist 
nun diese »Neue Weltordnung«, 
auf die sich die Führer der beiden 
Supermächte immer wieder be- 
ziehen? 


Bushs und Gorbatschows Vision 
von einer »Neuen Weltordnung« 
ist eine Weltregierung unter den 
Vereinten Nationen, in der die 
»gemeinsamen Interessen« aller 


Bereits in den dreißiger Jahren setzten die Eine-Weltler die 
Inschrift »Novus Ordo Seclorum« (»Die neue Weltordnung«) 
auf die Rückseite der Ein-Dollar-Note. 


tut das schon seit Sommer 1990. 
Bush berief sich in seiner Anspra- 
che auf dem Gipfeltreffen in Hel- 
sinki zweimal auf die »Neue Wel- 
tordnung«; viermal in seiner 
Rede an den amerikanischen 


Länder in der Welt in einer Regie- 
rung und einem politischen Sy- 
stem verschmolzen werden. In ei- 
ner solchen Weltregierung wür- 
den alle Nationen der Welt ihre 
Souveränität an die Vereinten 


Nationen oder an die mächtige 
Gruppe, die diese Regierung lei- 
tet, ausliefern. Es soll der neue 
»Turmbau zu Babel« werden. 


Henry Kissinger sagte 1965: »Das 
Endziel einer supra-nationalisiti- 
schen . Weltgemeinschaft wird 
nicht schnell erreicht werden ... 
aber es ist nicht zu früh, uns auf 
diesen Schritt über den National- 
staat hinaus vorzubereiten.« 


Und US-Senator Barry Goldwa- 
ter schriebiin seinem 1979 heraus- 
gekommenen Buch »With No 
Apologies«: »Meiner Ansicht 
nach stellt die Trilaterale Com- 
mission eine geschickte, koordi- 
nierte Bemühung dar, die Macht 
an sich zu reißen und die vier 
Machtzentren — das politische, 
das monetäre, das intellektuelle 
und kirchliche — zu konsolidie- 
ren. Sie glauben, daß der über- 
große Materialismus, den sie 
schaffen wollen, die bestehenden 
Unterschiede überwältigen wird. 
Als Manager und Schöpfer des 
Systems werden sie die. Zukunft 
beherrschen.« 


Was ist die 
»Neue Weltordnung«? 


Die »Neue Weltordnung« wird 
von den mächtigsten Sozialisten, 
Kommunisten, Internationalisten 
und Verfechtern des neuen Zeit- 
alters vorangetrieben. Willy 
Brandt, ehemaliger Bundeskanz- 
ler, Vorsitzender der Fünften So- 
zialistischen Internationale und 
langjähriger Handlager der So- 
wjets, hatte kürzlich den Vorsitz 
über die Brandt-Kommission, 
die eine ziemlich genaue Defini- 
tion des Begriffes »Neue Weltord- 
nung« vorlegte. Der ehemalige 
Präsident der Weltbank Robert 
McNamara, der ehemalige US- 
Handelsminister Peter Peterson 
und Katherine Graham von 
»Newsweek« waren alle Mitglie- 
der dieser Kommission. 


Die »Neue Weltordnung«, so wie 
sie von der Brandt-Kommission 
definiert wird, ist eine Welt, die 
aufweist eine supernationale Be- 
hörde zur Regulierung des Welt- 
handels und -industrie; eine inter- 
nationale Organisation, die die 
Produktion.und den Verbrauch 
von Ol kontrolliert; eine interna- 
tionale Währung, die an die 
Stelle des Dollar tritt; ein Welt- 
entwicklungsfonds, der die Gel- 
der für freie und kommunistische 
Länder gleichermaßen  bereit- 


stellt; und eine internationale Po- 
lizei — wahrscheinlich die UN -, 
um die Erlasse der Neuen Welt- 
ordnung durchzusetzen. 


Der erste größere Versuch zur 
Durchsetzung der Neuen Welt- 
ordnung war der Krieg am Persi- 
schen Golf. 


Wie lautet George Bushs Defi- 
nition der Neuen Weltordnung? 
Als er am 6. Februar 1991 auf ei- 
ner Pressekonferenz um seine 
Definition der »Neuen Weltord- 
nung« gebeten wurde, antwor- 
tete Bush: »Es war die voraus- 
schauende Vision von Mr. Gor- 
batschow, die uns in die Lage ver- 
setzte, in der UNO zusammenzu- 
arbeiten ... Meine Vision einer 
»Neuen Weltordnung« sieht eine 
UNO mit einer neubelebten frie- 
denserhaltenden Funktion vor- 
aus ... Die bisherige Friedens- 
funktion der UNO war größten 
Teils nicht sehr wirksam gewe- 
sen. Und ein Grund, warum sie 
das nicht war, ist das Veto in den 
Händen der fünf ständigen Mit- 
glieder des Sicherheitsrats - von 
denen eines die Sowjetunion ist. 


Amerikas Operation 
Vertuschung 


Als ich vor 20 Jahren Botschafter 
bei den Vereinten Nationen war, 
haben wir kaum jemals mit der 
Sowjetunion abgestimmt. Jetzt 


stimmen wir mit ihr bei vielen, . 


vielen Dingen. Daher sieht die 
»Neue Weltordnung«, glaube ich, 
eine neubelebte Friedensfunk- 
tion der Vereinten Nationen vor. 


Und daher faßt sie jedoch viel 
mehr Zusammenarbeit zwischen 
den Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion ins Auge. 


Wir sollten den ganzen Weg lang 
‚die sowjetische Kooperation ha- 
ben oder danach streben, sie 
zu bekommen. Und deswegen 
werde ich in meinen Bemühun- 
gen nicht nachlassen, zu versu- 
chen, die Beziehungen zur So- 
wjetunion zu verbessern. 


Wir haben China aus der Glei- 
chung herausgelassen, und das 
sollten wir nicht tun. Die Chine- 
sen haben eine schwierige Zeit 
durchgemacht. Es bedurfte eini- 
ger Bemühungen, um zu versu- 
chen, die Beziehungen zu China 
aufrecht zu erhalten ... Es ist le- 
benswichtig für diese »Neue Welt- 
ordnung«.« 


Vor über 200 Jahren gründete Adam Weishaupt, ein Jesui- 
ten-Professor aus Regensburg, die Illuminaten. 


Liberale und Bush-Apologeten, 
die über Bushs übermäßige Ver- 
wendung des Begriffes »Neue 
Weltordnung« und den Skandal, 
den er unter Konservativen in 
den USA hervorgerufen hatte, 
beunruhigt waren, spielen den 
Begriff jetzt herunter, indem sie 
sagen: »Es ist nur eine bedeu- 
tungslose Rhetorik in Bushs Re- 
den, die ein begeisterter »Ghost- 
writer< verfaßt hat.« So etwas 
nennt sich dann »Operation Ver- 
tuschung«. 


Ein weltweiter 
sozialistischer Apparat 


Eine Weltregierung wäre von ih- 
rer stark zentralisierten Natur 
her sozialistisch. Sie würde mit ei- 
ner Umverteilung des Wohlstan- 
des, einer strengen Reglementie- 
rung einhergehen und schwer- 
wiegende Einschränkungen der 
Bewegungsfreiheit, der Freiheit 
des Glaubens, der privaten Ei- 


gentumsrechte, der freien Mei- 
nungsäußerung, des Rechtes zu 
veröffentlichen und anderer 
Grundfreiheiten nach sich zie- 
hen. 


Einige Elemente der »Neuen 
Weltordnung« wären: ein Welt- 
Steuersystem. David Rockefeller 
sagt: »Die Antwort ist ein supra- 
nationales Gebilde, das die 
Macht hat, Steuer einzuziehen.« 


Und Zbignew Brzezinski schrieb 
in seinem 1970 herausgekomme- 
nen Buch, »Between Two Ages«, 
daß die Weltregierung ein welt- 
weites Steuersystem, ein Weltge- 
richt, eine Weltarmee, eine Welt- 
zentralbank, einen Welt-Wohl- 
fahrtsstaat, eine weltweite 
Zwangswirtschaftsplanung, Ab- 
schaffung des Privatbesitzes von 
Schußwaffen, obligatorische Be- 
völkerungsbegrenzung und Um- 
weltschutz und eine Zentral- 
steuerung - des Bildungswesens 
benötige. Eine Weltregierung 


braucht eine Weltpolizeimacht, 
und die amerikanische — und 
schließlich die sowjetische — Ar- 
mee sind dazu bestimmt, den 
Kern einer solchen Polizeimacht 
der Vereinten Nationen zu bil- 
den. 


Gruppen wie der Council on For- 
eign Relations — mit 350 seiner 
2500 Mitglieder in der Bush-Re- 
gierung -, die Trilaterale Kom- 
mission, die Bilderberger, Groß- 
britanniens Fabianische Sozia- 
listen, Sozialist International, 
der Klub von Rom, die Illuminati 
und die New Age Movement trei- 
ben schon seit Jahrzehnten — im 
Falle der Illuminati seit über 200 
Jahren - die Weltregierung 
voran. In den dreißiger Jahren 
setzten die Globalisten (Eine- 
Weltler) klammheimlich die In- 
schrift Novus Ordo Seclorum 
(die Neue Weltordnung) auf 
die Rückseite des Ein-Dollar- 
Scheins unterhalb der Pyramide 
und dem alles sehenden Auge, 
das das Symbol der Illunimati ist. 
Aber diese Gruppen haben stets 
im Geheimen operiert. Jetzt füh- 
len sie sich so stark, daß sie glau- 
ben, ihre konservative, anti-kom- 
munistische, christliche Opposi- 
tion sei so schwach, daß die Mas- 
sen. psychologisch so konditio- 
niert oder vorbereitet sind, .daß 
die Realität der Weltregierung so 
nahe ist, daß sie sich dazu ent- 
schlossen haben, in die Offent- 
lichkeit zu gehen und der Welt 
ihre Pläne mitzuteilen. Sie sehen 
ihren Sieg, die Errichtung der 
Weltregierung als »fait accompli« 
an. Sie glauben, daß sie ihre 
»Neue Weltordnung« innerhalb 
der nächsten Jahre - bis Mitte der 
neunziger Jahre - installieren 
können. 


Die Rolle die 
Vereinten Nationen 


»Ich fordere die Illusion heraus, 
daß die UNO ein Instrument des 
Friedens ist. Es wäre nichts weni- 
ger als ein grausamer Schwindel, 
wenn sie in der Hölle organisiert 
worden wäre zu dem einzigen 
Zweck, bei der Zerstörung der 
Vereinten Staaten Tathilfe zu lei- 
sten.« J. B. Matthews, ehemali- 
ger Hauptuntersuchungsbeamter 
des House Committee on Un- 
American Activities (Ausschuß 
für unamerikanische Tätigkeiten 
des Repräsentatenhauses). 


Nach dem Ersten Weltkrieg, 
wurde der Völkerbund eingerich- 
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Neue Weltordnung 

George Bushs 
Visionen einer 
Weltregierung 


tet, mit der Hoffnung seiner 
Gründer, daß er eine Weltregie- 
rung werden würde. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurden die 
Vereinten Nationen gegründet, 
mit der Hoffnung, daß sie die 
neue Weltregierung werden wür- 
den. Als sich George Bush kürz- 
lich auf »die Fähigkeit der UNO, 
schließlich zu der Friedensorga- 
nisation zu werden, die ihre 
Gründer im Auge hatten«, be- 
zog, meinte er, die Weltregierung 
unter der UNO. 


Wie »Time Magazine« kürzlich 
schrieb: »Als Bush die USA an 
den Rand eines schmerzlichen 
Krieges führte, hat er auch die Vi- 
sion einer »Neuen Weltordnung« 
erweckt. In dieser würden die 
USA und die Sowjetunion, die 
Supermächte, die die -Welt 40 
Jahre lang in Angst und Schrek- 
ken vor einer atomaren Vernich- 
tung gehalten haben, kooperie- 
ren, um Frieden und Ordnung zu 
erhalten, und die UNO würde 
jede Aggression abschrecken, 
wie ihre Gründer es vor 45 Jahren 
beabsichtigten.« 


Das Trojanische Pferd 
der Sowjets 


Die UNO war 46 Jahre lang ein 
Katalysator für Krieg, mit 157 
Kriegen seit 1945. 


Sollten freiheitliebende Men- 
schen irgendwie über eine »Neue 
Weltordnung« unter der UNO 
besorgt sein? Antwort: Ja! Die 
UNO wird schon von der Sowjet- 
union dominiert, seitdem deren 
Agenten - Alger Hiss, US-Un- 
der-Secretary of State, und Harry 
Dexter White, Under-Secretary 
of Treasury - und 14 andere Kom- 
munisten 1944 und 1945 mithal- 
fen, die Charter der Vereinten 
Nationen schriftlich niederzule- 
gen. Hiss, ein sowjetischer 
Spion, richtete 66 Büros der Ver- 
einten Nationen ein und besetzte 
sie mit 500 seiner eigenen ausge- 
wählten Leute. Seit 1945 funktio- 
niert die UNO als riesiges pro-so- 
wjetisches Trojanisches Pferd in 
unserer Mitte. 
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US-Präsident George Bushs »Neue Weltordnung« ist ein 
Mischmasch aus Sozialismus, Kommunismus und Interna- 


tionalismus. 


Der Sowjetische Staatschef Michail Gorbatschow teilt 
Bushs Version von einer »Neuen Weltordnung«. 


Als Hiss und Genossen die UNO 
ins Leben riefen, richteten sie ein 
Department for Political and Se- 
eurity Council Affairs (Abteilung 
für politische Angelegenheiten 
und Angelegenheiten des Sicher- 
heitsrats) ein, das Gerichtsbar- 
keit über alle zukünftigen militä- 
rischen Operationen der UNO 
ausüben sollte. 


In den kleingeschriebenen Passa- 
gen der Bestimmungen über die 
UNO ist festgelegt, daß der Lei- 
ter dieser UN-Abteilung stets ein 
sowjetischer Bürger, Offizier 


oder eine von den Sowjets be- 
stimmte Person sein muß. Dies 
ist in den vergangenen 46 Jahren 
der Fall gewesen und die nachste- 
hend genannten 14 Kommuni- 
sten waren seit 1946 Vorsitzende 
dieses Gremiums der Vereinten 
Nationen: 

1946 - 1949 Arkadij Sobolew 
(UdSSR); 1949 — 1953 Konstan- 
tin Zinchenko (UdSSR); 1953 - 


1954 Ilia Tschernitschew 
(UdSSR); 1954 - 1957 Dragoss- 
law Prititsch (Jugoslawien); 


1958 — 1960 Anatoly Dobrynin 
(UdSSR); 1960 - 1962. Georgij 


Arkadew (UdSSR); 1962 - 1963 


E. D. Kiselyw (UdSSR); 1963 - 
1965 V. P. Suslow (UdSSR); 1965 
— 1968 Alexeji E. Nesterenko 
(UdSSR); 1968 — 1973 Leonis N. 
Kutakow (UdSSR); 1973 - 1978 
Arkadiji N. Schewtschenko 
(UdSSR); 1978 — 1981 Michail S. 
Sytenko (UdSSR); 1981 — 1986 
Viatscheslaw A.  Ustinow 
(UdSSR); 1987 — 1990 Vasilij S. 
Safrontschuk (UdSSR). 


Warum Gorbatschow 
dafür ist 


Im September 1961 rief die Publi- 
cation 7727 des amerikanischen 
Außenministeriums, mit dem Ti- 
tel »Freedom from War - The US 
Program For General and Com- 
plete Disarmement In a Peaceful 
World« (»Freiheit vom Kriege - 
das US-Programm zur allgemei- 
nen und völligen Abrüstung in ei- 
ner friedlichen Welt«), zur Auflö- 
sung »aller nationalen bewaffne- 
ten Streitkräfte und zum Verbot 
ihrer Neugründung in ganz gleich 
welcher Form, außer denen, die 
zur Bewahrung der inneren Ord- 
nung als »Beitrag zu einer Frie- 
densmacht der Vereinten Natio- 
nen benötigt werden«, auf. 


Der krasse Widerspruch in der 
US-Army- über die letzten 25 
Jahre hinweg wird im Kielwasser 
des Krieges am Persischen Golf 
von neuem beginnen; und Bush 
und die Neue-Weltordnung-Ban- 
de in den USA, Europa und Ruß- 
land werden stark auf eine »Neue 
Weltordnung/UN-Armee« drin- 
gen, um alle nationale Armeen 
gemäß der Blaupause »Freedom 
From War« abzulösen. 


George Bushs Handlung, die 
USA unter der Autorität der 
UNO anstatt unter der des ameri- 
kanischen Kongresses und der 
Verfassung in den Krieg hineinzu- 
ziehen, ist ein deutlicher Hinweis 
darauf, daß er glaubt, daß Ver- 
trag, Charter und Organisation 
der Vereinten Nationen Vorrang 
vor der Befugnis der amerikani- 
schen Verfassung haben. 


Eine Synthese aus 
Ost und West 


Die UN-Polizeimacht einer zu- 
künftigen Weltregierung gemäß 
der»Neuen Weltordnung« würde 
von einem sowjetischen Offizier, 
Bürger oder von einer von den 
Sowjets bestimmten Person ge- 


‚internationale 


führt werden. Dies ist der Grund, 
warum Michail Gorbatschow die 
»Neue Weltordnung« unter den 
Vereinigten Nationen so stark for- 
ciert. 


George Bushs und Michail Gor- 
batschows »Neue Weltordnung« 
unter den Vereinten Nationen 
faßt eine Annäherung der Ziele 
und Interessen der USA und der 
Sowjetunion in einer Weltregie- 
rung ins Auge, die die Völker der 
Welt beherrschen, den Weltfrie- 
den herbeiführen wird, und eine 
Synthese des Westens und Ostens 
sein wird, des Kapitalismus und 
des Kommunismus, einem Misch- 
masch des demokratischen Sozia- 
lismus, wie er angeblich in Osteu- 
ropa ausbricht. Auch in puncto 
Wirtschaftsord- 
nung, gemeinsame Vision ge- 
nannt, nähert sich die »Neue Welt- 
ordnung« in Wirklichkeit der ok- 
kultischen New Age Bewegung 
(Neues-Zeitalter-Bewegung). 


Beide glauben, daß sie dazu bei- 


- tragen werden, uns während oder 


gegen Ende der neunziger Jahre 
der Weltregierung auszuliefern. 


Als George Bush während seines 
Wahlkampfes im Jahre 1988 von 


- »tausend Lichtpunkten« oder in 


seiner Rede zur Lage der Union 
am 29. Januar 1991 von »einem 
glanzvollen Zweck, nämlich der 
Entzündung von eintausend 
Lichtpunkten zu dienen«, 
sprach, bezog er sein Wissen aus 
dem Schrifttum von H. G. Wells 


. - eines Eine-Welt-Internationali- 


sten - über die Open Conspiracy 
(Offene Verschwörung) und aus 
dem Gebet der New Age Move- 
ment für die Weltregierung. 


Bushs tausend 
Lichtpunkte 


Wells schrieb in seinem »Experi- 
ment in Autobiography« (1934): 
»Ich glaube, diese Idee eines ge- 
planten Weltstaats ist eine, zu der 
unser ganzes Denken und Wissen 
tendiert ... Sie erscheint teil- 
weise und versuchsweise an ein- 
tausend Punkten ... Wenn der 
Zufall ihn schließlich überstürzt 
herbeiführt, wird sein Kommen 
wahrscheinlich sehr rasch von- 
statten gehen... Pläne zur politi- 
schen Synthese scheinen kühner 
und umfassender zu werden... 
Der »Neue Plan« in Amerika und 
der »Neue Plan« in Rußland be- 
ziehen sich beide auf den endgül- 
tigen Weltstaat.« 


Die New Age Movement hat ein 
Gebet, das die »Great Invoca- 
tion« (das »Große Anrufen«) ge- 
nannt wird, ein 13 Zeilen langes 
Mantra-Gebet, mit dem die An- 
wesenheit des »Christus« auf 
Erden angefleht wird. Der 
»Christ«, nach dem dieses Gebet 
ruft, ist Lord Maitreya - nicht Je- 
sus Christus der Bibel. Einige 
würden ihn den »Anti-Christ« 
nennen. Der Wortlaut der Great 
Invocation: 


» From the point of light within 
the Mind of God 


der Great Invocation der New 
Age Movement (erste Zeile) auf 
den Punkt des Lichtes. Daher die 
Synthese von George Bushs »tau- 
send Lichtpunkten« und die Ver- 
schmelzung der »Neuen Weltord- 
nung« und der New Age Move- 
ment miteinander. 


Wie esin der letzten Zeile des Ge- 
bets heißt: »Soll das Licht... den 
Plan auf Erden wieder herstel- 
len«. Die Okkultistin Alice Bai- 
ley benutzte ebenfalls den‘ Be- 
griff »eintausend Punkte des 
Lichts« als Slogan. 


Die »Neue Weltordnung« besteht aus einer Weltregierung un- 
ter den Vereinten Nationen. Es wird der neue »Turmbau zu 


Babel«. 


Let light stream forth into the 
minds of men. 

Let light descend on earth. 

From the point of love within the 
Heart of God 

Let love stream forth into the 
hearts of men. 

May Christ return to earth. 

From the center where the Will of 
God is known 

Let purpose guide the little wills 
ofmen - 

The purpose which the Masters 
know and serve. 


From the center which we call the 


race of men 

Let the Plan of love and light 
work out. 

And may it seal the door where 
evil dwells. 

Let Light and Love and Power re- 
store the Plan on Earth.« 


Man achte auf H. G. Wells’ Hin- 
weis auf den »geplanten Welt- 
staat, der an tausend Punkten er- 
scheint«, und auf den Hinweis in 


Anscheinend ist dies Bushs Art 
und Weise, die Eine-Weltler und 
die New Agers wissen zu lassen, 
daß er einer der ihren ist, und daß 
seine New World Order und die 
Weltregierung des New Age, das 
Neue Zeitalter, ein und dasselbe 
ist, und daß sie im Kommen sind. 


Auf den Weg zu 
Orwells Alptraum 


Pastor Davis Smith, Herausgeber 
des »Newswatch Magazine«, 
schrieb dem Verfasser dieses Ar- 
tikels kürzlich folgendes: Am 3. 
Januar 1989 veröffentlichte der 
»Arizona Daily Star« einen Arti- 
kel, in dem beschrieben wird, 
daß Präsident Bush von der Mil- 
lennium Society (eine New-Age- 
Gruppe) eine Einladung ange- 
nommen hat, am 31. Dezember 
1999 an der Cheops-Pyramide bei 
Giseh in Agypten ihr Ehrengast 
zu sein, um ihnen zu helfen, das 


Jahrtausend des Neuen Zeital- 


ters (das Jahr 2000) zu begrüßen. _ 


Der Artikel beschreibt die An- 
nahme der Einladung für den 
Präsidenten selbst und seine Frau 
Barbara. Die New Agers halten 
schon seit langem okkultische 
Aufnahmezeremonien an dieser 
Pyramide ab. 


Wenn George Bushs »Neue Welt- 
ordnung« Wirklichkeit wird, 
dann werden die amerikanische 
Verfassung und  Unabhängig- 
keitserklärung zum alten Eisen 
geworfen und eine allmächtige 
Weltregierung wird die Umvertei- 
lung des Wohlstands Amerikas 
auf andere Länder erzwingen - 
und Amerikas Lebensstand wei- 
ter nach unten drücken; sie wird 
die Bewegungsfreiheit, die Frei- 
heit des Glaubens und die priva- 
ten Eigentumsrechte der Ameri- 
kaner kontrollieren und be- 
schränken und Amerika in den 
sozialistischen Alptraum stürzen, 
der in George Orwell’s »1984« be- 
schrieben wird. 


Eine internationale Polizeimacht 
- unter der UNO - wird einge- 
setzt werden, um die »Neue Welt- 
ordnung« durchzusetzen, bei- 
nahe so wie sie derzeit gegen den 
Irak eingesetzt wird. Die Compu- 
terisierung eines jeden, von der 
Wiege bis zur Bahre, Computeri- 
sierung seiner Finanzen, seiner 
Bewegungen und aller Aspekte 
seines Lebens wird Teil der or- 
wellschen Durchsetzung der 
»Neuen Weltordnung« sein. 


Die behördliche Computerisie- 
rung aller Amerikaner — im Ver- 
lauf der letzten fünf oder sechs 


Jahre - ist jetzt fast abgeschlos- 


sen. 


Ist die »Neue Weltordnung« nur 
eine entfernte Vision in George 
Bushs Vorstellungen oder Träu- 
men, oder Rhetorik eines Reden- 
schreibers? Nein, es ist eine ge- 


genwärtige Realität, sie wird der- 


zeit in der ganzen Welt in die Tat 
umgesetzt, und der soeben been- 


dete Nahostkrieg wird einen . 


Quantensprung nach vorn in 
Richtung auf die Regierung der 
»Neuen Weltordnung« oder des 
Neuen Zeitaltersauslösen. DI 
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E Neue Weltordnung 

Das Kriegsziel 
am Persischen 
Golf 


Ivor Benson 


Das Ergebnis des Krieges am Persischen Golf kann in zwei Worten 
zusammengefaßt werden: Ziel erreicht! Zweck der Übung ist es, 
eine mächtige Militärpräsenz im Nahen Osten zu etablieren, mit 
. dem Ziel, die islamischen Ölstaaten als Hindernis auf dem Weg des 
Fortschritts zur geplanten »Neuen Weltordnung« zu beseitigen. 


Der amerikanische Verteidi- 
gungsminister Richard Cheney 
hat es ganz deutlich gesagt: Es 
wird notwendig sein, starke 
Streitkräfte der Koalition im Na- 
hen Osten, darunter die amerika- 
nische Flotte im Persischen Golf 
und die Stationierung einer gro- 
ßen Menge von Kriegsmaterial in 
Saudi-Arabien beizubehalten, so 
daß amerikanische Bodentrup- 
pen erforderlichenfalls schnell- 
stens eingreifen können. 


Vollstreckungsarm 
einer Weltgemeinschaft 


Und es wurden die Voraussetzun- 
gen für die Bildung eines erwei- 
terten Israels geschaffen. 


Von ebenso großer Bedeutung ist 
die Tatsache, daß den Amerika- 
nern die Gelegenheit gegeben 
wurde, die niederschmetternde 
Macht und völlige Unüberwind- 
barkeit dieser Art von technolo- 
gischer Kriegsführung zu demon- 
strieren, die den Vereinigten 
Staaten jetzt als Vollstreckungs- 
arm einer mutmaßlichen »Welt- 

- gemeinschaft« jederzeit zur Ver- 
fügung steht. 


Diese Entwicklungen sind deut- 
lich sichtbar und leicht verständ- 
lich, aber es gibt eine ganz andere 
Welt der Realitäten, die für die 
breite Masse so unsichtbar und 
unverständlich ist, wie die Rück- 
seite des Mondes. 


Ein Blick auf diese andere Welt 
der Realitäten bot sich durch die 
Nachricht, daß Rotchina mit sei- 
ner Bevölkerung von mehr als ei- 
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John Major, britischer Premier- 
minister, täuschte die Öffent- 


lichkeit über die wahren 
Kriegsziele am Persischen 
Golf. 


ner Milliarde und Indien mit ei- 
ner Bevölkerungsziffer, die sich 
dieser Zahl nähert, sich der 
Stimme enthielten anstatt die 
jüngste Resolution des Sicher- 
heitsrats der Vereinten Nationen 
über Bushs Krieg zu unterstüt- 
zen. 


Der Lohn 
der Heuchelei 


Darüber hinaus wurde es augen- 
scheinlich als zwecklos erachtet, 
zu versuchen, die Tatsache zu ver- 


EEE AIR ERBE HERE 


schleiern, daß es »Zusagen von 
Vergünstigungen und Finanzie- 
rungen« waren, die Washington 
halfen, die Stimmen von 12 der 
15 Mitglieder des Sicherheitsrats 
für die Anwendung von Gewalt 
am Golf, falls erforderlich, für 
sich zu gewinnen. Einzelheiten 
über diesen »Aufkauf« gab Hugh 
Davies in einer Botschaft aus 
New York bekannt, die am 1. De- 
zember 1990 im »London Daily 
Telegraph« veröffentlicht wurde. 


»Der Lohn der Heuchelei ist Ver- 
legenheit und Peinlichkeit«, 
schrieb Peregrine Worsthorne im 
»Sunday Telegraph«. Warum, 


fragt sie, mußten George Bush 
und der britische Premiermini- 
ster ihre Kriegsziele im Nahen 
Osten verschleiern? Warum ga- 
ben sie vor, ihre Kriegsziele seien 


Javier Perez den Cuellar, UN- 
Generalsekretär, war gezwun- 
gen die Heuchelei zu dulden 
und die Gewaltanwendung ab- 
zusegnen. 


mit dem Rückzug des Irak aus 
Kuwait erfüllt, obwohl sie von an- 
fang an Saddam Husseins »Kopf 
auf dem Tablett und noch viel 
mehr« verlangten? 


Sie versuchten mit ihrer »unauf- 
richtigen gespielten Mäßigung« 
Eindruck zu schinden und die 
Leute hinters Licht zu führen? 
Was Frau Worsthorne nicht ver- 
steht, ist, daß diese »gespielte 
Mäßigung« und andere Beispiele 
der Täuschung ein sehr wesentli- 
cher Teil der ganzen Übung war. 
Es entstand keine. Möglichkeit, 


Er ee en 


auf diese Täuschung zu verzich- 
ten, weil langfristige Ziele ange- 
strebt werden, die nicht erklärt 
und gerechtfertigt werden kön- 
nen, und die daher sorgfältig im 
Dunklen gehalten werden müs- 
sen. 


Das unmittelbare Erfordernis be- 
stand darin, eine»Koalition« von 
Staaten gegen Saddam Hussein 
auf die Beine zu bringen, und zu 
diesem Zweck dürfen nur jene 
Ziele erwähnt werden, die man 
diese Staaten möglicherweise 
veranlassen kann zu akzeptieren, 
mehr nicht. 


So sieht also das Feigenblatt der 
Rechtmäßigkeit aus, das die 
UNO mit ihrer Genehmigung zur 
Gewaltanwendung zur Verfü- 
gung stellte. 


Hass auf Amerika 
und Großbritannien 


Ein erstaunlicher militärischer 
Sieg im Irak hat einige paradoxe 
Konsequenzen hervorgebracht; 
denn eine Operation, die sich zu- 
mindest ein Ziel gesetzt hatte, 
den Sturz des widerspenstigen 
Saddam Hussein und seiner 
Baath-Partei, hat gleichzeitig 


.den Hauptgegner des »Neuen 


Imperialismus«, einen wieder- 
auferstehenden Islam, ganz zu 
schweigen von anderen Religio- 
nen im Osten, gestärkt und kon- 
solidiert. 


Es ist das, was sich innerhalb des 
großen Bildes der sich entfalten- 
den Geschichte vollzieht, worauf 
es am meisten ankommt, und 
nicht das, was an einer bestimm- 
ten Stelle, wie im Irak, geschieht. 
Jetzt, wo Millionen von Amerika- 
nern in der Euphorie eines militä- 
rischen Sieges frohlocken, das 
Tickerband der Medien bereit 
machen und sich darauf vorberei- 
ten ihr gelbes Band abzunehmen, 
wievielen von ihnen mag wohl 
die Tatsache bewußt sein, daß in 
Indien das diplomatische Korps 
von der Welle der Sympathie für 
den Irak völlig überrascht wurde, 
daß die amerikanische Botschaft 
in aller Eile das ganze nicht unbe- 
dingt notwendige Personal aus- 
flog, daß die britische Botschaft 
in New Delhi damit begann, ihr 
Grundstück mit Sandsäcken und 
dünnem scharfkantigen Draht zu 
befestigen, und daß in Pakistan 
amerikanische Staatsbürger sich 
ohne Begleitschutz nicht mehr 
auf die Straße wagten? 


I 


- 
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- Dort wurde nämlich, wie jetzt be- 


kannt wurde, durch die Nachrich- 
ten über ’Tod und Verderben, von 
denen die Bevölkerung des Irak 
heimgesucht wurde, eine derar- 
tige Welle der Verachtung und 
des Hasses auf die Vereinigten 
Staaten und Großbritanniens 
ausgelöst, daß es zwischen den 
bislang verfeindeten Parteiungen 
von Hindus und Moslems zu einer 
Versöhnung kam. 


Nicht bereit für den 
»Neuen Imperalismus« 
zu sterben 


In einem Leitartikel auf der Front- 
seite der »Times of India« war fol- 


» gender Kommentar zu lesen: 


»Das Verhalten des Westens den 
ganzen Monat (Februar) hindurch 
hat die finsterste Seite der westli- 
chen Zivilisation offenbart; ihren 
unbegrenzten Appetit auf Vor- 

: herrschaft, ihre krankhafte Begei- 
sterung für hochtechnische militä- 
rische Macht, ihre Gefühllosig- 
keit gegenüber »fremden« Kultu- 
ren, ihren erschreckenden Hurra- 
patriotismus.« 


So sieht es jedenfalls der Redak- 
teur der »Times of India«, aber 
der »Neue Imperialismus« ist in 
Wirklichkeit ganz anders; ihm 
geht die illusorische Anziehungs- 


kraft der nationalen Glorifizie- - 


rung ab, die ein so bedeutsames 
Merkmal der separaten nationa- 
len Imperialismen war. Und der 
»Hurrapatriötismus« und die Be- 
.geisterung über den Sieg im Golf- 
krieg sind, wie der Redakteur ei- 
gentlich wissen. sollte, ebenso 
künstlich wie das High-Tech- 
Kriegsgerät, und mehr eine Me- 
dienerscheinung als je zuvor. 


Die Menschen sind nicht bereit 
für den »Neuen Imperialismus« 
. zu kämpfen und zu sterben, wie 
sie einst für die nationalen Impe- 
rialismen kämpften und starben. 
Auch sind die Völker nicht dazu 
bereit, einen so hohen Preis an 
‚ Verlusten zu zahlen. 


Ex Oriente Lux-im Osten 
leuchtet das Morgenrot 


In dem großen historischen Bild, 
“ das jetzt klarer in Erscheinung 
tritt; gibt es keine Trennung zwi- 

schen dem, was im Nahen Osten 
geschah, und dem was jetzt in der 
Sowjetunion geschieht, wo die 
drei baltischen Staaten mit über- 


"wältigender Mehrheit für eine se- . 


u 


parate nationale Selbstbestim- 
mung abgestimmt haben. 


Was wir sehen, ist eine riesige An- 
einanderreihung von Wertsyste- 
men, die sich feindselig gegen- 
überstehen - auf der einen Seite 
das, was ein islamischer Intellek- 
tueller »eine nachchristliche eu- 
ropäische materialistische, kapi- 
talistische und imperialistische 
Zivilisation« genannt hat, und 
auf der anderen Seite ein Wertsy- 
stem, das zwar tief im Osten ver- 
wurzelt, aber von. allgemeiner 
Relevanz ist, das intimer um das 
besorgt ist, was die Menschen zu 
ihrer Erfüllung wünschen und be- 
nötigen, nicht so sehr um das, 
was zufällig denen paßt, die ihre 
Hand an den Hebeln der Macht 
haben. 


Es ist leichter für die Orientalen 
zu begreifen, daß,. wenn diese 
Werte mißachtet werden, die Be- 
mühungen, eine »Neue Weltord- 


nung« zu schaffen unweigerlich ° 


eine Neue Welt-Unordnung her- 
beiführen werden. 


Der Preis 
der Macht 


Genau darum geht es letztend- 
lich bei dem Gerangel im Nahen 
Osten. Es paßte zufällig jenen, 
die die Hand an den großen He- 
beln der Macht haben in den 
Kram, Saddam Hussein und 
seine verweltlichte Baath-Partei 
aufzubauen und sie gegen den 
Iran anzusetzen, wo die Macht 
der Religion als Gegenmittel zur 
Macht des Geldes mit der Über- 
wältigung einesanderen Regimes 
ihrer Schöpfung - des Regimes 
der säkularischen Pahlevis von 
Iran - gerade so dramatisch de- 
monstriert worden war. 


Wer trägt nun an allem, was in 
den letzten Monaten geschah, 
die Schuld? 


Saddam Hussein wurde vom We- 
sten und der Sowjetunion, die in 
dieser Sache eng. zusammenar- 


_ beiteten, aufgerüstet. 


Was schief lief war, daß Saddam 
Hussein die Hieroglyphen der 
modernen Machtpolitik falsch 
gelesen hat. Wie Schah Reza 
Khan kurz vor Ausbruch des 
Zweiten Weltkriegs, glaubte er, 
daß die Macht, die er sich ange- 
eignet hatte, ihm ganz allein ge- 
höre. Und so wie Reza Khan ins 


-Exil geschickt und seine Kriegs- ' 
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marine aus den Gewässern am 
Kopf den Persischen Golfs hin- 
ausgeschossen wurde, mußte 
Saddam Hussein ebenfalls ausge- 
schaltet werden, alser einen eige- 
nen Willen an den Tag legte und 
versuchte, einen Teil der alten 
Grenzen des Iraks wiederherzu- 
stellen. 


Saddam Hussein verstand auch 
die Weltgeschichte falsch und er- 
kannte nur zu spät die Bedeutung 
des Wiederauflebens der Reli- 
gion.im Iran; seine Absichten und 
die. der Baath-Partei waren daher 
keineswegs abgrundtief übel - 
man konnte sie sogar wohlmei- 
nend nennen -, lagen aber trauri- 
gerweise falsch. Ein weltlicher 
Nationalismus kann von Wert 
sein — aber nicht zu jener Zeit und 
an jenem Ort. 


Die Beseitigung Saddam Hus- 
seins wird somit für alle Araber 
und für die moslemischen Iraner, 


die keine Araber sind, zur histori- 


schen Notwendigkeit. 


Eine grausame 
Ungerechtigkeit 


Aber in dem Verlauf der Beseiti- 
gung Saddam Husseins und sei- 


' ner Baath-Partei wird der gesam- 


ten Bevölkerung des Iraks, von 
der 99 Prozent als unschuldige 
Opfer der Umstände - Um- 
stände, die nicht von ihnen 
selbst, sondern von ausländi- 
schen Mächten herbeigeführt 
wurden - eine grausame Unge- 
rechtigkeit zuteil. 


Wieviele Tausende von Irakis ab- 
geschlachtet, und wieviele wei- 
tere Tausende durch den Golf- 
krieg in namenloses Elend ge- 
stürzt wurden, wird vielleicht nie- 
mals bekannt werden. 


Das Spiel heißt 
Konzentration der Macht 


Eine riesige Infrastruktur von 
Gebäuden, Brücken und ande- 


- ren öffentlichen Bauwerken 


wurde verwüstet, und das Land 
um ein halbes Jahrhundert und 
mehr zurückgeworfen; aber das 
gilt nicht, noch nicht als ausrei- 
chende Bestrafung, da die Sieger 
jetzt mit frommem Augenauf- 
schlag erklären, daß der Irak für 
alle Schäden und das anderen zu- 
gefügte Leid aufkommen muß, 
was auf ein lähmendes Zurückbe- 
haltungsrecht auf Iraks Haupt- 


quelle. des Wohlstands, 
Olindustrie, hinausläuft. 
Was ist nun zu erwarten jetzt, wo 
Saddam besiegt worden. ist? Es 
gibt zu viele Unabwägbarkeiten, 
um. genaue Voraussagen zu .er- 
möglichen, aber wir kennen die 
Hauptanforderungen der »Neu- 
en Weltordnung«. 


seine 


Das Spiel heißt Konzentration | 


der Macht, und auf keinen Fall 
separate nationale Freiheit — Bal- 

tikum, bitte herhören -!. 
Eine nicht auszuschließende 
Möglichkeit besteht darin, daß 
eine gezüchtete Baath-Partei, - 
mit oder ohne Saddam Hussein, 
jeder anderen vorgezogen wird; 
denn um der »Neuen Weltord- 


‚nung« in den Kram zu passen, 


muß es schon eine weltliche Par- 


tei sein, die sich als Puffer gegen -. 


einen wiederauferstandenen Is- 
lam verwenden läßt. Man wird . 
feststellen, daß sich sehr viel ver- 
ändert hat. 


Ein Kampf zwischen pro-westli- ”: 
chen Kräften wird deutlicher ins _ 
Blickfeld kommen. Die Position 
der ÖOlmonarchien, vor allem 
Saudi-Arabiens, wird immer pre- . 
kärer werden und ständig unter- 
stützt werden müssen, möglicher- . 
weise sogar. mit RORarScheR Mit- 
teln. . 


Vor Angst 
schlotternde Regierungen 


Israel, jener andere Staat, der 
sein Territorium trotz der vielen 
Resolutionen des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen erweitert 
hat, hat einen beträchtlichen Sieg : 
errungen ohne selbst kämpfen zu 
müssen und wird fun Saudi-Ara- 
bien als Lagerhaus für IrHegsper 
rät ergänzen. 


Und was vielleicht. das Wichtigste 
von allem ist, jetzt wo High-Tech- . 
Gewalt ihre Unüberwindbarkeit . 
demonstriert hat, wird sich .das : 
große Ringen um den Macht- 
kampf sich entschiedener auf das 
Schlachtfeld des Gedankens ver- 
lagern, mit vor Angst schlottern- _ 
den Regierungen auf Grund von 
Massendemonstrationen, wie die _ 
der 100000, die im Februar 1991 
auf den Roten Platz in Moskau 
strömten, um gegen die Politik 
des, Staatspräsidenten Michail 
Gorbatschow zu protestieren. 


Unter dem Aspekt dieser Art von 
Kriegsführung ist der Iran stark - 
gefestigt hervorgegangen. OD 
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‚Mossad sagt 
neue Krise in: 
Syrien voraus 


Während die Aufmerksamkeit‘ 


der Welt auf die Lage im Irak ge- 
richtet ist, schaut der israelische 
Geheimdienst, der Mossad, auf 
einen anderen möglichen Brenn- 
punkt: Syrien. Aus den Mossad 
nahestehenden Kreisen verlau- 
tet: »Die eigentliche Krise verla- 
gert sich nach Syrien. Präsident 
Hafez al-Assad befindet sich in 
größeren Schwierigkeiten als all- 
‚ gemein angenommen wird. Seine 
Alawiten machen nur sechs Pro- 
zent der Bevölkerung aus. War- 
ten Sie bis die sunitischen Mos- 
' lems etwas in Bewegung setzen, 
dann die Schüiten, dann die Kur- 
den - das macht ihn nervös - und 
letztendlich die Kommunisten. 


Er sucht verzweifelt nach Rük- 
“kendeckung von außen, sowohl 
finanzielle als auch politische Un- 
terstützung. Ägypten und Saudi- 
Arabien geben ihm Rückendek- 
kung, aber sie sind nicht erpicht 
darauf, daß Assad zu einer gleich 
starken Kraft wird, es ist also eine 
eingeschränkte Rückendeckung. 


Von Israels Standpunkt aus gese- 
hen sind die Dinge einfach: Sy- 
rien hat mehr Raketen als der 
Irak, es hat eine höher entwik- 
kelte Armee, es hat Chemie-Waf- 
fen aufgebaut, und es liegt näher 
bei Israel. Und Assad ist nur et- 
was schlimmer als Saddam Hus- 
sein.« 


Sowohl der israelische Regie- 
rungschef Jitzhak Shamir als 
auch der Wohnungsbauminister 
Ariel Sharon haben Assad kürz- 
lich kritisiert. Oo 


‚Kuwaitisches 
Regime macht 
Dissidenten 
mundtot 


Kuwaitische Regierungsbeamte 
schlossen in Kuwait City eine 
Pressekonferenz, auf der ein ku- 
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waitischer Militär-Attach& seine 


Regierung beschuldigte, seine - 


wiederholten Warnungen im ver- 
gangenen Juli, daß der Irak in 
Kürze einen Einmarsch nach Ku- 
wait plane; außer Acht gelassen 
zu haben. 


Oberst Said Matär wurde von Ku- 
waits Planungsminister und meh- 
reren Armeeoffizieren mitten in 
einer Besprechung zum Schwei- 
gen gebracht, in der berichtet 
wurde, daß die kuwaitische Re- 
gierung auf seine Telegramme, in 
denen er den Einmarsch vom 2. 
August 1990 voraussagte, nicht 
reagiert habe. Der Planungsmini- 
ster Sulaiman Mutawa forderte 
die Journalisten auf, »die Presse- 
konferenz zu verlassen« und 
sagte, die Be ChnNE sei»been- 
det«. 


Oberst Matar, der im kuwaiti- 
schen Konsulat in Basra, Irak, 
stationiert war, meinte, schon 
Anfang April-habe er damit be- 
gonnen, »viele Berichte« an das 
kuwaitische Außen- und Verteidi- 
gungsministerium zu schicken, in 
denen er vor einer irakischen mi- 
litärischen Operation gegen Ku- 
wait gewarnt habe. Am 25. Juli 
1990, berichtete er, »teilte ich der 
kuwaitischen Regierung mit, daß 
der Irak in Kuwait einmarschie- 
ren werde, und ich warnte sie und 
gab sogar den Zeitpunkt - den = 
August 1990 - an«. 


USA und Israel 
spielen auf Zeit 


Mit der erneuten Entschlossen- 
heit der amerikanischen Bush- 
Regierung, eine Land für Frie- 
den-Regelung zwischen Israel 
und den Palästinensern am West- 
ufer des Jordans und im Gaza- 
streifen zustandezubringen, hat 
die. zionistische Regierung des 
harten Kurses von Premiermini- 
ster Jitzhak Shamir wieder ein- 
mal damit begonnen, auf Zeit zu 
spielen. Der israelische Führer 
begann die Verschleppung damit, 
daß er den gleichen Ladenhüter- 
plan abstaubte und erneut vor- 
legte, den er 1989 erfolgreich ver- 
wendet hatte, um die Friedensbe- 
mühungen von US-Präsident 
Bush und Außenminister James 
Baker zu unterminieren — was 
beide ihm bislang noch nicht ver- 
geben haben. 


Shamir heuchelt Bereitschaft zu 


Gesprächen mit den Palästinen- 
sern vor, lehnt es jedoch ab, mit 
der PLO oder irgendeiner ande- 
ren palästinensischen Führungs- 
persönlichkeit, die dieser Organi- 


sation nahesteht, zu verhandeln. 


Es gibt natürlich keinen repräsen- 


tativen Palästinenser in den be-- 


setzten Gebieten, der nicht auf ir- 
gendeine Weise mit der PLO in 
Verbindung steht, das heißt, es 
ist niemand da, mit dem Shamir 
verhandeln könnte. Darüber hin- 
aus hat Shamir mit aller Entschie- 
denheit seinen Schwur wieder- 
holt, daß er niemals Land gegen 
Frieden austauschen werde. 


Im Namen des Premierministers 
und der großen Mehrheit der Is- 
raelis sprechend, verkündete 
Shamirs Gehilfe am Vorabend 
der kürzlichen Friedensmission 
Bakers im Nahen Osten: »Wir ha- 
ben einige Probleme mit dem 
Konzept, daß man, um Frieden 


- zu schließen, territoriale Konzes- 


sionen machen müsse. Aber viel- 
leicht können wir inzwischen 
über andere Dinge reden, über 
erste Schritte in dem Prozeß, 
über die wir uns einigen können, 
wie zum Beispiel Autonomie für 
die in den Gebieten lebenden Pa- 
lästinensern.« 


Die verschwommen begrenzte 
Autonomie, an die die Israelis 
denken, liegt jedoch weit hinter 
der Freiheit und Unabhängigkeit 
zurück, nach denen die Palästi- 
nenser sich sehnen und auf die sie 
ein Recht haben. Das zionisti- 
sche Israel hat keinerlei Absicht, 
die antiken Gebiete Judäa und 
Samaria (das Westufer) an die 
einheimischen Palästinenser zu- 
rückzugeben. Das Konzept von 
Eretz Yisreal bleibt der Leit- 
‚grundsatz in der politischen Phi- 
losophie des heutigen Israels. 


Die Shamir-Regierung setzt mitt- 
lerweile ihre Charade fort und be- 
hauptet, sie wolle Frieden mit ih- 
ren arabischen Nachbarn, der, 
wie sie sagt, kommen muß, bevor 
sie ein Abkommen mit den Palä- 
stinensern treffen könne. Aber 


die arabischen Staaten sehen . 


eine Regelung mit den Palästi- 
nensern als Vorläufer zum Frie- 
den mit Israel an. Daher obliegt 
es den USA und dem amerikani- 
schen Außenminister Baker, ir- 
gendwie zu jonglieren und zu ver- 
suchen, die beiden Friedenspro- 
zesse miteinander in Einklang zu 
bringen, eine sehr schwierige und 
wahrscheinlich unmögliche Auf- 


gabe - und genau darauf bauen 
Shamir und die Israelis. 


Trotz Propaganda und Desinfor- 
mation zum Gegenteil, will die 
zionistische Regierung keinen 
Frieden im Nahen Osten - auch 
die jüdisch-amerikanische Pro-Is- 


raelische-Lobby nicht. Frieden 


mit den Palästinensern und sei- 
nen arabischen Nachbarn würde 
Israel in eine Position bringen, in 
der es seine gigantischen heimi- 
schen Wirtschaftsprobleme wirk- 
lich anpacken und lösen muß, 
möglicherweise ohne finanzielle 


Unterstützung seitens der US- 


Regierung. Auf seine eigenen 
Möglichkeiten angewiesen, 
müßte der israelische sozialisti- 
sche Wohlfahrtsstaat schon 


"Glück haben, um zu überleben. 


Israel würde das werden, was es 


eigentlich schon ist: ein drittklas- 
siges Dritte-Welt-Land von gerin- 


ger Bedeutung für die übrige 
Welt. 


Die jüdische Pro-Israel-Lobby in 
Amerika hätte ohne ein gefähr- 
detes Israel, umgeben von wüten- 
den arabischen Nachbarn und be- 
droht von einer ewig rebellischen 
palästinensischen Unterklasse, 
überhaupt nichts zu verkaufen, 
weder an den amerikanischen 
Kongreß noch an das Volk der 
Vereinigten Staaten. Die Lobby 
wäre arbeitslos. Die Macht und 
der Einfluß, die sie auf ihre 
Freunde im Kongreß, den Me- 
dien und anderswo ausübt - näm- 
lich das Pro-Israel-Werkzeug - 
wäre nutzlos. 


Shamir weiß, daß er dies nicht zu- 
lassen kann. Und er weiß auch, 
daß er sich auf seine Interessen- 
gruppen in den USA verlassen 
kann, damit das nicht geschieht. 


Arafat | 
identifiziert 

das »neue Rom« 
als Feind 


Der Vorsitzende der Palestine Li- 
beration Organization (PLO) 
Jassir Arafat teilte der französi- 
schen katholischen Tageszeitung 
»La Croix« mit, der Krieg am Per- 
sischen Golf habe »gewissen 
scheußlichen Gesichtern die 
Maske vom Gesicht gezerrt. Wir 
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werden den Sklavenstatus, der 
uns in dem von den Amerikanern 
gebauten »neuen Rom« auferlegt 


». werden ‚wird, nicht akzeptieren. 


Vergessen Sie nicht, daß Sparta- 
kus ein Palästinenser war, daß 
Christus ein Palästinenser und 
Petrus ein Palästinenser 'war.« 
Die Geschichte, sagte Arafat, 
fängt jetzt einfach an, sich zu wie- 
derholen. 


In einem anderen Interview, das 


in der französischen Tageszeitung 
»Le Figaro« veröffentlicht wurde, 


‘ erhob Arafat die Beschuldigung, 


daß die Vereinigten Staaten eine 
gesamtarabische Lösung der 
Irak-Kuwait-Krise sabotiert hät- 


- ‚ten, um einen Vorwand zu haben, 


die Kontrolle über die Olvorkom- 


- men am Golf zu übernehmen. 


" Arafat wies darauf hin, daß die 


Vereinigten Staaten »nicht des- 


: wegen eingegriffen haben, um 


den kuwaitischen Scheich Jaber 
zu retten — man erinnere sich 
daran, wie die USA den Schah 


‘von Persien oder Präsident Mar- 


cos von den Philippinen über 


: Bord warfen -, sondern um ihre 
. Hand auf das Ol zu legen. Ihr ein- 


ziges Ziel bestehe darin, in der 


“wirtschaftlichen Auseinanderset- 


zung mit ihren beiden großen Ri- 


- valen, Japan und das vereinte Eu- 


ropa, eine Position der Macht zu 
erringen.« 


Arafat berichtete, daß Israel in- 


- dessen versucht, eine verzwei- 


- felte palästinensische Bevölke- 


rung dazu aufzustacheln, wütend 


‘ zu protestieren, womit für Israel 


ein Vorwand geschaffen wird, Pa- 
lästinenser massenweise aus den 
besetzten Gebieten zu vertrei- 
ben: Er bestritt ägerlich Behaup- 
tungen dahingehend, daß Israel 
seine Politik der Ausgangssperre 
in den besetzten Gebieten gemil- 
dert habe. 


»Nein, das ist reine Propaganda! 
Uns fehlt es ernsthaft an Lebens- 
mitteln und. Medizin für unsere 


®,, Krankenhäuser. Und niemand 


- spricht über diese Verbrechen ge- 
:gen die Menschenrechte.« 


Der PLO-Chef deutete allge- 
mein an, daß die Terroristen um 
Abu Nidal eine vereinigte Israel- 


- Syrien-Organisation seien. Vom 


. wortlich halte, 


»Figaro« befragt, wen er für. die 
Ermordung des zweiten Mannes 
der PLO, Abu Iyad, am Vor- 
abend des Golf-Krieges verant- 
sagte Arafat: 


»Der Mossad. Die Abu-Nidal- 


Gruppe drückt nur auf den Aus- 
löser. Die Abu-Nidal-Gruppe ist 
völlig vom Mossad durchdrun- 
gen. Wir haben’ die Beweise da- 
für.« 


Arafat bestritt, daß der Irak ir- 
gendwelche Verbindungen zu 
dieser Gruppe unterhalte und be- 
stand darauf, daß diese schon vor 
zehn Jahren abgebrochen wur- 
den. Von der Zeitung befragt: 
»Wo ist Abu Nidal denn jetzt? In 
einem arabischen Land?«, ant- 
wortete Arafat: »Ja, in einem ara- 
bischen Land, das Ihnen sehr 
nahe steht.« Frage: »Syrien?« 
Antwort: »Ich möchte auf diese 
Frage nicht näher eingehen. 
Aber tatsächlich benutzt Nidal ei- 
nen StützpunktinSyrien« D 


»Heavy Metal« 
als Kriegswaffe 


Amerikanische Streitkräfte ha- 
ben vor dem Beginn des Boden- 
krieges an der irakischen Grenze 
zu Saudi-Arabien gigantische 
Lautsprecher installiert, die rund 
um die Uhr satanische »Heavy 
Metal«-Musik so laut wie die 
Bombardierungen hinausdonner- 
ten, um die »Trommelfelle der 
irakische Soldaten zum Platzen 
zu bringen«. schreibt die Pariser 
Tageszeitung »France Soir«. Die 
gleiche psychologische Kriegs- 
taktik wurde von den amerikani- 
schen Streitkräften während des 
Einmarsches in Panama im De- 
zember 1989 bei dem Versuch, 
General Manuel Noriega aus der 
vatikanischen Nunziatur heraus- 
zubekommen, in der er Zuflucht 
gefunden hatte, angewendet. 


Die am meisten gespielten Texte 
stammten vom Schwarzen Sab- 
bath, berichtet die Zeitung: »Er 
ist der Teufel, er ist nicht hier um 


Euch auszuliefern, sondern um‘ 


das Gesetz zu machen.« Die Psy- 
cho-Krieger spielen mit der Vor- 
stellung der Araber, die in den 
USA den »großen Satan« sehen. 
Die Gewalttätigkeit der Musik, 
sagt ein Psychologe, soll die Sol- 
daten davon überzeugen, daß sie 
von den Amerikanern ebenso ge- 
walttätig und satanisch behandelt 
werden. Die »Musik« war von 
Aufrufen zum Überlaufen durch- 
setzt. 


Ein Psychiater behauptet, daß: 
»Heavy Metal in hoher Dosie- 
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rung ‘den Menschen seines ‚zu- 
sammenhängenden logischen 
Denkens beraubt und dies sehr 
schnell seinen freien Willen und 
kritischen Verstand beeinflußt.« 


Israelischer 
Parlamentarier 
will Palästinen- 
ser-Staat 


Das Mitglied der israelischen 
Knesset, Mosche Sahal, rief in ei- 
ner Rede vor der Versammlung 
des Politbüros der Arbeiterpartei 
zur Gründung eines Palästinen- 
ser-Staates auf. »Ich sage offen, 


daß ich beim besten Willen nicht . 


begreifen kann, wie jene Auffas- 
sung begründet wird, die weiter- 
hin Nein zu einem palästinensi- 
schen Staat sagt«, sagte Sahal. 


»Ich sage entschieden Ja dazu. 
Wenn dies zu einem Friedensab- 
kommen zwischen uns und den 
Palästinensern und den arabi- 
schen Ländern führt, dann sehe 
ich eine Chance,« meinte er. 


Sahal bekräftigte seine Bemer- 
kungen für Radio IDF.in Tel 
Aviv: »So wie die Zeit vergeht bei 
Nichtvorhandensein eines politi- 
schen Abkommen zur Lösung 
des israelisch-palästinensischen 
Konflikts, arbeitet die Zeit gegen 
uns, so daß das, was wir gestern 
noch bekommen hätten, heute 
oder morgen nicht mehr bekom- 
men werden. 


Ich habe daher einen nüchter- 
nen, realistischen Plan vorgelegt, 
in dessen Mittelpunkt zwei Ele- 
mente stehen: Die Lösung des 
palästinensischen Problemes un- 
ter Anerkennung des palästinen- 
sischen Gebildes, in irgendeiner 
Form mit Jordanien verbunden - 
einschließlich eines Palästinen- 
ser-Staates —, vorausgesetzt, daß 
die Palästinenser Israels Exi- 
stenzrecht anerkennen, und daß 
in dauerhaften Vereinbarungen 
klar und deutlich festgelegt wird, 
daß keine zusätzlichen Forderun- 


gen, darunter das Recht zur . 


Rückkehr bestehen. Das zweite 


Element in diesem Plan bezieht * ! 


sich auf Sicherheitsabkommen, 
einschließlich Israels dauerhafte 
Grenzen, und regionale Abma- 
chungen mit sechs Ländern in der 
Region, darunter 
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Stimmen von höheren sowjeti- 


Saudi-Ara- 


bien, Irak, Jordanien, Syrien, °-2 
Libanon und Agypten.« ag °# 


Sowjetisce i 


Berater immer 
noch aktiv | 
im Irak 


schen Offizieren wurden von ver- 
schiedenen, der jetzt in und um 
Saudi-Arabien operierenden Ge- 
heimdiensten, auf irakischen Fre- 
-quenzen abgehört, berichtete die & 
französische Tageszeitung »Libe- - : 
ration«. Die Tatsache sei von 
»mehreren Dienststellen, von 
Stabschefs verschiedener Natio- 
nalitäten« und von »diplomati- 
schem Personal« bestätigt wor- 
den. 

Die Sowjets wurden bei militä- 
rischen Gesprächen abgehört. 
Sowjetische Offiziere arbeiten 
augenscheinlich »im Herzen der 
irakischen Streitkräfte«. An den 
abgehörten Stimmen sei zu er- 
kennen, daß es sich hierbei 
bestimmt nicht um Russisch spre- ‘; 
chende Irakis oder Sowjets auf 
niedriger Ebene, sondern um 
»Personal auf höchster Ebene« 
handelt. 


Die Gespräche, berichtete »L- 
beration«, finden nicht nur auf 
der Ebene eines Armee-Korps 
oder Division, sondern im allge- .: 
meinen sogar zwischen verschie- 
denen irakischen Bataillonen 
statt. Dies setzt eine verhältnis- 
mäßig starke Präsenz, auf Einhei- 
ten verteilt, direkt am Boden vor- 
aus. . 


»Liberation« berichtet auch, daß 
um den 5. Februar 1991 herum 
von »angelsächsischen Kreisen« 
Informationen in Umlauf gesetzt 
wurden, daß die Sowjets den Ira- 
kis Satelliten-Nachrichten über- 
mitteln, was ihnen half, ihre 
Streitkräfte und die Truppenprä- 
senz zu verbergen. 

Aus deutschen Geheimdienst- 
kreisen wird berichtet, daß meh- 


.rere Tausend sowjetische Militär- 


berater derzeit im Irak operie- 
ren. 


Neue Weltordnun 


Das Blutbad 
des US- 
Präsidenten 


William Fitzgerald 


Hat der amerikanische Präsident George Bush den Einmarsch in 
den Irak gestoppt, weil die Sowjets einzugreifen drohten, falls er den 
amerikanischen Vormarsch nicht anhalten würde? 


Die vom amerikanischen Präsi- 
denten George Bush während 
des Nahost-Krieges so stolz ver- 
kündete »Neue Weltordnung« ist 
in dem Blutbad zusammengebro- 
chen, das ausgelöst wurde, weil 
‘ Bush selbst auf einen Aufstand 
gegen Saddam Hussein gedrängt 
hat. Darüber sind sich Beobach- 
ter aller politischen Richtungen 
in.den Vereinigten Staaten einig. 


Brutales Massaker 
an Arabern und Kurden 


Schon zu Anfang der Nahost- 
Krise hatten wir gewarnt, daß das 
militärische Eingreifen der USA 
mit Sicherheit scheitern werde. 
Jetzt sind die amerikanischen 
Streitkräfte gezwungen, tatenlos 
zuzusehen, wie ihnen in dem bru- 
talen Massaker von Arabern und 
Kurden durch die irakische Ar- 
‘mee, die sie aus Kuwait vertrie- 
ben haben, der Sieg vor der Nase 
weggeschnappt wird. 


Die Vereinten Nationen, das von : 


Bush zur Erfüllung seines Trau- 
.mes von der Einen-Welt ausge- 
..suchte Vehikel, hat dem amerika- 
‚nischen Militär wieder einmal die 
Hände gebunden. Das Verhalten 
der Vereinten Nationen ist in der 
‘Tat beinahe der Abklatsch ihrer 
Rolle in Korea, wo die USA 
mehr als Zweidrittel ihrer Ver- 
luste von 54000 Soldaten erlit- 
ten, nachdem US-Präsident 
Harry Truman einen Waffenstill- 
stand ausgerufen und den ameri- 
kanischen General Douglas Mac- 
Arthur von seinem Kommando 
abgelöst hatte. 


US-General Norman Schwartz- 
d kopf, der gezwungen wurde seine 
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Empfehlung zur Vollendung der 
Niederlage der Streitkräfte Sad- 
dam Husseins herunterzuschluk- 
ken, kam zu dem Schluß, wie 
schon MacArthur vor langer Zeit 
beobachtete: »Es gibt keinen Er- 
satz für den Sieg.« 


Die peinlichste . Frage lautet: 
Warum stoppte Bush Schwartz- 
kopfs Armee, als der sichere Sieg 
nur wenige Tage bevorstand? 


Die Antwort ist relativ einfach: 
Wiederholte Drohungen durch 
Michail, Gorbatschow und seine 
Kommandeure, die auf einen nu- 
klearen Holocaust anspielten, 
bevor Bush dem Vormarsch in 
den Irak Einhalt gebot. 


Gorbatschows Worte 
vom Pulverfaß 


»Nur ein Tag bevor Bush die 
Feuereinstellung verkündete, be- 
zog sich der sowjetische Staats- 
präsident Michail Gorbatschow 
auf den Nahost-Konflikt als »Pul- 
verfaß, das die ganze Welt in die 
Luft sprengen kann«.« 

Über ähnliche Zitate von ande- 
ren sowjetischen führenden Per- 
sönlichkeiten wird ebenso berich- 
tet, wie auch über die praktische 
Mobilmachung der gesamten 
Streitkräfte der UdSSR zum er- 
sten Male unter einem einzigen 
Kommando der Roten Armee. 


Die kurz bevorstehende Nieder- 
lage der irakischen Armee war 
nicht nur eine Katastrophe für 
Saddam Hussein. Es war auch, 
was noch bedeutsamer ist, eine 
Niederlage für die Sowjetunion, 
die Saddam Hussein mit prak- 
tisch allen seinen Panzern, 


Kampfflugzeugen und Hub- 
schraubern und einem Großteil 
seiner Artillerie und mit sowjeti- 
schen Militärberatern versorgt 


. hatte, von denen der amerikani- 


sche Geheimdienst weiß, daß sie 
tatsächlich zumindest einige ira- 
kische Panzereinheiten begeht 
haben. 


Da sie Saddam Husseins Repu- 
blikanische Garde. und andere 
Streitkräfte dadurch gerettet 
haben, daß sie Bush mit ihren 
apokalyptischen Drohungen 
lahmlegten, kann man. unbe- 
denklich darauf wetten, daß die 
Sowjets bei dem Massaker der 
aufständischen Kurden und Schii- 
ten mit der irakischen Armee zu- 
sammengearbeitet haben. 


Eine alte Taktik 
der Sowjets 


Es gab nämlich immer wieder Be- 
richte darüber, die in den ameri- 
kanischen Medien totgeschwie- 
gen werden, daß Saddam Hus- 
seins Streitkräfte hinter den Rök- 
ken irakischer Frauen, von denen 
einige ihre Kinder auf den Ar- 
men trugen, in die Schlacht ge- 
gen die Rebellen zogen. Dies ist 
eine alte Taktik der Sowjets aus 
der Zeit als Leo TIrotzkij die Rote 
Armee während der bolschewisti- 
schen Revolution komman- 
dierte. Deutsche Soldaten hatten 
es im Zweiten Weltkrieg an der 
Ostfront häufig mit dieser un- 
menschlichen Taktik zu tun. Ein 
deutscher Soldat, der junge Ber- 
tram Graf von Dohna, kam im 
Herbst 1941 zu einem Kurzurlaub 
nach Berlin zurück und sagte vor- 
aus, daß die scheinbar unbesieg- 
bare Wehrmacht von der Roten 
Armee besiegt werden würde. 


»Sie trieben Frauen, von denen 
viele schwanger waren, vor ihren 
Panzern und Lkw und der Infan- 
terie her«, erzählte von Dohna ei- 
nem Freund. »Wir können: nicht 
gegen einen solchen Feind kämp- 
fen.« 


Winston Churchill sprach in den 
letzten Monaten des Zweiten 
Weltkriegs von der alten Taktik 
der bolschewistischen Partisa- 
nen, Frauen nach ganz vorne zu 
stellen, als sie 1944 - 45 während 
ihres gewalttätigen Versuchs, 
Griechenland zu eröbern, gegen 
die. Bereitschaftspolizei vorgin- 
gen. »Die Bolschewisten tun das 


-immer«, sagte Churchill in einer 


Rede vor dem Parlament. 


* 


Ob die sowjetischen Berater-in 
der irakischen Armee Saddam 
Husseins Soldaten befohlen ha- 


ben, Trotzkijs :alte Taktik anzu- ' 


wenden wird man vielleicht nie- 
mals wissen. Was jedoch ohne je- 
nen Zweifel bekannt ist, ist die 
Tatsache, daß Saddam Husseins 
uniformierte Schläger die iraki- 
schen und kurdisehen Rebellen 


mit einem großangelegten. Ge- 


metzel niederschlugen. Dörfer 
und Städte wurden durch Artille- 
riebeschuß dem Erdboden 
gleichgemacht und Tausende von 
Zivilpersonen getötet, viele von 
ihnen durch Kampfhubschrauber 
sowjetischer Bauart. Amerikani- 
sche Soldaten mußten tatenlos 
beiseitestehen und waren gele- 
gentlich Augenzeugen der Zer- 
störung von Ortschaften und des 
Mordes an Frauen und Kindern. 


Washington verstand das 
Signal aus Moskau 


»Uns wurden kleine Kinder ge- 
bracht, in den Rücken geschos- 
sen, und Frauen«, sagte Ober- 
leutnant der US-Armee Thomas 
Isom, 26 Jahre alt, zu einem Re- 
porter der »Washington Post«. 
Isom und seine Kameraden durf- 
ten nicht vorrücken, als sie sahen 
wie die Ol-Stadt Samawah, etwa 
eineinhalb Kilometer entfernt, in 
einen Trümmerhaufen verwan- 
delt wurde. 


»Es ist eine starke Zumutung, 
hier sitzen zu bleiben und nicht 
das tun zu dürfen, was wir tun 
könnten«, sagte Isom. »Wenn 
Freiwillige gesucht würden, dann 
gäbe es hier keinen einzigen 
Mann, der nicht nach Norden zie- 
hen würde, um das Werk zu voll- 
enden.« 


Aber Bush suchte keine Freiwilli- 
gen. Auch nicht die Vereinten Na- 
tionen. 


Die Demokraten im Kongreß un- 
terstützten zum größten Teil 
Bushs Antrag, das Gemetzel im 
Irak weitergehen zu lassen. Ge- 
orge Mitchell, der Fraktionsvor- 
sitzende der Demokraten im US- 
Senat, sagte am 31. März 1991, 
nachdem Berichte über das Mas- 
saker an den Kurden bestätigt 
worden waren, zu NBC News: 
»Ich glaube, die Politik der Nicht- 
einmischung ist die richtige.« 


Anscheinend hatte Senator Mit- 
chell das sowjetische Signal auch 
empfangen. 


und 
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Bushs verhängnisvolle Entschei- 
dung, nach dem irakischen Ein- 


. marsch in Kuwait einzugreifen, 
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kam als König Fahd von Saudi- 
Arabien am 5. August 1990 zu 
den persönlichen Abgesandten 
des Präsidenten sagte, er würde 
Amerikas Streitkräfte in seinem 
Land willkommen heißen. Die 
Repräsentanten des Präsidenten 
waren US-Verteidigungsminister 
Richard Cheney, Schwartzkopf 
und der allgegenwärtige Robert 
Gates, der sowjetfreundliche 
stellvertretende Leiter des Natio- 
nalen Sicherheitsrats, dessen Tar- 
nung als »Hardliner« in Bushs 
blindem Weißen Haus undurch- 
dringbar zu sein scheint. 


Entscheidende 
Sitzung 
im Weißen Haus 


Gates war auch bei der entschei- 
denden Sitzung im Oval Office 
am 27. Februar 1991 zugegen, als 
Bush die Entscheidung traf, den 
Krieg abzublasen. Nur eine ver- 
hältnismäßig kleine Anzahl von 
Beratern des Präsidenten waren 
geladen worden: Cheney, Gates, 
Außenminister James Baker, Vi- 
zepräsident Dan Quayle und Ge- 
neral Colin Powell, Vorsitzender 
der Joint Chiefs of Staff; der 
Stabschef des Weißen Hauses 
John Sununu; General Brent 


- Scowcroft, nomineller Leiter des 


Nationalen Sicherheitsrats, und 
Pressesekretär Marlin Fitzwater. 


‚ Laut Presseberichten war Powell 


derjenige, .der zumindest zuerst 
darauf hinwies, daß die haupt- 
sächlichen militärischen Ziele 
mit der Räumung Kuwaits durch 
die Irakis erreicht worden seien. 


Fitzwater erinnert sich daran, 
daß der Präsident nach weiteren 
Gesprächen fragte. Wie denkt 
Norm Schwartzkopf darüber? 


Cheney rief über die direkte Tele- 
fonverbindung vom Oval Office 
aus das Hauptquartier in Saudi- 
Arabien an. 


Der Präsident und andere hörten 


angeblich zu als Schwärtzkopf ge- 
fragt wurde, ob er mit Bushs Ent- 
scheidung, den Krieg zu been- 
den, irgendwelche Probleme 
habe. »Er sägte nein«, sagte Fitz- 
water auf der Pressekonferenz, 
während der kürzlichen Aufre- 
gung darüber, ob der General 
»empfohlen« habe, weiter in den 
Irak vorzudringen, wie er zu ei- 


nem TV- Interviewer 
hatte. 


gesagt 


Schwartzkopf entschuldigte sich 
bei Bush wegen der Wahl seiner 
Worte, nachdem anonyme Be- 
amte des Weißen Hauses ihn als 
»loose cannon« (»loses Mund- 
werk«) bezeichnet und andere 
abwertende Bemerkungen über 
den Helden des Februar ruht 
hatten. 


Aber es ist jedoch Bush, der sich - 


entschuldigen sollte - zunächst 
beim amerikanischen Volk, weil 
er es in den Nahost-Mahlstrom 
gestürzt hat, und dann bei den 
Kurden und Arabern, weil er sie 
zur Rebellion aufgestachelt hat. 


Die Toten 
bleiben tot 


Die Tragödie liegt darin, daß nie- 
mandes Entschuldigung die To- 
ten zurückbringen wird - »weder 
die Zehntausende« von toten 
Kurden, von denen ein weinen- 
der Massoud Barzani, Vorsitzen- 
der der Kurdischen Demokrati- 
schen Partei, den Amerikanern 
in einen Rundfunkinterview aus 
Damaskus berichtete, noch die 
Tausende von schiitischen Ara- 
bern, die im südlichen und mittle- 
ren Irak von Saddam Husseins 
Legionen sowjetischen Stils nie- 
dergemetzelt wurden. 


Der bittere Bodensatz dessen, 
was Millionen von Menschen in 
der ganzen Welt bereits »Bushs 
Verrat« nennen, wird die Ameri- 
kaner noch lange nach dessen Ab- 
gang aus dem Weißen Haus ver- 
folgen. 


Der »große Sieg« über den Irak, 
der noch vor wenigen Wochen 
von jedermann gepriesen wurde, 
ist wie jeder andere übertrieben 
lange Krieg im Ausland, den 
Amerika in diesem Jahrhundert 
geführt hat, in eine bittere Nie- 
derlage verwandelt worden. 

Wann werden die Amerikaner 
lernen, daß sie wieder einmal den 
weisen Rat George Washingtons 
befolgen sollten, der in seiner Ab- 
schiedsansprache als Präsident 
seine Landsleute warnte, andere 
Nationen gerecht zu behandeln 
und sich niemals auf einen Krieg 
einzulassen, wenn die Vereinig- 
ten Staaten selbst nicht eindeutig 


.bedroht werden? Kurz gesagt, 


wann werden die Amerikaner 
Amerika an die erste Stellen setz- 
ten? m) 


BER ER 0  NERTER 


zum SU 
bock 


US-Botschaf- 
terin Glaspie 


nden- 


gestempelt 


Warren Hough and Lawrence Wilmot 


Die mit einem Preis ausgezeichnete Story unserer amerikanischen 
Schwesterzeitung »The Spotlight«, daß US-Präsident George Bush 
Saddam Hussein durch List dazu verleitet hat, in Kuwait einzumar- 
schieren, indem er die amerikanische Botschafterin April Glaspie 
beauftragte, Iraks Staatschef zu sagen, die Vereinigten Staaten hät- 
ten keinerlei Interesse an dem arabischen Disput, ist bestätigt wor- 


den. 


Der Bericht in »The Spotlight«, 


der auch in CODE veröffentlicht - 


wurde, erschien nach einer Rede 
unseres Korrespondenten An- 
drew St. George auf der 35. Jah- 
resversammlung der . Liberty 
Lobby am 3. September 1990. 
»The Spotlight« erhielt für diesen 
Bericht am 25. Februar 1991 ei- 
nen Preis von Project Censored. 


Sogar William Safire, der in der 
»New York Times« schreibt, be- 


.schrieb die Anhörung als »die 


peinlichste Sitzung, die diese 
Körperschaft seit Jahren abgehal- 
ten hat«. Die neue Version des 
amerikanischen Außenministe- 
riums, in der versucht wird zu er- 
klären, warum es zunächst die 
Niederschrift über ihr Zusam- 
mentreffen mit Saddam Hussein 
als. im wesentlichen richtig be- 
zeichnet hatte, dann aber sieben 
Monate später die Botschafterin 
Glaspie veranlaßte dies zu be- 
streiten, ist eine »durchsichtige 
Lüge«, schrieb Safıre. 


Die von der amerikanischen Bot- 
schafterin verfaßte interne Denk- 
schrift an das US-Außenministe- 
rium, in der sie über das Zusam- 
mentreffen mit Saddam Hussein 
berichtet, bestätigt die Richtig- 
keit der irakischen Niederschrift, 


ungeachtet. ihrer Behauptung, 
die Irakis hätten. diese in irrefüh- 
render Weise »redigiert«. 
US-Botschafterin Glaspie wurde 
zum Sündenbock gestempelt, als 
das amerikanische Außenmini- _ 
sterium sie am Beginn der Golf- 
krise praktisch in den vorläufigen. 
Ruhestand versetzte und sich von 
ihr distanzierte. 


Die irakische Regierung erhöhte 
ihre Schwierigkeiten, indem sie 
die Niederschrift eines Ge- 
sprächs freigab, das sie eine Wo- 
che vor dem Einmarsch nach Ku- 
wait.mit Saddam Hussein geführt 
hatte. 

Darin wird Botschafterin Glaspie 
so dargestellt, als habe sie dem 
irakischen starken Mann liebe- 
dienerisch versichert: »Wir (die 
Vereinigten Staaten) haben keine 
Meinung zu Streitfragen unter 
Arabern wie Ihr Konflikt mit Ku- . 
wait«. 


Nach sieben Monaten als Zeugin 


erscheinend, verwarf Botschafte- 
rin Glaspie die irakische Version 
ihres Gesprächs mit Saddam 
Hussein als »Desinformation« 
und »Fälschung«. 


Sie versicherte, es sei ein unvoll- 
ständiger Bericht über ihre Be- 
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US-Botschaf- 
terin Glaspie 
zum Sünden- 
bock 
gestempelt 


merkungen, und man habe Passa- 
gen ausgelassen, die sie an den 
irakischen Präsidenten gerichtet 
habe, die besagten, daß »der 
Streitfall mit Kuwait ohne Ge- 
walt beeigelegt werden muß«, 
und ihn warnte, daß die Vereinig- 
ten Staaten »entschlossen seien, 
die Souveränität und Einheit der 
Nachbarstaaten (des Iraks) zu un- 
terstützen und ihre lebenswichti- 
gen Interessen in der Region zu 
schützen«. 

Aber ihre entlarvendste Aussage 
kam als sie hinzufügte, daß diese 
kontroverse Zusammenkunft mit 
Saddam Hussein das einzige Ge- 
spräch von Angesicht zu Ange- 
sicht gewesen sei, das sie jemals 
in den zwei Jahren ihrer Dienst- 
zeit als Botschafterin in Bagdad 
mit dem irakischen Führer ge- 
führt habe. 


»Das letzte Mal, daß sich Sad- 
dam Hussein mit einem ausländi- 
schen Botschafter traf, war im 
November 1984«, sagte Botschaf- 

. terin Glaspie aus. »Keiner der 
Botschafter im Irak hat sich 
‚jemals mit ihm getroffen, nicht 
einmal um seine Beglaubigung zu 
überreichen, als man erstmals im 
Irak eintraf«, sagt sie und bezog 
sich dabei auf einen altehrwürdi- 
gen diplomatischen Brauch. 
»Dies ist ein Schlüsselargu- 
ment«, kommentierte ein hoch- 
stehender Nahost-Beamter am 
Hauptsitz der Vereinten Natio- 
nen in New York, der gebeten 
wurde, eine Bandaufnahme: von 
einem Gespräch der Botschafte- 
rin Glaspie mit einer Mannschaft 
von Reportern von »The Spot- 
light« zu begutachten. 


»Saddam stellte ganz einfach, 
etwa in der Mitte des Krieges mit 
dem Iran, seinen Umgang mit 
dem diplomatischen Korps ein. 
Die offizielle Erklärung war, er sei 
zu beschäftigt.« 


Aber der wirkliche Grund, nach 
diesem hoch angesehenen Beob- 
achter und anderen kenntnisrei- 
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Saddam Hussein (links), der Präsident des Irak, mit seinem Au- 


Benminister Tarig Aziz. 


gemauer in Jerusalem. 


chen Experten der Region, war 
ein ganz anderer. 


»Saddam Hussein wurde sich dar- 
über klar, daß er das, was er 
wollte, nicht von den Herren in 
gestreiften Hosen bekommen 
würde«, erklärte ein altgedienter 
Zeitungsmann, der für arabische 
Medien bei den Vereinten Natio- 
nen berichtet. »Er begann damit, 
sich direkt mit den Leuten 
zu befassen, auf die es ankam: 
ausländische Geschäftsleute, Rü- 
stungsunternehmer, Technologen 
und Wissenschaftler und gelegent- 
lich sogar besuchende Zeitungs- 
leute.« 


Den Diplomaten, die Saddam 
Hussein der feinlichen Intrigen 


: George Bush bei seinem Besuch als US-Vizepräsident an der Kla- 


verdächtigte, blieb nichts als Fach- 
simpelei unter sich übrig. Was sie 
taten war meistens unwichtig. 


»Wir wußten wirklich nicht sehr 
viel über das, was in der iraki- 
schen Regierung vor sich ging«, 
sagte die Botschafterin Glaspie 
aus. »Ich kann nicht viel Weisheit 
anbieten«. 


Ihre Aufgabe sei es gewesen, 
»Saddam Hussein zur konstrukti- 
ven internationalen politischen 
Tätigkeit zu erziehen«, und das 
war wenig  erfolgversprechend, 
räumte sie ein. 


Die aktiven und bedeutsamen Be- 
ziehungen zwischen dem Irak und 
den Vereinigten Staaten seien 


an: 


über andere Kanäle gelaufen, 


sagte Frau Glaspie. 


»Was die irakische Regierung ei- 
gentlich mehr als alles andere 
wollte, waren mittelfristige Kre- 
dite. Ich glaube nicht, daß eine 
Woche vorüberging, ohne daß der 
Vorstandsvorsitzende oder Gene- 
raldirektor einer großen amerika- 
nischen Firma in mein Büro kam 


“und mir sagte, daß er kurz davor 


stehe, das jüngste Projekt, ein 
100-Millionen- oder 500-Millio- 
nen oder Milliarden-Projekt zu 
verlieren, weil andere Regierun- 
gen von Industrieländern Kre- 
dite anböten und wir nicht. Sie 
bekamen das Projekt nicht«, 
sagte die ehemalige Botschafte- 
rin. 


Obwohl sie nicht erklärte, was 
diese Bemerkungen bedeuten 
sollten, »ist der Punkt klar«, be- 
merkte ein Nahost-Gesandter 
der UNO, der mit dem iraki- 
schen Führer persönlich bekannt 
ist. 


»Die Vereinigten Staaten wollten 
Saddam Hussein dazu zwingen, 
sich mit seinen schwierigen Fi- 
nanzproblemen an internatio- 
nale Banker - private Geldverlei- 
her - zu wenden «, erklärte er. 
»Irak tat das auch. Er wurde all- 
mählich in seine verwundbaren 
und belastenden Beziehungen zu 
ausländischen Bank-Syndikaten 
verstrickt.« Andere kenntnisrei- 
che Analytiker bestätigten diese 
Untersuchung. 


»Glaspie mag erst mit Saddam 
Hussein geprochen haben, als es 
zu spät war«, versicherte Paul 
Adler, der bekannte internatio- 
nale Wirtschaftswissenschaftler. 
»Aber es ist bekannt, daß David 
Rockefeller sich in mindestens 
drei bekannten Fällen mit dem 
irakischen Führer getroffen hat, 
nachdem das Chase Manhatten- 
Konsortium für eine Reihe von 
großen Kreditgebern an den Irak 
federführend wurde.« 

Andere amerikanische und euro- 
päische Finanziers entwickelten 
ebenfalls weit engere Beziehun- 
gen zu Saddam Hussein, als es 
die Bürokraten des Außendien- 
stes taten. 


US-Botschafterin Glaspies Zeu- 
genaussage wurde von allen 
kenntnisreichen Beobachtern als 
durchsichtig falsch verworfen, 
schon als sie gemacht wurde, 
Man würdigte jedoch ihre Loyali- 
tät zu ihrem Arbeitgeber. oO 
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Neuauflage 
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eines 


historischen 
Ereignisses 


Mike Blair 


Die derzeitige große Aufregung um Norman Schwartzkopf und das 
Weiße Haus über die Stellungnahme des volkstümlichen Generals 
zur Kriegsführung gegen den Irak, führt zu einer bemerkenswerten 
Neuinszenierung der Geschichte. Die Geschichte ist jedoch nicht auf 


‘der Seite des Generals. 


“ Während des Korea-Krieges be- 
: fand sich der berühmte amerika- 


nische General Douglas MacAr- 
thur in ähnlicher Uneinigkeit 


.mit der Regierung von US-Prä- 


sident Harry $S. Truman, die 
schließlich zum Ende seiner mi- 
litärischen Laufbahn führte. 


Die Reaktion 
auf ein Interview 


In einem kürzlich in Amerika ge- 
führten Rundfunkinterview mit 


. General Schwartzkopf, geführt 


von David Frost, deutete dieser 
an, er habe empfohlen, daß die 
alliierten Streitkräfte am Golf 
den Angriff gegen den Irak fort- 
setzen sollten, weil seine Solda- 
ten kurz davor stünden, die iraki- 
sche Armee zu vernichten. Diese 
Armee schlägt inzwischen Auf- 
stände der Kurden und Schiiten 


gegen die Diktatur Saddam Hus- 


seins mit brutaler Gewalt nieder. 
Die Bush-Regierung reagierte so- 
fort auf das Interview, indem sie 
feststellte, daß Schwartzkopf mit 
der Regierung einer Meinung 
sei, den Krieg südlich des iraki- 


“schen Euphrat-Stromes (Al Fu- 


rat) zu beenden, was anschlie- 
ßend einem Großteil von Hus- 
seins fanatischer Republikani- 
schen Garde ermöglichte, zu ent- 
kommen. Sie metzelten danach 
die. schütische und kurdische Op- 
position zusammen mit Tausen- 
den.von unschuldigen Zivilisten 
nieder. 


Während des Interviews sagte 
Schwarzkopf: »Ehrlich gesagt, 
wissen Sie, meine Empfehlung 
war, den Vormarsch fortzusetzen. 
Ich meine, wir hätten sie schon in 


die Flucht geschlagen, und wir . 


hätten ihnen weiterhin große Ver- 
luste beibringen können.« 

Aber das Weiße Haus besteht dar- 
auf, daß Schwartzkopf völlig mit 
der Entscheidung einverstanden, 


‘den Marsch nach Norden am 


Fluß beendet. Aus dem Interview 
geht deutlich etwas anderes her- 
vor. Jetzt glauben Kritiker und 
Militärfachleute, daß Präsident 


Bush die Gelegenheit verpaßt 


habe, Hussein von der Macht zu 
verdrängen, indem er den Krieg 
zu früh beendete. 


Das Gemetzel wird 
bedauert 


Die amerikanischen Streitkräfte 
im südlichen Irak bedauern, daß 
sie gezwungen sind, beiseite zu 
stehen, während Husseins Repu- 
blikanische Garde unschuldige 
Frauen und Kinder zu Tausenden 
töten, um den Widerstand gegen 
Saddam Husseins brutale Dikta- 
tur zu ersticken. Die Rebellen ha- 
ben Amerika um Waffen ersucht, 
damit sie ihren Kampf gegen 
Husseins Streitkräfte fortsetzen 
können, aber Bush lehnte es ab, 
sich in die irakische Revolution 
verwickeln zu lassen und leistete 
somit Hussein stillschweigend 
Unterstützung. 


Dies rief beträchtliche Unzufrie- 


denheit, besonders unter den 
‘ amerikanischen Militärs am 

Golf, hervor. 

Schwartzkopfs Bemerkungen 


während des Frost-Interviews 
schien diese Unzufriedenheit 
wiederzuspiegeln. 


Viele Kritiker von Bush weisen 
darauf hin, daß dieser während 
des ganzen Golfkonflikts dem ira- 
kischen Volk dringend nahege- 
legt hatte, sich zu erheben und 
Hussein von der Macht zu ver- 
drängen. Jetzt, wo die Irakis ver- 
suchen genau das zu tun, habe 
Bush sie im Stich gelassen. 
Berichte aus der Golfregion deu- 
ten darauf hin, daß einzelne ame- 
rikanische Soldaten, die über die 
Untätigkeit der Regierung verär- 
gert sind, es auf ihre Kappe neh- 
men, den Rebellen Waffen, Nah- 
rungsmittel und Medikamente zu 
geben. 


In den USA 
sehr populär 


Schwartzkopf, der jetzt vom ame- 
rikanischen Volk als Held angese- 
hen und von seinen Soldaten, die 
ihn zärtlich »Stormin’ Norman« 
nennen, sehr bewundert wird, ist 
zur Beförderung zum Fünf- 
Sterne-General und Stabschef 
der Armee vorgeschlagen wor- 
den. 


Er ist auch als möglicher Präsi- 
dentschaftskandidat der Demo- 
kraten im kommenden Jahr im 
Gespräch. 


Wie berichtet wird, ist Schwartz- 
kopf mehrmals nahegelegt wor- 
den, sich zurückzuhalten und 
seine Öffentlichen Stellungnah- 
men einzuschränken. 


MWidrigenfalls wird der volkstüm- 
liche General Probleme mit dem 
Weißen Haus bekommen, ebenso 
wie MacArthur seinerzeit wäh- 
rend .des Korea-Kriegs frontal 
mit der Truman-Regierung. zu- 
sammenstieß. Die Situationen 
sind sich bemerkenswert ähnlich. 


MacArthur hatte die Nordkorea- 
ner, die nach Südkorea einmar- 


. schiert waren, gründlich geschla- 


gen und sie bis zum Ufer des Jalu- 
Stroms getrieben, der Korea von 
China trennt. 


MacArthur wollte weiter über 


den Jalu vorstoßen und damit die 


Lh, 
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Nordkoreaner und Rotchinesen, : 


die sie unterstützten, völlig ver- 


. nichten. 


Truman lehnte es schroff-ab, ei- 


nen Vorstoß über den Jalu zuzu- 
lassen, und MacArthur reagierte“ 


mit Kommentaren in der Presse, 
die schließlich zu seiner Entlas- 
sung als Oberkommandeur im 
Pazifik führten. 


General Patton . 
hielt sich zurück 


Ein anderer berühmter amerika- 
nischer General, George $, Pat- 
ton jun. ‘hatte ähnliche Pro- 
bleme. Ihm wurde befohlen, die 
deutschen Streitkräfte während 
des Zweiten Weltkriegs nicht 
über die Elbe hinaus zu verfol- 


x 


gen, die deutsche Hauptstadt 


Berlin nicht einzunehmen, und ° 


es somit den Sowjets zu überlas- 


sen, die Stadt und das östliche 
Deutschland zu besetzen. 


Patton trug seinen Fall dem Volk 
über die Medien vor und wurde 
unverzüglich vom Obersten 
Kommandeur . der Allierten 
Streitkräfte, General Dwight D. 


Eisenhower, seines Kommandos 


in Europa enthoben. 


Die Geschichte gab natürlich so- 


wohl MacArthur als auch Patton 
Recht. 


Als MacArthur aus dem Weg ge- 
räumt war, schleppte sich der. Ko- 
rea-Krieg unter’Irumans Leitung 
noch zwei Jahre lang dahin und 
endete praktisch mit einem Patt.- 
Im Falle Pattons waren die So- 
wjets in der Lage, einen Großteil 
von Europa, zusammen mit Ost- 


und Mitteldeutschland, zu er 


obern und in allen von ihnen be- 
setzten Ländern hinter dem Ei- 
sernen Vorhang eine brutale Dik- 
tatur zu errichten. Somit wurden 
die Völker Osteuropas mehr als 
vierzig Jahre lang von den So- 
wjets praktisch als Sklaven gefan- 
gen gehalten m 


_ Golf-Region 


Die 


Sowjet-Irak- 
Connection 


Ein Großteil der Daten über die Sowjetunion im nachstehenden Bei- 
trag stammt aus einem ausgezeichneten und gut dokumentierten Be- 


richt mit der Überschrift »The Soviet-Irag-Connection: Soviet Du- 


plicity In the Gulf« von Daniel B. Perrin, Legislative Assistant for 


the Minority Staff of the US-Senate Committee for Foreign Rela- 


tions. 


»Wir unterhalten freundschaftli- 
che Beziehungen zum Staat Irak. 
Sie sind über Jahre hinweg aufge- 
baut worden. Diese Beziehungen 
werden beibehalten«, äußerte 
der damalige sowjetische Außen- 
minister Eduard Schewardnadze 
zur Zeit seines Rücktritts. 


Amerika kämpfte am Golf nicht 
nur gegen den Irak, man kämpfte 
auch gegen die Sowjetunion, die 
mit 22 Milliarden Dollar an 
Kriegsgerät Saddam Husseins ge- 
samte Kriegsmaschine bewaff- 
nete, ausbildete und auch wäh- 
rend des Bombenkrieges_ diri- 
gierte - weitgehend so wie sie es 
auch den ganzen Vietnam-Krieg 
hindurch getan haben. Sowjeti- 
sche Berater arbeiteten mit iraki- 
schen Kampfeinheiten bis auf 
. Bataillonsebene hinunter zusam- 
men, um ihre Kriegsmaschine 
auf Leistung zu bringen und den 
amerikanischen Truppen mög- 
lichst hohe Verluste beizubrin- 
gen. Sie bildeten die Republika- 
nische Garde aus undleiteten sie. 
Die Bush-Regierung hat die 
starke Verwicklung der Sowjets 
in diesen Krieg völlig vertuscht, 
um Glasnost, Gorbatschow, 
Amerikas Partnerschafts-Bünd- 
nis mit der Sowjetunion und die 
»Neue Weltordnung« zu schüt- 
zen. Die Beteiligung der Sowjets 
an der Wartung und dem Einsatz 
des ausgeklügelten Luftverteidi- 
gungssystems des Iraks - und de- 
ren Vertuschung durch Bush -hat 
vielen amerikanischen Piloten 
das Leben gekostet und die An- 
zahl der amerikanischen Kriegs- 
gefangenen erhöht. Die Verwick- 
lung der Sowjets in die Führung 
des Bodenkriegs des Iraks und 
der Einsatz der höchst entwickel- 
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des Iraks von sowjetischen Aus- 
bildern geschult worden. Diese 
Ausbildung wurde in den acht 
Jahren des Krieges mit dem Iran 
weiter beschleunigt. 

Das Verhältnis zwischen dem so- 
wjetischen Militär und Geheim- 
dienst und dem irakischen Mili- 


 tär und Geheimdienst besteht. 
_ seit vielen Jahren. Genau wie 


Schewardnadze warnend voraus- 
gesagt hat, haben die Verfechter 
des harten Kurses im sowjeti- 
schen Militär und Geheimdienst 
damit begonnen, sich unter Gor- 
batschow erneut durchzusetzen. 
Zu erwarten, daß sie tatenlos zu- 
sehen werden, wie ihre langjähri- 
gen irakischen Verbündeten von 
den US-Streitkräften besiegt wer- 
den, mag eine optimistische Ein- 
schätzung sein. 


in Kuwait einmarschierte. Aus 
amerikanischen Regierungskrei- 
sen verlautete, es sei »mehr als 
Spekulation«, daß sowjetische 
Militärberater irakische Truppen 
während der Invasion begleitet 
hätten. , 


Aus einem Bericht auf der ersten 
Seite der »Los Angeles Time« 
vom 12. August 1990 geht hervor, 
daß sowjetische Militärberater 
»im Irak stationiert bleiben und 
Saddam Husseins bewaffneten 


‚Streitkräften anscheinend Hilfe- 


stellung geleistet haben«. 


Aus Moskau verlautet, daß bis 
zum 17. Dezember 1990, als mit 
dem Irak ein Abkommen getrof- 
fen wurde, die Verträge mit dem 
sowjetischen Personal aufzukau- 


ten sowjetischen Ausrüstung 
brachte viel höhere Verluste, als 
amerikanische politische Füh- 
rungskräfte erwartet haben. 


Sowjetunion-Irak: 
Eine 28jährige Allianz 


Das sowjetisch-irakische Verhält- 


.nis zu verstehen, heißt zunächst 


einmal die Bedeutung ihres 28 
Jahre alten Freundschaftsvertra- 
ges zu verstehen. Seit fast drei 
Jahrzehnten bildet der KGB 
Iraks Geheimdienste aus und be- 
schafft Saddam Hussein die »to- 
talitäre Technologie«, um den 
Irak mit eiserner Faust beherr- 
schen zu können. Praktisch alle 
höheren irakischen Geheim- 
dienstoffiziere des Iraks sind 
nämlich unter sowjetischer Vor- 
mundschaft ausgebildet und auf- 
gebaut worden. Gleichermaßen 
sind viele der höheren Offiziere 


In Wirklichkeit ist klar, daß auch 


nach dem Einmarsch des Irak in 
Kuwait weitere sowjetische Hilfs- 
güter in den Irak hineinströmten, 
ungeachtet der öffentlichen Ver- 
urteilung der Invasion durch die 
Sowjets und der Stimmabgabe 
der Sowjets im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen für die Reso- 
lution, mit der ein internationa- 
les Embargo gegen den Irak ver- 
hängt wurde. Die Möglichkeit, 
daß die sowjetische Militärhilfe 
an den Irak während der Ope- 
ration Wüstensturm verstärkt 
wurde, sollte nicht von vorneher- 
ein ausgeschlossen werden. 


Sowjetische Spezialisten . 
immer noch im Irak 


Fast 8000 sowjetische technische, 
geheimdienstliche und militäri- 
sche Berater befanden sich am 2. 
August 1991 im Irak als Saddam 


- 


Die Sowjets lieferten dem Irak 
90 Prozent des Kriegsgerätes, 
darunter auch dieses sowjeti- 
sche Laser-Geschütz. 


fen, die sowjetischen »Berater« 
im Irak ihre »vertraglichen und 
zwischenstaatlichen Vereinbar- 
ungen erfüllt haben«. Durch die- 
sen Aufkauf könnte der Irak zu 
harter Währung beziehungsweise 
Krediten gekommen sein, um 
weiteres sowjetisches Kriegsge- 
rät zu kaufen. Am darauffolgen- 
den Tag stellte »Tass« fest, daß 
etwa 1000 »Spezialisten« es »vor- 
gezogen« hätten im Irak zu blei- 
ben. Diese sowjetischen Speziali- 
sten befanden sich im Irak, weil 
der Kreml sie im Irak haben 
wollte. 


Fast 90 Prozent des irakischen 
Kriegsgerät ist sowjetischer Her- 
kunft und als Folge davon haben 
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sowjetische Berater irakisches 
Personal in der Produktion, dem 


Gebrauch und der Wartung so- 


- wjetischer Kriegsausrüstung aus- 
' gebildet. Iraks Kriegsgerät sowje- 
tischer Bauart umfaßt mehrere 
Tausend T-54, T-55, T-62 und T-72 
Panzer, dazu eine große Anzahl 
von Schützenpanzern und Artil- 
leriegeschützen. Die irakische 
Kriegsmarine hat Dutzende von 
Patrouillenbooten, Minenräu- 
mern, Sturmbooten und Lan- 
dungsbooten sowjetischer Bau- 
art. Noch im September 1990 bil- 
dete die sowjetische Kriegsma- 
rine immer noch in der Sowjet- 
union irakische Marinesoldaten 
im Gebrauch von Sturmbooten 
sowjetischer Bauart aus. 


Sowjetisches Kriegs- 
gerät im Irak 


Die Sowjets haben Hunderte von 
Boden-zu-Boden Scud-B-Rake- 
ten sowie SS-12 Scaleboard-Ra- 
- keten geliefert, unter Verletzung 
des INF Treaty. (Vertrag über 
Mittelstrecken-Kernraketen). Die 
Sowjets verkauften an den Irak 
Hunderte von SA-2, SA-3, SA-6, 


SA-7, SA-9, SA-14 und hochent- . 


wickelte SA-16 Abwehrraketen. 


Die »Times of London« und »Ja- 


nes Fighting Ships« haben berich- 


tet, daß eine kürzlich über Riad 
abgeschossene Rakete keine 
Flüssigbrennstoff-Scud, sondern 
eine Festbrennstoff SS-18, eine 
- sowjetische  Mittelstreckenra- 
kete, war, die mit Atomspreng- 
köpfen bestückt werden kann. 


Die irakische Luftwaffe hat Dut- 
zende von MiG-21 und MiG-23 
Düsenjäger, Tu-22 und Tu-16 
Bomber und mindestens 30 hoch- 
entwickelte MiG-29 Kampfbom- 
ber sowjetischer Bauart. Die Ira- 
kis besitzen auch 40 MiG-24 
Hinterangriff-Hubschrauber, 100 
Mi-8 Hip-Hubschrauber und wei- 
tere Hubschrauber zum Trup- 
pentransport. 


Typische Tätigkeiten des sowjeti- 
schen Militärpersonals im Irak 
waren: Ausbildung irakischen 
Militärpersonals und Bedienung 
hochentwickelten sowjetischen 
Kriegsgeräts, wie zum Beispiel 
den Hochleistungs-Jäger MiG-29 
und den IL-76 Mainstay (die so- 
wjetische Version der AWAC-Ma- 
.schine, die den vorausliegenden 
-Luftraum erforscht, Satelliten- 
nachrichten an Abfangflugzeu- 
gen überträgt und Flakbatterien 
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Das ist eine sowjetische MiG-29, einer dermodernsten Jagdbom- 
ber der Welt, die Saddam Hussein von Moskau geliefert bekam. 


vor hereinkommenden feindli- 
chen Flugzeugen warnt); Leitung 
des Aufbaus und Betriebs eines 
umfassenden Boden-Luft-Rake- 
ten-Abwehrnetzes; Hilfeleistung 
bei Leitsystemen und Software 
für geänderte Scud-B-Raketen; 


. Instandhaltung der und -Ausbil- 


dung von irakischem Personal an 
den fortschrittlichen ballistischen 
Mittelstreckenraketen SS-12, die 
die Sowjets an den Irak verkauft 
haben; Vermittlung von Fach- 
kenntnissen zur Schlachtenfüh- 
rung und Hilfestellung bei der 
strategischen Planung. 


Die sowjetische 
militärische 
Luftbrücke in den Irak 


Die Zeitschrift »Navy and Under- 
sea Technology« schrieb in ihrer 
Ausgabe vom 14. Januar 1991, 
daß die Sowjetunion um den 9. 
August 1990 herum eine gewal- 


‚tige militärische Luftbrücke - in 


völliger Verletzung des UN-Em- 
bargos - zu einem Flughafen in 
der Nähe von Bagdad errichtete 
und in den darauffolgenden fünf- 
einhalb Monaten täglich zwölf 
riesige vollbeladene Transport- 
maschinen eingeflogen hat. Aus 
anderen Geheimdienstkreisen 
verlautet, diese sowjetischen 
Flüge seien zwei Tage vor dem 
Angriff der Amerikaner auf den 
Irak eingestellt worden. 


Die Transportmaschinen sind rie- 
sige AN-22 (dem US-Starlifter 
141 entsprechend, mit einer Nutz- 
last von 88 Tonnen) und AS-124 
(dem US-C5A Galaxy entspre- 
chend, mit einer Nutzlast von 165 
Tonnen). Die Sowjets haben 55 
AN-22 und 20 AN-124. 


Über einen Zeitraum von fünf- 
einhalb Monaten sind schät- 
zungsweise 1860 Einsätze geflo- 
gen worden und schätzungsweise 
234000 Tonnen sowjetisches 
Kriegsgerät befördert worden. 
Dies könnte eine der größten 
Luftbrücken in der Geschichte 
sein. 


Amerikanische und britische 
Nachrichtendienste wissen von 
dieser Waffen-Luftbrücke, eben- 
falls das Weiße Haus. Die Flüge 
wurden im August 1990 von US- 
Geheimdiensten aufgespürt und 
Mr. Baker wurde entsprechend 
unterrichtet. Kurz darauf rief 
Bush zu einem Gipfeltreffen mit 
Gorbatschow auf, das am 9. Sep- 
tember 1990 in Helsinki statt- 
fand. Gorbatschow gab die Luft- 
brücke zu, und als er befragt 
wurde, warum sie bestehe, ant- 
wortete er, Rußland brauche 
Geld, man erfülle vertragliche 
Vereinbarungen mit dem Irak. 
Der Irak bezahlte anscheinend 
diese Waffen — deren Wert auf 
drei Milliarden Dollar geschätzt 
werden - mit drei Milliarden Dol- 
lar in Gold, die er in Kuwait be- 
schlagnahmt hat. 


Die Sowjets verkauften wahr- 
scheinlich dieses Gold, was den 
kürzlichen Druck auf die Gold- 
preise teilweise erklärt. 


Weitere Beweise für das 
sowjetische Doppelspiel 
am Golf 


»Navy News« berichtete anschlie- 
ßend am 28. Januar 1991: »Aus 
Geheimdienstkreise verlautete 
in der vergangenen Woche, die 
Luftbrücke sei eingestellt worden 
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als die Feindseligkeiten began- 
nen, aber der letzte Flug am 15. 
Januar war eine riesige AN-124 
Transportmaschine (größer als 
die C5A Galaxy der US-Air 
Force), gerammelt voll mit SA- 
16-Raketen. Die SA-16 ist eine 
der modernsten Luft-Luft-Rake- 
ten der Sowjetunion.« 


Die US-Defense . Intelligence 
Agency (Geheimdienst des ame- 
rikanischen Verteidigungsmini- 
steriums) glaubt, daß die sowjeti- 
sche Luftbrücke alle Typen von 
Munition, Scud-Raketen, Land- 
minen, eine Anzahl kompletter 
T-72. Frontpanzer, Baumateria- 
lien für Bunker und vieles andere 
befördert hat. Die Bush-Regie- 
rung hatte diese sowjetische Waf- 
fenlieferung völlig vertuscht, um 
Gorbatschow, Glasnost oder die 
»US/sowjetische Partnerschaft/ 
Allianz nicht in Verruf zu brin- 
gen«. 


Alliierte Nachrichtendienste teil- 
ten dem CIA mit, daß sowjeti- 
sche Berater im Irak »den Irakis 
dabei helfen, Scud-Raketen auf 
Israel und Saudi-Arabien abzu- 
schließen« und »den Irakis »Ziel- 
informationen« für mobile Rake- 
ten-Startrampen geben«. Von der 
sowjetischen Botschaft in Riad, 
Saudi Arabien, aus »liefern die 
Sowjets Informationen über die 
Treffer und Fehltreffer der iraki- 
schen $Scud-Raketen, ähnlich so 
Wie ein Artillerie-Aufklärer Ziel- 
informationen  liefert«. Außer- 
dem »haben sowjetische Berater 
im Irak ihren Gastgebern genau 
mitgeteilt, wann die amerikani- 
schen Satelliten planmäßig über 
den Irak fliegen«, um es zu er- 
leichtern, die Lage der Startram- 
pen der Scud-Raketen zu verber- 
gen. 


Seit August des vergangenen Jah- 
res hat die Sowjetunion vier stra- 
tegische Bild-Aufklärungssatelli- 
ten gestartet, »die alle tägliche 
Flüge über den Mittleren Osten« 
durchführten. Einer von ihnen, 
»der am 16. Oktober gestartet 
wurde, wurde in einer äußerst 
niedrige Umlaufbahn gesteuert, 
um Truppenkonzentrationen am 
Persischen Golf zu beobachten«. 


Irak bekam Zugang zu hochauf- 
lösenden »Realzeit«-Aufnahmen 
von amerikanischen und alliier- 
ten Truppen und Marine-Einsät- 
zen, die von der sowjetischen 
Raumstation aufgenommen und 
auf dem internationalen Markt 
verkauft wurden. 
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Sowjet-Irak- 
Connection 


Eine Woche nachdem der Krieg 
am Golf begonnen hatte, wiesen 
Geheimdienstberichte darauf hin, 
daß die Sowjets insgeheim iraki- 
sches Ol einführten. Mitte Ja- 
nuar 1991 identifizierte die Cen- 
tral Intelligence Agency sage und 
schreibe 400 vermutlich mit Mu- 
nition beladene sowjetische Lkw, 
die aus der Sowjetunion kamen 
und über den Iran nach Irak fuh- 
ren. 


Sowjetische Berater nehmen an 
irakische militärischen Operatio- 
nen gegen alliierte Streitkräfte 
teil, die Gefechte im Irak und in 
Kuwait führen. Diese sowjeti- 
schen Berater »bedienen Luftab- 
-  wehrbatterien, liefern Nachrich- 
ten und leisten Wartungsdienste 
an fortschrittlichen MiG-29 Dü- 
senjägern«, heißt es in einem 
Nachrichtenbericht vom 25. Ja- 
nuar 1991. 


 Moskaus Pensionäre 
an die Front 


Jemen und Libyen erhielten in 
der ersten Januarhälfte neue Lie- 
ferungen von sowjetischen Waf- 
fen. Analytiker des CIA haben 
den Verdacht, daß die Ausrü- 
stung nach Bagdad umgeleitet 
wurde. Sowjetische Berater hat- 
ten seit Beginn der Feindseligkei- 
ten am Golf im Irak hochent- 
wickeltes Kriegsgerät, darunter 
Luftabwehrsysteme sowjetischer 
Bauart bedient und möglicher- 
weise MiG-29 Düsenjäger geflo- 
gen. 

Am 4. Januar 1991 beschlag- 
nahmten amerikanische und spa- 
nische Kriegsschiffe einen sowje- 
tischen Frachter mit dem Zielort 
Jordanien, der mit militärischen 
Ersatzteilen beladen war. Am 9. 
Januar berichteten die Nachrich- 
tendienste: »Amerikanische und 
sowjetische Offizielle geben zu, 
daß das Frachtschiff >Dimitrij 
Fermonow< am Freitag von dem 
Lenkraketen-Kreuzer »USS Mis- 
sisippi< und der spanischen Fre- 
gatte >Cristina« im Roten Meer 
gestoppt wurde, als es sich auf 
dem Weg von Odessa zum jorda- 
nischen Hafen Akaba befand.« 
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Nach Mitteilungen des amerika- 
nischen Verteidigungsministe- 
riums hatte die »Fermonow« 
»Befehls- und Kontrollfahr- 
zeuge, Startrampen für Raketen, 
Sprengstoffe, Panzerteile und 
Nachrichtenausrüstung geladen«. 
Jordanien besitzt aber keine Pan- 
zer sowjetischer Bauart und ver- 
wendet keine sowjetischen Rake- 
ten-Startrampen oder Nachrich- 
tengeräte. 


Viele »im Ruhestand lebende« so- 
wjetische Offiziere »meldeten 
sich freiwillig«, um die irakischen 
bewaffneten Streitkräfte zu unter- 
stützen, indem sie sich an die ira- 
kische Botschaft in Moskau wand- 
ten, und trotz der Bekanntgabe 
des Iraks, daß es »allen sowjeti- 
schen Technikern freisteht, den 
Irak zu verlassen auch wenn ihr 
Vertrag noch nicht abgelaufen 
ist«, sagte der sowjetische Sonder- 
gesandte Jewgenii Primakow 
Mitte Dezember zu »TASS«, daß 
sich rund 1000 sowjetische »Spe- 
zialisten« entschlossen hätten, im 
Irak zu bleiben und ihre Verträge 
zu erfüllen. Die sowjetische Er- 
klärung wurde am 27. Januar 1991 
vom amerikanischen Verteidi- 
gungsminister Cheney wieder- 
holt. Er sagte: »Diejenigen, die 
im Irak blieben, sind jene, die 
dort bleiben wollten, die nicht in 
die Sowjetunion zurückgegangen 
sind«, womit er stillschweigend 
einräumte, daß sich zwei Wochen 
nach Beginn der Operation Wü- 
stensturm immer noch Sowjets im 
Irak befanden. 


Amerikanische Geheimdienste 
hörten Gespräche in russischer 


Sprache ab, die über das takti- 
sche Funknetz der irakischen Ar- 
mee geführt werden. Die Mel- 
dungen wurden bis zu irakischen 
Panzerbataillionen und Regi- 
mentern zurückverfolgt. In einer 
Nachrichtenmeldung hieß es: 


»Aus dem Zusammenhang der 
Gespräche hat es den Anschein, 
daß die Panzereinheiten tatsäch- 
lich von sowjetischen Miltitärbe- 
ratern »komandiert< werden.« 
Diese Panzerkomandeure sind 
zweifellos »Freiwillige«. 


Moskaus neues 
Frühwarnsystem 


Sowjetische Berater unterstütz- 
ten die Irakis weiterhin in der 
Produktion von fortschrittlichen 
T-72-Panzern sowjetischer Kon- 
struktion in einer Fabrik in der 
Nähe von Bagdad und arbeiteten 
vielleicht mit den Irakis bei der 
gemeinsamen Produktion der 
modernsten MiG-29 Düsenbom- 
ber zusammen. . 


Sowjetische Berater haben Irakis 
in der Bedienung der äußerst 
hochentwickelten »Antiradar- 
und Antifernmelde«- Ausrüstung 
ausgebildet, die die Irakis einge- 
setzt haben, um das amerikani- 
sche Airborne Warning and Con- 
trol (AWAC) System zu stören — 
sowjetische Ausrüstung, so ge- 
heim, daß die Vereinigten Staa- 
ten von ihrer Existenz nichts 
wußten, bis die US-AWACSs in 
den frühen Stadien der Opera- 
tion Wüstensturm plötzlich sie 
elektronisch entdeckten. 
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Staatspräsident Gorbatschow 
und seine Militärs hielten ihre 
Versprechen und halfen dem 
Irak soweit sie konnten. 


Der sowjetische Generalmajor 


Albert Makaschow traf am 17. 
Juli 1990 mit dem irakischen Au- 
ßenminister in Bagdad zusam- 
men und wurde über die Pläne 
des Iraks, in Kuwait einzumar- 
schieren, unterrichtet. Britische 
und französische Geheimdienst- 
analytiker glauben, daß Maka- 
schow dem Irak militärische Un- 
terstützung auf höchster Ebene 
zugesagt hat. Generalmajor Ma- 
kaschow wird weiterhin mit der 
sowjetischen Militärführung des 
harten Kurses in Verbindung ge- 
bracht. In einer Rede vor dem 
Gründungskongress der neuen 
Russischen Kommunistischen 
Partei, sieben Wochen vor der ira- 
kischen Invasion, sagte Maka- 
schow in bezug auf das interne 
wirtschaftliche und politische 
Chaos voraus: »Genossen, die 
Armee und die Kriegsmarine 
werden von der Sowjetunion 
noch gebraucht.« 


Ende Oktober 1990 wurde be- 
richtet, daß Spetsnaz-Truppen - 
die höchst elitären Spezialeinhei- 
ten der Sowjets -— Saddam Hus- 
sein gegen einen internen Staats- 
streich oder einen Angriff durch 
die USA beschützt haben. In der 
letzten Augustwoche boten die 
Sowjets 150 Millionen Dollar an 
neuen Finanzkrediten an, um zu- 
sätzliche Waffen und Ersatzteile 
sowjetischer Herstellung zu kau- 
fen. In der dritten Augustwoche, 


’ 


fast zwei Wochen nach dem Ein- 
marsch des Iraks in Kuwait, 
wurde ein sowjetischer Frachter 
auf dem Wege nach Irak, beladen 
mit gepanzerten Fahrzeugen, 
Munition und militärischen Er- 


satzteilen nach Libyen umgelei- . 


tet und seine Fracht per Luft- 
brücke in den Irak befördert. 


Auswirkung der 
sowjetischen Hilfe 
auf den Landkrieg 


Das reine Volumen an Waffen 
und Nachschub, daß mit zwölf 
Einsätzen pro Tag von den größ- 
ten Frachtflugzeugen der Sowjets 
fast sechs Wochen lang befördert 


. werden konnte, zusätzlich zu ei- 


ner oder mehreren Kolonnen von 
insgesamt 400 Lkw, die aus der 
Sowjetunion durch den Iran nach 
dem Irak fuhren, konnte für die 
US-Truppen am Golf nur eines 
bedeuten: Bedeutend mehr 
Amerikaner mußten im Kampf 
fallen, als es sonst der Fall gewe- 
sen wäre. In bezug auf den kom- 
menden Landkrieg im Irak und 
in Kuwait sagte ein Beamter des 
amerikanischen militärischen 
Geheimdienstes, daß die sowjeti- 


- schen »Freiwilligen« bei der In- 


standhaltung der irakischen 
High-Tech-Panzer und Artillerie 
eine entscheidende Rolle spie- 
len. 


Acht Jahre lang führte Saddams 


Armee einen Stellungskrieg ge- 
gen den Iran. Ähnlich der im Er- 


‚sten Weltkrieg angewendeten 


Strategie, machte der Irak ausge- 
dehnten Gebrauch von Schützen- 
gräben, Artillerie und Giftgas. 
Im allgemeinen pflegten die Ira- 
kis auf einen iranischen Angriff 
zu warten, und die Iraner dann 
mit Artillerie und anderen in den 
Schützengräben und anderen 


“Erdbefestigungen verborgenen 
schweren Geschützen zurückzu- 


drängen. 


Mark Helprin schrieb in »Wall 
Street Journal«, er zweifle daran 


. daß die Irakis einen »Krieg des 


Manöwers«, daß heißt einen 
Krieg führen könnten, wo beweg- 
liche Panzerstreitkräfte um feste 
Verteidigungsstellungen herum 
»manövrieren« und von der 
Flanke oder von hinten angrei- 


-“fen,ähnlich der erfolgreichen 


»Blitzkrieg«-Taktik des Zweiten 


: Weltkrieges. »Ein beweglicher 


Krieg« ist für die Doktrin der 
amerikanischen Kriegsführung 
und für einen Sieg der Amerika- 


ner am Golf von grundlegender 


Bedeutung. 


Helprin behauptete, daß »die Ira- 


'kis sich nicht in ein paar Monaten 


darauf umstellen können, einen 
beweglichen Krieg richtig zu füh- 
ren«. Dies ist genau der Grund, 
warum die Freiwilligenmeldung 
des sowjetischen Militärperso- 
nals, das die irakischen Panzer- 
einheiten kommandiert, militä- 
risch so bedeutsam ist. Die Irakis 
brauchen keine neue Kriegsfüh- 
rungsstrategie zu lernen, wenn 
sie gegen die amerikanischen 
Panzerstreitkräfte antreten müs- 
sen. Sie werden lediglich den Be- 
fehlen der sowjetischen Speziali- 
sten für Panzerkriegsführung ge- 
horchen, die die irakischen Pan- 
zereinheiten befehligten, und die 
bestens ausgebildet sind, um mit 
US-Panzern und deren Strategie 
und Taktikt fertig zu werden. 


Hardliner des sowjetischen 
Militärs haben das Sagen 


In der marxitisch-leninistischen, 
amerikafeindlichen Sowjetunion 
sind Verfechter des harten Kurses 
des sowjetischen Militärs und der 
KGB jetzt wieder am Drücker 
und herrschen in einem Triumvi- 
rat in Verbindung mit Gorbat- 
schow, der jene Hardliner persön- 
lich ausgewählt und an die Macht 
gebracht hat. Die Diktatur dieser 
Armee KGB-Hatdliner, vor de- 
nen Schewardnadze warnte als er 
im Dezember zurücktrat, ist jetzt 
ein fait accompli. 


Gorbatschow und seine Armee- 
KGB-Führung des harten Kurses 
haben ihre Razzien in der Sowjet- 
union und im Baltikum zeitlich 
genau. mit dem amerikanischen 
Angriff auf den Irak abgestimmt, 
ebenso wie die sowjetische Füh- 
rung 1956 auf dem Höhepunkt 
der Suez-Krise den. Einmarsch 
nach Ungarn beschloß. So etwas 
nennt sich »Operation Teilung«. 

Anfang Januar 1991, als die Au- 
gen der Welt auf den Persischen 
Golf gerichtet waren, begannen 
sowjetische Truppen damit, bei 
militärischen Einsätzen auf letti- 
sche und litauische Bürger zu 
schießen, um wichtige politische 
Stellen im Baltikum zu besetzen. 
Sowjetische Truppen wurden in 
vier weitere Republiken ent- 
sandt, um aufblühende  nicht- 
kommunistische Strukturen ge- 
waltsam im Keime zu ersticken. 

Dem US-Botschafter für die So- 


"wjetunion, Jack Matlock, wurde 


von Marschall Michail Moisejew 
gesagt, daß die Bestimmungen 
des Vertrages über konventio- 
nelle Streitkräfte in Europa in 
der sowjetischen Armee. nicht 
gelten, weil der Vertrag von Au- 
Benminister Eduard Scheward- 
nadze unterzeichnet worden sei. 
Große Teile der noch nicht unter- 
zeichneten START-Vereinba- 
rung, teilte Marschall Moisejew 
den Vereinigten Staaten über die 
sowjetischen START-Verhand- 
lungspartner mit, sind aus dem 


gleichen Grund null und nichtig. - 


In der Tat, der Order Nr. 493/513, 
die am 25. Januar 1991 vom so- 
wjetischen Verteidigungsminister 
Dmitri Jasow und Innenminister 
Boris Pugo unterzeichnet wurde, 
um »gemeinsame Armee- und 
Polizeistreifen in Moskau, den 
Häuptstädten der Republiken 
und wichtigen Industrie- und 
Garnisionsstädten durchzufüh- 
ren«, kombiniert mit der Be- 
kanntgabe der neuen Durchsu- 
chungs-: und Beschlagnahme- 
Vollmacht des KGB, könnte 
Schewardnadzes Warnung, daß 
»die Diktatur kommt«, nicht zu- 
treffender gemacht haben. 


Bush belohnt 
Gorbatschow 


Politisch gesehen hat Präsident 
Bush den Generalsekretär Gor- 
batschow belohnt, indem er bei 
dessen kürzlich angewendeten 
Taktik des harten Kurses in der 
Sowjetunion geflissentlich weg- 
schaute. Zu diesen gehörten die 
Drohungen der Sowjets, »die Le- 
bensmittel-, Energie- und Roh- 
stoffversorgung der drei separa- 
tistischen baltischen Republiken 
abzuschneiden, wenn diese sich 
nicht dazu bereit erklären, im so- 
wjetischen Zentralplanungssy- 
stem zu verbleiben und ihre Hart- 
wärungsgewinne an Moskau ab- 
zuführen. 


Gorbatschow ernannte KGB- 
Chef des harten Kurses, Boris 
Pugo, zum Leiter des sowjeti- 
schen Innenministeriums, das 
der 700000 Mann starken sowjeti- 
schen »Recht und Ordnung«-Po- 
lizei und den 400000 Soldaten 
der MVD vorsteht. Diese MVD- 
Divisionen sind mobile Kampf- 


'einheiten, die mit Panzerfahrzeu- 


gen und anderen schweren Waf- 
fen ausgerüstet sind. 


Die »Washington Post« bezeich- 
nete die MVD-Streitkräfte als 
die Truppen, die in vielen Teilen 


des Landes ausgeschwärmt sind, 
um nationalistische Unruhen ein- 
zudämmen und die die Hauptlast 


der Durchsetzung der drasti- : 


schen Maßnahmen tragen. 


Ein weiterer Beweis für die kürz- 
liche Festigung der Macht der 
Hardliner im Kreml, ist die Er- 
nennung von General Boris Gro- 
mow, des ehemaligen Komman- 
deurs der sowjetischen 'Streit- 
kräfte in Afghanistan, zu Pugos 
Hauptstellvertreter. Laut »Was- 


hington Post« »hat General Gro- . 


mow wahrscheinlich mehr Kampf- 


erfahrung als irgendein anderer ° 


sowjetischer Gereral, war ein 
freimütiger Kritiker der liberalen 
Tendenzen in der sowjetischen 
Gesellschaft und wird weiterhin 
als einer der Handvoll von Spit- 
zenkommandeuren in der $o- 
wjetunion mit politischen Ambi- 
tionen angesehen«. 


Weniger als zwei Wochen, nach- - 


dem Gorbatschow die Hardliner 
Pugo und. Gromow ernannt 
hatte, gelobte Wladimir Kryut- 
schkow, der einen harten Kurs 
verfechtende, amerikafeindliche 


‘ Vorsitzende des KGB, öffentlich, 
»antikommunistischen«: _ 


alle 
Kräfte in der Sowjetunion zu zer- 
schlagen. »Sein oder Nichtsein, 
das ist die Frage unserer großen 
Macht«, sagte er. 


Verzweifelte Männer unterneh- 
men drastische Schritte. Diese 
bestürzenden Trends unter Gor- 
batschow, nur wenige Tage bevor 
Schewardnadze zurücktrat, mö- 
gen sehr wohl dessen Entschei- 
dung, Gorbatschow zu verlassen, 
beeinflußt haben. 


/ . 


Man behalte die obenerwähnten : 


Namen im Gedächtnis - zusam- 
men mit ein paar anderen -: Ma- 
kaschow, Ogarkow, Moisejew, Ja- 
sow, Pugo, Gromow, Kryutsch- 
kow und Akhromejew, Chef des 
Generalstabs der Bewaffneten 
Streitkräfte. Diese Männer könn- 
ten in den kommenden Jahren 
den sowjetischen Ansturm gegen 
Amerika - vielleicht in den Welt- 
krieg oder Armageddon anfüh- 
ren. Von jetzt an ist damit zu rech- 
nen, daß sie sich diplomatisch, 
militärisch und geheimdienstlich 
für Saddam Hussein einsetzen 
werden. Sie haben Amerika ge- 
warnt, nicht in den Irak einzuma- 
schieren. Die Flitterwochen sind 
vorüber. Amerika könnte dem 
russischen Bären bald Angesicht 
zu Angesicht gegenüberstehen. 

er O 
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" Nalier Naher Osten 


Die Prognosen 
haben sich 
bestätigt 


Warren Hough und Lawrence Wilmot 


Die wachsende Erkenntnis, daß ein militärischer Eingriff am Golf 
die Vereinigten Staaten in einem nicht gewinnbaren Krieg verwik- 
keln würde - genau wie es CODE vorausgesagt hatte -, hat die Rei- 
hen der Spitzengehilfen der Regierung von US-Präsident George 
Bush gespalten. Sie hat auch das Siegesgeschrei der Massenmedien 


zum Schweigen gebracht. 


»Was wir jetzt am. Golf haben, ist 

‚schlimmer als das, was wir hat- 
ten, als der Irak in Kuwait war«, 
räumte Dr. Christine Moss 
Helms, eine angesehene iraki- 
sche Gelehrtin und geschätzte 
Beraterin des Weißen Hauses, 
die in den letzten Jahren als Bera- 
“ terin im amerikanischen Verteidi- 
gungsministerium diente, ein. 


- Eine Flut 
von Flüchtlingen 


Ihre Erklärung, ein Anzeichen 
der sich vertiefenden Meinungs- 
verschiedenheiten innerhalb des 
engeren Kreises um den amerika- 
nischen Präsidenten, über das, 
was der Stabschef des Weißen 
Hauses John Sununu jetzt in Pri- 
° vatgesprächen »unsere Golf-Feh- 
Jer« bezeichnet, fand auch unter 
den Verbündeten der USA Bestä- 
tigung. Frankreich, ein führen- 
des Mitglied der Golf-Koalition, 
die von Präsident Bush zusam- 
mengeheftet wurde, drohte am 2. 
April 1991 damit, die Allianz zu 
- verlassen, wenn die von den 
. USA angeführten Streitkräfte 
“ nicht »eingreifen, um den Massa- 
kern und der Zerstörung, von de- 
nen die Region heimgesucht 
wird, ein Ende zu bereiten«, 
sagte der französische Außenmi- 
nister George Dumas. 


»Unsere Behauptungen, wir hät- 
ten gesiegt, waren falsch«, versi- 
cherte Dr. Pilippe Guillemot, ein 
französischer Beamter, der jetzt 


als Beobachter der Vereinten Na- 


. tionen in Kuwait dient. »Wohin 
4 [CODE 611991. 


man auch blickt, sind Menschen 
auf der Flucht von zersprengten 
Streitkräften, die blind aufeinan- 
der eindreschen. Und hinter al- 
lem spürt man eine verborgene 
Macht, die das Blutbad anheizt.« 


Neuauflage eines 
alten Spiels 


In Privatgesprächen mit gut un- 


terrichteten Kreisen — Karriere- 


Diplomaten, die im Nahen Osten 
geboren und aufgewachsen sind - 
traf unser Korrespondent bei den 
Vereinten Nationen hinsichtlich 
der verborgenen Aufhetzer die- 
ses Aufruhrs kaum auf unter- 
schiedliche Meinungen. 


»Es ist eine Neuauflage des 
Spiels, das Israel schon im Li- 
banon spielte«, erklärte ein Golf- 


“ Delegierter. »Abgesehen davon, 


daß hier viel mehr auf dem Spiel 
steht als im Libanon. Im Libanon 
hetzte Israel zu Kämpfen zwi- 
schen verschiedenen Parteien 
auf, indem es die rivalisierenden 
Legionen mit Waffen versorgte 
und sie anfeuerte. 


Die Streitigkeiten und Tötungen 
wuchsen bis sie das ganze kleine 
Land umfaßten und_ Israels 
Macht als beherrschende Kraft in 
der Region sich ausgedehnt 
hatte.« 


Aber der Libanon ist arm. Wenn 
Israel das gleiche Szenario ver- 
wenden kann, um den ölreichen 
Golf zu destabilisieren, könnte es 
viel mehr gewinnen; eine Rolle 


im Spiel der Weltpolitik, verlau- 
tet aus Kreisen von Beobachtern 


des Nahen Ostens. Und was noch. 


wichtiger ist, es könnte den riesi- 
gen Olreichtum der Region in 
seine Gewalt bekommen. 


Da die französische Regierung 


-enger mit der Vorgeschichte des 


Libanon vertraut ist als andere 
europäische Mächte, dringt sie in 
Privatgesprächen auf Mitglieder 
des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen ein, »etwas zu tun, um 
eine Wiederholung jener Tragö- 
die zu vermeiden«, verlautet aus 
gut unterrichteten Kreisen i in die- 
sem Welt-Forum. 


Abgesandte haben 
wenig Hoffnung 


Aber einer unserer Korrespon- 
denten, der am 2. April 1991 die 
Lounge der UN-Delegierten be- 
suchte, fand die meisten islami- 
schen Abgesandten in trüber 
Stimmung und fast hoffnungslos 
entmutigt vor. 


»Wer sind die Washingtoner Ent- 
scheidungstreffer am Golf?«, 
fragte ein Diplomat. »Ich werde 
es Ihnen sagen: Es sind zum größ- 
ten Teil Doppel-Loyalisten.« 
Während der jüngsten Nahost- 
Reise des amerikanischen Au- 
Benministers James Baker waren 
arabische Offizielle entsetzt dar- 
über, daß Dennis Ross, der Pla- 
nungsdirektor des Außenministe- 
riums, auserwählt wurde, als offi- 
zieller »Notizenmacher« Bakers 
privaten Sitzungen beizuwoh- 
nen. 


»Unter unseren Regierungen«, 
sagte ein nahöstlicher Diplomat 
schnippisch, »ist Ross als enga- 
gierter Vertreter der Interessen 
Israels bekannt. Ebenso Paul 
Wolfowitz (Staatssekretär für Po- 
litik im US-Verteidigungsministe- 
rium), der die Leitung über die 
militärische Strategie Amerikas 
am Golf übernommen zu haben 
scheint.« 


Andere Beobachter verwiesen 


- auf den durchdringenden Einfluß 


auf die amerikanische Außenpo- 
litik, der von dem, was ein libane- 
sischer. Beobachter »David Rok- 
kefellers Stall von Politikwissen- 
schaftlern und Intellektuellen 
des Verteidigungsministeriums« 
nannte, ausgeübt wird. »Henry 
Kissinger mag nicht mehr in der 
Regierung sein«, kommentierte 
ein Journalist bei den Vereinten 


Nationen, »aber seine Gehilfen 
leiten immer noch die Bürokratie 


‘des Nationalen Sicherheitsrats. 


Brent Scowcroft, der Berater. des 


. Weißen Hauses für Nationale Si- 


cherheit; Lawrence Eagleburger, 
der zweite Mann im US-Außen- 


ministeriums, sogar Oberst Colin 


Powell, der Vorsitzende der Joint 
Chiefs of Staff - sie alle verdan- 
ken Kissinger ihren Job. Und Kis: 


singer verdankt natürlich seine 


einmalige Macht der Rockefel- 
ler-Dynastie«. 


»Diese Krisenmanager kosten 
die neu errungene Macht, die sie 
jetzt am Golf genießen, voll aus«, 
erklärte ein Delegierter aus den 
Vereinigten Arabischen Emira- 
ten. »Amerikanische Trupps für 
zivile Angelegenheiten beherr- 
schen jetzt Kuwait«, berichtete 
die »New York Times« am 31. 
März 1991. Andernfalls würde 


das- kleine Ölscheichtum durch . 


Parteienkämpfe, die durch Mos- 
sad-Aktivisten angeheizt wer- 
den, zerrissen. 


»Ein Krebsgeschwür‘ 
am politischen Körper 


Um eine drohende Explosion in 
der Region einzudämmen, befin- 
den sich amerikanische Truppen 
»auf Dauer« am Golf, gab Gene- 
ralleutnant Calvin Waller, der 
stellvertretende Kommandeur 
der US-Streitkräfte in Saudi-Ara- 
bien, zu. Das von General Nor- 
man Schwartzkopf geführte Zen- 
tralkommando wird bald ein per- 
manentes Hauptquartier in der 
Region einrichten, setzte er 
hinzu. i 


Der französische Staatspräsident 
Frangois Mitterrand erinnerte 
kürzlich an ein privates Treffen 
mit europäischen Nachrichtenre- 
dakteuren, zu deren Gruppe un- 
ser Korrespondent Paul Chevas- 
son gehörte. »In den sechziger 
Jahren versanken wir im Morast 
unseres Feldzuges in Algerien - 
ein weiterer ungewinnbarer 
Krieg -, Kritiker nannten ihn ein 


Krebsgeschwür an unserem poli- , 


tischen Körper!« 


Jetzt, 
chaotischen Nachwehen des 
Golfkrieges werden »die alliier- 
ten Länder« von einem ähnlichen 
Krebsgeschwür bedroht, vor al- 
lem Amerika. »Wir müssen diese 
giftigen Auswüchse unserer Stra- 


tegie ausschneiden, sonst zerstö- ;- 


ren sie uns alle.« 


in den grausamen und 
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USA 


Zionistisch 


Lobby plant 


General- _ 
offensive 


Victor Marchetti 


Die zionistische Organisation AIPAC hat in Washington ihre 32. Jah- _ 


resversammlung abgehalten und zeigte eine Menge politische Mus- 
keln sowie neue Winkelzüge in ihrer Operationstechnik. Zunächst 
einmal hat AIPAC anscheinend das Rennen gegen die Anti-Defama- 


tion League (ADL) und andere Schwergewichte der organisierten . 


zionistisch-amerikanischen Gemeinde gewonnen. Von jetzt an will 
AIPAC das gewichtige Lobbyspiel im Namen Israels nicht nur im 
amerikanischen Kongreß. sondern auch in der Regierung von US- 


Präsident George Bush tätigen. 


Im Laufe der Zeit wird sich die 


.. Lobby zu einem Zweiparteien- 


Vorstoß entschließen müssen, 


dem sie sich in den letzten Jahren _ 


schon genähert hat. Es wird den 
herkömmlichen Organisationen 
der zionistischen Gemeinde und 
dem neu gegründeten National 
Jewish Democratic Council über- 
lassen bleiben, sich näher mit der 
Democratic Party, der traditio- 
nellen Partei der amerikanischen 


 Judenheit, zu befassen und sich 


auf sie zu stützen. 


Das Ziel sind die 


christlichen Gemeinden . 


AIPACSs starke Studentenbewe- 
gung an der Basis wird weiter in 
den Vordergrund treten. Die An- 
zahl der Studenten, die an der 
diesjährigen Konferenz teilnah- 
men, war doppelt so hoch wie bei 
der letzten Jahresversammlung - 
800 und mehr im Vergleich zu 
rund 400. Sie machten ihre An- 
wesenheit in der Hauptstadt der 


" USA sofort bemerkbar, als sie am 
“ letzten Tag der Konferenz die Bü- 


rogebäude des amerikanischen 
Kongresses überfluteten. Meh- 
rere US-Senatoren und Kongreß- 
abgeordnete - darunter alteinge- 
sessene Freunde Israels - ver- 


. steckten sich, um der Flut der 


 .. jungen Lobbisten zu entgehen. 
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Ein Hinweis auf die verstärkten 
Ambitionen der AIPAC war der 
Aufruf, sich die amerikanischen 
christlichen Gemeinden zwecks 
Bekehrung zum Pro-Israelismus 


“ vorzunehmen. Während die fun- 


dämentalistische christliche Be- 
wegung schon seit lagem ein Ziel 
für zionistische pro-israelische 
Manipulationen ist, lag die Ein- 
schüchterung der Hauptkirchen 
weitgehend im Verantwortungs- 
bereich der traditionelleren zioni- 
stischen Organisationen. Jetzt 
spürt AIPAC eine neue, frucht- 
bare Gelegenheit, Konvertanten 
zum Pro-Zionismus zu finden 
und beabsichtigt, sie auszunut- 
zen. 


Mehr Dollar 
nach Israel 


Alle diese gerissenen Taktiken 
zielen natürlich darauf ab, Ergeb- 
nisse für Israel in Form von mehr 
und mehr amerikanischen Steu- 
ergeldern zur Unterstützung des 
fast bankrotten Judenstaats zu er- 
zielen. Daher ist es das unmittel- 
bare Ziel der AIPAC-Organisa- 
tion, das jährliche amerikanische 
Militär- und Wirtschaftshilfepa- 


_ket auf weit über drei Milliarden 


Dollar zu erhöhen. Israel benö- 
tigt eine Zulage zu den Lebens- 
unterhaltskosten, sagt die Lobby. 


AIPAC beabsichtigt auch, ei- 
ne Fünfjahres-Zehn-Milliarden- 
Goldgrube zu bekommen, um Is- 
rael zu helfen, die Flut von sowje- 
tischen Juden, die jetzt in das 
Heimatland einwandern, zu ab- 
sorbieren und neu anzusiedeln. 
Wir waren bei der AIPAC-Konfe- 
renz zugegen. Nachstehend 
einige unserer an Ort und Stelle 
gewonnen Eindrücke. 


Bei den Anwesenden des vergan- 
genen Jahres herrschte unter- 
schwellig eine gewisse Besorgnis 
und verschwommene Unsicher- 
heit vor. Die israelische Regie- 
rung befand sich im Fluß und die 
Intifada war. auf dem Höhe- 
punkt. Die Sicherheitsvorkeh- 
rungen auf der Konferenz von 
1990 waren unglaublich scharf, 
und anti-israelische Protestierer, 
wenn auch nur wenige an der 
Zahl, waren vorhanden. Dieses 
Jahr herrschte eine optimisti- 
schere Atmosphäre vor. Der 
Krieg am Persischen Golf war 
vorüber, die Chancen für Frieden 
waren »niemals besser«, und die 
Teilnehmer waren bereits von der 
Herausforderung der Zukunft 
berauscht.. Die Sicherheitsvor- 
kehrungen waren, wie immer, 
scharf, aber nicht annähernd so 
offensichtlich wie im vergange- 
nen Jahr. Und es gab keine Öf- 
fentlichen Ermahnungen in Si- 
cherheitsangelegenheiten. 


Ein ausgeklügelter 
Aktivismus 


Die Teilnehmer dieses Jahres wa- . 


ren im Schnitt jugendlicher. Das 
Alter der Teilnehmer ging durch 
die ganze Skala hindurch. Es wa- 
ren sogar ein paar Kinder da. 
Aber es gab dieses Jahr weniger 
Grauhaarige und doppelt soviele 
Studenten. Die große Anzahl 
junger Leute mag auch zu der un- 
terschwelligen Begeisterung ge- 
führt haben, die dort vor- 
herrschte. 


Es war offensichtlich, daß hier ir- 
gendwie eine neue Generation 
von AlPAClern in Erscheinung 
trat. Die College-Jugendlichen 
waren’ frischer, idealistischer, 
leicht zu beeindrucken, ‚höher 
motiviert und üngezwungener als 
die Veteranen. Die älteren Leute 
neigten natürlich dazu, kultivier- 
ter und besonnener zu sein. Es 
standen viele Punkte auf dem 
Programm, nur damit die Col- 
lege-Studenten aufeinander ein- 
wirken und sich gegenseitig ken- 


nenlernen sollten. Freundschaf- 
ten wurden geboren die lange 
Zeit halten werden und zweifel- 
los wurden.auch einige Liebesver- 
hältnisse begonnen. 


Dies ist ein gutes Omen für die 
Judenheit im allgemeinen und 
AIPAC im besonderen, weil das 
Gefühl des Judeseins unter jun-. 
gen Leuten sich in den letzten 
Jahren verringert und die Ten- - 
denz, sich zu assimilieren und 
Mischehen zu schließen gewach- 
sen war. 


Die AIPAC-Leute nehmen wirk- 
lich ihr Recht, politisch tätig sein 
zu dürfen, ernst. Sie nennenesei-. 
nen »ausgeklügelten Aktivis- 
mus« und wissen genau, wo es 
lang geht. Sie investieren in gut- 
geführte Workshops für ihre 
Truppe, um diesen Aktivismus zu 
vervollkommenen. Die Work- 
shops, ob sie nun zu politischen 
Aktionen auf dem Cämpus oder 
zur Beeinflussung der Medien 
dienen, werden von Professionel- 
len geleitet - von denen viele 
Kongreßabgeordnete sind. 


Die zentrale Frage 
heißt Israel 


Warum haben Konservative 
nicht den gleichen Drive? Kon- 
servative scheinen meistens von 
einem Gefühl der Resignation 
oder des Defaitismus befallen zu 
sein. Sie scheinen zu glauben, 
daß die Dinge so schiefgelaufen 
sind, daß sie sich niemals bessern 
werden. Vielleicht. ist das so. 
Aber ist das ein Grund, aufzuhö- 
ren es zu versuchen? 


Die Juden werfen gewiß nicht die 
Flinte ins Korn, wenn es einmal 
hart hergeht. Vielleicht besteht . 
ein Unterschied darin, daß die 
Juden eine zentrale Frage haben: 

Israel. i 


Konservative haben eine Un- 
menge Fragen. Aber die Juden 
stimmen nicht .in jedem Punkt 
überein: Sie haben nämlich viele 
unterschiedliche Meinungen dar-. 
über wie Israel seine internen An- 
gelegenheiten regelt. Ihre Loyali- . 
tät zu Israel geht jedoch über alle 
Meinungsverschiedenheiten hin- 
weg. Konservative scheinen sich 
über nichts einigen zu können. _ 
Wenn sie sich tatsächlich überein - 
Problem oder eine Sache eini- 
gen, dann neigen sie dazu, über 
die Lösung geteilter Meinung zu ° 
sein. Dann verlieren viele 
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schließlich alle Illusionen und ge- 
ben es auf zu versuchen, eine Än- 
derung herbeizuführen. 


Die AIPAC- -Führung legte drei 
Gebiete fest, auf denen sie ihre 
Lobbytätigkeit für Israel verstär- 
ken will. 


Die christliche Gemeinde, so- 
wohl die Evangelikalen als auch 
- die Hauptkirchen, sollen aufs 
Korn genommen werden. Laut 
AIPAC wurden die evangeli- 
schen Fundamentalisten in der 
. Vergangenheit von Juden tradi- 
tionell mit Argwohn betrachtet. 
Sie wurden als naive »Bibelblät- 
terer« angesehen, die darauf aus 
seien, Juden zum Glaubensüber- 
tritt zu überreden. Daher sollten 
die Fundamentalisten lediglich 
zu Zwecken des israelischen Tou- 
rismüs ausgebeutet werden. 


Die größeren protestantischen 
Konfessionen und die römischen 
Katholiken wurden ebenfalls mit 
'Mißtrauen betrachtet, weil sie 
alle offizielle anti-israelische Er- 
klärungen über die Rechte der 
Palästinenser und ändere Fragen 
abgeben haben. 


Aber kürzlich haben die christli- 
chen Kirchen »ihre.Wurzein neu 
entdeckt«. Sie förderten Passah- 
Feste und zeigten größeres. Ver- 
ständnis für die jüdischen Ur- 
sprünge des Christentums. Dabei 
haben die Juden einen christli- 
chen Hang entdeckt, besonders 
unter den Evangelikalen, zum 
Pro-Israelismus hin - (siehe Mo- 
.ses 12:3 als Grundlage) -. Einen 
besonderen Reiz für die Juden 
haben die vielen christlichen 
Kirchgänger im Lande, und der 
immer noch bedeutende Einfluß 
der elektronischen Kirche. 
Schauen Sie auf die echten Be- 
mühungen seitens der Feldtrup- 
pen der AIPAC-Organisation, 
»unsere - der Juden und Christen 
- Anstrengungen im Namen Isra- 
els zu koordinieren«. Juden sol- 
len ermutigt werden, sich mit ört- 
lichen Kirchen in Verbindung zu 
setzen, und israelfreundliche Ge- 
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spräche und Aktivitäten änzure- 
gen. Christen stehen in dem Ruf, 


wenn auch nicht gerade politisch. 


unwissend, zumindest. politisch 
untätig zu sein, und daher sieht 
die jüdische Interessengruppe 
eine neue Quelle für Verbündete, 
die sie anzapfen können. 


Hochschulen sollen angepeilt 
werden. Die Jugend wird von der 
jüdischen Gemeinde in mehrfa- 
cher Hinsicht als Welle der Zu- 
kunft angesehen. Daher istes nur 
logisch, daß ein Programm zur 
Bildung von pro-israelischen 
Gruppen in Universitäten stark 
gefördert wird. AIPAC-Mitglie- 
der wurden 'angefeuert, beson- 
ders zur Finanzierung von Stu- 
denten auf der Konferenz beizu- 
tragen, junge Leute in ihren Woh- 
nungen unterzubringen und die 
Jugendbewegung nach besten 
Kräften zu unterstützen. 


Für College-Jugendliche wird ein 
AIPAC-Nachrichtenbrief heraus- 
geben. Viele der Aktivitäten auf 
der Konferenz wurden darauf ab- 
gestimmt, die jungen Leute zu- 
sammenzubringen. Israel ist die 
gemeinsame Sache. Die Konzep- 
tion des »Mutterlandes« oder 
»Heimatlandes« scheint auf die 
jungen Juden einen starken ro- 
mantischen Reiz auszuübern. 


AIPAC kommt wirklich bei ih- 
nen an. Sie kommt auch im prak- 
tischen Sinne an, weil diese Ju- 
gendlichen helle Köpfe und ehr- 
geizig sind, und die AIPAC-Ver- 
bindungen, die sie jetzt aufneh- 
men, könnten sogar eines Tages 


“zu blendenden Karrieren führen. 


Staats- und Gemeindepolitik 
wurden auch ständig hervorgeho- 
ben. AIPAC’s Oberboß, Tom 
Dine, prahite damit, daß die Be- 
teiligung von Juden an den Wahl- 
kampf-Ausschußsitzungen der 
Democratic Party im Jahre 1990 
zur Beseitigung von acht der 
zehn Programmpunkte zur Un- 
terstützung der Unabhängigkeit 
für Palästinenser führte, die 1988 
aufgestellt worden waren. Man 
wird sich jetzt auf Landes- oder 
kommunaler Ebene betätigen, 
sozusagen an den Schalthebeln 
der Staatsmacht, ist die aktuelle 
Überlegung. So wie sie in der po- 
litischen Arena aufsteigen, so 
steigen auch AIPAC und Israel 
auf. Inzwischen werden die auf 
dieser Ebene. aktivsten Bürger 
am ehesten die Aufmerksamkeit 
und das Gehör von Politikern - 
sowohl auf kommunaler als auch 
aufLandesebene-finden. DI 


| Kuwait 


Interne 


Streitigkeiten 


nutzen 
Israel 


Warren Hough und James Harrer 


Ein patriotisches Salut erwartet die von der Operation Wüstensturm 
heimkehrenden amerikanischen Kampftruppen. Aber in den verwü- 
steten Landstrichen, die sie hinter sich lassen, stehen die Vereinigten 
Staaten nicht vor einem Sieg, sondern vor dem, was sogar Zeitschrif- 
ten des Establishments wie »Newsweek« jetzt eine Situation nennen, 
die nicht zu gewinnen ist: tobender Aufruhr, Blutvergießen, Auf- 


stand, Hunger und Chaos. 


Nur wenige Zeitschriften. wie 
»The Spotlight« und »Code« ha- 
ben immer wieder darauf hinge- 
wiesen, daß schon seit dem Zeit- 
punkt, als der. amerikanische Prä- 
sident George Bush seine Solda- 
ten ausschwärmen ließ, Amerika 
den Krieg, den man begonnen . 
hatte, nicht gewinnen kann. 


Brutale Gewalt 
auf den Straßen 


In Privatgesprächen verlautet 
aus Kreisen des Weißen Hauses, 
daß ungeachtet der offiziellen 
Voraussagen eines schnellen 
Truppenabzugs aus der. Golfre- 
gion eine »bedeutende militäri- 
sche Präsenz der Amerikaner« - 
wahrscheinlich 200000 Soldaten. 
- »für die absehbare Zukunft« in 
der Region verbleiben muß. 


Der Grund: Wenn auch »be- 
freit«, steuert Kuwait auf einen 
Bürgerkrieg zu, fand eine 
Gruppe amerikanischer Senato- 
ren heraus, die Kuwait besucht 
hatten: »Wir sahen soviel brutale 
Gewalt auf den Straßen, daß un- 
ser erster Besuch bei Ed Gnehm 
- dem neu eingetroffenen ameri- 
kanischen Botschafter - zu einer 
Protestversammlung wurde«, be- 
richtete US-Senator John 
McCain. 


Die amerikanischen Gesetzgeber 
waren erschüttert beim Anblick 


von unschuldigen Zivilisten, die 
in Kuwait City geschlagen und ge- 
jagt wurden, nur weil sie Palästi- 
nenser sind. »Etwa 100000 palä- 
stinensische Bürger, die schon ihr 
Leben lang hier zu Hause sind, 
werden von den im Kielwasser 


der US-Armee eintreffenden ku- 


waitischen Milizen zusammenge- 
trieben und in Abschiebelager ge- 


.bracht«, berichtete ein Mitarbei- 


ter des Senats. »Und das sind 
vielleicht noch die Glückliche- 
ren. Wir sahen einige von ihnen, 

die sich mit vorgehaltener Pistole 
niederknien mußten und an Ort 
und Stelle in aller Öffentlichkeit 
niedergeschossen wurden.« 


Wer steht hinter diesen 
Gewalttätigkeiten? 


Aber wenn sich amerikanische 
Diplomaten über die Mässen- 
Greueltaten gegen Palästinenser 
und andere, die. pro-irakischer 


Gefühle verdächtigt werden, be-  - 


schweren, dann lautet die stereo- 
type Antwort der kuwaitischen 
Beamten - von denen die mei- 
sten erst kürzlich aus dem luxu- 
riösen Exil zurückgekehrt sind -: 
»Fremde Agenten« stacheln. zu 
den Gewalttätigkeiten auf, um 


die ölreichen Golfstaaten’zu »Ii- 


banonisieren« 


»Mit »fremden Agenten< meinen _ 


sie Aktivisten des Mossad (Isra- 
els Geheimpolizei), die seit Be- 
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ginn der Krise im vergangenen 
August in großer Zahl in Kuwait 
eingedrungen zu sein scheinen«, 
berichtete Major Arve Olive- 
crona, ein schwedischer UNO- 
Beobachter, der am 9. März 1991, 
einen Tag nach seiner Rückkehr 
aus Kuwait, in New York City in- 
terviewt wurde. 


Einige Führer des kuwaitischen 
Widerstands streiten nicht ab, 
daß ihre Untergrundstreitkräfte 
vom Mossad infiltriert worden 
sind, machen jedoch die Bush- 
Regierung dafür verantwortlich. 


Der Kommandeur der Miliz Ab- 
dullah Nabiri sagte am 14. März 
1991 in Kuwait City zu unserem 
Sonderkorrespondenten Derek 
Perkinson: »Als die irakische Ar- 
mee im August in Kuwait einmar- 
schierte und unser Land be- 
setzte, baten wir unsere amerika- 
nischen Verbündeten um Hilfe. 


Washington sandte uns schließ- 
lich einige verdeckte »Berater«. — 
Sie wußten wie man Mord- und 
Sabotageanschläge bestens orga- 
nisiert. Sie sprachen arabisch und 
wußten auch, wie man in einer is- 
lamischen Volksmenge unter- 
taucht. Leider haber wir erst 
° kürzlich herausgefunden, daß es 
keine CIA-Leute waren. Es wa- 
ren Israelis.« 


- Männschaften von _ Mossad- 

. Agenten. und politische Aktivi- 
sten sind auch dabei, den besieg- 
ten Irak zu »libanonisieren«, in- 
dem sie Volksfehden und par- 
teiinterne . Streitigkeiten unter 
Minderheiten anheizen. 


Kissingers 
geheimer Kriegsplan 


»Die Israelis kennen diese Renn- 
bahn. Die erste größere gemein- 
same verdeckte Operation die 
von den Amerikanern finanziert 
und vom Mossad geleitet wurde, 
zielte Anfang der siebziger Jahre 
auf den Irak ab«, erinnerte sich 
Christopher Stock, ein ehemali- 
ger Analytiker für Politik bei der 

“Rand Corporation, der gerade 
ein Buch über den Golfkrieg 
schreibt. 


»Seinerzeit hielt Henry Kissinger 
sowohl als Außenminister als 
auch als Berater für nationale Si- 
cherheit des Weißen Hauses un- 
ter Präsident Nixon die Zügel in 
den Händen. Um seinen Griff 
auf dem Golf zu festigen, heckte 
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er einen geheimen Krieg gegen 
den Irak aus.« 


Kissinger leitete »Hunderte von 
Millionen Dollar an den Mos- 
sad«, um eine geheime Armee 
kurdischer Guerillas zu finanzie- 
ren, die anschließend von Stütz- 


punkten im Iran aus Überfälle- 


auf den Irak verübten, verlautet 
aus dieser kenntnisreichen 
Quelle. 


»Der Aufstand war ein Stachel im 
Fleische der irakischen Regie- 
rung und wurde schließlich zur 
ernsthaften Bedrohung«, er- 
klärte Dr. Stock. »1974 schloß der 


‚Irak einen Deal ab. Er gestand 


dem Iran den exklusiven Besitz 
des Wasserweges Schatt el Arab, 
eines lange zwischen diesen bei- 
den Golfstaaten umstrittenen 
Gebietes, zu. Irans Herrscher, 


zuge 


landeten in irakischen Kriegsge- 
fangenenlagern.« 


Aber in den letzten Wochen sind 
kurdische Rebellen zum Angriff 
gegen die geschwächte und von 
allen Seiten: bedrängte Regie- 
rung Saddam Husseins angetre- 
ten. Sie werden wieder einmal 
vom Mossad ausgerüstet und teil- 
weise finanziert, verlautet aus 
kenntnisreichen Kreisen im Na- 
hen Osten. 


Eine perverse 
Verzerrung 
der Geschichte 


»In der zweiten Märzwoche ver- 
sammelten sich die Führer der 
größeren Parteiungen, die gegen 
das Regime von Saddam Hussein 
opponieren, in Beirut zu einer 


Schah Reza Pahlevi von Persien pflegte bereits intensive 
Kontakte zu Israel, dessen Waffenhändler ihm alles lieferten, 


was ihm der Mossad empfahl. 


der Schah, zeigte sich dadurch er- 
kenntlich, daß er Kissingers 
Schirmherren, dem von David 
Rockefeller geleiteten Chase- 
Manhatten-Konsortium, die Al- 
leinvertretung als federführende 
Bank für die iranische Regierung 
- eine Konzession die Milliarden 
wert ist - einräumte:« 


»Jeder gewann etwas bei diesem 
Deal, mit Ausnahme der Kurden, 
die kämpfen durften«, erinnerte 
sich Stock. »Die Kurden wurden 
so kaltblütig verschaukelt wie 
eine Eisenbahnladung Vieh. Als 
Kissinger und der Mossad ihnen 
ohne Vorwarnung den Teppich 
unter den Füßen wegriß, wurden 
Tausende getötet; Zehntausende 
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strategischen Konferenz - die er- 
ste derartige Sitzung die jemals 
abgehalten wurde«, sagt Jacques 
Khouri, ein altgedienter libanesi- 
scher Journalist, der in New York 
ansässig ist. »Sie führten Gesprä- 
che mit Vertretern Syriens und 
Saudi-Arabiens« und trafen sich 
dann heimlich mit Oberst Aha- 
ren Merider, einem stellvertre- 
tenden Direktor des Mossads, 
der für paramilitärische Einsätze 
zuständig ist. 


»Das Thema: Wie kann man ge- 
nügend Rebellion, interne 
Machtkämpfe, Zusammenstöße 
unter verschiedenen Volksgrup- 
pen und allgemeine Unzufrieden- 
heit schüren, um den Irak in ein 


zweites Libanon zu verwan- 
deln?« 


Der Iran, wo die korrupte Monar- 
chie durch eine fundamentalisti- 
sche islamische Regierung ver- 
drängt wurde, wird wieder ein- 
mal auf der gleichen Seite wieder 
Kleinstaat Israel in einen gehei- 


“men Krieg verwickelt. 


»Es ist eine perverse Verzerrung 
der Geschichte«, erklärte Stock, 
»daß, obwohl Israel daran arbei- 
tet, den Irak vom Norden her zu 
unterminieren, die Iraner an- 
scheinend den schiitischen Eife- 
rern, die die Flammen im Süden 
entfachen, mehr als nur morali- 
sche Unterstützung angedeihen 
lassen.« 


Es geht um sehr hohe 
Gewinne 


Aber obwohl sie über die Bedeu- 
tung dieser seltsamen, geheimen 
Allianz unterschiedlicher Mei- 
nung sind, machten die meisten 
Experten, die von uns befragt 
wurden, die gleiche Voraussage 
über den Ausgang der Schlacht 
um den Irak. 

»Schauen Sie doch nur auf den 
Libanon«, sagte Olivecrona. »Es 
war ein wohlhabendes Land - 
Beirut war als »Paris des Nahen 
Ostens« bekannt -, bis es 1977 
zum Ziel einer vom Mossad in- 
szenierten Destabilisierungskam- 
pagne wurde. Danach verwan- 
delte es sich in eine erbarmungs- 
lose Tötungszone, wo Kriegsher- 
ren, völkische Milizen und 
Kämpfer endlose Bruderkriege 
führten. Wer siegte? Keine von 
den kriegerischen libanesischen 
Parteiungen. 


Der einzige Gewinner dieses wil- 
den Durcheinanders war Israel, 
das einen Teil des südlichen Li- 
banon besetzte und eine ver- 
deckte Politik mit dem übrigen 
Libanon betrieb.« 


Es bestehen jedoch grundle- 
gende Unterschiede zwischen 
dem Angriff auf den kleinen Li- 
banon und dem Irak, ein großes 
Erdöl erzeugendes Land. »Wenn 
es ihm gelingt, den Irak zu desta- 
bilisieren, dann wird der Klein- 
staat Israel seine Flagge mitten 
im Persischen Golf hissen« 
warnte Stock. »Der Mossad wird 
einer der Hauptmitspieler in dem 
Spiel werden, bei dem es um sehr 
hohe Gewinne geht, und wo über 
die Zukunft dieser lebenswichti- 
gen Region entschieden wird.« [] 
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‚Israel 


Reibereien mit 


Japan 


Victor Marchetti 


An dem Tag, als der japanische stellvertretende Außenminister 
Hisahi Owada kürzlich zu »freundschaftlichen Gesprächen« in Israel 
eintraf, brachte die »Jerusalem Post« einen langen wütenden Leit- 
artikel. Dieser Besuch »kommt« zu einer Zeit, wo die Beziehungen 
zwischen seinem Land und Israel getrübt sind. 


»Aus unerforschlichen Gründen 
. hatder Golfkrieg das noch weiter 
abgekühlt, was schon immer eine 
kühle Haltung der Japaner ge- 
genüber Israel war«, schrieb die 
Jerusalem Post«. Trotz seiner Ab- 
- hängigkeit vom Golföl hat Japan 
keinerlei Begeisterung für die al- 
liierte Operation Wüstensturm 
an den Tag gelegt und es gleich- 
zeitig abgelehnt, Israel gegen- 
über »ein gewisses Maß an Sym- 
pathie« entgegenzubringen, und 
stattdessen Israel von der Liste 
‚der Länder gestrichen, denen Ja- 


pan bereit ist zu helfen. Außer- 


dem wurden sämtliche Ge- 
schäftsbeziehungen zu Israel re- 
duziert.« 


»Leider«, beklagte sich die »Jeru- 
salem Post«, »kann Japans Ver- 

‘ halten nicht als Verirrung be- 
zeichnet werden, die dem Druck 
der Ungewißheit und des Krieges 
zuzuschreiben wäre.« Zu den ne- 
gativen Handlungen des Landes 
zählt, daß die japanische Regie- 
rung »sehr wenig getan hat«, um 
mit der »alarmierenden Verbrei- 
tung von antisemitischer Litera- 
tur...und den wachsenden Vor- 
urteilen gegenüber den Juden fer- 
tigzuwerden«. 


Der Leitartikel weist warnend 
darauf hin, daß Meinungsumfra- 
gen in Amerika ergeben hätten, 
daß die amerikanische Öffent- 
lichkeit »Japan als erstrangige 
Bedrohung für Amerika ansieht. 
Es wird Japan nicht helfen, wenn 
kritische Stimmen in der US-Re- 
gierung und im Kongreß sich zu 
denen in den USA gesellen, die 
- glauben, Japans Politik gegen- 
über Israel sei mit aufgeklärten 
demokratischen Einstellungen 
unvereinbar.« 


Die Israelis empfinden schon 
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lange eine gewisse Haß-Liebe zu 
Japan. Einerseits bewundern sie 
und wollen sie Nippons Wirt- 
schaftserfolg.nacheifern — mit ja- 
panischer Hilfe natürlich. Ande- 
rerseits sind die Israelis über Ja- 
pans Weigerung über die Jahre 
hinweg - trotz starker Bemühun- 
gen seitens Israels - nach Wegen 
zu suchen, um die wirtschaftli- 
chen Bindungen zu festigen ver- 
stimmt. Und sie sind wütend 
über Japans Bereitschaft, das ara- 
bische Embargo gegen den Ju- 
denstaat zu respektieren. 


Israels starkes Interesse 
an Japan 


Die vorherrschende Meinung in 
Israel über das Land der aufge- 
henden Sonne ist, daß dessen 
»verwundbare Abhängigkeit von 
dem Golföl und Mangel an politi- 
schem moralischen Willen« es in 
bezug auf den arabischen Boy- 
kott zur unterwürfigsten und will- 
fähigsten Nation gemacht habe. 
Obwohl Japan als Wirtschafts- 
riese respektiert wird, wird es po- 
litisch als Leichtgewicht erachtet. 


Wegen Japans dynamischer wirt- 
schaftlicher Macht und seines 
Potentials als Quelle wirtschaft- 
licher Hilfsleistungen versucht Is- 
rael schon seit Anfang der achtzi- 
ger Jahre, seine Beziehungen zu 
Japan zu verbessern, indem es 


die Keidanren (die japanische Fö- - 


deration der Wirtschaftsorganisa- 
tionen). umbuhlt. Der israelische 
Außenminister Moshe Arens hat 
Japan als Israels außenpoliti- 
sches Interesse Nummer zwei 
nach den USA bezeichnet, »da es 
die zweite große wirtschaftliche 
Supermacht in der Welt ist«, sehr 
zum Kummer der Europäischen 


. Gemeinschaft. 


Trotz der vielen schwierigen Pro- 
bleme, die sich aus dem Boykott 
und Japans Sympathie für das pa- 
lästinensische Volk ergeben, wur- 
den die Handelsbeziehungen mit 


Israel wärmer, bis es jetzt zu _ 


einem Halt kam, das von einem 


Beamten der Japanischen Bot-. 


schaft als aus dem Krieg herrüh- 
rend »und nicht nur gegen Israel 
gerichtet« charakterisiert wurde. 


Japan ist Israels drittgrößter 
Handelspartner; der Handel zwi- 
schen den beiden Ländern hat 
sich seit Mitte der achtziger Jahre 
verdoppelt - von 400 Millionen 
an israelischen Handelsüber- 
schuß im Jahre 1985 bis auf 880 
Millionen Überschuß im Jahre 
1988 -. 


Anklagen wegen 
Antisemitismus 


Japans Interesse an Israel ist je- 


doch in nicht geringem Ausmaß 


auf den Druck des amerikani- ° 


schen Kongresses zurückzufüh- 
ren. Der Abgeordnete Solarz und 
US-Senator Ted Stevens haben 
bei ihren offiziellen Besuchen in 
Japan durch Drohungen und Ein- 
schüchterungen auf Kongreß- 
ebene den japanisch-israelischen 
Handelsbeziehungen nachgehol- 
fen und andere Vergünstigungen 
für Israel erwirkt. Bemerkens- 
wert ist auch die Arbeit des Abge- 
ordneten Gary Ackerman, des- 
sen Bemühungen dazu geführt 
haben, daß das US-Außenmini- 
sterium jetzt das Verhalten der 
Japaner auf dem Handelssektor 
im Nahen Osten überwacht. 


Japans Nachgiebigkeit in diesen 
Punkten spiegelt dessen Wün- 
sche wieder, sein Image in Was- 
hington zu verbessern und später 
mögliche Handelssanktionen 
durch die USA abzuwehren. Be- 
mühungen seitens des amerikani- 
schen Kongresses, Zugeständ- 
nisse für Israel zu erwirken, ob- 
wohl dies von japanischen Regie- 
rungsbeamten heruntergespielt 
wird, werden von israelischen Di- 
plomaten gelobt, die aber »ange- 


'sichts der Abhängigkeit Japans 


von Amerikas Märkten und des- 
sen Sicherheitsschirm« kaum da- 
von überrascht sind. 


Japanische Regierungsbeamte 
behaupten, die Beschuldigungen 
hinsichtlich der Zustimmung Ja- 
pans zum Boykott seien außerge- 
wöhnlich irreführend im Lichte 
der Tatsache, daß Israel eines der 


sehr wenigen Länder ist, das eine 
günstige Handelsbilanz mit Ja- 


pan aufweist. Dies wird von Is- - 


räel und amerikanisch-jüdischen 
Organisation bestritten, die ihrer- 
seits behaupten, daß der sich ver- 
doppelnde Handel trügerisch 
und auf einen verstärkten Appe- 
tit der Japaner auf Diamanten, 


im Gegensatz zu einer breiten 


Kooperation auf. wirtschaftli- 
chem Gebiet, zurückzuführen 
sei. 


Keine japanische 
Finanzhilfe 


Die Anklagen des Antisemitis- 
mus gegen die japanische Regie- 
rung und Geschäftswelt haben 
sich deutlich vermehrt. Amerika- 
nisch-jüdische Verbände bezogen 
sich auf verstärkte Vorurteile in 
der Presse sowie auf die’ vorläu- 
fige Einstellung von Sendungen 
und Bankkrediten seit Ausbruch 


“der Feindseligkeiten am Golf. 


Andere Streitpunkte sind der ge- 
ringe gegenseitige Luftfahrtver- 
kehr, und die Zurückhaltung der 
Japaner beim Automobilexport., 
Nur Mitsubishi wird Autos direkt 
nach Israel ausführen; andere 
Hersteller ziehen es vor, die Is- 
raelis über Dritte zu beliefern, 
wie die Firma Honda, die in 
Amerika gebaute Autos nach Is- 
rael liefert. Es ist jedoch möglich, 
daß die eigentliche Ursache der 
Beschuldigungen des Antise- 
mitismus in der Verbitterung der 
Israelis darüber zu suchen ist, 
daß Israel nicht die heißersehnte 
japanische Finanzhilfe bekom- 
men hat. 


Es ist kaum überraschend, daß 
Japan dem Etikett, antisemitisch 
zu sein, nicht entgehen konnte, 
besonders im Lichte des kürzli- 
chen in Erscheinung getretenen 
beunruhigenden Trends verschie- 
dener amerikanisch-jüdischer 
Verbände, dieses Etikett straflos 
wie ein scharfes Beil gegen jeden 
zu schwingen, der eine andere Ta- 
gesordnung hat als sie. Obwohl 
die unverantwortliche Beschuldi- 
gung des Antisemitismus die 
Lieblingsbeschäftigung 
dieser Verbände ist, ist dies sym- 


ptomatisch für den Frust wegen | 


ihrer - und zu einem geringeren 
Ausmaß Israels - Unfähigkeit, 
aus dem Holocaust und aus der 
Kollektivschuld der Japaner we- 
gen des Verhaltens ihrer Verbün- 
deten während des Zweiten Welt- 
kriegs Kapitalzuschlagen. D 
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Kuba 


Bedroh 
durch C 


ung 
astro 


sehr real 


Mike Blair 


- ‚Kubanische Jagdbomber sowjetischer Bauart, ausgerüstet entweder 
mit nuklearen oder konventionellen Waffen, können der amerikani- 
-. schen Radar-Frühwarn-Verteidigung entgehen und zivile und militä- 
rische Ziele auf dem amerikanischen Festland angreifen. 


Dieser erschreckenden Tatsache 


. wurden sich die amerikanische 


„Navy und das US-Verteidigungs- 


ministerium peinlich bewußt, als 


„ein Offizier der kubanischen 


» Luftwaffe mit einer Überschall- 


Bi 


MiG-Düsenmaschine nach den 


-. Vereinigten Staaten überlief und 
‚dabei allen amerikanischen Ra- 
; darverteidigungen auswich. 


-, Unsere Korrespondenten haben 


. erfahren, daß er von den ameri- 
: kanischen Streitkräften nicht ein- 


mal aufgespürt wurde, als er 


...mehrere Male den Marine-Luft- 
.  waffenstützpunkt Boca Chica, 


“ Das 


etwa 10 km nordöstlich von Key 


‘West gelegen, umflog und erst 


dann bermerkt wurde, als er die 
Funker auf dem Stützpunkt: mit 


- ‘einer Botschaft überraschte, daß 
. ‚er nichts Böses im Schilde führe 
und überlaufen wolle. 


amerikanische Verteidi- 
gungsministerium spielte den 


«- Vorfall mit dem Major der kuba- 
nischen Luftwaffe, Froilan Lo- 


renzo-Perez, der bei einem zehn 
Minuten dauernden Vorstoß in 


die Freiheit seine MiG-23 Flog- 


ger-Düsenmaschine sowjetischer 
Bauart von einem Stützpunkt in 


„Kuba aus, der entweder bei San 


Antonio oder San Julian/Gui- 
ness bei Havanna liegen soll, fast 


‚mit Ozeanberührung über die 
‚Straße von Florida hinwegflog. 


*- Der Vorfall löste in Südflorida 


eine Sensation aus, wurde aber 
von einem Großteil der Presse 
landesweit totgeschwiegen, die 
auf die offizielle Version der ame- 
rikanischen Regierung herein- 
fiel, es sei »keine große Sache« 
gewesen, da Kuba nicht mehr'als 


große Bedrohung für die Verei- 
nigten Staaten angesehen werde. 


Kenntnisreiche Analytiker des 
US-Verteidigungsministeriums 

hielten diesen Vorfall jedoch für 
eine sehr große Sache. Sie frag- 
ten, wie ein Düsen-Jagdbomber 
aus einem feindlichen Land dem 


. Radar-Frühwarnsystem auswei-. 


chen, in .den "amerikanischen 
Luftraum eindringen und tat- 
sächlich den Marine-Luftstütz- 
punkt mehrmals umfliegen 
konnte, ohne entdeckt zu wer- 
den. 


Unsere Korrespondenten in 


‘Amerika erfuhren, daß die MiG 


von dem Piloten eines einmotori- 
gen Privatflugzeugs entdeckt 
wurde, bevor sie von der US- 
Navy bei Boca Chica in den Flo- 
rida Keys gesichtet wurde. 


Die Amerikaner waren 
anderweitig beschäftigt 


Militäranalytiker haben auch 
festgestellt, daß sich der Vorfall 
zu einem Zeitpunkt ereignete, 
als ein hoher Prozentsatz der Ab- 
fangjäger Amerikas wegen der 
Operation Wüstensturm .am Per- 
sischen Golf stationiert waren. 


Keine einzige amerikanische Ma- 
schine stieg auf, und niemand 
schien besorgt darüber zu sein, 
daß sich noch weitere MiGs in 
diesem Bereich befinden könn- 
ten. 


Informationen wiesen ‘ darauf 
hin, daß die kubanische MiG mit 
konventionellen Waffen, darun- 
ter eine 23-mm-Sturzflugkanone, 


bestückt war. Die Maschine kann 


-Bomben oder Lenkraketen mit 


einem Gewicht von 7000 bis 
10000 englischen Pfund tragen. 


Während das US-Verteidigungs- 
ministerium und die Medien des 
Establishments ‘das Husaren- 
stück des kubanischen Überläu- 
fers herunterspielen und sich 
stattdessen auf immer wieder 
neue Ereignisse im Nahen Osten 
konzentrieren, stellt das kubani- 
sche Militär unter dem Diktator 
Fidel Castro kaum 360 km von 
der Innenstadt von Miami ent- 
fernt Atomwaffen, tödliche Ner- 
vengase und bakteriologische 
Waffen her. 


Zwei frühere kubanische Über- 
läufer haben enthüllt, wie Castro 
unter Verwendung von Geldern, 
die er im illegalen internationa- 
len Drogenhandel beschafft hat, 
die Waffen in einem riesigen Pro- 
jekt entwickelt, das von seinem 
Sohn Jose Raül Castro geleitet 
wird. 


Atomwaffen im ameri- 
kanischen Hinterhof 


Castro hat zwei streng geheime 
Waffen-Entwicklungszentren, ei- 
nes zwischen den Buchten Jibo- 
coa und Arroyo an der Nordküste 
von Havanna und das andere in 
der Provinz Las Villas, in der 
Nähe der Stadt Cienfuegus gele- 
gen. 


Die Tatsachen über Castros Ar- 
beit an solchen Waffen wurden 
von Juan Antonio Rodriguez ent- 
hüllt, der im Januar 1987 in die 
USA überlief. 27 Jahre lang 
diente er als einer der höchsten 
Geheimdienstoffiziere Castros 


und als stellvertretender Chef 


des kubanischen allgemeinen Ab- 
wehr-Direktorats in Budapest, 
als er in das benachbarte Öster- 
reich überlief. Informationen 
über Startvorrichtungen für sol- 


. che Waffen stammen vom Briga-, 


degeneral Rafael des Pinto Diaz, 
dem ehemaligen Kommandeur 
der kubanischen Luftwaffe, der 
im Mai 1987 nach Amerika über- 
lief. 


Rodriguez sagte nach seiner. 


Flucht dem US-Geheimdienst 
mehrere Male, daß Castros Sohn 
ihm 1982 mitgeteilt habe, daß ku- 
banische Wissenschaftler und 
Techniker »sehr nahe« daran 
seien, Atomwaffen zu entwik- 
keln. 


»Weapons-grade« 
.. das für solche Waffen benötigt 


Plutonium, 


wird, steht Castro aus mehreren 
Kernreaktoren zur Verfügung, 
die von den Sowjets in Kuba er- 
richtet wurden oder sich noch im 
Bau befinden. 


Die Technologie 
kommt aus Europa 


Rodriguez berichtete den US-Be- 
amten, daß kubanische Techni- ' 
ker, die an den Waffen des 


Schreckens arbeiten, in der So- '* ; 


wjetunion,‘ der Tschechoslowa- 
kei, Ungarn und Frankreich, ei- 
nem Land das dafür berüchtigt 
ist, seine Kerntechnologie an 
feindliche Länder in der ganzen 
Welt zu verbreiten, ausgebildet 
wurden. 


Del Pinto Diaz enthüllte, daß die 
kubanische Luftwaffe regelmä- 
Big Manöver flog und dabei ame- 
rikanische Scheinziele, darunter 
eines das Floridas riesigen Luft- 
stützpunkt Homestead darstellt, 
angriff. 


Castro soll in seinem Arsenal 
auch Boden-Boden-Kurzstrek- 
kenraketen haben, die in der 
Lage sind, amerikanische Ziele 
zu erreichen, darunter die wohl- 
bekannten Scuds, die von dem 


‚arabischen. starken Mann Sad- 


dam Hussein eingesetzt wurden. 
Während die Medien des Esta- 
blishments sich auf die Entwick- 
lung der nuklearen, chemischen 
und biologischen Waffen im ent- 
fernten Mittleren Osten konzen- 
trieren, werden Castros Anstren- 
gungen rund 120 km von Key 
West praktisch ignoriert. 


Dieses Kopf-in-den-Sand-stek- 
ken geht sogar noch weiter, nach- 


‚dem eine kubanische Düsenma- 


schine, die solche Waffen des 
Jüngsten Tages befördern kann, 
sich in die Vereinigten Staaten 
eingeschlichen hat und vom ame- 
rikanischen Militär völlig überse- 
hen wurde. Amerikanische Mili-. 
tärs sagten nach dem Vorfall zu 
einer in Südflorida erscheinene 
den Zeitung, Key West könne 
nicht vor einem kubanischen An- 
griff verteidigt werden, da Kuba 
ganz einfach zu nahe liegt. ’ 
Ein Sprecher des US-Verteidi- 
gungsministeriums meinte, die 
Militärs in Florida seien in erster 
Linie damit befaßt, den Drogen- 
schmuggel aus der Luft aufzuspü- 
ren und hätten keine Angst vor ei- 
nem Angriff aus Kuba. O 


eriı [SODE 49 


ke ng 


Revisionismus 


Rußland 1917 
bis 1918: 
Schlüssel zu 
dem Rätsel 
eines Zeitalters 


Ivor Benson 


Obwohl alle darin übereinstimmen, daß der Untergang des russi- 
schen Reiches im Jahr 1917 eines der bedeutsamsten Ereignisse in 
der Geschichtsschreibung war, waren ehrliche Versuche, herauszu- 
finden, was wirklich geschah, wie es geplant und durchgeführt 
wurde, ‚stets mit Schwierigkeiten und Gefahren verbunden. In der 
Sowjetunion war die Verbreitung von Meinungen oder Gedanken, 
die der Staat nicht billigte, viele Jahre lang ein strafbares Vergehen 
auf dem sogar die Todesstrafe stand. Und im Westen wurden konse- 
quent Methoden der Überredung, Druck und Einschüchterung an- 
gewendet, um die Fiktion aufrecht zu erhalten, daß das, was in Ruß- 
land geschah, nur der Sturz einer rücksichtslosen zaristischen Tyran- 
nei durch Rußlands lange leidenden Massen gewesen sei. 


Es gab eine russische Revolution 
mit bolschewistischer Beteili- 
gung, aber das macht sie nur zu 
einer bolschewistischen Revolu- 
tion, wie wir noch sehen werden. 
Es gibt nämlich bis jetzt noch 
kein Wort in irgendeiner Spra- 
che, das genau der komplizierten 
Bedeutung dessen entspricht, 
was geschah. Und daher sind wir 
gezwungen, in diesem Aufsatz 
Begriffe wie »russische Revolu- 
tion« und »bolschewistische Re- 
volution« zu verwenden, solange 
bis die lange verschleierte volle 


Bedeutung entfaltet werden 
kann. 
Große Fortschritte 


in der Sowjetunion 


Der historische Revisionismus 
bezüglich der Revolution hat in 
der Sowjetunion größere Fort- 
schritte erzielt als im Westen, und 
zwar aus einem ganz einfachen 
Grund: Die Völker des Riesenrei- 
ches, vor allem die Bevölkerung 
Rußlands, wissen mehr darüber 
und denken mehr darüber nach, 
weil sie am meisten gelitten ha- 
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ben. Und es geht nichts über das 
Leiden, um den Geist aufzuwek- 
ken und zu beleben. 


Kürzlich annullierte Großbritan- 
niens Cambridge University 
Pläne zur Verleihung eines Eh- 
rendoktortitels an den sowjeti- 
schen Mathematiker Igor Schafa- 
rewitsch, nachdem bekannt 
wurde, daß er in Rußland öffent- 
lich Ansichten vertrat, die in 
westlichen akademischen Krei- 
sen immer noch als unannehm- 
bar gelten. 


Und in den Vereinigten Staaten 
erfolgte ein Aufschrei in den Me- 
dien als herauskam, daß zu einer 
Gruppe sowjetischer Verleger 
und Schriftsteller, die sich auf ei- 
ner staatlich geförderten Be- 
suchsreise befanden, drei Leute 
gehörteh, die zusammen mit 70 
anderen führenden Intellektuel- 
len ihre Unterschrift unter einen 
Brief über die Revolution gesetzt 
hatten, der in der angesehenen 
Zeitschrift »Literaturnaya Ros- 
siya« veröffentlicht wurde. 


Eine Umkehrung 
des Jahres 1917 


Die wesentlichen Tatsachen über 
die Revolution und die Schrek- 
kensherrschaft, die sie hervor- 


En Su a Baer me 


rief, darunter der kaltblütige BE 


Mordan der Zarenfamilie,waren 


stets für jeden zugänglich, der un- 
bedingt die Wahrheit wissen 
wollte. Es war daher nur die sy- 
stematische Unterdrückung von 
Informationen und Diskussionen 
auf beiden Seiten des sogenann- 
ten Eisernen Vorhangs, die fast 
die ganze Welt über 70 Jahre lang 
über dieses Thema in Unwissen- 
heit halten konnte. In der Tat, 
eben weil die verfügbaren Tatsa- 
chen unangreifbar und ihre Be- 
deutung praktisch offenkundig 
sind, konnte man sie nur durch 
Unterdrückung bekämpfen. 


Daher sind wir machtlos zu be- 
greifen, was sich heute in der So- 
wjetunion und in allen anderen 
Ländern, die unter der totalitä- 
ren bolschewistischen Herrschaft 
standen, abspielt, essei denn, wir 
finden erst einmal heraus, was 
1917 und 1918 in Rußland vor sich 
gegangen ist. 


Eine weitere bedeutsame politi- 


sche Erscheinung der heutigen 
Zeit für die eine Erklärung und 
Erläuterung in der Vergangen- 
heit gesucht werden muß, ist der 
Massenauszug von Juden aus der 
Sowjetunion — eine völlige Um- 
kehrung des Trends vom Jahre 
1917 und den Jahren unmittelbar 
danach, als Juden aus allen Teilen 
der westlichen Welt nach Ruß- 
land hereinströmten. 


Kein Geheimnis 
um die Gründe 


»Antisemitismus erzwingt den 
größten Exodus seit 500 Jahren«, 
schreit eine Schlagzeile in der 


»London Financial Times«. Laut 


Nathan Schtscharansky, ein weit- 
hin publizierter sowjetischer Dis- 
sident, der jetzt im Westen lebt, 
haben jüdische Familien den An- 
trag auf Ausreise aus der Sowjet- 
union gestellt mit einer Quote 
von 2000 pro Tag, und die 
Schlange potentieller Auswande- 
rer könnte bis zu einer Million 


Menschen lang sein. Andere jüdi-. 


sche Sprecher setzen die Zahl ir- 
gendwo zwischen zwei und vier 
Millionen an. 


Es gibt kein Geheimnis um ihre 
Gründe, warum sie das Land ver- 
lassen wollen. Die Juden werden 


Zar Nikolaus Il. von Rußland 
nach seiner Abdankung im 
März 1917. - 
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für die Revolution und die darauf 
- folgenden Massenmorde  ver- 
 antwortlich gemacht. 


- Schtscharansky sagte in einem In- 
terview mit der »London Times«: 
»Die ist etwas ganz anderes als 
der Antisemitismus auf Straßen- 
ebene vergangener Zeiten. Zum 
ersten Mal ist sich das russische 
Volk darüber klar geworden, was 

für eine furchtbare Geschichte es 
gehabt hat. Es ist nicht mehr Sol- 

- schenitzyn, der sagt, es habe 60 

„Millionen Opfer des Staatster- 

' rors gegeben; jetzt schätzen kon- 

- servative sowjetische Historiker 

- deren Zahl auf 40 Millionen. So 

haben die Russen herausgefun- 

- den, daß ihr Regime es war, das 

"alle kulturellen Institutionen, 

- alle moralischen Werte zerstört 

hat, und jeden Tag verfolgen sie, 

_ wie diese Dinge im Fernsehen 

- diskutiert werden und ihre Histo- 

 riker-sagen es ihnen und immer 

mehr Massengräber werden ent- 
deckt. Und natürlich erinnern sie 
sich daran, wer Karl Marx war, 

und irgendeiner sagt, der Groß- 

“vater Lenins sei Jude gewesen. 

Es ist Mutter Natur, daß der Sün- 

_ denbock zum Juden wird.« 


Was Schtscharansky und andere 
- zionistische Führer an den neuen 
Antisemitismus, »nicht mehr nur 
- auf Straßenniveau« am meisten 
beunruhigt, ist die Tatsache, daß 
er in intellektuellen Kreisen an- 
zutreffen ist. Hier, sagt er, nimmt 
er die Gestalt einer Diskussion 
um die Frage der Verantwortung 
- der Zionisten für die Jahre des 
 Bolschewismus an. 


Ein unnatürlicher 
. satanischer Wille 


“In der Tat, so lautete die An- 
klage, die gegen den sowjeti- 
schen Mathematiker Igor Schafa- 

- rewitsch erhoben wurde und die 

Cambridge University dazu 

zwang, den Plan fallen zu lassen, 

ihm den Ehrendoktortitel zu ver- 

_ leihen. In einem Manifest mit 

dem Titel »Russenfeindlichkeit« 

behauptet Schafarewitsch, das 
was er »eine sehr aktive zionisti- 

- sche Komponente« nennt, ge- 

.. höre zu denen, die »das russische 

" Volk verleumden«. Er stellte 

auch fest, daß in der revolutionä- 
ren Bewegung, die er dafür ver- 

‚ antwortlich machte, russische 
Werte vernichtet zu haben, »zio- 

- nistische Revolutionäre von ei- 
nem Wunsch nach Rache moti- 

- viert werden, die ihnen durch 


2000 Jahre jüdisches religiöses 
Erbe eingeflößt worden ist«, und 
daß »in der Revolution ein radi- 
kaler zionistischer Nationalismus 
vorhanden war und immer noch 
vorhanden ist«. 


Auch in dem von 77 führenden 
sowjetischen Intellektuellen un- 
terzeichneten und in »Literatur- 
naya Rossiya« veröffentlichten 
Brief ist mit scharfen Worten von 
der Rolle der Zionisten die Rede. 


Es war nichts »Primitives« oder 
»Straßenniveau-Ähnliches« an 
den drei sowjetischen Besuchern, 
die von der »Washingtoner Post« 
und anderen: amerikanischen 
Zeitungen gegeißelt wurden. Ei- 
ner von ihnen ist ein populärer 
Autor, ein anderer ein prominen- 
ter Gelehrter am Institut für 
Weltliteratur in Moskau und der 
dritte ist Chefredakteur der lite- 
rarischen Zeitschrift »Nash Sov- 
remennik« (»Unser Zeitge- 
nosse«). Ein weiteres Mitglied 
der Besuchergruppe, Stanislaw 
Kunajew, Herausgeber der »Lite- 
raturnaya Rossiya«, erklärte, die 
Kritik sei nicht gegen Juden als 
solche, sondern gegen Zionisten 
gerichtet. Amerikaner wurden je- 
doch‘daran erinnert, daß dieser 


Mr. Kunajew im Juni 1990 in sei- 
ner Zeitung erklärt hatte, die 
»Protokolle der Weisen von 
Zion« seien keine Fälschung wie 
jüdische Führer behaupten, son- 
dern das Ergebnis dessen, was er 
»eine menschenfeindliche Intelli- 
genz und einen fast unnatürli- 
chen satanischen Willen« nannte. 


Die Ereignisse 
um die Zaren-Familie 


Die amerikanische Presse hätte 
über den Eifer von Juden, aus 
der Sowjetunion herauszukom- 
men, ausführlicher schreiben 
können. Moskaus Maly-Theater 
hatte immer wieder ein volles 
Haus, nur Stehplätze, und zwar 
bei einem Schauspiel von Sergej 
Kuznetzow mit dem Titel »Ich 
werde zurückzahlen« - eine Va- 
riante von »Die Rache des Herrn 
ist mein«, — in dem in bewegen- 
der Weise die letzten Augen- 
blicke der Zarenfamilie in Jekate- 
rinburg nachvollzogen werden. 


In diesem neuen Theaterstück 
wird die Rolle der Zionisten indi- 
rekt behandelt, indem daß der 
Arzt des Zaren, Botkin zu einem 
der Revolutionäre, augenschein- 


Nikolaus Il., Zar aller Reu- 
ßen, mit seiner Familie vor 
seiner Abdankung. 


lich ein Jude, sagt: »Die Zeit wird 
kommen, wenn jeder glauben 
wird, daß die Juden für dies ver- 
antwortlich waren und sie die Op- 
fer sein werden.« 


Aber die Russen brauchten nicht 
auf dieses Theaterstück zu. war- 
ten, um zu ergründen, was mit ih- 
rem ehemaligen Monarchen ge- 
schehen war. Schon Monate vor- 
her hatte eine Zeitung, »Soviet 
Press«, einen schaurigen Bericht 
über die Ereignisse in Jekaterin- 
burg veröffentlicht, der nur aus 
einer möglichen Quelle stammen 
konnte, nämlich aus dem er- 
schöpfenden Archiv, das von Ni- 
kolai Sokolow, dem brillianten 
jungen Untersuchungsbeamten, 
der von Admiral Koltschak beru- 
fen wurde, nachdem die Weiße 
Armee Westsibirien von den Bol- 
schewisten zurückerobert hatte, 
zusammengestellt worden ist. 


In diesem Zeitungsbericht wird 
beschrieben, : wie. der Chefhen- 
ker, ein Jude, Jankel Jurowskij, 
den verwundeten und stöhnen- 
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den Zarewitsch, Alexis, mit zwei 
Revolverschüssen endgültig zum 
Schweigen bringt. 


Der Grund für die Aus- 
wanderung nach Israel 


Es ist daher nicht ohne Grund, 
daß viele Zionisten in der Sowjet- 
union sich als gefährdete Spezies 
betrachten. Die ehemalige Mos- 
kauer Korrespondentin des Lon- 
doner »Jewish Chronicle« er- 
klärte auf ihrem Weg, sich in den 
Vereinigten Staaten niederzulas- 
sen, die einzige Hilfe die sowjeti- 


schen Juden anerkennen könn- 
ten, sei eine solche, die ihnen die’ 


Möglichkeit gibt, das Land zu 
verlassen. Und die israelische Re- 
gierung hat angekündigt, daß sie 
weiter über drei Milliarden DM 
pro Jahr an Hilfeleistung aus al- 
ler Welt benötige, um mit dem 
unvorhergesehenen Ansturm 
von Einwanderern, von denen in 
den kommenden zwölf Monaten 


200000 erwartet werden, fertig- 


zuwerden. 


1917 und in den unmittelbar dar- 


auf folgenden Jahren, gab es eine 


“ Flut von Juden, die in die ümge- 
kehrte Richtung strömten, alle 
eifrig dazu bereit, die Revolution 
zu unterstützen und sich an der 
Siegesbeute zu beteiligen. 


“ Robert Wilton, damals Korre- 
spondent der »London Besen in 
Rußland, schreibt: 


»Eine beklagenswerte Erschei- 
nung der revolutionären Zeit war 
das ständige Kommen von russi- 
schen und pseudo-jüdischen Re- 
volutionären aus alliierten Län- 
. dern. Jede Schiffsladung, die aus 
Amerika, England oder Frank- 
reich kam, bereitete Schwierig- 
keiten. Sie betrachteten sich alle 
als dazu berechtigt, sich an der 
Beute zu beteiligen und mit fet- 
ten Pöstchen in den Nahrungs- 
mittel-, Landwirtschafts- und an- 
deren Ausschüssen bedacht zu 
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werden.« Mit wenigen Ausnah- 


Die Rolle - 
der Deutschen 


Wie, wo und wann die Berufsre- 
volutionäre, angeführt von Le- 
nin, in Bewegung gesetzt wur- 
den, kan genau festgelegt wer- 

en: Es war in Wien im Herbst 
1915, als der deutsche und öster- 
reichische Generalstab zusam- 
mentrafen, um eine Operation zu 
planen, die darauf abzielte, Ruß- 
land als Verbündeten an der Seite 
Großbritanniens und Frank- 
reichs aus dem Felde zu schlagen. 
Wenn das erreicht werden würde, 
stünden nicht nur sehr viel mehr 
Soldaten für die stark unter 
Druck stehende Westfront zur 
Verfügung, sondern das deutsche 
und österreichische Volk, von ei- 
ner alliierten Hungerblockade 
bedroht, würde unmittelbar Zu- 
gang zu den riesigen Nahrungs- 
mittelvorräten in der Ukraine be- 
kommen. 


Auf dieser Sitzung wurden die 
breiten Umrisse der Revolution 
ausgearbeitet und die führenden 


- Beteiligten daran ausgewählt - 


Lenin mit Swerdlow und anderen 
erfahrenen zionistischen Aktivi- 
sten, von denen viele während 
des vorangegangenen Jahrzehnts 


“ aus Rußland geflohen waren, um 


der Festnahme durch die Organi- 
sation der Geheimpolizei, der 
Okrhrana, zu entgehen, und 
dann in Zürich und anderswo in 
Europa zusammengezogen wur- 
den. Etwa einhundert dieser 
Männer erhielten die Erlaubnis, 
in einem verplombten Eisen- 
bahnzug durch Österreich und 
Deutschland zu reisen und in Pe- 
trograd einzudringen, wo der 
Prozeß der Revolution schon 
sehr weit fortgeschritten war. 


Eine ganze Schiffsladung ande- 
rer zionistischer Revolutionäre, 
darunter Leon Trotzky (Bron- 
stein) reisten aus New York an 
und riefen einen vorübergehen- 
den internationalen Wirbel her- 
vor, als ihr Schiff in Halifax, Nova 
Scotia, von den Kanadiern ge- 
stoppt wurde, die erstaunt wa- 
ren, so viele der berüchtigsten 
politischen Aufwiegler anzutref- 
fen, die alle gemeinsam reisten. 
Jedoch auf Druck hochstehender 
Kreise in den Vereinigten Staaten 
durfte das Schiff seine Reise fort- 
setzen. 


‚men waren alle diese Einwande- - 
rer Juden. 


\ 


Wenn die wesentlichen Fakten 
der Zeit der russischen Revolu- 
tion zusammengetragen werden, 
finden sich Begriffe von größter 
historischer Tragweite, Begriffe, 
die nicht aus den Tatsachen er- 
kenntlich sind, wenn man sie se- 
parat betrachtet. 


Die Lektion 
der Geschichte 


Die Revolutionszeit kann somit 
mit einem riesigen Puzzlespiel 
verglichen werden, wobei der 
Hauptunterschied darin besteht, 
daß geschichtliche Tatsachen in 
den Gedanken zusammengestellt 


"und. ihre gegenseitige Verständ- 


lichkeit durch einen geistigen 
Prozeß erkundet werden muß, 
den wir Induktion nennen. Tatsa- 
chen, die ‚zusammengehören, 
kommen dann auch zusammen, 
und wir verstehen sie so, wie wir 
sie vorher nicht verstehen konn- 
ten. 


Ein Beil für die Kusibing 
dieser geistigen Funktion wird 
von drei heutigen amerikani- 
schen Gelehrten geliefert: 


‘»Zwei Weltkriege und ihre dazwi- 


schen tretenden Kriege, Revolu- 
tionen und Krisen werden jetzt 
im allgemeinen als Episoden in 
einem einzigen Zeitalter des 
Konflikts bezeichnet, der 1914 
begann und immer noch nicht ab- 
geschlossen ist. Es ist ein Zeital- 
ter, das den Menschen mehr Ver- 
änderungen und Tragödien be- 
schert hat, als jedes andere Zeit- 
alter der Geschichtsschreibung. 
Und doch, was auch immer seine 
endgültige Bedeutung und Kon- 
sequenz sein wird, können wir 
jetzt schon darüber als ein histori- 
sches Ganzes nachdenken und 
schreiben.« 


Jene Gelehrten waren zwar nicht 
in der Lage, die »letzte Bedeu- 
tung« unseres Zeitalters des Kon- 


flikts zu ergründen, konnten je-. 


doch genug Beweisstücke zusam- 
menfügen, um keinen Zweifel 
aufkommen zu lassen, daß diese 
alle zusammengehören. 


So wie ein vollständiges Gedan- 
kenbild über unser Zeitalter des 
Konflikts notwendigerweise die 
Zeit der russischen Revolution 
absorbieren und ‚voll erklären 
muß, so muß ein lebendig klares 


Gedankenbild der Zeit der russi- . 


schen Revolution auch Licht auf 


ein Zeitalter des Konflikts wer- 


fen, dasso.viel mit deie gemein> \ 
sam hat, wasin Rußland gesthalt = 


Wenn ein Teil eines Puzzles rich- ai 
tig zusammengefügt-wird, wirdes -: 


“zwangsläufig leichter, die übrigen. 


Teile zusammenzufügen. Daraus 
folgt, daß, wenn wir ein scharfes 
Bild von nur einem Teil der Zeit 
der russischen Revolution be- '' 


kommen, wir auf: dem besten : 


Weg zu einem Verständnis der ge- i 


‚samten Revolutionszeit und ei- 


nes Zeitalters des Konflikts sein 
könnten, bei dem Kriege und Re- 
volutionen nur ebensoviele »Epi- 
soden« waren. 


Der Völkermord 
in Jekaterinburg 


Ein Teilabschnitt der Revolu- 
tionsperiode, der sich sofort zur 
konzentrierten Aufmerksamkeit 
anbietet, ist der, welcher die Er- 


‚mordung der Zarenfamilie' und 


aller Romanows, auf die die Bol- 

schewiken ihre Hand legen konn- 
ten, umgibt. Die Ermordung des 
Zaren in Jekaterinburg auf direk- 
tem Befehl der bolschewistischen 
Führer in Moskau war ein Ereig- 
nis von größter historischer Be- 
deutung und ist dementspre- 
chend gründlicher untersucht 
und dokumentiert worden, als ir- 
gendein anderes Ereignis wäh- 
rend der ganzen Revolutionszeit. 


Am 5. April 1990 bot Sotheby’s, - 
London, in öffentlicher Auktion, : 
etwas an, was der »Daily Tele-: 
graph« einige Tage zuvor als »Dy- 
namit-Papiere« bezeichnet hatte. _ 


Es handelte sich um die fast voll-. ° 


ständigen Aufzeichnung über 
eine Untersuchung, die durchge- _ 
führt wurde, als die Weiße Armee. 
unter Admiral Koltschak im Juli 
1918 Jekaterinburg von den Bol- ° 
schewisten zurückerobert hatte. 


Da ein früherer Versuch, das Ver- 
brechen zu untersuchen, nur we- 
nig Fortschritte gemacht hatte, 
übertrug ‚die Koltschak-Verwal- 
tung die Aufgabe an Nikolai $o- 
kolow und bot ihm jede Unter- 
stützung an, die er benötigen : 
würde. Die vollständige Akte, 
von der fünf unterzeichnete Ko- 
pien angefertigt wurden, wurder. 
als Sokolow-Archiv bekannt und 
durch die Aussage vieler weiterer ° 
Personen über andere Gesichts- 
punkte des bolschewistischen 
Schreckensregimes ergänzt. 


‚Eine Ausfertigung des komplet- 
"ten Dossiers wurde Richard Wil- 


ton, dem Korrespondenten der 
»London Times« übergeben, der 
der Weißen Armee zugeteilt war, 
und bildete die Grundlage seines 
Buches: »The Last Days of the 
 Romanovs« (»Die letzten Tage 
der Romanows«). 


Die Tatsachen 
des Verbrechens 


Ein weiterer Satz der Papiere 
wurde General Diterichs, dem 
Führungsoffizier der Untersu- 
chungskommission, übergeben 
und war die Hauptquelle eines 
- jetzt seltenen zweibändigen Wer- 
kes von Diterichs, das 1922 in 
Wladiwostok 
wurde. Sokolows eigenes Buch 
»Les Derniers Jours des Roma- 
nov« wurde 1924 in Paris auch in 

russischer Fassung veröffent- 


veröffentlicht - 
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licht. Die vollständige: Material- 
sammlung über das Massaker an 
der Zarenfamilie und anderen 
Romanows, auf der Grundlage 
des Sokolow-Archives und ande- 
rer Quellen, wurde von Nikolai 
Ross erstellt und 1987 in zwei 
Bänden in der Bundesrepublik 
Deutschland veröffentlicht. 


Was dies bedeutete, ist, daß ein 
äußerst wichtiges Kapitel der rus- 
sischen Geschichte, darunter der 
ausführlichste Bericht über die 
eigentliche Tötung, untermauert 
durch beeidete Aussagen von 
Schlüsselzeugen sowie Kopien 
der entscheidenden Botschaften, 
die im Postamt von Jekaterin- 
burg sichergestellt wurden, der 
Vergessenheit entrissen wurde 
und zweifellos bereits unter Ruß- 
lands antisozialistischen Intellek- 
tuellen herumgereicht wird. 


a a 


Das Sokolow-Archiv deckt auch 
die von den Bolschewisten ge- 
troffenen, ausgefeilten Maßnah- 
men zur Vertuschung ihres Ver- 
brechens, darunter die Verbren- 
nung der Leichen, die Auflösung 
der Knochenreste mit Schwefel- 
säure und den Abwurf der gesam- 
ten Überreste der Leichenteile in 
einen nicht mehr benutzten 
Schacht im Wald außerhalb von 
Jekaterinburg vollständig auf. 


Tatsachen von 
größter Bedeutung 


Hätte es noch irgendwelche 
Zweifel über die letztendliche 
Verantwortung für das Verbre- 
chen gegeben, dann wären sie 
durch ein verschlüsseltes Tele- 
gramm an Jankel Swerdlow, den 
Leiter der Geheimpolizei 


Studierzimmer des Zaren 
Nikolaus Il. nach dem Sturm 
auf das Winterpalais in Pe- 
tersburg am 26. Oktober 
1917. 


Tscheka und damals ein noch 
mächtigerer Mann als sein enger 
Gefährte Lenin, zerstreut wor- 
den. Darin wird ganz einfach fest- 
gestellt, daß die gesamte Zaren- 
familie, und nicht nur das Fami- 
lienoberhaupt, gestorben seien. 


Eine Tatsache von größerer Be- 
deutung wird enthüllt: Der Zar 
wurde nicht von russischen Revo- 
lutionären getötet. 


Wilton sagt, daß Anfang Juli 1918 
»unter der zionistischen Kama- 
rilla der Verdacht aufgekommen 
sein muß«, daß die russischen 
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Soldaten, die die Zarenfamilie 
bewachten, im Begriff waren, 
ihre Haltung zu ändern. Awde- 
jew, ein Russe, der das Kom- 
mando über das Gefängnishaus 
hatte und ortsansässigen Nonnen 
gestattet hatte, den Gefangenen 
einen kleinen Vorrat an Eiern 
und Milch zu bringen, wurde ent- 
lassen, und die russischen Wach- 
posten außerhalb des Hauses auf 
andere Grundstücke auf der an- 
deren Seite der Gasse umquar- 
tiert. Nur einer der Russen blieb 
zurück, der fanatische Bolsche- 
wik Pawel Medwedew, der seinen 
Posten als Chefwärter behielt. 


Diese Veränderungen wurden 
von Jankel Jurowskjy, Sohn eines 
ortsansässigen zionistischen Vor- 
bestraften und Leiter der örtli- 
chen Tscheka, vorgenommen. Ju- 
rowskij brachte eine Mannschaft 
von zehn »Letten« -— so bezeich- 
neten die Ortsansässigen sie- mit 
sich, um in dem überfüllten Ge- 
fängnis, bislang das stattliche 
Haus eines wohlhabenden zioni- 
stischen Kaufmanns, eines gewis- 
sen Ipatjew, auf Wache zu ziehen. 


Es waren in Wirklichkeit keine 
Letten, sondern Männer ge- 
mischter magyarisch-deutscher 
Herkunft, wahrscheinlich aus 
Ungarn hergeholt, wie aus ihren 
Kritzeleien an den Wänden her- 
vorging. Den Russen wurde die 
Aufgabe zuteil, außerhalb des 
Hauses bis zum Abend des 16. 
Juli, als alle ihre Waffen, Nagan- 
Pistolen, von Medwedew einge- 
sammelt und an Jurowskij ausge- 
händigt wurden, Wache zu schie- 
ben. 


Die letzten Augenblicke 
der Zaren-Familie 


Wilton bringt einen lebhaften Be- 
richt der letzten Augenblicke der 
Zarenfamilie und ihrer wenigen 
vertrauten Diener, beruhend auf 
Aussagen von Augenzeugen. 
Nachstehend einige Auszüge: 
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W. I. Lenin verläßt das Gebäude nach der Sitzung des ersten 
Allrussischen Kulturkongresses am 28. August 1918 in Mos- 
kau. 


»Als nach der Sonnenzeit Mitter- 
nacht ein paar Minuten vorüber 
war, begab sich Jurowskij zu den 
kaiserlichen Zimmern. Die Fami- 
lie schlief. Er weckte sie auf und 
teilte ihnen mit, es lägen drin- 
gende Gründe dafür vor, warum 
sie verlegt werden sollten... Alle 
standen auf, wuschen sich und zo- 
gen sich an ... Jurowskij ging ih- 


nen voran die Treppe hinunter ... 
Alexis konnte nicht gehen. Sein 
Vater trug ihn auf den Armen. 
Dr. Botkin kam unmittelbar hin- 
ter der Familie und hinter ihm 
das Kammermädchen Demi- 
dowa, die Köchin Haritonow und 
der Diener Trupp ... Die Familie 
wurde in eine Kammer im Halb- 
erdgeschoß geleitet und aufgefor- 


Truppenparade auf dem Ro- 
ten Platz in Moskau am 25. 
Mai 1918. 


dert, zu warten ... Jurowskij be- 
trat die Todeskammer und sagte 
zum Zaren: »Ihre Verwandten ha- 
ben versucht, sie zu retten, konn- 
ten es aber nicht schaffen, daher 
sind wir gezwungen, Sie zu er- 
schießen!« Zwölf Revolver gaben 
eine sofortige Salve ab. Die EI- 
tern und drei der Kinder, Dr. Bot- 
kin und zwei Dienstboten star- 
ben sofort. Alexis stöhnte und be- 
wegte sich heftig, bis Jurowskij 
ihn mit einem Kopfschuß _erle- 
digte. Das jüngste Mädel, An- 
astasia, wehrte sich verzweifelt, 
bevor sie starb. Das Dienstmäd- 
chen überlebte am längsten und 
mußte mit einem Seitengewehr 
getötet werden..« 


Medwedew erzählte seiner Frau 
genau, was geschehen war, und 
prahlte damit, daß er der einzige 
russische »Arbeiter« gewesen 
sei, der daran teilgenommen 
habe, alle’anderen waren »nicht 
von uns«, womit er meinte, daß 
sie, Ausländer waren. Später von 
der Weißen Armee gefangen ge- 
nommen, bestätigte er, waser sei- 
ner Frau erzählt hatte, bestritt je- 
doch, sich an der Schießerei be- 
teiligt zu haben. 
Trotzkij.berichtet in seinem Tage- 
buch, das jetzt in Harvard Uni- 


- seine Frau Alexandra, 


versity aufbewahrt wird, er habe 


“bei einem: Besuch in Moskau, 
kurz nach dem Fall von Jekaterin- 


burg an die Weiße Armee, Swerd- 
low gefragt: »Und wo ist der 
Zar?« Swerdlow antwortete die- 
ser sei erschossen worden. »Und 
die Familie?«. »Auch erschos- 
sen«, antwortete Swerdlow. »Was 
ist dabei«. »Wer hat das entschie- 
den?«, fragte Trotzkij. Swerdlows 
Antwort: »Wir haben es dort ent- 
schieden. Iljitsch (Lenin) war der 
Ansicht, daß wir ihnen nicht ge- 
statten sollten einen lebenden 
Banner zu haben.« 


Das rein politische Ziel, das russi- 
sche Volk des Einigungsprinzips 


seiner Monarchie zu berauben, 


wurde durch einen niederträchti- 
gen Rachedurst, der unaufhör- 
lich Genugtuung verlangte, ver- 
schlimmert. Dies ist es, was der 
Mathematiker _ Schafarewitsch 
fast sicher meinte, als erüber den 
bolschewistischen »Wunsch nach 


‚Rache, der durch 2000 Jahre zio- 


nistisches Erbe _eingeflößt 
wurde«, schrieb, und was der 
Herausgeber der »Literaturnaya 
Rossiya« als »menschenfeindli- 
che Intelligenz und fast unnatürli- 
chen satanischen Willen« be- 
zeichnete. 


Ein niederträchtiger 
Rachedurst 


Nachstehend ein kurzer Blick auf 
die Zustände, denen der Zar, 
sein 
kränklicher und leidender Sohn 


- und vier liebliche Töchter auf Be- 


fehl von Isaj Golotschekin, des 
Tscheka-Chefs im Uralgebiet 
und ihres Kerkermeisters in Jeka- 
terinburg, zuteil wurde: 


»Die Männer (Wachen) waren 
grobe, trunksüchtige, kriminelle 
Typen, so wie sie eine Revolution 
nach oben spült. Sie betraten die 
Räume der Familie zu jeder 
Stunde und blickten neugierig 
mit betrunkenen begehrlichen 


. Augen auf alles, was die Fami- 


lienmitglieder wohl tun würden; 
aber man stelle sich einmal die 
Qualen der Gefangenen, sich mit 
den abscheulichen Anzüglichkei- 


‘ten dieser widerlichen Kerle ab- 


finden zu müssen, vor. Sie pfleg- 


ten sich mit an den Tisch zu set- 
zen, wo die Familie aß, legten 


"ihre schmutzigen Hände in die 


Teller, spuckten, stritten mitein- 


‚ander und streckten die Hände 


nach den Gefangenen aus. Mit ih- 


_ ren schmierigen Ellenbogen stie- 


Ben sie dem Zaren zufällig oder 
willkürlich ins Gesicht.« 


Es waren jedoch diese russischen 


Wachen, so grob und so betrun- 


ken sie auch waren, die zuletzt in 
dem überfüllten Ipatiew-Haus 
Anzeichen des Mitleids für die 
leidende Familie an den Tag leg- 
ten und in Bereitschaft für den 
Schlußakt des Königmords durch 
völlig Fremde ausgetauscht wer- 
den mußten. 


Die letzte Woche 
ihres Lebens 


Wilson schreibt: »Die letzte Wo- 
che ihres Lebens muß für die Ro- 
manovs die furchtbarste von al- 
len gewesen sein. Brutal und vie- 
hisch wie die Russen sich in der 
ersten Zeit ihrer Aufseherrschaft 
benahmen, so waren sie selbst 
mit ihrem schlimmsten Verhalten 
noch erträglicher, als die wort- 
lose Folter die Jurowskij ihnen 
angedeihen ließ, der auch ein 
Säufer war ... Der Mann und 
seine Henkersknechte warteten 
nur auf das Signal, das von Jankel 
Swerdlow kommen sollte.« 


Der rein zionistische Charakter 
des Königmords wurde nur durch 


die Figur des russischen Arbei- 
ters Beloborodow vertuscht. Die- 
ser Mann, ein Anführer der örtli- 
chen Bergarbeiter, war wegen 
des Diebstahls von Geldern, ei- 
nes Vergehens für das er nach so- 
wjetischem Recht hätte hinge- 
richtet werden können, festge- 
nommen worden. Statt ihn er- 
schießen zu lassen, setzte Golot- 
schekin, der Tscheka-Chef des 
Urals, ihn als Präsidenten des re- 
gionalen Sowjets des Urals ein, 
um die örtlichen Arbeiter zu täu- 
schen, die eine zähe und eigen- 
willige Bande waren, die sehr viel 
dagegen hatten, von Zionisten 
beherrscht zu werden. Beloboro- 
dow, ein leidenschaftlicher marxi- 
stischer Revolutionär, wurde so- 
mit zum perfekten Strohmann ge- 
macht, und in’seinem Namen 
wurde auch das entscheidende 
verschlüsselte Telegramm an 
Swerdlow gesandt. 


Die Absicht 
der Deutschen 


Zu diesem Zeitpunkt war die 
Übergangsregierung schon völlig 
von den Bolschewisten übernom- 
men worden, und die Macht glitt 
den Deutschen, die sie nach Ruß- 
land hineingeschickt hatten, 


Vor dem Annen-Palais in Petersburg werden am 27. Februar 
1917 zaristische Symbole verbrannt. 


ST, ; 


schnell aus der Hand, eine Ent- 
wicklung, die durch die Ermor- 
dung des deutschen Botschafters .- 
und Hauptrepräsentanten Mir- 
bach in Moskau signalisiert 
wurde. 


Es gibt Grund zu der Annahme, 
daß die Deutschen heimlich ge- 
plant hatten, die Zarenfamilie 
aus Tobolsk, wo sie seit dem Vor- 
jahr im Exil gelebt hatten, nach 
Moskau zurückzubringen, die 
Bolschewisten zu vertreiben und 
eine eigene Regierung oder eine 
der anderen Romanows einzuset- 
zen. Dies gelang ihnen nicht. Der 
Zar, der sich auf dem Wege zu- 
rück nach Moskau befand, wurde 
in Jekaterinburg angehalten, wo 
kurz darauf die übrige Familie zu 
ihm stieß, und wo sie alle bis zu 
ihrer Ermordung gefangen gehal- 
ten wurden. 


Es war stets die Absicht der Deut- 

schen gewesen, Rußland nur ih- 

ren Willen aufzuerlegen, nicht 

aber, es als Nation zu zerstören. 

Und so wäre es auch bestimmt ge- 

kommen, wenn General Luden- 

dorffs Vorschlag in die Tat umge- 
setzt worden wäre, als ein bewaff- 

neter Eingriff der Deutschen. 
noch möglich war. 


Ein Holocaust 
entlarvt 


Die Bolschewisten waren ver- 
zweifelt bestrebt, vor dem russi- 
schen Volk und vor der ganzen 
Welt die Wahrheit über das, was 
bei Jekaterinburg geschehen war, 
zu verbergen, und nur durch eine 
völlig unerwartete Kombination 
von Umständen gelang ihnen das 
nicht. Ein Faktor war die Wieder- 
eroberung des Uralgebietes 
durch die Weiße Armee, nur 
neun Tage nachdem das Verbre- 
chen begangen wurde, und ein 
weiterer war die Anwesenheit ei- 
nes so begabten und entschlosse- 
nen Untersuchungsbeamten wie 
Nikolai Sokolow. 


Darüber hinaus, wie so viele 
Mörder vor ihnen, gelang es Go- 
lotschekin, Jurowskij und ihren 
Akolyten, auch unter Verwen- 
dung von Petroleum und Schwe- 
felsäure, nicht, alle sichtbaren 
und greifbaren Beweise zu besei- 


‘tigen. Auch konnten sie neugie- 


rige örtliche Kleinbauern nicht 
daran hindern, bei der nächst be- 
sten Gelegenheit zum Ort der 
Verbrennung zu eilen und über 
die verschiedenen Juwelen und 
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Edelsteine zu reden, die sie im 
Grase verstreut oder in den 
Schlamm BERGEN ERBORD hat- 
ten. 


Von Sokolow herbeigeholte 
Bergleute entdeckten einen fal- 
schen Boden unter einer Eis- 
schicht auf dem Grund des 
Schachts, und als dieser entfernt 
wurde, war das erste, was ins 
Blickfeld kam, der Kadaver von 
Jemmy, dem kleinen Kirig-Char- 
les-Spaniel, der seinen Herrn, 
den Zarewitsch, bis zur Todes- 
kammer. begleitet hatte und 
der augenscheinlich mit einem 
. Schlag auf den Kopf ins Hunde- 
paradies geschickt worden war. 
Die Vertuschung der eigentlichen 
Art des Verbrechens außerhalb 
von Jekaterinburg war viel leich- 
ter. 


In der »London Times« vom 22. 
Juli 1918 wurde eine amtliche bol- 
schewistische. Version dessen, 


was in Jekaterinburg geschehen _ 


war, als Nachricht des Tages ver- 
öffentlicht. 


Jeder Satz 
eine Lüge 


Kürzlich, so hieß es darin, 
»wurde eine gegenrevolutionäre 
Verschwörung aufgedeckt, die 
zum Ziel hatte, dem (Ural) Rat 
den Tyrann durch bewaffnete 
Macht aus den Händen zu ent- 
winden«.: Angesichts dieser Tat- 
sache entschloß sich der regio- 
nale Rat des Uralgebiets dazu, 
den ehemaligen Zaren zu erschie- 
Ben. Auf Grund dessen, was als 
»äußerst wichtiges Material«, 
darunter die Tagebücher des Ex- 
Zaren, bezeichnet wurde, hatte 
der Zentrale Ministerrat in Mos- 
kau die Entscheidung des Ural- 
Rats akzeptiert. 


»Die Frau und der Sohn des Ro- 
manow«, berichtete die »Times«, 
“ waren an einen sicheren Ort ge- 
bracht worden. 
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Ze ee Ta ya en 


In der englischen Presse ist zu 
diesem Zeitpunkt derchemalige 
Zar, der Freund und Verbündete 
der Briten und Vetter König Ge- 
orgs V. war, bereits nur noch »Ro- 
manow« und der »Tyrann«. 


Dieser Bericht, in dem praktisch 
jeder einzelne Satz eine Lüge ist, 
wie Wilton erklärt, spiegelt das 
wieder, was die Haltung der ge- 
samten »kapitalistischen« Welt 
gegenüber einer angeblich anti- 
kapitalistischen revolutionären 
Bewegung werden sollte, die erst 
kurz zuvor Großbritannien und 
Frankreich eines geschätzten Ver- 
bündeten in ihren Kampf gegen 
Deutschland beraubt hatte. 


Eine völlig neue Geschichte 
mußte von den Bolschewiken im- 
provisiert werden, als sie sich des- 
sen bewußt wurden, daß die 
Weiße Armee Beweise darüber 
in Händen hatte, daß die gesamte 
Zarenfamilie umgekommen war. 
Daher veröffentlichten sie ein 
Jahr später unter völliger Miß- 
achtung ihrer eigenen früheren 
amtlichen ‘Mitteilung, eine an- 


dere Erklärung - im Wortlaut von . 


Wilton zitiert —, dahingehend, 
daß der Sowjet in Perm 28 Perso- 
nen vor Gericht gestellt habe, die 
beschuldigt wurden, den Zaren, 
seine Frau und Familie und Ge- 
folge, insgesamt elf Personen, er- 
mordet zu haben. Ein gewisser 
Jakhonow soll zugegeben haben, 


er habe den Mord in die Wege ge- - 


leitet, um die sowjetischen Be- 
hörden in Mißkredit zu bringen. 
Der Bericht über einen Schein- 
prozeß, möglicherweise auf das 
Verfahren gegen 28 Personen auf 
Grund einer völlig unterschiedli- 
chen Anklage beruhend, wurde 
seinerzeit durch zionistische Or- 
ganisationen weithin zitiert, mit 
dem Ziel, die Bolschewiken von 
jeder Schuld an dem Mord an der 
Zarenfamilie loszusprechen und 
die Vorstellung von einer »zioni- 
stischen rassisch-begründeten 
Vendetta« zu zerstreuen. 


Tatsachen wurden ver- 
wirrt und verdunkelt 


Bei einem weiteren Versuch, die 
Einzelheiten eines entscheidend 
wichtigen Kapitels der Ge- 
schichte zu unterdrücken, veröf- 
fentlichte das Joint Foreign Com- 


“ mittee of the Board of Deputies 


(Gemeinsamer Auslandsaus- 
schuß des Vorstands der Depu- 
tierten) und die Anglo-Jewish As- 
sociation in Großbritannien ein 


Interview mit einem Mann, der 
zuerst voı: Admiral Koltschak 
mit der Aufgabe betraut worden 
war, zu ergründen, was genau mit 
‚der Zarenfamilie geschehen war. 
Dies war Starynkewitsch, ein zio- 
nistischer Rechtsanwalt, damals 
Justizminister in der. Uralregion, 
eingesetzt unter Kerenskijs Über- 
gangsregierung. Starynkewitsch 
hatte einen gewissen Sergiew, der 
auch Zionist gewesen sein soll, 
ernannt, der die eigentliche Un- 
tersuchung durchführen sollte, 
und weil Sergiew nicht weiter- 
kam, wurde er beiseitegefegt und 
durch den Magistrat Sokolow er- 
setzt. 


Der ehemalige Minister wurde 
nun dahingehend zitiert, daß er 
gesagt haben soll, seine Mann- 
schaft von Untersuchungsbeam- 


ten hätte keinerlei Spuren einer 


Verwicklung von Zionisten in die 
Tötung gefunden. Dies war eine 
dreiste Lüge und zielte, da sie ei- 
gentlich nichts bewies, augen- 
scheinlich nur darauf ab, den zio- 
nistischen Organisationen im 
Ausland ein Mittelin die Hand zu 
geben, die ganze Sache zu verwir- 
ren und zu verdunkeln. 


Dieser Starynkewitsch muß ge- 
wußt haben, daß der Vorstand 
des Rates der Deputierten der 
Uralregion, der für das Schicksal 
der Zarenfamilie verantwortlich 
war, aus fünf Mitgliedern be- 
stand: 


Eine Laune 


des Schicksals ‘ 
Beloborodow, der russische 


»Strohmann« als Präsident, Go- 
loschtschekin, Safarow, Woikow 
und Syromolotow, alle vier Ju- 
den, und daß die Tscheka 
(Tschrezvytschaika) von Golot- 
schenko, Efremow, Tschustke- 
witsch und drei weiteren Juden 
geleitet wurde. Diese Männer 
waren es, die den Auftrag hatten, 
die Zarenfamilie auszulöschen. 
Der örtliche Rat, »die Abgeord- 
neten des Volkes«, hörte erst vier 
Tage später von diesen Dingen. 


Dürch eine eigenartige Laune 
des Schicksals scheint einer der 
Königsmörder einem Impuls 
nachgegeben zu haben, seine ras- 
sische und nationale Unterschrift 
in.der Todeskammer des Ipatiew- 
Hauses zu hinterlassen. Oder 
sollte es reiner Zufall gewesen 
sein, daß an die Wand geschrie- 
bene Worte diesen jüngsten Akt 


ei 


des Königsmords fest in den Zu- A 


sammenhang mit jenen »2000 
Jahren des jüdisch-religiösen Er- 


bes« brachten, von dem ein mo- '. 
Gelehrter. 


derner russischer 


spricht? 


Die Worte, sorgfältig mit Bleistift 


eingekritzelt, waren eine Adap- 
tion der Zeilen des jüdischen 
Dichters Heine über das Schick- 


sal Belsazars, des Kumes der 


Chaldäer: 


»Belsatsar ward in selbiger Nacht 
von seinen Knechten umge- 
bracht.« 


Der Schreiber scheint versucht 
zu haben, die Worte etwas näher 
an die vorherrschende Situation 
heranzubringen und änderte den 


»Belsazar« des Poeten in »Belsat- ; 


sar« und »selbigen« in der zwei- 
ten Zeile in »seinen« ab, was be- 
deutete, daß es seine eigenen 
Leute waren, die die Monarchen 
ermordet hatten. 


Weitere Romanows 
abgeschlachtet 


Da der Mord an der nationalen 
Selbstständigkeit selbst von den 


'Bolschewisten von Anfang an ge- 


plant war, mußte alles, was das 


russische Volk mit einem Gefühl: 


re 


der Identität bewaffnen konnte, :' 


mit irgendetwas, was als »Ban- 
ner« dienen könnte, wie Lenin es 
nannte, beseitigt werden. Daher 


die Jagd auf die gesamte Familie .' € 


'Romanow, den möglichen Zu- 


fluchtsort eines zukünftigen 
Thronanwärters, um den herum 
sich ein wiederauflebendes Na- 
tionalgefühl bilden könnte. Der 
erste der Romanows, der einen 
Monat vor dem Zaren gehen 
mußte, war Großherzog Mi- 


chael, der vorgeschobene Erbe, : 


von Nikolaus ernannt als dieser 


abdankte. Michael, der öffent- 
lich auf jeden Anspruch auf den 


Thron verzichtet hatte, war nach, 


Perm im Ural ins Exil geschickt 
worden, wo er frei, aber unter 


scharfer Überwachung lebte. Mit 


Jubel empfangen, als er erstmals ' : 


auf den Straßen von Perm er- 
schien, hatte sich Michael Roma- 
now danach dazu entschlossen, 


sich nicht mehr sehen zu lassen, 


wohl aus Furcht, die örtliche 
TIscheka zu verärgern. Um den 
12. Juni herum wurde er mitten in 
der Nacht geweckt und mit sei- 


nem Sekretär, Nikolas Johnson, 


verschleppt. Man hat ihn nie wie- 
der gesehen. 


[ 


Die Gegend von Perm war Schau- 


platz vieler weiterer. Schrecken, 


‘schreibt Wilson, der zusammen 
mit Sokolow dieses Gebiet sehr 
gründlich erforscht hat. Andere 


dort internierte Mitglieder der 
- Familie Romanow waren die 


Schwester der Zarin, Großherzo- 


.:gin Elisabeth, Großherzog Ser- 


gius Mikhailowitsch und die Prin- 


-—. ‚zen Igor, Ioan, Konstantin und 


Wladimir. 


Der Mord an den Romanows in 
“"Perm, von denen niemand in die 


Politik verwickelt war, geschah 
fast genau 24 Stunden nach der 


Tötung in Jekaterinburg. Nach- 


demihnen mitgeteilt worden war, 
daß sie zu einem Ort größerer Si- 


 ‚cherheit gebracht werden sollten, 


verließen sie Perm in kleinen von 
Pferden gezogenen Wagen, wur- 
. den zwölf Kilometer in den Wald 
hinein gefahren und dort erschos- 
sen oder zu Tode geprügelt. Der 
Tatort war sorgfältig ausgewählt 
worden, denn in der Nähe befan- 
den sich weitere Erzbergwerke, 

in deren Schächte die Leichen 


‚hinabgeworfen wurden. Wie Wil- 


son berichtet, waren die Mörder 
diesmal »ganz einfach russische 
Verbrecher, entlaufene Sträf- 
linge, die für die rote Inquisition 


“ arbeiteten«. 


Die Tragödie 


eines Volkes 


Es wurde auch einwandfrei fest- 
gestellt, daß der Befehl für die 
Tötungen von Swerdlow aus Mos- 
kau kam und von den führenden 
zionistiischen 'Kommissaren in 
Perm, darunter der Kommissar 
für Justiz, Solowjew, Golotsche- 
“kin und ihr russischer Strohmann 
Beloborodow ausgeführt wurde. 


»Wieder gaben die Bolschewisten 
“ bekannt, eine Verschwörung sei 


vereitelt worden, und sie versuch- 
ten die Story zu untermauern, in- 
dem sie die Leiche eines ermor- 
deten Bauern neben das Schulge- 


„.‚lände legten, wo die Gefangenen 


festgehalten worden waren, und 
‘bezeichneten diese als die eines 
der »Weißen Banditen«. 


» Eine weitere Gruppe von Gefan- 


"die" 
Kräfte 


genen, alles Mitglieder des kai- 
serlichen Haushalts, die aus dem 
. Gefängnis in Jekaterinburg nach 
Perm überstellt worden waren als 
bolschewistischen Streit- 

diese Stadt verließen, 
wurde niedergemetzelt. Es wa- 
ren drei Damen von Rang und 


wre Namen und vier Männer. Der 


om: 


ehemalige Bursche des Zaren, 
Wolkow, sollte dazugehören, ent- 
kam aber und konnte einen ge- 
nauen Bericht über das Gesche- 


‚ hen abgeben. 


‚Am 29. Januar 1919, ein halbes - 


Jähr später, wurden vier weitere 
Romanows, darunter der Histori- 
ker Nicholas Mikhailowitsch, die 
lange ohne jede Anklage in Petro- 
grad festgehalten worden waren, 
zur Festung Sankt Peter und Paul 
gebracht und dort erschossen. 


Von anderen Angehörigen des 
früheren Mitarbeiterstabs des 
Zaren, darunter der treue Prinz 
Dolgurikij, in Jekaterinburg ein- 
gekerkert, hat man niemals mehr 


etwas gehört. 


Die Tragödie, von der die Roma- 
nows befallen wurden, ist der In- 
begriff der größeren Tragödie, 
die das gesamte Volk des russi- 
schen Reiches umfaßte, so wie 
die Revolution der Inbegriff der 


weltweiten Tragödie eines Zeital- 


ters des Konflikts und des Lei- 
dens ohne Präzedenzfall in der 
Menschheitsgeschichte ist. 


Entweder Bekehrung 
oder Tod 


Der rote Terror, der in der einen 
oder anderen Form schätzungs- 
weise 50 Millionen Menschen das 
Leben kostete, wurde am 1. Sep- 
tember 1918, weniger als zwei 
Monate nach dem Massaker in 
Jekaterinburg, proklamiert. Der 
unmittelbare Vorwand dafür wa- 
ren der Mord an Uritzkij, den 
blutbefleckten Tscheka-Chef in 
Petrograd — durch einen anderen 
Zionisten, wie sich herausstellte 
- und ein Attentatsversuch auf 
Lenin. 


Die offizielle Zeitung »Izvestia« 
erklärte, daß »das Proletariat auf 
eine Weise zurückschlagen wird, 
die die ganze Bourgiosie vor 
Schrecken erzittern 1äßt«. »Kraz- 
naya (Rote) Gazeta« verkün- 
dete: »Wir werden unsere Feinde 
zu Hunderten töten ... Sie sollen 
in ihrem eigenen Blut ertrinken«. 
Die Tscheka, der jetzt ein anderer 
Jude, Peters, vorstand, beschul- 


. digte die Sozialistische Revolu- 


tionäre Partei, die für das erste 
Stadium der Revolution verant- 
wortlich gewesen war, ünd Peters 
sagte all das voraus, was über die 
Jahre hinweg folgen sollte: »Die- 
ses Verbrechen wird mit Massen- 


terror beantwortet werden .. Ge- . 


ee werden ver- 
nichtet.« } 


Zinoniew (richtiger Name Apfel- . 


baum) erklärte, daß 90 Millionen 
des russischen Volkes »bekehrt 
und die übrigen ausgelöscht wer- 
den«. 


Der ganze Terror war notwendig, 
wenn Rußlands Herrscher an der 
Macht bleiben sollten. Es hatte 
schon zu viele Anzeichen für eine 
anhaltende Anhänglichkeit . an 


den Zauber ihrer Zarenfamilie 


gegeben, und es wurde nicht 
überall genügend Begeisterung 
für die revolutionäre Verände- 
rung zur Schau getragen. In 
Perm, um wahllos ein Beispiel 
herauszugreifen, war eine große 
Volksmenge  hinausgegangen, 
um bei einer Öffentlichen Bestat- 
tung der Leichen der Romanows, 
die von den Behörden der Wei- 
ßen Armee aus den Schächten 
der Erzbergwerke geborgen wor- 
den waren, diesen die letzte Ehre 
zu eiweisen. 


Es gab keine Möglickeit, ehrliche 
gemeinsame Ziele zwischen den 
Bolschewisten und der Masse des 
russischen Volkes festzulegen. 
Die zionistischen Revolutionäre 
wurden von den Deutschen für 
ihr Zerstörungsaufgabe ausge- 
wählt, eben weil sie Zionisten 
und keine Russen waren. 

Wilton faßt zusammen: »Die 
ganze Vorgeschichte des Bolsche- 
wismus in Rußland trägt unauslö- 
schlich‘den Stempel fremder Ein- 
dringlinge. Der Mord an dem Za- 
ren, vorsätzlich von dem Zioni- 
sten Swerdlow geplant und von 
den Zionisten Golotschekin, Sa- 
farow, Wolkow und Jurowskij aus- 
geführt, ist die Tat - nicht des rus- 
sischen Volkes sondern dieser 
feindlichen Eindringlinge.« 


Geheimnisumwritterte 
Schandtaten 


»Es kann nur einen triftigen 
Grund für die Auffindung und 
Wiederbelebung von Informatio- 
nen über die Vergangenheit ge- 
ben, der starke Gefühle der 
Feindseligkeit oder Angst erwek- 
ken könnte: Wenn es Wissen von 
der Art ist, das wir besitzen müs- 
sen, bevor wir möglicherweise 
verstehen können, wassich heute 


- innerhälb und außerhalb der So- 


wjetunion ereignet.« 


Es genügt nicht zu wissen, daß 
die bolschewistische Revolution 


die schlimmsten Merkmale einer 
fremden Invasion aufwies. Wir ' 
müssen auch ergründen, wie das 
scheinbar Unmögliche .bewerk- 
stelligt würde, die UÜberwälti- 
gung eines der großen Reiche der 
Welt durch einen winzig kleinen 
Feind. 


‚Die Mitglieder 
. der Regierung 


Wenn der Leser erstaunt darüber 
ist, daß bei der Ermordung der 
russischen Zarenfamilie überall 
die Hand der Zionisten mit im - 
Spiel war, schreibt Sokolow, dann 
muß er sich die beträchtliche zah- 
lenmäßige Überlegenheit von 
Zionisten in der sowjetischen Re- 
gierung vergegenwertigen. 


Listen von Familiennamen und 
Beinamen, oder Parteinamen, 
der herrschenden Körperschaf- 
ten der sowjetischen Verwaltung 
von 1917/1918 sind in Solokows 


- Buch »Les Derniers Jours des 


Romanovs«, das 1921 in Paris } her- 
auskam, und auch in der fränzösi- 
schen Ausgabe des Buches von 
Wilton enthalten. Hier sehen wir, 
was sie enthüllen: 


Zentralkomit& der Bolschewisti- 
schen Partei: 12: Mitglieder, neun 
von ihnen Zionisten. Rat der 
Volksbeauftragten: 22 Mitglie- 
der, 17 Zionisten. Außerordentli- 
che Kommission von Moskau: 36 
Mitglieder, 23 Zionisten. Zentra- 
ler Ministerrat: 61 Mitglieder, 41 
davon Zionisten. 


Aber wer sind die 51 Nichtzioni- 
sten in diesen Körperschaften: 
nur 12 von ihnen werden von So- 
kolow als »Russen« indentifi- 
ziert; die übrigen werden als Ar- 
menier, Georgier, Deutsche, . 
Tschechen, Ukrainer und Letten 
bezeichnet. 


Aus Daten in der damaligen so- 
wjetischen Presse entnahm So- 
kolow, daß unter. 556 der bedeu- 
tenten Funktionäre des bolsche- 
wistischen Staates 1918/1919 
17 Russen, zwei Ukrainer, 11 Ar- 
menier, 35. Letten, 15 Deutsche, 
ein Ungar, 10 Georgier, drei Po- 
len, drei Finnen, ein Tscheche, 
ein Karaim und 457 Zionisten wa- 
ren. 


Die anderen russischen sozialisti- 
schen Parteien waren auf der 
Führungsebene ähnlich zusam- 
mengesetzt. Menschewistische 
Sozialdemokraten: 11 Mitglieder, 
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alles Zionisten. Kommunist des 
Volkes: fünf Zionisten, ein 
Russe. $S. R. (Rechter Flügel): 13 
Zionisten und zwei Russen. An- 
archisten von Moskau: vier Zio- 
nisten und ein Russe. Polnische 
Kommunistische Partei: alle 12 
Zionisten. 


Von 61 Einzelpersonen an der 
Spitze aller linken oder fort- 
schrittlichen »Oppositions«-Par- 
teien, waren sechs Russen und 55 
Zionisten. 


Lenin und das 
Identitätsproblem 


Diese Parteien, alle angeblich an- 
tibolschewistisch, hatten den 
Zweck, jedem ernsthaften Ver- 
such seitens der Russen, sich zu- 
sammenzufinden und den Bol- 
schewisten eine wirksame Oppo- 
sition entgegenzusetzen, ZUVOT- 
zukommen. Und wir sehen wie 
Mitglieder von Minderheitsgrup- 
pierungen innerhalb des russi- 
schen Reiches, von denen viele 
den Russen gegenüber feindlich 
gesinnt waren, benutzt werden, 
um den im wesentlichen zionisti- 
schen Charakter der Revolution 
zu vertuschen. 

Die tatsächliche zahlenmäßige 
Überlegenheit der Zionisten mag 
sogar noch höher gewesen sein 
als Sokolow festgestellt hat, da 
mit hoher Wahrscheinlichkeit 
weitere Zionisten als Russen 
oder Letten ausgegeben wurden. 
Das ganze Thema der zionisti- 
schen Identität ist bis heute mit 
vorsätzlicher Ungewißheit umge- 
ben. 


Sind wir so sicher, daß Lenin - 
wirklicher Name Uljanow - ein 
Russe war? Können wir sicher 
sein, daß Lenin, das geistige und 
intellektuelle »Banner«, das den 
russischen Massen als Ersatz für 
Zar Nikolaus angeboten wurde, 
kein Zionist war, wie die meisten 
anderen bolschewistischen Füh- 
rer? 
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Lenins Lebensbild ist eines der 
am eifersüchtigsten bewahrten 
Geheimnisse der Revolution. 
Sein Vater war ein Russe mit tar- 
tarischem ‘oder kalmückischem 
Blut in seinen Adern und prakti- 
zierender Christ. Uber seine 


Mutter, eine geborene Maria 
Blank, hat sich hingegen gleich 
von Anfang an ein dichter Nebel 
des offiziellen Schweigens gelegt. 
Es gibt Beweise dafür, daß Ma- 
rias Vater, Alexander Blank, ein 


hätte das ausgereicht, um ihn in 
jüdischen Kreisen als Jude akzep- 
tabel zu machen. Es ist im allge- 
meinen unter Nichtjuden wenig 
bekannt, daß die (Weiter)verer- 
bung der jüdischen Identität aus- 
schließlich in der mütterlichen Li- 
nie erfolgt, und daß jüdisches We- 
sen allein auf Seiten des Vaters 
völlig unannehmbar ist. Die jüdi- 
sche Linie kann nämlich unbe- 
grenzt von Mutter zu Kind mit ei- 
ner Aufeinanderfolge von nicht- 


W. I. Lenin und N. Krupskaja 1918 in Moskau. 


Jude aus Odessa war, der es nach 
seinem Übertritt zum Christen- 
tum zu beträchtlichem Wohl- 
stand brachte. Die Identität von 
Lenins Großmutter mütterlicher- 
seits, eine geborene Anna 
Grosschkoph, Tochter eines 
wohlhabenden Kaufmanns aus 
St. Petersburg, ist nicht so ein- 
deutig. Es liegt, vorsichtig ausge- 
drückt, eine große Wahrschein- 
lichkeit vor, daß sie auch Jüdin 
war. 


Lenins Freund, N. Valentinew, 
der noch in freundlichen Tönen 
über Lenin schrieb, alser mit den 
Bolschewisten gebrochen hatte, 
bemerkt, daß Lenins Vater im 
Gegensatz zu seiner Frau Maria 
tief religiös war und regelmäßig 
zur Kirche ging, und daß seine 
Frau die Kirche mied. Lenin be- 
hauptete, seit seinem 16. Lebens- 
jahr Atheist gewesen zu sein. 

Wenn Lenins Großmutter müt- 
terlicherseits Jüdin war, dann 


jüdischen Vätern: weiter beste- 
hen. 


Diese Tatsache hat weitere be- 
deutsame stillschweigende Aus- 
wirkungen: Ein Nichtjude mit ei- 
ner jüdischen Frau könnte Kin- 
der haben - und hat auch im all- 
gemeinen -, Kinder, die als Ju- 
den aufgezogen werden und de- 
ren Schicksal als Juden er geneigt 
sein wird zu teilen, während er 
selbst niemals als Jude anerkannt 
wird. 


Triumpf von Zionismus 
und Kommunismus 


Viele sowjetische Führer über die 
Jahre hinweg gehörten zu diesen 
beiden Kategorien von Kryptoju- 
den entweder als Söhne jüdischer 
Frauen, die mit Nichtjuden ver- 
heiratet waren, oder als Nichtju- 
den mit Kindern, die als Juden 
aufgewachsen sind. 


Jeder Bericht über das, was 1917 
in Petrograd und Moskau ge- ° 
schah, wäre unvollständig ohne 
Hinweis auf das, was sich außer- 
halb Rußlands ereignete, da der 
Zionismus und der Kommunis- 
mus gleichzeitig triumphierten. 


In Rußland im September 1917 
fiel die Macht schließlich in die 
Hände Lenins und seiner zionisti- 
schen Mitverschwörer, und in der 
gleichen Woche verpflichteten 
Premierminister Lloyd George 
und Präsident Woodrow Wilson, 
dem von zionistischen Führern 
ausgeübten Druck nachgebend, 
Großbritannien und die Vereinig- 
ten Staaten zur Anerkennung ei- 
nes zukünftigen Staates Israel 
und seines Volkes als Nation. 


Nur Antisemiten 
sind Gegner 
der Weltrevolution 


Dieser für die Weltgeschichte ent- 
scheidendste Zeitabschnitt wird 
von Douglas Reed, ehemaliger 
Korrespondent der »London Ti- 
mes« für Osteuropa, wie folgt zu- 
sammengefaßt: 


»In der gleichen Woche der Bal- 
four-Erklärung erreichte die an- 
dere Gruppe von Zioniten in 
Rußland ihr Ziel, die Zerstörung 
des russischen Nationalstaats. 
Die westlichen Politiker brüteten 
somit ein zweiköpfiges Unge- 
heuer aus — ein Kopf war die 
Macht des Zionismus in den west- 
lichen Hauptstädten und der an- 
dere die Macht des aus dem ge- 
fangenen Rußland vordringen- 
den Kommunismus. Unterwer- 
fung gegenüber dem Zionismus 
schwächte die Kraft des Westens 
sich gegen die Weltrevolution zu 
schützen, denn der Zionismus ar- 
beitete darauf hin, die westlichen 
Regierungen unterwürfig zu hal- 
ten und deren Politik von den na- ° 
tionalen Interessen ihrer jeweili- 
gen Länder abzulenken. Zu die- 
sem Zeitpunkt wurde nämlich 
erstmals der Ruf laut, daß Geg- 
nerschaft zur Weltrevolution»An- 
tisemitismus« sei.« 


Es muß wohl - wenn überhaupt — 
nur wenige Zeitabschnitte großer 
historischer Veränderungen ge- 
ben, über die uns zuverlässigere, 
vollständigere und genauere Be- 
richte vorliegen, als die mit de- 
nen der Sturz einer weitgehend 
autokratischen Monarchie in 
Rußland und deren Austausch 
durch ein völlig fremdes Regime 


& der Tyrannei und des Terrors be- 
aan werden. 


"Robert Wilton war kein gewöhn- 
“licher Geschichtsschreiber, der 

“eine Story aus dem zusammen- 

..fügt, was andere Forscher ge- 

. ‚schrieben haben, nicht einmal ei- 
..ner von der besseren Sorte, des- 
'„sen Material aus ursprünglichen 
„Quellen ‚stammt. Er beschreibt 
"im Vorwort zu seinem Buch »Rus- 
sia’s Agony«, das 1918 veröffent- 
“licht wurde: 


: »In den vergangenen 14 Jahren 
‘war ich Augenzeuge der Ereig- 
: nisse in Rußland und konnte aus 
erster Hand die vielfältigen 
Aspekte der Reaktion und Revo- 
“ Iution untersuchen ... Ich war der 
“einzige nichtrussische Zivilist, 
“der alle Phasen des Zusammen- 
“bruchs des Sozialismus als natio- 
nale Kraft im vergangenen Juli 
„miterlebte ... Die Männer die 
während diesem langen Zeitab- 
-schnitt in russischen Angelegen- 
“heiten eine Rolle spielten sind 
inir persönlich bekannt.« 


_Verheimlichte Wahrheiten 
-über die Revolution 


"Wilton war darüber hinaus kein 
gewöhnlicher Korrespondent wie 
‚viele andere, die von führenden 
;westlichen Zeitungen und Nach- 


"Tichtenagenturen hinausgeschickt : 


„wurden. Da er 40 Jahre im Lande 

"yerbracht hatte, hatte er sich die 

“perfekte Beherrschung der Spra- 
che und die tiefgehende und aus- 
gedehnte Kenntnis eines Gelehr- 

ten über die Völker dieses riesi- 
gen Territoriums und ihrer Ge- 
schichte angeeignet. 


. Es war daher nur ein strenger 
"Bann, der jeder Information und 
"öffentlichen Diskussion auferlegt 
wurde, der verhindern konnte, 
daß Wahrheit über die russische 
"Tragödie im Westen zum Allge- 
meingut wurde. 


Es gab russische revolutionäre 
r Tätigkeiten lange vor den Ereig- 
::nissen von 1917 bis 1918. Ein frü- 
hes Beispiel dafür war die Ver- 
. Re von Offizieren, die im 
.napoleonischen Krieg gedient 
“und während des Marsches des 
:Eroberers auf Moskau im Jahre 


- 1812 die Hauptlast der nationalen . 


“Katastrophe getragen hatten. 
‘ Diese jungen Männer waren mit 
“den Idealen der Französischen 
Revolution vertraut geworden 


.. und waren über den Obskurantis- 


mus, die Korruption und die Un- 
fähigkeit ihrer eigenen Regie- 
rung erzürnt. 


Diese revolutionäre Tätigkeit war 
jedoch nur ein Gesichtspunkt ei- 
nes im wesentlichen evolutionä- 
ren Prozesses, der eher auf Re- 
form als auf eine völlige Überwäl- 
tigung der bestehenden sozialen 
und politischen Ordnung ab- 
zielte, ein Sehnen nach Verände- 
rung, inspiriert durch eine neue 
gebildete Gesellschaftsschicht, 
die sich weitgehend aus dem 
niedrigen Adel gebildet hatte und 
von Schriftstellern wie Puschkin, 
Dostojewskij, Turgenjew, Gogol 
und Leo Tolstoj verkörpert 
wurde. 


Die entschlossene 
revolutionäre Minderheit 


Es gab ein beträchtliche evolutio- 
näre Entwicklung nach der er- 
sten halb-populären sozialisti- 
schen Revolution von 1905, und 
eine der wesentlichen Zugeständ- 
nisse, die sie hervorbrachte, war 
das erste Parlament oder Duma, 
gewählt nach einem umfassen- 
den kleinbäuerlichen Wahlrecht, 
mit Stolypin als Ministerpräsi- 
dent. 


Die revolutionäre Untergrundtä- 
tigkeit ging jedoch rasch weiter, 
mit drei Ministern, die hinterein- 
ander ermordet wurden. Viele 
der Mörder waren junge Zioni- 
sten, die auch Hunderte von Mor- 
den an Polizisten und Banküber- 
fälle verübten, vorgeblich um 
Gelder für die Revolution aufzu- 
treiben. Terroristische Verbre- 
chen gaben wiederum Anlaß zu 
einer Reihe von Pogromen. 


Nach der Ermordung von Stol- . 


pyn (am 18..November 1919 in 
Kiew) ging der Fortschritt fast 
mit dem gleichen Tempo unter 
seinem Nachfolger Kokowtsow 


weiter, und Rußland genoß ein - 


noch nie dagewesenes Jahrzehnt 
des materiellen Wohlstands, in 
dem die örtlichen Behörden oder 
Zemstwos, und die Bewegung 
der Kooperativen eine Haupt- 
rolle spielten. Tausende von Kilo- 
metern der Haupteisenbahnlinie 
und Hunderte von Kilometern 
auf beiden Seiten «eröffneten 
weite Gebiete zur Ansiedlung 
und landwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, besonders in Sibirien. 


Aber immer blieb das Krebsge- 
schwür eines scheinbar unlösba- 


ren politischen Problems zurück: 
Eine entschlossen unassimilier- 


bare und leidenschaftlich rebelli- . 


sche zionistischen Minderheit. 


Kurz gesagt, die Russen waren 
lange Zeit mit den sozialen und 
politischen Zuständen in ihrem 
Land unzufrieden gewesen. Ihre 
gebildete  Gesellschaftsschicht 
hatte sich vom Marxismus so- 
wohl als Lebensphilosophie als 


auch als Programm zur politi- 


schen Reform begeistern lassen 
und hieß daher zionistische Mit- 
bürger, die sich das gleiche utopi- 
sche Glaubensbekenntnis zu ei- 
gen gemacht zu haben schienen, 
in ihren Reihen willkommen. 


Der Schlüssel des 
russischen Rätsels 


Die von jener klassischen politi- 
schen Autorität, Lord Acton, in 
seinem Kommentar zur Französi- 
schen Revolution gebrauchten 
Worte, passen genau auf die rus- 
sische Revolution: 


»Das Erschreckende an der Re- 
volution ist nicht der Aufruf son- 
dern die Planung; durch all das 
Feuer und den Rauch hindurch 
stoßen wir auf eine berechnende 
Organisation. Die Hintermänner 
bleiben geflissentlich verborgen 
und maskiert, aber es besteht von 
Anfang an kein Zweifel darüber, 
daß sie da sind.« 


Bei beiden großen Umwälzungen 
der bestehenden Ordnung wurde 
von Verwirrung als Waffe des 
Krieges Gebrauch gemacht und 
in beiden Fällen eine Situation 
herbeigeführt, die nur für jene 
Dunkelmänner einen Sinn erge- 
ben konnte. 


Einer der Schlüssel des russi- 
schen Rätsels war die Konferenz 
der Sozialdemokraten .dieses 
Landes in Stockholm im Jahre 
1908, auf der das Wort »Bolsche- 
wik« erstmals in Gebrauch kam. 
Alle Delegierten waren sich einig 
in ihrer Anhänglichkeit an die 
Lehren von Karl Marx, ihre Mei- 
nungen gingen aber auseinander, 
so schien es, über die Frage der 
Mittel und Wege, die zum Ziele 
führen sollten. Eine Gruppe, an- 
geführt von Lenin, beharrte auf 
radikalen Aktivismus, Propa- 
gända und blutigen Konflikt und 
wurde Bolschewiken genannt, 
weil sie die Mehrheit bildeten. 
die anderen traten für die Beseiti- 
gung des Kapitalismus und Ein- 


führung eines Arbeiterparadie- 
ses mit langsamen und weniger 
zerstörerischen Mitteln ein; da 
sie die Minderheit darstellten, 


“wurden sie (auf Russisch) die 


Menschewiken genannt. Ge- 
nauer gesagt, »größer« (Bolsche- 
wik) und »geringer« (Mensche- 
wik). 


Der Trick des 
Trojanischen Pferdes 


Die Wahrheit besteht jedoch, wie 
wir jetzt erkennen sollten, darin, 
daß die Aufstellung zweier rivali- 
sierender Gruppen Teil eines ein- 
zigen revolutionären Unterfan- 
gens war, und .daß leninistische 


.Hardliner sich fest in beiden 


Gruppierungen häuslich nieder- 
gelassen hatten. Im Grunde ge- 
nommen ist dies nichts anderes, 
als der Trick mit dem Trojani- 
schen Pferd in einer modernen 
ausgeklügelten Form. Die Rus- 
sen und ihre eigentlichen Führer 
neigten keineswegs dazu, Ge- 
waltmaßnahmen gegen die Mo- 


. narchie und herrschende Klasse 


anzuwenden. Wie war es nun 
möglich, die Wand des natürli- 
chen nationalen Widerstand zu 
durchbrechen? Die Antwort: Gib 
ihnen ein großes menschewisti- 
sches politisches Spielzeug, sei- 
nen geräumigen Bauch mit Bol- 
schewiki mit russifizierten Na- 
men gefüllt, die alle vorgeben, 
gute Menschewiki zu sein. Daher 
die erschreckende Verwirrung 
und die tödliche Präzision mit der 
der geheime Plan in die Tat umge- 
setzt wurde. 


Der chinesische Weise Konfuzius 
sagte einmal, daß er, wenn ihm 
die Macht dazu verliehen würde, 


. befehlen würde, daß alle Dinge 


mit ihrem richtigen Namen ge- 
nannt werden. Weil, sagte er, es 
keinen ordentlichen Gedanken- 
ausstausch und keine Ordnung in 
der Gesellschaft geben kann, 
wenn nicht die richtigen Worte 
verwendet werden. Wenn dieser 
Test angewendet wird, bevor wir 
den detaillierten : und graphi- 
schen Bericht über die Endstufen 
des revolutionären Dramas nä- 
her in Betracht ziehen, treten 
einige unerwartete Ergebnisse 
zutage. 


Wiltons »Pseudo-Zionisten« wa- 
ren in Wirklichkeit Pseudo-Rus- 
sen, die ihre wahre Identität hin- 
ter russischen Namen, wie zum 
Beispiel Trotzkij für Bronstein, 
Stekhow für Nahmkaz und Zi- 


x «ODE sg. 


6/1991 


Revisionismus 


Rußland 1917 
bis 1918: 
Schlüssel zu 
dem Rätsel 
eines Zeitalters 


nonjew für Apfelbaum kaschier- 
ten. Es waren, wie Wilton sie 
selbst definiert, »die haßgelade- 
nen Produkte des Altertums«, 
die sich von anderen Juden nur 
insofern unterschieden, als sie 
zur Führungsschicht gehörten, 
besser gebildet waren und in stän- 
diger Verbindung mit der zionisti- 
schen Führung im Ausland stan- 
den. 


Sozialismus 
als Philosophie 


Man muß sich auch den »Soziali- 
sten« einmal etwas näher be- 
trachten. Dieser Begriff, stellen 
wir dann fest, ist geprägt worden, 
um zwei radikal verschiedene Er- 
scheinungen zu repräsentieren. 
Erstens: Jene, die leidenschaft- 
lich an den Sozialismus als Philo- 
sophie und Programm der politi- 
schen Veränderung glauben; und 
zweitens, jene, die wissen, daß 
das Unsinn ist, die den Sozialis- 
mus aber anerkennen als etwas, 
was als politische Waffe einge- 
setzt werden kann. 


Was sich 1908 in Stockholm ereig- 
nete, war daher keine Konferenz 
von Sozialisten und Pseudo-So- 
zialisten. Genauer gesagt, die 
Pseudo-Sozialisten waren zioni- 
stische Nationalisten. Und Natio- 
nalismus ist eigentlich. die Anti- 
these von Sozialismus, die er- 
stere Gruppe bewußt oder parti- 
kularistisch, die andere interna- 
tionalistisch und universalistisch; 
die eine verlangt Gruppenidenti- 
tät und die andere ist ganz und 
gar dagegen; die eine ist daher 
die Verneinung der anderen. 


So waren die »Bolschewiki« nie- 
mals die »Mehrheit«, und es ist 
richtiger sie als Pseudo-russische 
Minderheit zu bezeichnen. 
Streng genommen gab es daher 
überhaupt nicht so etwas, wie 
eine »bolschewistische Revolu- 
tion«. Es gab einen zionistischen 
Krieg der nationalen Revolution, 
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der unter dem Deckmantel einer 
russisch-sozialistischen Revolu- 
tion geführt wurde. Mit anderen 
Worten, die russischen Soziali- 
sten mit Unterstützung von Zio- 
nisten und mit einer großen An- 
zahl Unzufriedener auf ihrer 
Seite, erreichten einen Umsturz 
der alten Ordnung, nur um zu er- 
leben, daß ihnen in der erschrek- 
kenden Unordnung, die darauf 
folgte, der Sieg von einer bestens 
organisierten zionistischen natio- 
nalistischen Minderheit aus den 
Händen gerissen wurde. 


Das wirkliche Übel 
ist der Sozialismus 


Durch Einsetzung der richtigen 
Wörter und Namen ergibt sich so- 
mit ein klares und zusammenhän- 
gendes Gedankenbild dessen, 
was sich in Petrograd zugetragen 
hat, und die vielen losen Informa- 
tionsbrocken passen dann haar- 
genau zusammen, wie die Teile 
eines richtig zusammengefügten 
Puzzles. Aber das läßt noch eine 
wichtige Frage unbeantwortet: 
Wie war es möglich, daß alle jene 
russischen Sozialisten, von denen 


die meisten gut erzogen waren, 
zum Zwecke der Zerstörung ih- 
res eigenen Nationalstaats ausge- 
nutzt werden konnten? 

Die vollständige Antwort auf 
diese Frage liegt tief in der wirkli- 
chen Bedeutung des Konzeptes 
»Sozialismus«, eines Begriffes 
von tiefgehender Bedeutsam- 
keit, für den es bislang noch kein 
Wort gibt, verborgen. Die Wör- 
terbücher geben uns nur einige 
der Bedeutungen wieder, die 
man in das Wort hineingelegt hat, 
und uns bleibt nichts anderes üb- 
rig als die wirkliche Bedeutung 
durch eigenes Leiden zu erfor- 
schen. 


Solscheniytsyn. hatte Recht, als 
er sagte, das wirkliche Übel sei 
der Sozialismus, nicht der Kom- 
munismus, der nichts anderes als 
ein Nebenprodukt des ersteren 
sei. Schmerzvolle Erfahrung hat 
Millionen von Menschen gelehrt, 
wäs Sozialismus bedeutet, nir- 
gendwo anders in stärkerem 
Maße als in der Sowjetunion und 
Osteuropa. Aber ihre Erfahrung 
sagt denjenigen nichts, die diese 
Erfahrung nicht oder nur in ge- 
milderter Form gemacht haben. 


Was daher dringend notwendig 
ist, ist wenigstens ein Versuch sei- 
tens derjenigen, die es: wirklich“ 
wissen, dies begrifflich zu erfas- 
sen und in Worte zu kleiden. 


Eine intellektuelle 
Sterilität 


Es kann somit vom Sozialismus 
gesagt werden, daß es sich hier- 
bei um eine Pervertierung des 
Begriffes »Gesellschaft« handelt 
— fast genau so wie der Homo- 
sexualismus eine Perversion des 
Geschlechtslebens ist. In beiden 
Fällen liegt eine Abweichung 
vom Natürlichen vor, die eine ist 
unnatürlicher Sex und die andere 
unnatürliche Politik. Sozialis- 
mus, so wie in unserem Jahrhun- 
dert an ihn geglaubt und wie er 
praktiziert wird, ist contra na- 
turam und unabänderlich zeu- 
gungsunfähig. 


W. 1. Lenin legt am 1. Mai 
1920 auf dem ehemaligen 
Theaterplatz in Moskau den 
Grundstein für das Karl- 
Marx-Denkmal. 


Es handelt sich daher um eine in- 
tellektuelle Sterilität, die durch 
das falsche Evangelium des Karl 
Marx erzeugt wurde, und die sich 
"in Rußland wie ein erworbenes 
Immunmangelsyndrom aus- 
wirkte, das viele der russischen 
_ Gebildeten oder die Intelligent- 
 sia der Kraft beraubte, die stark 
wirkende Infektion eines ver- 
deckten zionistischen Nationalis- 
mus zu bekämpfen. Unempfind- 
lich gegen ein lebensbedrohen- 
des Übel in ihrer Mitte gemacht, 
fehlte den russischen Intellektu- 
ellen die Kraft, dagegen anzuge- 
hen. Der Sozialismus kann als 
neuzeitliche Bekundung von Pla- 
tos »Lüge in der Seele« bezeich- 
net werden. 


Reif für 
die Revolution 


Die Zustände in Rußland Anfang 
1917 entsprachen allen Vorausset- 
zungen einer revolutionären Ver- 
. änderung. Unzufriedenheit hatte 
lange Zeit gegärt, das Land war 
zweieinhalb Jahre lang in einen 
erfolglosen und entsetzlich falsch 
geführten Krieg verwickelt gewe- 
sen, und der einigende Einfluß 
der Monarchie war durch den 
Rasputin-Skandal schwer beein- 
trächtigt worden. So ist es nicht 
„verwunderlich, daß die Revolu- 
- tion eine große Heerschar von 
* Anhängern unter Soldaten und 
Zivilisten hatte. 


Eine unmittelbare und sehr 
schmerzlich empfundene Ursa- 
che der Unzufriedenheit in Petro- 
grad war die Knappheit an Brot 
und anderen Lebensmitteln, die 
zumindest zum Teil künstlich ar- 
rangiert worden sein könnten. 
Somit wurde eine Ausgangsbasis 
geschaffen, auf die die russischen 
Revolutionäre nur gewartet und 
- auf die sie sich gut vorbereitet 
. hatten. 


In einer Rede vor der Duma am 
- 27. Februar kündigte Kerenskij 
_ das kommende Ungewitter an: 
»Seine Blitze erhellen bereits den 
Horizont.« Er verlangte die Be- 
 endigung von Rußlands Verwick- 
lung in den Krieg. Während sei- 
- ner Rede fanden Arbeiter-De- 
- -monstrationen in den Straßen 
"statt, und die vor den Geschäften 
stehenden Menschenschlangen 
- wurden immer unruhiger. 


E Der winzig kleine Funke, der das 
- Feuer des öffentlichen Aufruhrs 
- entfachte, das eine große Nation 


Nach seiner Rückkehr aus Italien im Jahr 1928 unterhält sich 
der Schriftsteller Maxim Gorki mit Arbeitern. 


zerstören sollte, wurde am Mitt- 
woch, den 7. März entzündet, als 


eine verärgerte alte Frau einen 


Stein warf und das Schaufenster 
eines Bäckers zertrümmerte. An- 
dere kamen hinzu und am näch- 
sten Tag wurden weitere Läden 
mit Steinen beworfen und ausge- 
plündert. Polizei und Kosaken- 
streifen griffen ein, aber die 
Unordnung eskalierte weiter. 
Der Korrespondent der »London 
Times« wohnte in einem Haus ne- 
ben der Präfektur in der Innen- 
stadt von Petrograd, kannte alle 
beteiligten verantwortlichen Zi- 
vil- und Militärbeamten und poli- 
tischen Führungskräfte und 
konnte daher alle Endstufen der 
revolutionären Besetzungen und 
Übernahme des legislativen und 
administrativen Nervenzentrums 
des Landes beobachten und auf- 
zeichnen. 


Verallgemeinerungen dessen was 
geschah hätten wenig histori- 
schen Wert, wenn sie nicht durch 
eine gewaltige Menge faktischer 
Augenzeugenbeweise untermau- 
ert werden können, wie Robert 
Wilton sie in seinem Buch »Rus- 
sias Agony« aufzeichnet und 
durch das Sokolow-Archiv weiter 
bestätigt werden. 


Wilton hat genauestens und in al- - 


len Einzelheiten beschrieben, 
wie eine echte Reformbewegung 


in Rußland zunächst von einem 
begeisterten russischen sozialisti- 
schen Element und schließlich 
von pseudo-russischen und 
pseudo-sozialistischen Bolsche- 
wiken übernommen wurde. Wir 
erleben, wie eine gut organisierte 
Minderheit ausgebildeter Opera- 
teure, die mit einem umfassen- 
den Spezialwissen in Wühlarbeit 
ausgestattet war und genau 
wußte, wohin sie ging, es fertig- 
brachte, ihren Willen einer Mehr- 
heit aufzuzwingen die niemals 
völlig begriffen hatte was ge- 
schah und bezüglich der Reform, 
die sie wollte, geteilter Meinung 
war. £ 


Eine gut organisierte 
Minderheit 


Ein sehr komplexer und vorsätz- 
lich durcheinandergebrachter 
Prozeß der erzwungenen politi- 
schen Veränderung, kann .wie 
folgt kurz zusammengefaßt wer- 
den: Einer Übergangsregierung, 
die sich ausschließlich aus Abge- 
ordneten der Duma zusammen- 
setzte, von denen fast alle Nicht- 
sozialisten aber alle stark refor- 
mistisch ausgerichtet waren, ge- 
lang es, ein völlig unfähiges auto- 
kratisches Regime fortzujagen 
und zu ersetzen. Der Zar war an 
seiner Rückkehr nach Petrograd 
gehindert worden und hatte ab- 
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gedankt, nachdem er Prinz Lem- 
berg zum Ministerpräsidenten ei- 
ner Übergangsregierung ernannt 
hatte. Die Bolschewisten, die in 
mehreren Wachbataillonen eine 
Meuterei entfacht und Petrograd 
in totale Unordnung gestürzt hat- 
ten, riefen einen eigenen »Arbei- 
ter- und Soldatenrat«, den »So- 
wjet«, aus. Dieser Sowjet mit sei- 
ner Tussischen sozialistischen 
Mehrheit arbeitete mit der Über- 
gangsregierung zusammen, bis 
die Bolschewisten in ihrer Mitte 
die volle Gewalt, zunächst über 
den Sowjet, dann über die Über- 
gangsregierung an sich reißen 
konnten. 


Die Vernichtung 
der Nationen 


Was ist nun die historische Be- 
deutung, die sich aus den zahllo- 
sen Einzelheiten dieses großen 
Ereignisses, das immer als bol- 
schewistische Revolution be- 
kannt aber in Wirklichkeit eine 
unter dem Deckmantel einer Re- 
volution durchgeführte nationale 
Aggression war, herauskristalli- 
siert? 


So wie das Massaker an der Za- 
renfamilie der Inbegriff einer 
ganzen Revolutionsperiode: ist, 
so ist die »bolschewistische Revo- 
lution« mit ihrem irreführenden 
Namen für die ganze Welt der In- 
begriff eines Jahrhunderts des 
Konflikts ohne Präzedenzfall in 
der Geschichtsschreibung. 


Überall sehen wir die gleichen 
Mächte, Einflüsse und Motive an 
der Arbeit und überall wird das 
gleiche Ziel angesteuert, nämlich 
die Vernichtung der Nationen. 
Anstatt eines Wettstreites der Na- 
tionen, wie er bislang geführt 
wurde, wird eine Völkervernich- 
tung versucht; nicht Krieg gegen 
jede nationale Selbstständigkeit, 
sondern Krieg des einen gegen 
alle. 


Daher können wir die Ermor- 
dung der russischen Zarenfamilie 
nicht voll und ganz begreifen, 
ohne auch die ganze Periode der 
russischen Revolution zu verste- 
hen; und wir können diese nicht 
verstehen, ohne gleichzeitig’ ein 
ganzes Jahrhundert des Kampfes 
zu verstehen. 


Daher können wir, wenn es uns 
mit anderen Mitteln gelungen ist, 
die Bedeutung unseres Zeitalters 
des Konflikts zu entdecken, auch 
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en 


Rußland 1917 

bis 1918: 
Schlüssel zu 
dem Rätsel _ 
eines Zeitalters 


all das leicht begreifen, was 1917 
und 1918 in Rußland geschah. 
Mit anderen Worten, die soge- 
nannte bolschewistische Revolu- 
tion kann. für Millionen im We- 
sten ein Schlüssel zur Erschlie- 
Bung des Geheimnisses der sich 
entfaltenden Zeitgeschichte sein. 
Es ist das, was sie wissen müssen, 
wenn sie ihre derzeitige Lage und 
Aussichten verstehen sollen. 


‚Der Triunipf 
des Rationalismus 


Denn der ganze Sinn und Zweck 
des Lebens ist untrennbar mit 
Wissen verknüpft. Wenn wir 
‚nicht wissen, was geschah, kön- 
nen wir ’auch nicht wissen, was 
wir tun müssen. 


Zwei bedeutsame Entwicklun- 
gen in den Ländern des Westens 
hatten sich miteinander verbun- 
den, um einem geographisch zer- 
streuten jüdischen. Volk eine 
Macht zu verleihen, die es in 
mehr als 2000 Jahren seiner sepa- 
raten Existenz niemals genossen 
hatte. Eine von diesen war eine 
explosive Entwicklung im Be- 
reich der Technik oder Werk- 
zeuge, die zu einem kombinier- 
ten Anstieg in der Wirtschaftspro- 
duktion, das heißt zur Schaffung 
von Wohlstand fürte. Die andere 
war ein fortschreitender Verfall 
des gemeinsamen religiösen 
Glaubens, eine der Folgen der so- 
genannten Aufklärung, daß heißt 
des Triumpfes des Rationalismus 
über den Glauben als Fundament 
für das gesamte soziale und politi- 
sche Denken. 


Darüber hinaus hatten alle die 
Umstände, die im Festland Eu- 
ropa, besonders in Deutschland, 
Polen und Rußland vorherrsch- 
ten, obwohl sie den jüdischen 
Menschen ermöglichten sich zu 
vermehren wie möglicherweise 
niemals zuvor, bei diesen ein fie- 
berisches Gruppenbewußtsein 
erzeugt, als sie sich unaufhörlich 
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‘ bemühten, der Assimilierung zu 


widerstehen. Es war ein Grup- 
penbewußtsein, das schon lange 
durch ihren Glauben und Reli- 
gionsausübung und später, als 
auch die Zionisten unter den Ein- 
fluß der »Aufklärung« gerieten, 
durch einen leidenschaftlichen 
weltlichen Nationalismus gefe- 
stigt worden war. 


Eine Nation 
im Kriegszustand 


Die Zionisten entdeckten daher, 
daß sie auf ideale Weise dazu aus- 
gerüstet waren, die sich durch das 
neue Zeitalter des Überflusses, 
das sich im Westen ab Mitte des 
19. Jahrhunderts zu entfalten be- 
gann, darbietenden günstigen 
Gelegenheiten auszubeuten. Da 
sie sich von jeder der Assimila- 
tion förderlichen Tätigkeit selbst 
ausgeschlossen hatten, gingen sie 
jeder Erfindung und Wohlstands- 
produktion aus dem Wege und 
befaßten sich fast ausschließlich 
damit, mit den Dingen zu han- 
deln, besonders mit Geld, eine 
Beschäftigungsart, die es ihnen 
erleichterte, beiseitezustehen. 


Darüber hinaus verlangte die Be- 
wahrung einer’ separaten Grup- 
penidentität die Umsetzung ei- 
nes doppelten Moralkodex in die 
Tat, eine Moral der gemeinsa- 
men Loyalität und gegenseitigen 
Unterstützung unter »uns« - den 
Zionisten — und eine Moral der 
sich von Zeit zu Zeit zu Feind- 
schaft erhärtenden Gleichgültig- 
keit gegen »sie« — die Bevölke- 
rung des Gastlandes —. Die Zioni- 
sten waren daher eine Nation, die 
sich ständig im Kriegszustand be- 
fand. 


Jede Kriegsführung erfordert die 
Praxis der Geheimhaltung und 
der Täuschung, aber keines von 
beiden im gleichen Ausmaß wie 
ein Krieg, der fast ausschließlich 
auf dem Schlachtfeld des Gedan- 
kens, auf der Grundlage einer na- 
tionalen Selbständigkeit geführt 
wird, die sich selbst geflissentlich 
verschleiern muß. 


Da die zionistische nationale Ein- 
heit somit gänzlich ein Gedanke 
ist, war zu deren Erhaltung eine 
grenzenlose Anwendung der 
Kunst der Verheimlichung, Tar- 
nung und Täuschung erforder- 
lich, und eine ihrer bemerkens- 


wertesten Erfindungen war Un- 


wahrheit von einer Art gegen die 
die Völker des Westens keine na- 


'türliche Verteidigungsmöglich- 


keit zu haben scheinen. Dies 
nimmt die Form einer der aufden 
Kopf gestellten oder umgekrem- 
pelten Wahrheit an und erzeugt 
eine Lüge, die auf höchst plausi- 
ble Weise die Wahrheit nach- 
ahmt. 


So wird Gegnerschaft gegen 
Nichtzionisten zu »Antisemitis- 
mus«; Selbstausschluß aus der 
Bevölkerung des Gastlandes 
wird zur schmerzvollen Diskrimi- 
nierung und Zurückweisung; und 
aggressiver Finanz-Kapitalismus 
nimmt die Gestalt eines sozialisti- 
schen: und kommunistischen 
»Antikapitalismus« an; die Prak- 
tiker des Völkermiords werden als 
die größten Opfer des Völker- 
mords dargestellt. 


Und was am dreistesten von al- 
lem ist, eine Nation von Athei- 
sten beansprucht »in Erfüllung 
der Verheißung Gottes« das 
Land Palästina für sich. 


Ein Jahrhundert 
der Unaufrichtigkeit 


Die Ergründung und Zusammen- 
fügung von Tatsachen, die zusam- 
mengehören, ist daher nicht im- 
mer genug. Manchmal sind es 
Fakten, die man zwar zusammen- 


‚gesetzt hat, die aber nicht zusam- 
.mengehören, die abgetrennt wer- 


den müssen, bevor die Wahrheit 
freigesetzt werden kann. 


Professor Hannah Arendt er- 
kennt die enorme Bedeutung der 
zionistischen Präsenz im 20. Jahr- 
hundert, macht aber keinen Ver- 
such sie zuerklären. Sie schreibt: 

»Die politischen Entwicklungen 
des 20. Jahrhunderts haben das 
jüdische Volk in das Sturmzen- 
trum der Ereignisse getrieben ... 
Die Judenfrage und Antisemitis- 
mus ... wurden das katalytische 
Mittel zunächst für den Aufstieg 
der Nazi-Bewegung und die Fe- 
stigung der organisatorischen 
Struktur des Dritten Reiches ... 
dann für einen Weltkrieg von ei- 
ner Grimmigkeit ohne Paral- 
lele.« 


Die zionistische Hochfinanz war 
von Anfang an tief in die russi- 
sche Revolution und sogar noch 
früher in die Finanzierung revo- 
lutionärer Tätigkeiten verwik- 
keit; und eine nichtzionistische 
Hochfinanz, ebenfalls sehr groß 
aber nicht im gleichen Ausmaß 
politisch motiviert und be- 


herrscht, fiel bereitwillig hinter '-- 
ihr zurück, froh darüber, daß ihr.:. 
ein »Stück der Handlung« zuge- 
billigt wurde. Danach arbeiteten..'- 
beide Hand in Hand zur Führung‘. -' 


einer geistig enterbten und ent- : 


rechteten westlichen gebildeten ..- 


Gesellschaftschicht oder Intelli- , 


gentsia, deren utopischer Reli- 


gionsersatz durch Leute vom 
Schlage eines George Bernard 
Shaw, dem Hinhaltetaktiker, der 
keine Skrupel hatte, die Unwahr- 


heit als ein Instrument sogar der 
Innenpolitik zu legitimieren, arti- . 


kuliert wird. 


Und alle Sozialwissenschaften - 
Geschichte, Wirtschaft und An- 


thropologie wurden verdorben, " 


wie Pilze die zur weiteren Kulti- 


vierung der Dunkelheit bedür- 
fen. 


Die Krebskrankheit 
Europas 


Alles zusammengefaßt: Ein 2. 


Jahrhundert der Unaufrichtig- 


keit ohne Parallele in der Ge- 
schichtsschreibung. 


Von Rußland aus verbreitete sich 


der Terrorismus und die Tyrannei ° 


des zionistischen Nationalismus 
wie eine Krebskrankheit über 


den Körper ganz Osteuropas aus. «. 


Im kommunistischen Polen zeich- 


nete der amerikanische Botschaf- 


ter Bliss Lane die Vorherrschaft‘ 


der Zionisten, viele von ihnen . 
Fremde; in den Schlüsselpositio- -- 


nen der Bevölkerungsbegren-. 


zung auf. 


In Ungarn wurde Mattyas Rakosi 
- als Roth in Jugoslawien gebo- 


ren — mit Unterstützung der Ro- 
ten Armee als Ministerpräsident , 


eingesetzt, und die »London Ti- 


mes« berichtete, daß sein Kabi-. 
nett »predominantly Jewish« — ; 


vorwiegend zionistisch - sei. 


Fast zur gleichen Zeit hielt die $ 


Londoner Zeitung »New States- 


man« fest, daß »in der Tschechos- _ 
lowakei wie anderswo in Osteu- 


ropa, sowohl die Partei-Intellek- 
tuellen als auch die Schlüsselfigu- 


ren in der Geheimpolizei weitge- - 
hend zionistischer Abstammung - 
"sind«. 


Über Rumänien berichtete die 


»New York Times« 1953: »Rumä- ' 


nien, zusammen mit Ungarn, hat 
vielleich die größte Anzahl von 


Zionisten in der Verwaltung«. In . 


Rumänien tobte der Terror unter 
Anna Pauker, der Tochter eines 
Rabbiners. 


Die Rolle 
der Zionisten 


Und in der DDR saß dem Re- 
gime des Terrors eine gewisse 
Hilde Benjamin, zunächst als Vi- 
zepräsident des Obersten Ge- 
richts, dann als Justizministerin 
vor. Unter der Leitung »der ge- 
fürchteten Frau Benjamin«, wie 
sie von der »London Times« be- 
zeichnet wurde, wurden in zwei 
Jahren 200000 Mitteldeutsche 
des »Verbrechens der politischen 
Opposition« schuldig gespro- 
- chen. 


Dies war bis zum heutigen Tage 
die nationalistische Rolle der 
- Zionisten, und jede Kundgebung 
örtlicher Selbstregierung, ob in 
- Europa, Lateinamerika oder an- 
derswo wurde gnadenlos zwi- 
schen den oberen Backenzähnen 
einer gewaltigen Finanzmacht 
mit ihren Medien und Manipula- 
tionen der Parteipolitik und ei- 


nem Unterkiefer des Umsturzes, 
des Terrorismus und der Revolu- 
tion zermalmt. 


Es gibt kein besseres fortdauern- 
des Beispiel dafür als Südafrika, 
wo der African National Con- 
gress (ANC) und die South Afri- 
can Communist Party, die sich als 
»Schwarze Befreiung« ausgeben, 
andere Namen für einen chauvi- 
nistisch-nationalistischen zioni- 
stischen Imperialismus sind. 

Was bedeutet dies alles über die 
lange Distanz der Geschichte hin- 
weg gesehen? Es ergibt sich eine 
Tatsache von größter Bedeutung: 
Die zionistische Rolle in der Ge- 
schichte war ohne Abweichung 
zerstörerisch, das genaue Gegen- 
teil von schöpferisch. 


Jeder Zionist, der sein persönli- 
ches Heil in einem schöpferi- 
schen Verhältnis zur übrigen 
Menschheit findet -— Spinonza, 
Mendelssohn, Disraeli — hört so- 
fort auf, Zionist zu sein. Denn 
nur diejenigen können schöpfe- 
risch tätig sein, Dinge herstellen 
und zum Funktionieren bringen, 
die eine verständnisvolle, mitfüh- 


lende Identifizierung mit Dingen 
und mit Menschen erreichen kön- 
nen, die sie um ihrer selbst willen 
lieben und nicht nur als Mittel, 
um ihren Appetit nach Besitz und 
Macht zu stillen. 


Fortschritt, aber zu 
welchem Preis 


Es hätte einer Liebe zu Rußland 
und zu seinem Volk bedurft, um 
ein politisches System in diesem 
riesigen Lande wirklich zum Tra- 
gen zu bringen. So aber gab es 
keine Möglichkeit, mit der das so- 
wjetische System jemals hätte 
zum Funktionieren gebracht wer- 
den können, und es besteht glei- 
chermaßen keine Möglichkeit, ei- 
nen zionistischen Nationalismus 
mit seiner militanten Entfrem- 
dung von der übrigen Mensch- 
heit jemals dauerhaft lebensfähig 
zu machen. Eine nationale Ei- 
genständigkeit nur des Gedan- 
kens muß, um überleben zu kön- 
nen, für immer natur-unfreund- 
lich und geistig steril- ein Gegen- 
stand der Abneigung und des Vor- 
wurfs für die übrige Menschheit 


W. I. Lenin während des hi- 
storischen Gesprächs mit 
dem englischen Schriftstel- 
ler H. G. Wells in Moskau am 
6. Oktober 1920. 


bleiben-, daher der sogenannte 
Antisemitismus überall und im- 
mer. 


Nichtsdestoweniger scheint der 
Zionist auf eine paradoxe höchst 
geheimnisvolle Weise im mensch- 
lichen evolutionären Prozeß eine 
positive Rolle zu spielen, ver- 
gleichbar mit der eines Wels im 
Behälter, der alle anderen Fische 
beflügelt und belebt. In Rußland 
sehen wir jetzt schon, wie, aus 
den furchtbaren Leiden seines 
Volkes geboren, unter den Rus- 
sen nicht nur ein klareres Ver- 
ständnis der zionistischen Rolle 
in der Geschichte, sondern auch 
ein tieferes Wissen über sich 
selbst, mehr und tiefere Ein- 
blicke in die Bedeutung des Le- 
bens selbst, des Guten und des 
Bösen hervorgebracht werden - 
immerhin ein Fortschritt, aber zu 
welchem Preis? m 
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Vertrauliches 


Lateinamerika 


Club of Rome 
plant Völker- 
. mord 


Als Vorbereitung für die im No- 
vember stattfindende Sitzung in 
Montevideo, Uruguay, hielt der 
Club of Rome in Bogota eine von 
seinem kolumbianischen Kapitel 
geförderte Sondersitzung ab. 
Der internationale Präsident Ri- 
cardo Diez Hochleitner saß der 
“ Sitzung vor, auf der die Tagesord- 
nung der Gruppe zur Vernich- 
tung eines Großteils der Bevölke- 
rung des Entwicklungssektors 
durch Förderung des Okologis- 
mus, der Geburtenregelung und 
Entindustrialisierung vorgelegt 
wurde. An der Sitzung in Bogota 
. nahm auch der ehemalige kolum- 
bianische Staatspräsident Belisa- 
rio Betancur teil, der soeben zum 
Vizepräsident des Club of Rome 
für Lateinamerika _ ernannt 
wurde. 


In seiner Ansprache gab Hoch- 
leitner bekannt, daß der Club of 
Rome noch vor der Konferenz im 
November eine Organisations- 
Offensive mit Zusammenkünf- 
ten in Mexiko und Argentinien in 
Angriff nehmen werde. Er hob 
hervor, die Themen größter Be- 
sorgnis für den Kontinent seien 
die sich beschleunigende Ver- 
schlechterung der Biosphäre, 
»fehlende Sicherheit und ein sich 
ansammelndes Vernichtungspot- 
ential« und »Sicherung der. Le- 
bensmittelversorgung auf welt- 
weiter Ebene.« 


Hochleitner führte aus, die Treib- 
hauswirkung sei die größte Be- 
drohung für die Menschheit, ein- 
hergehend mit saurem Regen, 
Zerstörung der Ozonschicht, 
Umweltverschmutzung und Zer- 
störung des Amazonas. 


Hochleitner legte den Schwer- 
punkt seiner Rede auf die Not- 
wendigkeit der Bildung einer »la- 
teinamerikanischen Gemeinde«, 
durch die, wie er sagte, viele der 
Vorschläge des Club of Rome in 
die Tat umgesetzt werden kön- 
nen. Er hob besonders hervor, 


daß die bevorstehende Vollver- 


64 (SODE 1991, - 


sammlung der Organisation zur 


Vorbereitung der Sitzung der Ver- 


einten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung im Jahr 1992 in 
Rio de Janeiro von entscheiden- 
der Bedeutung sei. Die bedeu- 
tendsten ökologischen Gruppen 
der Welt konzentrieren sich auf 
diese Konferenz und auf die 
»Verteidigung des Amazonas« 
als Teil ihres Angriffs auf die bra- 
silianische Souveränität. DO 


Thailand 
US-freundliche 
Regierung 
gestürzt 


Die Thai-Regierung des Premier- 
ministers chatichai Choonhavan 
wurde Ende Februar durch einen 
unblutigen militärischen Staats- 
streich gewaltsam beseitigt. Cha- 
tichai selbst wurde festgenom- 
men. 


“ »Wir wollen nicht wie die Philip- 


pinen 'werden«, stellte General 
Suchinda Krayprayoon, der Chef 
der Armee, auf einer Pressekon- 
ferenz fest. Die Erklärung war 
eine Antwort auf die Frage: »Wie 
ist die Reaktion der USA auf den 
Staatsstreich?« 


Suchinda sagte, Thailand müsse 
mit der Reaktion der USA, wie 
diese auch immer sein mag, fertig 
werden, aber Thailand könne 
keine zweite Republik der Philip- 
pinen werden. Dort sei Korrup- 
tion an der Tagesordnung und das 
Land befinde sich jetzt im Zu- 
stand des Zusammenbruches. 
Der Staatsstreich wurde durch 
die Unzufriedenheit des Militärs 
mit der willkürlichen Korruption 
in der Regierung des Premiermi- 
nisters Chatichai Choonhaven 
ausgelöst, die unter dem Slogan 
»Freihandel« öperierte und eng 
mit dem amerikanischen stellver- 
tretenden Außenminister für 
fernöstliche Angelegenheiten, 
Richard Solomon, zusammenar- 
beitete. 


Das Militär war sich bei dem 


Staatsstreich über alle Gruppie- - 


rungen hinweg einig, worauf die 
äußerst ruhige und unblutige Na- 
tur des Staatsstreiches zurückzu- 
führen ist. Das Militär rief einen 
nationalen Sicherheitsrat zu ver- 
waltungsmäßigen Zwecken ins 
Leben und gelobte, innerhalb 
kurzer Zeit eine neue Regierung 


und in sechs Monaten Neuwah- 
len auszurufen. Es gibt keine Ver- 
änderungen in der thailändischen 
Außenpolitik, sagte Suchinda. 


Obwohl das amerikanische Au- 
ßenministerium sich weigerte, 
dazu Stellung zu nehmen, berich- 
tete das Cable. News Network 
(CNN), daß die USA aus Verär- 
gerung über den Staatsstreich 
jede Hilfe für Thailand einstel- 
len. O 


Aids 
Übertragung 
durch Sprays 
wird untersucht 


»Nachdem jahrelang bestritten 
wurde, daß HIV, der Aids-Virus, 
durch die Luft verbreitet werden 
kann, finanzieren die amerikani- 
schen Centers for Disease Con- 
trol (CDC) eine Studie, um das 
zu ergründen«, berichtet die 
»Washington Times«. 


Die in Atlanta ansässigen CDC 
wurden zum Handeln gezwun- 
gen, nachdem Dr. Donald Je- 
wett, Professor für orthopä- 
dische Chirurgie an der Univer- 
sity of California in San Fran- 
cisco, eine Untersuchung durch- 
führte, in der nachgewiesen wird, 
daß bei »orthopädischen chi- 
rurgischen Eingriffen unter Ver- 
wendung von Knochen zer- 
schneidenden Werkzeugen 


Sprays erzeugt wurden, die mit - 


HIV infiziertes Blut enthielten«. 
»Er stellte fest, daß diese Teil- 
chen klein genug waren, um eine 
Schutzmaske, wie sie der Chirurg 
verwendet, zu durchdringen.« 
Von dieser Erkenntnis sind an- 
scheinend auch Hochgeschwin- 
digkeits-Zahnbohrer betroffen. 


Inzwischen haben Gregory John- 
son und William Robinson an der 
Stanford University in Kalifor- 
nien eine Studie durchgeführt, 
mit der der seit langem bestehen- 
de Mythos, daß HIV bei Berüh- 
rung mit Luft einen Großteil sei- 
ner Potenz verliere, auf den Kopf 
gestellt wird. Sie wiesen nach, 
daß der Virus in einem Spray 
überleben und mindestens einige 
Minuten lang infektiös bleiben 
kann. 


Indessen lenkt Peter Duesberg, 
ein Virologe an der Universität of 
California, die Aufmerksamkeit 


auf die Tatsache, daß »Viren wie: 


HIV wenige Zellen infizieren‘ © 
und sie nicht töten«, schreibt die‘ - 
»Montreal Gazette«. »Jetzt über- - 
stürzen sich Aids-Forscher gera-:: 
dezu, zu erklären, wie der HIV- :: 
Virus indirekt Zellen des Haupt- -. 
Immunsystems töten kann.« $o- : 
gar Luc Montagnier, der Entdek- -4 


ker des HIV, sagt, es sei nicht be- 


kannt, wie der Virus den Körper 3 


beschädigt. 


ES 


Duesberg ist in ärztlichen Krei-,.. 


sen dafür berüchtigt, daß er dar- .- 


auf beharrt, daß HIV nicht der 


Erreger von Aids ist. Die Pro- " 


ceedings of National Academy of 


Sciences hat inzwischen einen Ar- . 
tikel von ihm veröffentlicht, in 
dem .dieses Thema dargelegt 

DO. 


wird. 


Brasilien 
Admiral 
warnt vor 
US-Präsident 
Bush 


In einem Leitartikel mit der 


Schlagzeile »Das Gift der neuen 


Weltordnung«, der in brasiliani- 


sche Tageszeitung »O Estado de... 
Säo Paulo« erschien, schrieb Ad- . 
miral Roberto Gama e Silva: '' 


»Adolf Hitler prahlte mit einer 
neuen Weltordnung, angeführt 
von den Völkern einer höheren 


Rasse, als er die deutsche Militär- 


macht gegen Europa in Bewe- 


gung setzte. Jetzt, wo der ge- °: 


samte industrialisierte Block, un- 
abhängig von Ideologien, eine 
unbesiegbare Koalition gegen ein 


arabisches Land bildet, erleben - 


wir mit Verblüffung, daß der Prä- 


sident der größten Macht der : ' 


Welt lauthals erklärt, daß nach "" 


der Niederlage Saddam Husseins 


die Stunde kommen wird, eine 
neue Weltordnung ins Leben zu: . 


rufen.« 


Gama e Silva sagte voraus, daß 


diese neue Weltordnung von zwei 
Gruppen gebildet wird: Jene, die : 


natürliche Rohstoffe verwenden, 


und jene, die sie besitzen. Er . 


stellte fest: »Brasilien ist eine der 


seltenen Ausnahmen von der Re- 
gel, auf Grundseines großen phy- . 


sikalischen Wohlstands unter sei- 


ner exklusiven Souveränität und“ : 


vor allem der Vielfalt der Resour- 
cen, mit denen das gleiche he: 
torium gesegnet ist.« 


Der Admiral riet den Brasilia- 
: nern: »Eine gute Dosis Anschau- 
„ungsunterricht auf der Grund- 


“lage der eigenen Wirtschaft, ge- 
..nau so wie ihn alle reichen Län- 


SF 


“der: praktizieren bevor sie ihren 
: derzeitigen »Status< erreichten, 
‚ ist das wirksamste Gegenmittel 


gegen die neue Ordnung und 


; gleichzeitig eine ideale Quelle 
“der Impulse für RSCET 
: Fortschritt. « 


„El Salvador 
-UN liefert den 
"Rebellen das 


"halbe Land aus 


In einem zunächst geheimen Do- 


.kument der Vereinten Nationen 


(UN), das der Regierung von El 


“ Salvador und den marxistischen 


':FMLN-Rebellen 
„wurde, wird vorgeschlagen, El 


vorgelegt 


„Salvador. in Armee- und Gue- 


rılla-Zonen aufzuteilen, nach 


‘den Richtlinien des »Libanon- 


Modells«, das dieses Land restlos 
ruiniert hat. Wie berichtet wird, 


‚stellt sich die Regierung von El 
. Salvador völlig gegen diesen Vor- 


‚schlag. 


. Das UN-Dokument, 
‘dem von den Vereinten Nationen 


“Nachrichten darüber 


das von 


‚ernannten Vermittler Alvaro de 
Soto sofort mißbilligt wurde, als 
in die 
Presse kamen, gibt im wesentli- 
chen der Behauptung der FMLN 


“ Rückendeckung, sie sei eine pa- 


rallele Macht im Land. Aus Krei- 
sen, die den Rebellen naheste- 
hen, verlautet, der Vorschlag ver- 


“leihe ihnen weitgehend politische 
“Mächt über die ihnen zugeteilten 


Gebiete. 


- Nach den Empfehlungen des Do- 


kuments sollen für eine unbe- 
stimmte »Übergangszeit« sepa- 


“rate Guerilla- und Armee-Zonen 


eingerichtet werden, in der eine 
.8000 Mann starke Friedens- 


..truppe der Vereinten Nationen zu 
» Streifendiensten in. entmilitari- - 


sierten Zonen eingesetzt wird. 
Reuters zitiert einen Experten, 
der gesagt habe, daß auf der 


» Grundlage einer de-fakto-Herr- 


‚schaft die »FMLN möglicher- 
“weise die Hälfte des Landes für 


„sich beanspruchen kann«. 


"Die »New York Times« berich- 


tete, daß die FMLN für eine 


. Feuereinstellung zur Bedingung 


mache, daß die Regierung die 
Herrschaft der Rebellen über 
»einen breiten nördlichen Strei- 
fen« des Landes anerkennt. 


Ein »schwieriger Punkt« in den 
Verhandlungen, schreibt die 
»New York Times«, ist die Forde- 
rung der FMLN nach Auflösung 
der bewaffneten Streitkräfte EI 


. Salvadors, ein Vorschlag, der von 


dem Vermittler der Vereinten Na- 
tionen, de Soto, unterstützt wird. 
Nach einem Interview im »Chri- 
stian Science Monitor« mit dem 
Sprecher der Rebellen, Ruben 
Zamora, »glaubt keine der bei- 
den Seiten in diesem Krieg, daß 
sie einen militärischen Sieg errin- 


gen kann«, und die Entmilitari- . 


sierung sei daher das Gebot der 
Stunde. Dies könne durch »eine 
Niederlage der Regierung bei der 
Volksbefragung erleichtert wer- 
den, was eine bedeutende psy- 
chologische Auswirkung am Ver- 
handlungstisch haben würde«, 
meint Zamora. 


USA 

Bushs frei- 
maurerisches 
Ritual 


Der Präsident der Vereinigten 
Staaten George Bush bat Gott zu 
Beginn des Krieges mit dem Irak, 
die Koalitionsstreitkräfte zu seg- 
nen, aber für Bush »ist dies nur 
ein freimaurerisches Ritual«, 
klagte die katholische Wochen- 
zeitung »30 Giorni« an. 


»Jener »Gott«, auf dem man sich 
am 17. Januar 1991 berief, 
scheint mehr eine nationale Gött- 
lichkeit, ein Held der amerikani- 
schen Mythologie zu sein«, wet- 
terte die Zeitung. Sie zitierte den 
italienischen Historiker Gianni 
Vannoni, den Verfasser eines Bu- 
ches mit dem Titel »Secret Socie- 
ties from the 1600s to the 1990s« 
(»Geheimgesellschaften vom 16. 
bis zum 19. Jahrhundert«). Er 
schreibt: »Es gibt zwei sich ge- 
genüberstehende Seelen in der 
amerikanischen Geschichte: die 
der »Grenze< und die des Frei- 
maurertums. Wenn der Geist der 
»Grenze< der Geist der Freiheit 


ist, dann ist der freimaurerische 


Geist der Geist, oder besser die 
Vergeistlichung, des Profits.« 


Der Artikel schließt: »Unter den 
Präsidenten der USA waren nur 


wenige keine Freimaurer. Und 


Bush? »George Bush ist Freimau- 
rer und kann öffentlich stolz dar- 
auf sein««, erklärte Giuliano Di 
Bernado, Großmeister des Groß- 
Orients von Italien. 


Die Zeitung fragt, ob es nicht je- 
ner »Geist des Profits« sei, der 


Bushs Krieg gegen den Irak moti- 
viert hat. oO 


Ägypten 
Politische 


Unruhe breitet 
sich aus 


Ägypten, Mitglied der von den 


USA angeführten Koalition, die 
den Irak besiegte, war der Schau- 
platz wachsender Studentenpro- 
teste gegen die Politik der Regie- 
rung und auch von Bemühungen 
seitens der herrschenden Eliten, 
sich von den angelsächsischen 
Plänen für eine »Neue Weltord- 
nung« zu distanzieren. 


Ende Februar, noch bevor die 
Feuereinstellung erklärt wurde, 
stießen Steine werfende Studen- 
ten, die ein Ende der ägyptischen 
Beteiligung am Krieg verlangten 
mit der Polizei zusammen, die 
Tränengas gegen sie einsetzte. 
Ein Student wurde getötet. 

Am 26. Februar 1991 marschier- 
ten 5000 bis 10000 Studenten — 
unterstützt von der Ägyptischen 
Studenten-Union — vom Univer- 
sitäts-Kampus zur Innenstadt 
von Kairo, offensichtlich von den 
Behörden kaum behindert. 


Eine freimütige Kritik an den 
amerikanischen Kriegszielen 
wurde von der halbamtlichen 
Kairoer Tageszeitung »Al Ah- 
ram« veröffentlicht, deren Her- 
ausgeber schrieb, daß der Sturz 
von Saddam Hussein weder von 
den Vereinten Nationen noch von 
der Arabischen Liga verlangt 
worden sei. Der Wunsch der 
Amerikaner, Saddam Hussein zu 
stürzen, sei eine »offene Verlet- 
zung des Völkerrechts, welches 
zum . Fundament der >Neuen 
Weltordnung< Amerikas werden 
soll«. 


Die Zeitung empfahl, daß die 
Koalition »Saddam Hussein sei- 
nem unvermeidlichen natürli- 
chen Schicksal überlassen 
möge«, weil er früher oder später 


doch den Preis für seine Nieder- 
lage zahlen müsse. 


Als Reaktion auf die wachsenden 
Unruhen erklärte Präsident 
Hosni Mubarak, daß ägyptische 
Truppen nicht zusammen mit den 
Koalitions-Streitkräften iraki- 
sches Territorium betreten, son- 
dern ihre Operationen auf die Be- 
freiung Kuwaits beschränken 
werden. 


Ali Boutros-Ghali, der stellver- 
tretende Außenminister, hat wie- 
derholt versichert, daß Agypten 
mit einem Nachkriegs-Irak unter 
Saddam Hussein leben könne, 
vorausgesetzt die zwölf UN-Re- 
solutionen werden vom Irak er- 
füllt. Boutros-Ghali erinnerte so- 
gar daran, daß Saddam Hussein 
vor dem 2. August 1990 der 
»Hauptverbündete« Agyptens 
war. DO 


Afrika 
Chinesen 
wollen den 
Kontinent 
bevölkern 


Die Führer der Volksrepublik 
China fassen eifrig die Möglich- 
keit ins Auge, Chinesen in den 
von Hunger und Krankheit ent- 
völkerten afrikanischen Sub-Sa- 
hara-Kontinent zu schicken. 
Nach chinesischen Presseberich- 
ten sieht der Gouverneur der 
Provinz Sichuan, die eine Bevöl- 
kerung von 100 Millionen Men- - 
schen hat, in Chinas Gemein- 
schaftsprojekten in Afrika einen 
Auslauf für die »überschüssigen 
Arbeitskräfte« der Provinz. 


Die Sichuan Corporation for In- 
ternational Techno-Economic 
Cooperation, die Sichuans Ge- 
meinschaftsprojekte sowohl. in 
China als außerhalb koordiniert, 
reagiert auf den Golfkrieg, in- 
dem sie südlich des Golfes nach 
Kenya, Uganda, Somalia und 
Agypten - ebenso wie Nepal auf 
dem indischen Subkontinent - 
blickt, um dort Leichtindustrie — 
und Bauprojekte zu etablieren. 


Der Gouverneur kommentierte: . 
»Wir setzen große Hoffnung auf 

Kooperation. da wir überschüs- 
sige Arbeiter in andere Provinzen 
und andere Länder exportieren 
müssen.« oO 
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Betr.: Deutschland 
»Die Seele an die USA 
verkauft«, Nr. 4/1 


In dem Artikel befaßt sich Herr Wandert 
ohne zwingende Notwendigkeit mit der 
Kampfmoral der Deutschen Bundes- 
wehr, insbesondere der »Zeitsoldaten«. 
Die Kampfmoral einer Truppe hängt 
weitgehend von der Überzeugung ab, 
daß kriegerische Handlungen notwendig 
und zum Erreichen des Kriegszieles un- 
vermeidlich sind. 


Die Kampfmoral der deutschen Armeen 
des Ersten und Zweiten Weltkrieges war 
im wesentlichen von der Vorstellung be- 
stimmt, das Deutsche Reich zu verteidi- 
gen und - besonders im Zweiten Welt- 
krieg - die Bevölkerung vor der Untat 
der angreifenden Gegner zu schützen. 
Diese Bundesrepublik hat für den bun- 
desdeutschen Soldaten keinen besonde- 
ren Verteidigungswert; dies drückt sich 
auch in der soldatischen Haltung aus, 
von welcher man gemeinhin auf die 
»Kampfmoral« schließt. 


Energisch muß man sich aber gegen die 
unqualifizierte Meinung wenden, die 
“ durch den Krieg am Persischen Golf ge- 
schaffene Situation dürfe die Zeitsolda- 
ten nicht veranlassen, den Dienst aus Ge- 
wissensgründen zu verweigern. Man 
muß sich energisch gegen die unzutref- 
fende Meinung wenden, ein Zeitsoldat 
der Deutschen Bundeswehr habe in 
Kauf zu nehmen, »in einem Konfliktfall 
als erster eingesetzt zu werden«. 
Der Zeitsoldat ist unter dem gegewärti- 
gen Rechtszustand Soldat geworden und 
kann mit Recht erwarten, daß dieser 
Rechtszustand, der die Grundlage seines 
Dienstverhältnisses ist, jedenfalls für die 
Dauer seiner Dienstzeit aufrechterhal- 
ten bleibt. Nach dem derzeitigen Recht 
gibt es aber keinen »Konfliktfall«, in wel- 
chem der Zeitsoldat als erster eingesetzt 
zu werden anzunehmen hat. 


Hier sagt die Verfassung - nämlich das 
Grundgesetz - ganz eindeutig, daß der 
Soldat (auch der Zeitsoldat) nur im »Ver- 
teidigungsfall« eingesetzt werden darf. 
Unter »Verteidigungsfall« versteht man 
die Verteidigung des Territoriums der 
Bundesrepublik im Falle eines militäri- 
schen Angriffs. Der Verteidigungsfall 
muß von den demokratischen Gremien 
festgestellt werden. 


Der Einsatz der Bundeswehr in Krisen- 
gebieten - wie zuletzt in der Golfregion 
und der Türkei - ist verfassungswidrig. 
Es steht somit jedem Soldaten zu, hier 
mit den ihm gebotenen rechtlichen Mög- 
lichkeiten den Dienst in der Bundeswehr 
zu verweigern. j 

Leider erinnert sich heute keiner mehr 
derjenigen, die nach dem Krieg von un- 
seren heutigen Verbündeten umgebracht 
worden sind, weil diese das »Handeln 
auf Befehl« nicht als Rechtfertigungs- 
grund anerkannt und von 18jährigen 
Knaben verlangt haben, sie sollten einen 
Gewissensentscheidung gegen den Be- 
fehl der Vorgesetzten treffen. 
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Somit ist also die von Herrn Wandert an- 
geprangerte Haltung rechtens und zu bil- 
ligen. Diese Haltung der Soldaten hat 
dazu geführt, daß man heute laut von ei- 
ner Grundgesetzänderung redet, die un- 
seren pflichtvergessenen Politikern die 
Möglichkeit geben soll, unsere Söhne 
überall dort einzusetzen, wo es unbe- 
kannte überstaatliche Mächte fordern, 
so z.B. in einem persönlichen Krieg des 
Herrn Bush gegen einen gewissen Herrn 
Saddam. 


Man sollte sich frühzeitig gegen derar- 


tige verfassungsfeindliche Versuche der 
Regierenden wenden! 


Man sollte aber auch den deutschen Sol- 
daten der letzten beiden großen Kriege 
die Ehre wieder geben, denn sie waren 
zu Recht der Überzeugung, nur zur Ver- 
teidigung des Vaterlandes gekämpft zu 
haben. a 


In dieser Bundesrepublik werden die 
Zerstörer der Verfassung gelobt und die- 
jenigen, die sich auf sie berufen als Ver- 
fassungsfeinde herabgesetzt. 


Manfred Biessinger, Miesbach 


Betr.: Neue Weltordnung 


:»Der Weg in ein Chaos?«, 


Nr. 4/91 


Nach dem »glorreichen« Sieg der jetzt 
einzigen Supermacht über den Dritte- 
Welt-Staat Irak mit seinen rund 14 Millio- 
nen Einwohnern. kommt offenbar nun 
die Ernüchterung. Der US-amerikani- 
sche Wirtschaftkrieg ums Golf-Ol war 
begleitet von einer weltumspannenden, 
penetrant wirkenden Medienkampagne, 
insbesondere des Fernsehens. CNN 
hatte das Weltmonopol auf einseitige Be- 
richterstattung, was sogar unseren Fern- 
sehgewaltigen mißfiel. Hauptmissetäter 
war außer dem »Satan Saddam« natür- 
lich das erpreßbare Deutschland. Angeb- 
lich sollte die Bundesrepublik Deutsch- 


land fast das gesamte Waffenpotential . 


des Irak, einschließlich Giftgas und wer 
weiß noch was an tückischen Dingen ge- 
liefert haben. 


In »vorauseilendem Gehorsam« mach- 
ten sie sich alle gleich auf den Weg ins un- 
heilige »Heilige Land«, Frau Süßmuth, 
die Herren Genscher, Vogel, Rau, Rühe, 
alle mit großem Troß, Grüne und Rote, 
Schwarze und Gelbe. Wie der »Stern« es 
so anschaulich karikierte, kehrten sie 
alle gedemütigt aus Israel zurück. 


In Tel Aviv, Kairo, Amman und Damas- 
kus hinterließ Herr Genscher viele hun- 
dert Millionen DM an »Wiedergutma- 
chung«, die Presse nannte das.auch Be- 
stechungsgelder. Als Vasall der USA 
hatte die nunmehr souverän gewordene 
Bundesrepublik in Washington 18000 
Milliarden DM abzuliefern. Herr Waigel 
wollte darum nicht feilschen. 


Der Weltöffentlichkeit wurde erst später 
mitgeteilt, daß es die Sowjetunion war, 


die dem Irak den Großteil der Waffen ge- 
liefert hatte, über 60 Prozent, gefolgt 
von den USA, Großbritannien und 
Frankreich. Auf damalige Weisung der 
USA hatten auch die Deutschen dem 
Irak etwas: geliefert, nämlich rund zwei 
Prozent. Uns es stellte sich heraus, daß 
es nicht die Bundesrepublik war, diedem 
Irak das bisher noch nicht gefundene 
Giftgas geliefert hatte, sondern die USA 
und die Schweiz. Auch die den Deut- 
schen in die Schuhe geschobene verbes- 
serte Flugleistung der sowjetischen 
Scud-Raketen konnte nicht mehr be- 
hauptet werden. Nachdem bekannt 
wurde, daß es Fachleute anderer Her- 
kunft zuwege gebracht hatten. 


Eine Entschuldigung erfolgte nicht. Ein 
Sprecher des sogenannten Weißen Hau- 
ses räumte ein, daß es »in der Hektik des 
Geschehens ein paar Übertreibungen 
und wohl auch Fehleinschätzungen« ge- 
geben habe! 


Glaubt man neueren Berichten aus dem 
»befreiten« Kuwait, so scheint es, daß 
dort die dem »Beelzebuben Saddam« zu- 
geschriebenen Schandtaten nun von an- 


. deren Teufeln begangen werden. 


Ernst-Otto Cohrs, Rotenburg 


Betr.: Golf-Krieg »Die 
Stunde der Wahrheit«, 
Nr. 4/91 


Bei allem Richtigen, was in dem Beitrag 
für Code Leser geboten wird; muß doch 
auf eine eklatante Unwahrheit aufmerk- 
sam gemacht werden: 


Ralf Ettl schreibt: »Vom Irak aus ging die 
Kultur in alle Welt - zu einer Zeit, da die 
Völker der Alliierten noch in Höhlen und 
auf Bäumen waren.« 

Nach den neuesten Forschungen von 
J. Spannuth und Professor deMahieu, 
ausgehend von den Berichten der alten 
Ägypter über die sogenannten Nordvöl- 
ker — bei Plato nachzulesen -, haben so 
etwa um 3000 v.Chr. im Norden - also 
Norddeutschland, Schweden, Norwe- 
gen, England, Polen, Spanien, Portugal 
und Nordafrika - zehn Königreiche be- 
standen, die ihre Hauptkönigsinsel auf 
Atlantis hatten, welche Insel zwischen 
Helgoland und der Eider-Mündung gele- 
gen hat. Die bekanntesten Volksstäimme 
in den zehn Königsreichen lauteten auf 
die Namen: Dorer, Phönizier und Phili- 
ster. 


Als um das Jahr 1220 v.Chr. furchtbare 
Katasstrophen vom Norden bis ins Mit- 
telmeer auftraten und die Atlantis-Insel 
versank, sahen sich diese Nordvölker ge- 
zwungen, gen Süden zu wandern. Um 
diegleiche Zeit zog, Moses auch mit sei- 
nen Israeliten aus Ägypten, weil der Nil 
austrocknete und die Iraeliten unter 
Hunger leiden mußten: 


Wie in der Bibel festgehalten wird, ka- 
men um diese Zeit eines Tages die Phili- 


ster mit ihrem Heer nach Israel. Alssiein 
Israel ebenfalls von einem Heer empfan- 

gen wurden, machten die Philister-um | 
nicht zu viele Soldaten auf beiden Seiten 
sterben zu lassen - den Vorschlag, einen 
Zweikampf entscheiden zu lassen. Die 


Philister steliten ihren Goliath in Eisen- - 


rüstung - die Israeliten, die noch kein Ei- 
sen kannten, wählten zum Zweikampf 
den jungen David. Wie dieser Zwei- 
kampf ausging, ist bekannt. 


Die Philister zogen daraufhin für sieben |. 


Jahre weg - vermutlich Äthiopien - und 
kamen danach wieder und wurden ein fe- 
ster Bestandteil der Bibel. Die Phönizier 
dagegen, die ein routiniertes Seefahrer- 
volk waren und zu dieser Zeit bereits _ 
nach Amerika fahren konnten, siedelten 
sich nach 1220 v.Chr. überall an den Kü- 
sten des Mittelmeers an. In die Bibel gin- 
gen sie mit ihrem berühmten Baumeister 
Hiram ein, den König Salomon zum Bau 
eines Tempels angefordert hatte. Aufdie- 
sen Baumeister Hiram berufen sich noch 


- heute alle Freimaurer. 


Und was der nordische Stamm der Dorer ; 


aus Griechenland gemacht hat - sie + 


brachten auch das Alphabet mit in den 
Mittelmeerraum, der zu dieser Zeit nur 
die mykenische Linear-B-Schrift kannte, 
die nach dem Auftreten der Nordvölker 
verschwand — dürften wir noch aus der 
Schulzeit wissen. 


Was die Nordvölker nach 1220 v.Chr. 
sonst noch für Kulturgüter in den Mittel- 
meerraum mitbrachten füllt inzwischen. 
dicke Bücher. Wir sollten also festhalten, 
daß nicht die »Völker der Alliierten ...« 


von den Irakern oder Mittelmeervölkern 


gelernt haben, sondern umgekehrt: die 
Iraker und andere Völker im Mittelmeer _}.. 
von unseren Vorahnen. er 


Dr. Winfried Hellemann, Bonn 


Betr.: Golf-Krieg 
»Satan - ein realexis- 
tierendes Wesen«, 
Nr. 5/41 


Als gebürtiger Waliser bin ich mir der 
Sünden, die im Namen Englands, auch 
gegen mein Volk, begangen worden sind, 
voll bewußt. 


Hussein hat sich genauso vergangen -an 
dem »eigenen« Volk - der 19ten Provinz 
Iraks, den Kurden, der eigenen verheiz- 
ten Armee. 


Auch wenn man Bush ablehnt, braucht 
man längst nicht dem »Un«-menschen 
Hussein zuzustimmen. 


Schlichtweg unerträglich ist die Gleich- 
setzung Jahwe’s (gleich Jesus Christus, 
siehe Offenbahrung 19 und 20) mit Sa- 
tan, dem Diabolos. Da hat die alte 
Schlange ein echtes Durcheinander ge- 
schafft! 


Dr. Roger Clark, Hameln 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 


_JosclOberbach SERIE 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
200 Seiten mit 25 Abbildungen. DM/Sfr 28,- ISBN 3-923864-03-5 
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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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